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Vorwort. 



Die nachfolgende Arbeit über ^^L a n d w i r t h - 
schaftliche yersichernng"' und solche Br- 
gänznngen der Letzteren als sich erforderlich zeigen 
nm die Lage des Japanischen Land- 
mannes zn bessern, warde ursprünglich im 
Auftrage S. E. Herrn Vicomte Nomura, Yiceminister 
des Verkehrsministeriams für S. E. Herrn Grafen 
Yamagata» Staatsminister des Innern, im Früh- 
jahre 1886 niedergeschrieben. Die Bolle, welche in 
dieser Beihe von Vorschlägen den „Post-Ge- 
meinde-Sparkassen'' zugedacht ist, bietet den 
Berührongspankt mit den Interessen des Verkehrs- 
ministerinms, von weichem die i,P o s t Sparkasse" ressor- 
tirt. In diesem, wie in dem anderen Umstände, dass 
ich selbst dem Verkehrsministerium angehöre, liegt der 
Grand, dass die für das Ministerium des Innern verfasste 
Arbeit auf Befehl desjenigen des Verkehrs gedruckt 
wird. 

Meine Arbeit will nur als eine vorläufige Sondirung 
des (Gebietes aufgefasst sein und bedarf zur Vervoll- 
ständigung noch einer grösseren Beihe von Specialar- 
boiten. Einige einschlagende Untersuchungen aber habe 
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ich bereits in den letzt verflossenen 1 1 Jahren angestellt. 
In den Kreis dieser mittelbar oder unmittelbar mit dem 
Gegenstand in Zusammenhang stehenden, fertig gestellten 
Vorarbeiten gehören : 

1. Die Ermässigung der Grundsteuer 
(1878) und Die Einführung des Sakemouo- 
pols{1879). 

Privatarbeit, in'« Japanische von Herrn Dr. T. H i r a t a übersetzt, 
dem Finanzministerium vorgelegt, bisher niclit veröffentlicht. Der erste 
Theil bildet Anhang III. zu gegenwärtiger Arbeit. 

In dem ersten Theile sagte ich, wie ich im §. 
88. der Laudwirthschaftlichen Versicherung erwähne, 
die inzwischen eingetroffene Bewucherung des 
Japanischen Landmannes als unaus- 
bleiblich vorher (cf. p. 261-266), bezeichnete schon 
damals Feuerversicherung, Viehversiche- 
rung, Unwetterschadenversicherung als 
Mittel gegen manche ländliche Noth 
(cf. p. 266), und empfahl eine Reform des Steuer- 
systems unter stärkerer Heranziehung der nicht länd- 
lichen Bevölkerungsklassen (Einkommensteuer 
u. dergl.). Dur zweite Theil der Arbeit zeigte einen Weg 
zur BescbafTung ausgiebiger finanzieller Mittel behufs 
Ermässigung der Grundsteuer, indem er den Reingewinn 
aus dem befürworteten Sukemonopol auf mindestens 14^ 
Millionen Yen berechnete. Dieser Vorschlag führte 
zwar nicht zum Monopol» jedoch fanden seitdem mehr- 
fache kräftige Erhöhungen der Sakesteuer statt. (Sake- 
steuer, Budget 1878-79 3^ Millionen Yen, 1886-87 14,8 
Mill. Yen.) 



2. Gesetzentwurf betr. die Einfüh- 
rnng von Grandsteuerdeckungsfond s.—- 
In der unter No. 1. genannten Arbeit hatte icli die Ein- 
richtnng von Grnndsteaerdecknng^fonds mit der doppel- 
ten Anfgahe anempfohlen» das gleichmässige Eingehen 
der Grandstener zu sichern und dem Land mann nach 
Unfällen oder Missernten zu helfen. Auf Befehl des 
damaligen Finanzminister S. E. Herrn Grafen k u m a 
Shigenobn legte ich ihm Ende Decerober 1879 den 
genannten Gesetzentwurf vor. Unter Aenderung des 
Namens in „Missernten-Deckungsfonds'^ 
wurde mit Beibehaltung der von mir befürworteten 
Aufgaben diese Einrichtung durch Gesetz vom 15. Juni 
1880 getroffen. Ein ausführlicher Bericht über die 
Einrichtung und die Leistungen dieses Systems von 
Misserntendeck ungsfonds, welche in den ersten 5J Jahren 
ihrer Wirksamkeit bereits 880,000 Familien mit Geld 
zu Wohnung, Ackergei-äthen, Saatkorn oder zur Zahlung 
der Grundsteuer, sowie 3J Millionen Personen mit Geld 
zur Beschaffung von Nahrungsmitteln unterstützt hatten 
und zugleich ein Vermöi^en von 11.2 Millionen Yen 
ansammelten, bildet das IV. Stuck des Anhangs der 
vorliegenden Publication. Ich befürworte darin diese 
Fonds nunmehr auch als Stützpunkt der practischen 
Einführung der LandwirtlischaFtlichen Versicherung zu 
verwerthen. 

3. Die Collectivversicherung der 
Gebäude in Japan. 

Vortrag, gehaltea vor der „ Deutschen Gesellschaft für Natar- und 
Völkerkunde Ostasicns" zu Tokyo am 13. Apr. 1878, abgcdr. in d. 
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Mittheil Uligen d. Ges. Heft No. 16. Dertelbe erschien auch in Fran- 
zösischer, Enf^lischer und Japanischer Uebersetznng. Ein Feuerver- 
stcherungsbüreau im Finanzministerium, unter Leitung des Herrn Dr. 
Hirata, wurde zur Untersuchung des Plans eingerichtet. 

Grandgedanke der Gollectivversicherang war das 
Japanische Hans mit Einer Yersichernng collectiv 
gegen alle möglichen acuten Gefahren zu decken» welche 
dasselbe treffen können : Feuer, Erdbeben, Taifun, 
Ueberschwemmung, Krieg etc. Die Thatsache, dass 
die Misserntendeckungsfonds in 5^ Jahren an 334,000 
Familien Wohnungshülfe leisteten, deren Hänser nur in 
30 % der Fälle durch Brand und in 70 % durch andere 
elementare Ursachen zerstört worden waren, bietet nun- 
mehr einen Beweis für die Richtigkeit der damals aus- 
gesprochenen Idee. Grundgedanke auch der vorliegen- 
den „Landwirthschaftlichen Versichern ng'S von der die 
Gebäudeversicherung übrigens einen Thei! bilden soll, 
ist der der Sachversicherung gegen die 
Gesammtgefahr. 

4. Entwurf eines Feuerversicherungs- 
gesetzes für Japan. — ^^Frotz des enger gefassten 
Namens zog derselbe doch auch die anderen den Gebäuden 
drohenden acuten Gefahren in den Kreis der Versicherung. 
Gemeinsam ausgearbeitet mit und angenommen 
von einer, unter dem Vorsitz des Finanzministers erst S. 
E. Herrn Grafen O k u m a, dann S. E. Herrn Vicomte 
Sano Tsunetomi gebildeten Commission, zu deren 
Mitgliedern der damalige Viceminister des Innern S. E. 
Herr Vicomte Shinagawa Yajiro, der do. Prä- 
fect von Tokyo S. E. Herr M. M h t s u d a» der do. 
Polizeipräfect Herr Ishii, Herr Dr. T. Uirata und 
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eine Anzahl Rathe der Ministerien der Finansen nnd de« 
Innern, sowie des Tokyo-Fn, aasser dem Verfasser 
geborten. Dieser Entwarf wnrde im Herbst 1881 mit 
Unterschrift des damaligen Finanzministers S. E. S a n o 
dem Daijo-Enwan vorgelegt, nach dem Rücktritt S. B. 
k a m a nnd S a n o von dem nachfolgenden Finanz- 
minister S. E. Herrn Grafen Matsnkata aber im 
Mai 1882 za rückgezogen. Nicht veröffentlicht. Snpple- 
mentär daran anknüpfend die folgenden Nummern 5. 6. 
und 7. 

5. Gesetzentwurf, enthaltend die 
Statuten einer staatlichen Pfandbrief- 
anstalt für versicherte, solid gebaute 
Gebäude, gemeinsam ausgearbeitet im Frühjahr 1882 
mit Herrn Dr. H i r a t a. Nicht veröfFentlicht. 

6. Der Brandschutz Tokyo' s. 

Zwei Vorträge, gehalten am 18. Febr. and 12. ICäns 1881 vor der 
DeaUchen Gesellschaft für Natnr- nnd Völkerkunde Ostaeiene. Ins 
Japanische übersetzt von Herrn R. Yamagata, dem Unanzminis« 
terinra vorgelegt; noch nicht veröffentlicht. 

7. Vorschläge zur Errichtung einer 
Feuerwehrschule, behuEs Organisirung 
besseren Schutzes der Städte und Dör- 
fer, von der unter No. 4 genannten Gommissiou 
gebilligt. Nicht veröSeutlicht. 

8. Die ,, Erste Japanische Boden- 
kredit-Anstalt, ein Vorschlag für das 
Kuwazoku-Kaikuwa n/' August 1882. 

Eine Japanische Uebersetznng dieses Buches von Herrn X. H a n a- 
busa, als Manuscript zur Verthoilung an die Mitglieder des Mini- 
fteriums nnd die des Fürstenclubs gedruckt, erschien im Beginn des Jahres 
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1888. Den wesentlichsten Theil dieser Schrift bildete eine Darlegung 
der Wirksamkeit und der Einrichtungen einer Boden- Kredit- Anstalt mit 
Pfandbriefen; der für Europäische Leser aber allein Neues enthaltende 
Theil, eine „Untersuchung über die Erweiterung der 
Japanischen Landwirthschaft in der Periode 
M e i j i " bietend, bildete den Gegenstand eines bis jetzt nicht veröffent- 
lichten Vortrages, gehalten am 20. Dec. 1882 vor d. Deutschen Ges. 
f. Natur- und Völkerkunde Ostasiens. Ergebniss dieser Untersuchung 
war, da SS die Japanische Landwirthschaft als 
Ganzes sich in gedeihlicher Entwicklung befinde 
und namentlich nach Jahren grösseren Geld- 
zufinsses die Zunahme der bebauten Fläche un- 
gemein viel grösser gewesen sei als die Zunahme 
der Bevölkerung. 

9. Die Organisation der Provinz- 
finanzen mit Hülfe einer Fu-Ken-Bank 
und die Kolonisation des Hokkaido mit 
Hülfe einer Kolonisations ban k." 

Vortrag, geh. im Juli 1883 vor S. E. dem Staatsminister des Innern, 
Herrn Grafen Yamagata Aritomo; ins Japanische üborsetst 
von Herrn N. Hanabusa. Dieser Vortrag gab den Anlass zur 
Abfassung" des ersten und vierten Capitels der auf maassgebenden Wunsch 
in den Auhang der gegenwärtigen Hchrift aufgenommenen „Weiter- 
bildungen*' (Vergl. §. 12. der „Landwirthschaftlichen Versiche- 
rung**) ; ausserdem bildet sein auf die Kolonisation des Hokkaido 
bezüglicher Theil in verkürzten Form das II. Stück desselben Anluiugs. 1 

10. „Die Post-Schul-Sparkass e.'* 

Geschrieben Januar 188(>, übersetzt von Herrn N. O m u r a und 
in Japanischer Sprache herausgegeben von der „Pädagogischen 
Gesellschaft Japan's*', Apr. 1886; gegenwärtig dem Ver- 
kehrsministerium zur Prüfung vorliegend. Berührungspunkt mit der 
landwirthschaftlichen Frage : Die nach gleichem System einzurichtenden 
Postgemeindesparkassen. 

Ich entwickele in dieser Schrift ausführlich ein ver- 
einfachtes und billigeres Verwaltungssystem der Schul« 
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Sparkassen („System Majet-Ratkowski'') 
Dnter Anwendung der localisirten mit Zinseszins einlös- 
lichen von dem centralen Postsparkassenamt aasgege- 
benen Sparmarke mit aufgedruckter Jahreszahl. Ein 
Leitartikel der Japan Mail, d. d. 21. Juli 1886, welcher 
das Buch kritisirte und die Umrisse der technischen 
Einrichtungen mittheilte, schloss mit den Worten : f,Tm 
Umriss ist dies das System, ein unvergleichlich viel leich- 
teres und weniger Arbeit verursachendes als ein in irgend 
einem Europäischen Lande befolgtes. Hm Mayets Buch 
giebt ganz genau die Mittel und Wege an um diesen 
Plan in Ausführung zu bringen, mit Vorschriften und 
Anweisungen für alle möglichen Fälle. Wir glauben, 
dass Japan, wenn es diesen Plan annimmt, in Schnl- 
sparkassensachen an der Spitze aller Länder stehen und 
höchst wahrscheinlich die Genugthuung haben wird, 
seine Methode in Europa nachgeahmt zu sehen.'' üeber 
dieses neue Sparkassensystem, welches überall da 
anwendbar ist, wo eine beschränkte Anzahl Personen 
in einer eine gewisse Zeit lang dauernden organisirten 
ortlichen Vereinigung zusammen leben (in Schule, Dorf, 
Schiff, Compagnie, Fabrik, Verein, etc.) und wo der 
Gesammtheit dieser Personen ein T h e i 1 der 
Zinsen zweckmässig zufliessen darf, während der Haupt- 
theil den Einlegern individuell erwächst, hoffe ich noch 
im Laufe des kommenden Jahres eine Darlegung in 
Deutscher Sprache veröffentlichen zn können. 

11. „Die Japanischen Hungersnot he.'' 

Vortrag, vor der „Deutschen Qescllschaft für Natur- und Völker^ 
ktmde OBtasieon,'' gehalten am 27. Jan. 1886. 
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Bot einen Katalog der Japanischen Hungersnöthe seit 
dem Jabr 567. n. Chr. nebst begleitenden geschichtlichen 
Bemerkungen und leitete ans dem Japanischen Materiale, 
nnter Heranziehung der Erntegeschichte Schwedens» 
Frankreichs, Englands nnd Preussens den Satz ab, dass 
in der Natnr ein Grand vorhanden sein 
müsse, dass in einem die mathematische 
Erwartung weit übersteigenden Grade 
sich Jahresgruppen anormalen klima- 
tischen üharacters für dasselbe Land 
zeigen. Ich beabsichtige diesen Vortrag in erweiter- 
ter Form unter dem Titel », Die Japanischen 
Hungersnöthe und klimatische Jahres- 
gruppen'* im kommenden Jahre zu veröffentlichen. 

Der Hinweis auf diesen grösseren Kreis fertigge- 
stellter vorbereitender Arbeiten» denen natürlich noch so 
manche andere des Abschlusses harrende, hier unerwähnte 
Untersuchungen zur Seite gingen, kurz der Hinweis auf 
eine mehr als zehnjährige Beschäftigang mit dem Gegen- 
stände erschien mir nöthig um dem Leser der gegen- 
wärtigen weitausgreifenden Vorschläge das Zutrauen zu 
geben, dass meinerseits eingehende Studien auf den drei 
in Betracht kommenden Gebieten der Versicherung, des 
Bodenkredites und des Sparkassenwesens statt gefunden 
haben. Ebenso darf ich hoffen, dass die früher von 
mir bekleideten Stellungen als Bathgeber der Finanzsec- 
tion des Staatsrathes, Rathgeber des Finanzministeriums 
und nicht-etatsmäflsiger Rathgeber des Ministeriums für 
Landwirthsohafty Gewerbe und Handel mir genügend 
Fühlung mit dea hiesigen velks- und staatswirthscbaft- 
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liehen Yerhältnissea gegeben habeoi nm nichts ünans- 
fahrbarej vor zuschlagen. 

Für einen Theil meiner Arbeit, nämlich Anhang I, 
Kap. IT. „Die Ablösung eines Tbeiles der Pachtrenten 
unter Mitwirkung der Anseinandersetzungsbehörden und 
der Ken-Spar- und Bodenkredit- Anstalt'' konnte ich aus 
einer werthvoUen Japanischen Vorarbeit schöpfen : 
Meine Eingangs des genannten Kapitels gegebene 
zusammenfasende Darstellung der Japanischen Pachtver- 
hältnisse stützt sich in der Hauptsache auf 17 Berichte 
über die yerschiedenen Arten und die Dauer der Pacht- 
yerträge, die Höbe der Pachtren te> den Antheil des 
Pächters an dem Ernteertrage, das Recht zur 
Vertreibung des Pächters» die Grösse und die wünschens- 
werthe Grösse der Pachtfläche, — Berichte» welche aus 
yerschiedenen Provinzen von Mitgliedern des Koojünsha 
(Verein zu gegenseitiger Belehrung) an den Verein 
erstattet und in der Zeitschrift desselben, der Koojünzashiy 
1880 und 1881 in den Heften 32 bis 48 veröffentlicht 
wurden. 

Es gereicht mir zur besonderen Genugthuung und 
Freude hier jener grossen Zahl Japanischer Freunde und 
Bekannten, die theils in amtlicher theils in nichtamtlicher 
Weise, der Eine hier, der Andere dort; durch Sammlung 
von Material, Auskunft über Japanische Zustände, 
Erlaubniss zur Acteneinsicht und -Benutzung, Durch- 
lesuug Chinesischer oder Japanischer Werke, lieber- 
Setzung vom Japanischen ins Deutsche und umgekehrt 
theils bewusste theils unbewusste Mitarbeiter an den 
verschiedenen Tbeilen dieses Werkes geworden sind, für 
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ihre fördersame Hülfe und unermüdliche Liebens- 
würdigkeit öffentlich meinen verbindlichsten Dank sagen 
ssu können. Es sind dies namentlich die Herren 

Vicomte Y. Shinagawa, Staatsrath, früher 
Viceminister des Innern, desgl. des Ministeriums für 
Landwirthschaft, Gewerbe und Handel, und ehem. K. 
Jap. Gesandter in Berlin ; 

Dr. T. H i r a t a, Abtheilungsdirector im Gesetz- 
gebungsamt ; 

T. W a d a, Director der Geologischen Reichs- 
anstalt ; 

H. I s h i i, Praefect von Miye-Ken ; 

Y. M a t s u r a, Chef des Archivamts des Verkehrs- 
ministerinms ; 

Y. T e r a d a, Chef der Deutschen Abtheilung des 
Gymnasiums zu Tokyo ; 

N. H a n a b n 8 a, Secretär im Staatsrath ; 

T. 8 a i t o> Uebersetzer im Verkehrsministerium ; 

J. Watanabe, uebersetzer im Verkehrsmini- 
sterium ; 

N. O m u r a, Lehrer an der Adelsschule zu Tokyo; 

R. Yamagata, Lehrer am Gymnasium in Kuma- 
moto. 

Insbesondere bin ich noch den Herren M a t s u r a, 
Saito und Watanabe für ihre sorgfältige und 
treue üebersetzung gerade der vorliegeaden Arbeit ins 
Japanische, so wie der Druckerei Koknbunsha für 
die bewiesene geduldige Bemühung um die typographische 
Herstellung zu Dank verpflichtet. Die Mühwaltnng der 
letzteren kann man nur ermessen, wenn ich erwähne, dass 
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das Buch von Japanischen, des Deutseben ganz un- 
kundigen Setzern gestelzt worden ist. 

Gleicbstrebenden, nach wirksamen Maaas- 
regeln des Baaeruschutzes ausblickenden 
Yolkswirthschaftlichen Forschern in der Deutschen 
Heimath möge diese Schrift eine Aufforderung sein, das 
Wirken der landwirthscbaftlicben Noth- 
standskassen prüfend in Betracht zu ziehen und 
die hier von mir für Japanische Verhältnisse behandelte 
Frage einer systematischen Organisation 
der landwirthscbaftlicben Versiche- 
rang sich auch für unsere heimischen Verhältnisse 
anfzuwerfen und zu erörtern. 

Durch die Zusendung an die Verlagsbucbbandlungi 
R. L. Prager, Berlin, von Referaten nnd 
Kritiken, deren Erscheinen in den verschiedenen 
Fachzeitschriften nnd Zeitungen selbstständig zu ver- 
folgen, mir hier draussen ganz unmöglich ist, wurden 
mich meine geehrten Gegner nnd Freunde zu grossem 
Danke verpflichten. 

Tokyo, den 1. Juli 1888. 

P. MAYET. 
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Armer Bitier, armes Land t 
Armes Land, ichwaches Land t 



EINLEITUNG. 



BRIEF AN SEINE EXCELLENZ HERRN GRAFEN 
YAMAGATA ARITOMO, STAATSMINISTEI^ 
DES INNERN. 



HOCHGEEHBTEE HERR GRAF ! 

Der ehrenvollen Anfforderang Seiner Excellenz 
Herrn Nohüra^ einen ihm kürzlich gehaltenen Vortrag 
far Euer Hochgeboren niederzuschreiben, beeile ich mich 
nachzukommen and beehre mich Euer Hochgeboren ge- 
neigter Kenntnissnah me nnd Beurtheilung die beifoU 
gende Arbeit, welche Vorschläge zur Besserung der 
Lage der Japanischen Landwirthschaft enthält, gehor- 
samst zu nnterbreiten. 

(§. 1.) Die Lage der ländlichen Bevölkerung hat 
sich in den letzten Jahren sehr unbefriedigend gestaltet. 
Zeogniss dafür sind die Bauernaufstände, die Streitereien 
der Schnldnerparteien mit den Gläubigerparteien, der 
Bankerott nnd die Zwangsversteigerung oft Hunderter 
von bäuerlichen Wirthschaften in vielen Gun, die Peti- 
tionen grosser Bauernversammlungen an die Kegiernng 
um Eriass oder Minderung der Grundsteuer. 
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(§. 2.) Die hohe und zugleich Jahr aus, Jahr eia 
gleichbleibende Geldgrundsteuer wirkt erdrückend für 
den Landmann, sobald in einem Jahre das Multiplica- 
tionsresultat aus den beiden Factoren " verkäufliche 
Erntemenge " und " Verkaufspreis " unter dem bei der 
Orundsteuerreform angenommenen Durchschnitt bleibt. 
Dann geräth der Bauer in Schulden, Er findet aber nur 
kurzfristigen, kündbaren, hoch verzinslichen Credit, 
ohne Batenrückzahlung, während die Landwirthschaft 
ihrer Natur nach des langfristigen, unküudbaren, billig 
verzinslichen . Credites, mit allmählicher ratenweiser 
Tilgung des Capitales bedarf. So verfällt Mangels 
solcher Credit-Einrichtungen, der Landmann dem 
Wucherer. 

Auch in Jahren, welche im Allgemeinen der Land- 
wirthschaft günstig verliefen, gibt es immer zahlreiche 
einzelne bäuerliche Wirthschaften, welche durch beson- 
dere Unglücksfälle betroffen und ruinirt werden, da sie 
sich nicht versichern können. (§. 3.) 

(§. 8.) Excellenz Nomura sprach es mir als seine 
Ueberzengung aus, dass eine Besserung der landwirth- 
schaftlichen Verhältnisbe Japans sich nur durch Versi- 
cherung und Credit herbeiführen lasse und forderte mich 
auf eingehend die Frage zu untersuchen „ob die Lage des 
Laudraauus durch Versicherung gebessert werden kön- 
ne?" — Ich bejahte dieses. Die Untersuchung zeigte aber 
auch, dass es Verluste gibt, für deren Deckung die Ver- 
sicherung zu benutzen durchaus nicht rathsam wäre. 
Gegen die unheilbaren Folgen der unversicherbaren 
Verluste kann der Land mann sich aber durch Sparen in 
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gnten Jahren selber sichern. Neben der Versicherang 
bedarf es noch der Sparthätigkeit. 

Die Wichtigkeit der Sparthätigkeit^ namentlich für 
die ländliche Bevölkerung ist bereits amtlich Seitens des 
Mioisterinms für Land wir thschaft^ Gewerbe und Handel 
im vorigen Jahre, in einer Proclamation an die Bevölke- 
rung anerkannt worden. Leider entbehrt aber die 
ländliche Bevölkerung in Japan noch fast ganz der 
Spareinrichtungen, welche leichte und bequeme Gelegen- 
heit zum Sparen bieten. Die bestehende Postsparkasse, 
bei aller ihrer Yortrefflichkeit und ihrem grossen Nutzen 
würde, im Falle umfangreicherer Benutzung als bisher 
Seitens der Landbevölkerung, doch den üebelstand 
bieten, dass sie das Geld aus den ländlichen Kreisen 
herauszöge, nach dem Centrum des Landes führte und 
dadurch den provinziellen Geldumlauf zu Ungunsten der 
Landwirthschaft störte. Auch ist die Postsparkasse für 
den Bauern noch nicht bequem genug. 

(§. 4.) Weil die Japanische Landwirthchaft der pas- 
senden Bodencrediteinrichtungen, der passenden Yersi- 
cherungseinrichtungen, der passenden Spareiurichtnn- 
gen entbehrt, ist sie nicht im Stande die hohe und Jahr 
aus, Jahr ein gleiche Geld-Grundsteuer zu ertragen. 
Zehntansende von Landleuten sind dadurch in dem 
vergangenen Jahrzehnt ruinirt und dem aussaugenden 
Wucher hülflos überliefert worden und Hunderttausende 
werden in den nächsten Jahrzehnten ihm so weiter 
verfallen. 

Was nothwendig ist, ist zweierlei : 

I. Den bereits am Rande des Ruins schwebenden 
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Landlenten mass geholfen werden, sie miisaen 
aas den Händen des Wucherers befreit werden ; 
II. Es müssen Yorkehrnngen getroffen werden, 
dass nicht wieder H ander ttau^ende von braven 
Leaten schaldlos in die äasserste Noth 
gerathen. 
(§. 5.) Zar Erfüll ang der ersten Forderang schlage 
ich in der beifolgenden Arbeit vor, das Zinsbeschrän- 
kangsgesetz vom 11 Sept. 1877 zu benaizen. Jetzt ist 
dieses Gesetz ein todter Buchstabe, wird fortwährend 
übertreten and hilft den Schulduern so viel als gar nichts. 
Deon diesesGesetz sagt nur, diejenigen Schulden, welche 
bei Darlehen bis'zn 100 Yen aus eiueni Zinsfnss von über 
20 % und bei Darlehen von 100 bis zu 1000 Yen aus 
einem Zinsfuss von über 15 % and bei Darlehen von 
über 1000 Yen aus einem Zinsfuss über 12 % herrühren, 
sind vom Gericht abzusetzen. Der Schuldner muss aber 
fürchten das Gericht anzurufen, denn durch die Anrufung 
erzürnt er seinen Gläubiger uud stets, selbst wenn das 
Gericht dem Schniduer Recht gibt, bleibt der Letztere 
in deu Häudea des Gläubigers, — nämlich für das ur- 
sprünglich erborgte Capital und für die darauf schuldig 
geblieljeuen Zinsen, insoweit sie aus dem gültigen 
Zinsfuss von bis 20 %, resp. bis 15 oder 12 % herrühren. 
(§. 6.) Um dieses Zinsbeschräukungsgesetz wirk- 
sam zu machen bedarf es einer Lösung des Verhältnisses 
zwischen dem Gläubiger und dem Schuldner. Diese Lö- 
sung lässt sich ohne Ungerechtigkeit und Beschädigung 
des Gläubigers und ohne Ungerechtigkeit undSchädigung 
des Schuldners dadurch bewerkstelligen, dass der Gläu- 
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biger an Stelle seines Darlehens und seiner Einkaufte 
daraas^ Pfandbriefe erhält, welche ihm Zinsen tragen. 
Die Pfandbriefe sind von einer Anstalt anszageben and 
die ehemaligen Schuldner der einzelnen Gläubiger 
werden nnn Schulder dieser Anstalt and entrichten an 
diese ihre Schuldzinsen nnd Capitalsriiokzablangen. So 
werden mit einem Schlage aas kündbaren oder knrzfri» 
Stigmen, hochverzinslichen nnd auf einmal rückzahlbaren 
Schulden, unkündbare langfristige, billiger verzinsliche, 
ratenweis rückzahl bare-^eine ungeheuere Hülfe für die 
Schuldner. 

Die Erleichterung der landwirthscbaftlichen Schuld- 
ner durch Geltendmachung des Zinsbeachränkungsge- 
Betzes und Absetzung ddr wncherisch erwachsenen 
Schulden schätze ich in meiner Arbeit auf jährlich ca 13 
bis 14 Millionen Yen. 

(§. 7.) Sie könnte noch vergrössert werden, wenn, 
entsprechend dem gegenwärtigen niedrigen Zinsfnss, die 
in dem citirten Zinsgesetz vom Uten Sept. 1877 noch 
erlaubten Zinsen (von bis 207o> bis 15°/o, bis 12°/J weiter 
herabgesetzt würden.. Um solche Herabsetzung aber 
nicht zu einer Ungerechtigkeit gegen die Gläubiger 
werden zn lassen, dürfte sie nicht rückwirkend sein. Es 
würde genügen, wenn von einem bestimmten Termin in 
naher Zukunft an die vor Gericht einklagbaren Zinsen 
nicht mehr als — sage — bis 15 % , bis 12 **/o , bis 9 ^/^ 
betragen dürften.*) Bei dem Abtösungsverfahren könnte 

*} In der Zeit zwischen Abfassung dieses Briefes (April 1886) und der 
Drucklegung gegenwärtiger Schrift hat sich die sinkende Bewegung dos 
Zinsfüsaes weiter fortgesetzt^ so dass nunmehr, dieser Ermässigung eut- 
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dann dieses neue Zinsgesetz zar Erleichterung der 
ländlichen Bevölkerung geltend gemacht werden. 

(§. 8.) um diese Ablösung vorzunehmen wird es 
besonderer Behörden bedürfen, ich nenne sie Gun- Ver- 
mittlungsbehörde, Ken-Generalcommission und erweiter- 
te Ken-Generalcommission. Um der Anstalt, welche die 
Pfandbriefe emittirt, hinreichende Sicherheit zu bieten, 
genügt es nicht allein, dass die früher von den (gläubigem 
gehaltenen Hypotheken auf sie übergehen ; es muss die 
Kraft dieser bäuerlichen Besitzer (Schuldner) gegen wei- 
teren Ruin in Folge von Unglücksfällen gestärkt werden 
und zwar durch Versicherung, (Ernteversicherung, Vieh- 
versicherung, Gebäudeversicherung,) und durch Darbie- 
tung bequemer Spargelegenheiten (Post-Gemeinde-Spar- 
kassen, bäuerliche Sparvereine, beide in Verbindung 
mit demselben Ken-Geld-Tnstitut, welches die Ablösung 
der Rechte der oben besprochenen Gläubiger der Land- 
leute vermittelst Ausgabe von Pfandbriefen besorgt.) 
Kurz, die Ablösung und das Auseinandersetzungswerk 
bedarf einer Pfandbriefanstalt und die Pfandbrief ans talt 
bedarf zu ihrer Sicherheit derselben Vorkehrungen, 
deren die Japanische Landwirthschaft überhaupt bedarf, 
damit ihre Angehörigen nicht ohne Schuld ins Elend 
kommen. 

Die vorgeschlagenen Abhülfsraittel stehen, wie ans 
obiger Darlegung, und in ausgeführtererWeise aus meiner 
beifolgenden Arbeit, zu ersehen ist, in einem organischen 
Zusammenhang, d. h. wir haben es mit einer Vielheit 

sprechend, auch üofcra ZUis^renzen sich rechtfertigen. 

D. V. 
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von nöthigen Veranstaltungen, Einrichtungen und 
Gesetzen zn tbun und jede einzelne dieser Anstalten, 
wenn erst einmal ausgeführt, erleichtert die Ausführung 
nnd den Betrieb der anderen. 

(§. 9.) Es erscheint mir zu schwierig alle diese 
verschiedenen Einrichtungen auf einmal gleichzeitig in's 
Ijeben treten zu lassen. Dann ist aber zu wählen, was zu- 
erst, was dann, was hernach und was zuletzt einzuführen 
sei. Eine Uebersicht der zeitlichen Aufeinanderfolge der 
einzelnen Schritte, die zum Ziele führen, beehre ich mich 
am Ende der beifolgenden Arbeit zu geben. Es scheint 
mir sachlich die beste Aufeinanderfolge, doch verhehle ich 
mir nicht, dass, wenn Euer Hochgeboren die Sache in 
die Hand nehmen wollen, der natürliche Wunsch Euer 
Hochgeboren sein wird durch schnellste luswerksetzung 
vornämlich des Ablösung Werkes den gegenwärtig schon 
nothleidenden Bauern Erleichterung und Hülfe in der 
Noth zu bringen; jener Uebersicht nach beginnt die 
Erleichterung der Ablösung aber erst nach 4 bis 6 Jahren 
zu wirken. 

Sollte ich in meiner Vermuthung Recht haben, dass es 
Euer Hochgeboren Wunsch sein wird, gerade diesen Theil 
des Unternehmens zu beschleunigen und einen der ersten 
Schritte sein zn lassen, so liesse sich das nur mit sachli- 
chen Unzuträglichkeiten ausführen, es könnte dann in 
der Eile nur etwas Unvollkommnes geschaffen werden ; 
es würde gleichsam ein provisorisches Holzgebäude sein, 
weil man im Augenblick nicht in der Lage ist, sofort, das 
dauernde Steingebäude aufzuführen. Im practischen 
Staatsleben, den Schwierigkeiten der augenblicklich 
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drängonden Gegenwart gegenüber, ist es ja oft notliwen* 
dig sich mit einem unvoUkommnen Anshilfemittel za 
behelfen. Dennoch schien es mir, dass es meine erste 
Aufgabe sein müsse das sachlich Richtige, den Plan zu 
dem sich meines Erachtens dauernd Bewährenden vor- 
zuschlagen, weil man dann leicht aus dem Plan das für 
die practischen Bedürfnisse des Augenblicks Allerdrin- 
gendste und Alleruöthigste auswählen kann, weil man 
dann die ünzuträglichkeiten, die sich dabei bieten, mit 
offenen Augen voraussieht und sie als freilich im Augen- 
blick unvermeidliche Mängel dem grösseren sofort er- 
reichbaren Nutzen gegenüber mit in Kauf nimmt In 
solchem Fall weiss man genau, was das grundsätzlich 
Richtige und VoUkommne ist und verliert durch diese 
sich noth wendig zeigenden Mängel nicht den Muth zur 
Ausführung. Man kann dann schon in der Zeit, wo das 
provisorische Holzgebäude steht, die Grrundsteine des 
Steingebäudes legen und seine Mauern aufführen um den 
Umzug in das bequemere und sicherere Gebäude sobald 
als möglich zu bewerkstelligen. 

(§. 10.) Die vorgeschlagenen Anstalten und Ein- 
richtungen sind für Japan neu; sie sind aber nur zum Theil 
überhaupt neu. Es wird das die Sicherheit und Schnelligkeit 
der Ausfübrang bedeutend erleichtern. So haben wir als 
Vorbilder für die „ Een-Spar-und Bodencreditanstalten '' 
die Deutschen Provincial-Kreis-uud Gemeinde- Sparkas- 
sen! für die „Bäuerlichen S par vereine '* die vielfachen 
in Deutschland zu besonderen Zwecken gebildeten Spar- 
vereiue, für den Zusammenhang der Bäuerlichen Sparver- 
eine mit der Ken-Spar-und Bodencreditanstalt die be* 
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kannten „ gesperrten Sparkassenbacher " für die 
Yersichemng auf Gegenseitigkeit die LandesBagelversi« 
chernng auf Gegenseitigkeit, die Yieh Versicherung anf 
Gegenseitigkeit und die öffentliche Gtebäadeversicherang 
anf Gegenseitigkeit in verschiedenen Dentschen Ländern. 
Für die Organisation des Ablösnngswerkes zur Befreiung 
der Bauern aus den Händen des Wucherers endlich bieten 
die verschiedenen Dentschen Ablösungs-und Auseinan* 
dersetzungsbehörden zum Zweck der Grundentlastnng ein 
Vorbild. 

Was überhaupt neu ist, ist unter Anderm : 

1. die Anwendung des Ablösungsverfahrens zu 
einer Auseinandersetzung gerade zwischen be- 
wucherten, ländlichen Hypothekenschuldnern 
und ihren Gläubigern ; 

2. Das Werthpapier der Pfandbriefe II**' und 

m*^ Classe ; 

8. die Ausdehnung der Ernte Versicherung auf eine 
grössere Anzahl Gefahren als nur den 
Hagelschlag ; 

4. die Ausdehnung der Gebäudeversicherung auf 

eine grössere Anzahl Gefahren als nur das 
Feuer ; 

5. die systematische Gestaltung des gesammten 

ländlichen Versicherungswesens nach Einem 
Plane ; 

u. s. w., u. s. w. 
• (§. 11.) Erwähnen darf ich wohl, dass ich soglücklich 
war, S. E. Herrn Nomura's Billigung für meinen Plan 
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zu finden: Der Plan sei practisch ansführbar, sei seiner Ue- 
berzeugung nach wirksam and entspreche seinen persön- 
lichen Ansichten noch darin besonders, dass derselbe an die 
sociale Selbsthülfe der Betheiligten appellire, dem Grund- 
satz der Selbstverwaltung der Ken Rechnung trage und 
sich der gegenwärtig herrschenden staatlichen Organisa- 
tion ohne Schwierigkeit einfüge und anpasse. Die na- 
tionale und die finanzielle Wirthschaft seien streng zu 
scheiden und diese Scheidung sehe er als hier gelungen 
an. Sei es die Aufgabe des Finanzministeriums das 
finanzielle Interesse des Staates wahrzunehmen, so sei es 
die des Ministers des Innern Fürsorge für die wirth- 
schaftliche Entwicklung des Volkes zu tragen und da 
auch in manchen andern Ländern, z. B. in 
Preussen, Versicherung, Credit-und Sparkassen wesen 
zu den besondern Aufgaben des Ministeriums des Innern 
gehören, so fordere er mich auf, das ihm Vorgetragene 
für Euer Hochgeboren niederzuschreiben. S. E. Herr 
NoMURA nahm dabei wohl darauf Bezug, dass (siehe Rön- 
ne's Preussisches Staatsrecht Bd. Ill §. 193) zu dem 
Geschäftsumkreis des Ministeriums des Innern in Preus- 
sen unter Anderm gehören : 

1. y,Im Assekuranz wesen die öffentlichen (ständi- 

schen und städtischen ) Feuerversicherungs- 
Institute, die Privat- Feuer-und Lebensversiche- 
rungs-Gesellschaften 'S 

2. „die Credit-Institute, die Leih- ,Spar-und Pro- 
vincial-IIülfskassen ;*' 

3. x>die Generalien über die Organisation, den 

Geschüftskreis und diu Verwaliuug der Pro- 
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vincialbehörden, die Angelegenbeiten der Kreis- 
behörden/' 

4. »die auf die Landes Wohlfahrt iiiflairendeji 

ausserordenth'chen Vorkommnisse, wie Uöber- 
schwemmuDgen, Seuchen, Nahrnngsnothstände 
und dergleichen ;*' 

5. »die städtischen und ländlichen Communalsa- 
chen ; " 

6. „ die neuen Ansiedelungen.*' 

Zu obiger No.2 ist noch zu bemerken, dass bei den 
Grond-Creditanstalten, abgesehen von den Sparkassen 
und den landschaftlichen Creditanstalten, seit 1876 in 
der Beaufsichtigung, welche bis dahin dem Ministerium 
des Innern allein zustand, auch das Ministerium für die 
landwirthschaftlichen Angelegenheiten mitwirkt. Die 
Sparkassen, wenn sie auch in der That nach einer Seite 
ihrer Thätigkeit hin Grnndcredit- Anstalten sind, unter- 
stehen doch allein dem Ministerium des Innern, und die 
besonderen genossenschaftlichen Grund-Creditanstalteu, 
welche man unter dem Namen der „ landschaftlichen *' 
Creditvereine versteht, — die übrigens in der beifolgenden 
Arbeit gar nicht berührt sind — , unterstehen (seit 1874) 
allein dem Ministerium der landwirthschaftlichen Ange- 
legenheiten, während bis 1874 ihre Beaufsichtigung al- 
lein dem Ministerium des Innern zustand. — Bei dem 
A blösuugswerke würde die Mitwirkung des 
Justiz-Ministeriums einzutreten haben. Wird also auch 
immerhin in einigen Theilen des Unternehmens die 
Mitwirkung anderer Ministerien bis zu einem gewissen 
Grade nöthig sein, so darf ich doch, da der Ilaupttheil des 
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ünterjiebmens in den Wirkungskreis des Mitiisterinms 
des Innern fällt, die Bitte aussprechen, dass Euer Hoch- 
geboren demselben Ihre geneigte Aufmerksamkeit schen- 
ken wollen. 

{§. 12.) Aus der beifolgenden Arbeit sind folgende 
bereits niedergeschriebene und auf Wunsch Euer Hochge- 
boren zur Verfügung stehende Kapitel fortgeblieben : 

1. Vorschläge zur Besserung der Lage der länd- 

lichen Pächter ; 

2. Vorschläge zur Hebung der Landescultur ; 

8. Vorschläge zur Förderung der Colonisation des 
Hokkaido ; 

4. Vorschläge zur Reorganisation der Provinz- 
Finanzen. 

S. E. Herr Nomüra regte die Verbindung des Unter- 
nehmens mit den Einrichtungen der Renteubank und der 
Landescultur-Rentenbank an und gab dadurch den Anlass 
zur Niederschrift jener beiden erst erwähnten Kapitel. 
Den Anlass zur Abfassung der beiden letzt genannten 
Kapitel aber fand ich darin, dass ich in einer früheren 
Arbeit für Euer Hochgeboren diese Themata in Zusam- 
menhang mit der Bodencredit- Anstalt bereits behandelt 
hatte und ihr Verhältniss zu den jetzigen Vorschlägen 
zeigen wollte. 

Diese vier Reihen von Vorschlägen enthalten alle 
spätere Weiterbildungen des in der Arbeit Proponirten. 
Die Vorschläge zur Besserung der Lage der ländlichen 
Pächter haben nämlich als Voraussetzung die vorherige 
Einsetzung der Ablösungsbehörden, die Vorschläge zur 
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Hebung der Landescultar und zur Förderung der Coloni- 
satioQ des Hokkaido die vorherige Einrichtuug der Ken- 
Spar-und Bodencredit- Anstalten und der landwirthschaft- 
liehen Versicherung, die Vorschläge zur Beorgunisation 
der Provinzfinanzen die vorherige Einrichtung des in 
der Arbeit erwähnten Central-Büreaus, welches die ver- 
schiedenen Ken-Spar-und Bodencredit-Anstalien in Ver- 
bindung setzt. 

Ich hatte erst beabsichtigt diese vier Capitel den gegen- 
wärtigen Blättern beizufügen. Ich fürchte aber, dass ich 
Euer Hochgeboren Geduld bereits ungebührlich in An- 
spruch genommen habe^ da es mir leider nicht gelungen 
ist in den beifolgenden Blättern so kurz, klar und über- 
sichtlich, wie ich es selber wünschte, zu sprechen. Ich 
bitte Euer Hochgeboren die ermüdende Längte der beifol- 
genden Darlegung wegen der Schwierigkeit des Gegen- 
standes, seiner theilweisen Neuheit und der grossen Reihe 
verschiedener Einrichtungen, welche zu besprechen waren, 
mit freundlicher Nachsicht entschuldigen zu wollen. 

Tokio, den 2^° April 1886. 

Mit ausgezeichneter Hochachtung 
Euer Hochgeboren 

ganz ergebenster 

P. MAYET. 
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Erster Theil: Systematische Untersuchung. 

Einleitung. 

§. 13. 

Um die Frage, kann die Lage des Landmanns durch 
Versicherang gebessert werden, sachgemäss zu beant* 
werten, müssen wir offenbar in Betracht ziehen, wovon 
die Lage des Landmanns abhängt und worin das Wesen 
der Versicherung besteht. 

Die Lage des Landmanns hängt, abgesehen von dem 
Stande der Gesetzgebung und allgemeinen Verhältnissen 
Japans, ab von : 

1. seinem Besitz, 

2. seiner Ernte, • 

3. den Productenpreisen, 

4. seinem Selbstverbrauch, 

5. seinen Steuerpflichten, 

6. seinen Schulden, 

7. dem Geldumlauf. 

Die Lage des Landmauns hängt natürlich ausserdem 
noch von sehr Vielem, von allgemeinen Verhältnissen Ja- 
pans und vom Stande seiner Gesetzgebung ab ; ich erwäh- 
ne die Transportkosten, Concurrenz der Oerealien- Einfuhr, 
Ausdehnung des landwirthschaftlichen Exportes, das laud- 
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wirthschaftliche Schulwesen, Erbrecht, Hypotheken recht, 
Processorduang etc. etc. — , sie Alle stehen in mehr oder 
minder entferntem Zusammenhang mit der Lage der 
Landwirthe. 

Hier will ich aber nur diejenigen Punkte besprechen, 
welche mit der vorliegenden Frage in näherem Zusam- 
menhang stehen und auch nur in so weit sie dies thun. — 
Das Hjpothekenrecht freilich verdiente, bei seinem engen 
Zasammenhacg mit dem in gegenwärtiger Arbeit Vorge- 
schlagenen, eine eingehende Betrachtung. Uoverkennbar 
ist es in mancher Hinsicht der Verbesserung bedürftig. 
Da es aber einerseits dazu einer besonderen diesbezügli- 
chen umfassenderen Arbeit bedürfte und ich andererseits 
die üeberzeugung habe, dass das Japanische Hypothe- 
kenrecht in seinem jetzigen Zustand (mit etwaigen ge- 
ringen Aenderungen} doch schon genügen würde, so gehe 
ich in dieser Arbeit noch nicht näher auf dasselbe ein. 

Besitz und Ernte (obige No. 1 und 2) sind die Gegen- . 
stände der landwirthscha.ftlichen Ver- 
siclierung, dwher stelle ich den sie behandelnden 
Abschnitt voran als Abschn'itt A: Besitz und 
Ernte und ihre Gefährdung. Ich lasse so- 
fort hierauf den Abschnitt B: üeber das 
Wesen der Versicherung, und insbesondere 
der landwirth schaftlichen Versicherung, 
folgen, aber ohne mich irgendwie auf die unnütze Erör- 
terung der blossen Form, ob Actieogesellschaft, genos- 
senschaftliche Versicherung auf Gegenseitigkeit oder 
Staatäversicherung das Empfehlenswertheste sei, ein- 
zulassen. Ich spreche einfach nur von genossenschaftli- 
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eher Versieberang auf Geganseitigkeiti organisirt nnd 
verwaltet von den öffentlichen Selbstverwaltnngskörpem 
der Ken unter Mitwirkung der versicherten (je- 
nossen. 

Yieh Versicherung und Gebäudeversicherung, für welche 
beide die ausgeführten Beispiele in Europa vorliegen» 
finden als zwar sehr wichtige aber doch ganz selbstver- 
ständliche Theile eines landwirthschaftlichen Versiche- 
rungswesens in diesem Abschnitt, wie in der ganzen 
Arbeit überhaupt, nur kurze Erwähnung. ^, E r n t e ''- 
Versicherung, welche in Europa nur erst sehr bruch- 
stückweise (nämlich bloss als Hagelversicherung) ausge- 
führt ist, bildet daher den Hauptgegenstand der Unter- 
suchung. Der Ernteversicherung allein und ihren 
Beziehungen zu den Productenpreisen, den Grössen des 
Selbstverbrauchs und der Steuerpflichten (No. 9, 4 nnd 
5) ist das dritte Stück des Abschnitt B. gewidmet : „Von 
der Versicherung resp. vom Schadenersatz auszuschlies- 
sende Schäden oder Schadentheile '' mit drei Unter- 
abschnitten : 

1. Theilersatz als Vorsichtsmassregel g^en selbst- 

verschuldete Schäden ; 

2. nur scheinbare Schäden, eine Eigenthümlich- 

keit zu weit ausgedehnter Ernte Versicherung, 
oder der Einfluss der Productenpreise auf die 
Versicherangs frage ; 

3. Einschränkungen, mit welchen die „ Missernte ''- 
Versicherung in die Ernte Versicherung ein- 
bezogen werden kann, oder Einfluss der Produc- 
tenpreise, des Selbstverbrauchs und der 
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Steuerpflichten aaf die Lage des Landmanns in 
grossen Misserntejahren. 
Die Beziehungen der nngliicklicken Naturereignisse und 
der landwirthschaftlichen Versicherung zu den Schulden 
(No. 6) und dem Greldumlauf (No. 7) behandelt dann in 
grösster Kürze der Abschnitt C, und die Lücken» welche» 
wie die systematische Untersuchung gezeigt haben wird, 
in dem Schutz gegen Unglücksfälle, von der Versiche- 
rung gelassen werden müssen» endlich det Abschnitt D. 
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Abschnitt A : Besitz und Ernte und 
ihre Gefährdung. 

Erstes Stück : Der Besitz des Land man ns und 
seine Gefährdung. 

§. 14. 

Als Haupt besitzstücke müssen wir aufzählen : 

a. Grund und Boden, 

b. Gebäude, 

c. Vieh, 

d. Emte-uud Saatvorräthe, 

e. Ackerbangeräthschaften , 

f. (Früchte auf dem Felde.) 

Bemerkung : Die Früchte auf dem Felde (f ) 
wollen wir dem übrigen Besitz des Landmaus 
als ,f Ernte '* gesondert gegenüberstelle]!. 
Unglücksfälle, welche den Landmann in seinem 
Besitz treffen, sind zwar, abgesehen von seinem Yiehbe- 
sitz weniger häufig als solche, welche seine Ernte beeii^- 
trächtigen ; sie sind dafür aber in der R^gel um so schwe- 
rer und fühlbarer. Selbst seinen Grund und Boden, der 
ihm die Ernten trägt; kann er einbüssen : An Flüssen 
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gelegenes Ackerland wird zuweilen vom Strome abgeris- 
sen und verschlungen und Yulkanausbrüche begraben 
unter ihrer Lava und ihrem Aschenregen weite Strecken 
fruchtbaren Landes. Flussüberschwemmungen und 
Meeresfluthen reissen Wohnhäuser, Speicher und Ställe 
fort, Feuersbrunst oder Erdbeben zerstört sie^ Seuchen 
und Krankheiten tödten das Vieh. Und alle Unglücks- 
fälle, denen die Häuser erliegen, drohen auch den Yor- 
rathen, welche er zur Saat, zum Selbstverbrauch und zum 
Verkauf aufgespeichert, ebenso wie den Ackerbaugeräth- 
schaften, deren er zum Betriebe seines Gewerbes be- 
darf. Gebäude, Vieh, Vorräthe und Geräthschaften sind 
aasserdem den Zerstörungen in Krieg und Aufstand 
ausgesetzt. 



— 20 



Zweites Stück: 
Die Ernte des Landmanns und ihre Gefährdung. 

§. 15. 

Die Menge und Güte der Ernte hängt ab. 
T. von dem Menschen, 
II. von der Natur. 
Den menschlichen Einflass auf den 
Ernteertrag müssen wir weiter scheiden in solchen, 
der von dem einzelnen Ackerbauer selbst (I a.) and in 
solchen, der von Anderen als ihm selber geübt wird 

(I b.). 

Den Einfluss der Natur müssen wir weiter 
scheiden in lange dauernde chronische Einwirkungen 
(TI a.) und in jähe acute Einwirkungen (II b.)- 

§. 16. 

Ad. I a. — Der Ackerbauer selbst kann eine Minderung 
seiner Ernte verschulden : durch ungenügende Düngung, 
falsche Dungstoffe, unfieissige Bearbeitung des Bodens, 
wie K. B. nicht genügende Zerstückelung der Erdschollen, 
nicht genügende Durchgrabung des Ackers, unrichtige 
lläufelung der Furchen, unterlassenes Festtreten hier, 
unterlassene Lockerung des Bodens dort, ungenügendes 
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Jäten, Aasstreaen zu wenigen Samens, schlechten Samens, 
ungenügende Wässerung ans Gräben oder Brunnen, fal- 
sche Fmchtfolge, Versänmniss der richtigen Bestellungs- 
zeit u. s. w., n. s. w. 

Die von dem Ackerbauer zu leistenden Arbeiten sind 
verschieden bei jeder Cultnrpflanze ; z. B. Ileis, Hanf, 
Kartoffel, Baumwolle erfordern alle verschiedene Behand- 
lung. Es gibt aber wohl gegen 100 verschiedene Cultur- 
gewächse, die in Japan gebaut werden : Getreide, 
Gemüse, Knollenfrüchte, Gespinnst-, Handelspflanzen, 
Medicinalgewächse, Baumfrüchte u. s. w. Mithin gibt 
es auch 100 verschiedene Bebauungsarten. Selbst dieses 
reicht noch nicht, denn die Behandlung jeder einzelnen 
Pflanzengattung ist wieder noch verschieden je nach der 
Beschaffenheit des Bodens, je nach seiner Lage im Norden 
oder Süden des Landes, ja selbst je nach seiner Höhen- 
lage. 

Diese Mannigfaltigkeit der Obliegenheiten des Land- 
manus, von deren pünktlicher Erfüllung der Ernteertrag 
weit mehr als zur Hälfte abhängt, ist so gross, dass eine 
Aufsicht und Coutrolle darüber ob der Landmann sie zur 
rechten Zeit, mit dem gehörigen Fleisse und dem richti- 
gen Yerständniss erfüllt habe, gänzlich ausgeschlossen ist. 
Hinter jedem Landmann, auf jedem Felde, zu jeder Stunde 
müsste ja ein Aufsichtsbeamter stehen, der ihn in 
jeder seiner Handinngen controllirte, wie ihn nur sein 
eigenes Arbeltsgewissen controlliren kann. Jede Ab- 
schwächung der Verantwortlichkeit des Landmanns, jede 
Minderung des Bewusstseins, dass von seinem Fleiss und 
von seiner Pflichterfüllung der Ausfall der Ernte in einer 
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massgebenden Weise, wenn auch nicht einzig, so doch 
grossentheils abhängt, wirkt ungemein schädlich. Eine 
Ernteyersicherung, welche den Landmann, trotz eigener 
Fehler in der Bestellung doch schadlos für einen Min- 
derertrag hielte, würde ein nationales Unglück sein. 

§. 17. 

Ad* L b* — Ausser von dem Ackerbauer selbst kann 
der Ernteertrag auch von der Einwirkung anderer Men- 
schen auf seinen Betrieb abhängen. Eine falsche Art 
der Ernte Versicherung, falsche Vorschriften der Regie- 
rung hinsichtlich der Bebauung könnten solche Einwir- 
kungen sein. Versäumen die Obrigkeiten zur rechten 
Zeit die sich allmählich verflachenden Flussbetten wieder 
anszutiefen, Deiche und Därmme zu erhöben und in gutem 
Stand zu halten, den Waldbestand auf den Bergen als 
Schutzwälder zu erhalten, so werden abwechselnd Was- 
sermangel und jähe Ueberschwemmungen den Landmann 
um die Frucht seiner Arbeit bringen. 

Endlich drohen zuweilen Krieg und Aufstand, Allge- 
meinangelegenheiten des ganzen Landes, als Störer der 
Bebauung oder als Zerstörer der Ernte, den Bauern eini- 
ger Gegenden, im Allgemein-Tnteresse des ganzen Reiches 
eine Last aufzuerlegen, welche für ihre Schultern zu 
schwer ist. 

. §. 18. 

II. Einwirkungen der Natur auf den 
Ernteertra g. — ^Die Minderung der Ernte kann veran- 
lasst sein durch Dürre, Nässe, unregelmässige Jahreszei- 
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ten, kalte Jahre, za andauernde Bewölkung des Himmelt. 
Dieser Gruppe von mehr chronisch einwirkenden un- 
glücklichen Natnreinfliissen (H a.) können wir eine Gruppe 
acuter, jäh einwirkender, natürlicher Unglücksfälle 
(ir b.) gegenüberstellen : Meeresfluthen und Flussüber- 
schwemmnngen , Taifune, Hagel und Wolkenbrüche, 
Fröste, Erdbeben, Ynlkanausbrüche, Aschenregen, 
Bergsturz und Insectenschäden. Eine dritte Gruppe für 
sich bilden die Pflanzenkrankheiten. 

§. 19. 

Ad. II a. — Der ersten Gruppe von natürlichen Un- 
glücksfällen ist es eigen, dass sie sich häufig über unge- 
heuere Ländergebiete ausdehnen. Die Geschichte der 
Japanischen Hnngersnöthe beweist, dass Darren, anre- 
gelmässige Jahreszeiten, Nässe und andauernde Kälte 
saweilen das ganze Land gleichzeitig trafen. Noch 
häufiger sind die Fälle, in denen zwar einzelne Theile des 
Reiches ganz, oder fast ganz verschont blieben, doch aber 
immer der Unglücksfall eine grosse Zahl, oder die Mehr- 
zahl der Provinzen betraf. 

Diesem extremen Fall der völligen Miss- 
ernten und der darauf folgenden Hnngersnöthe nahe 
verwandt sind die Fälle der Jahre bloss schlechter 
Bmten. Diese treten natürlich viel häufiger als die 
schweren Missernten ein. In solchen Jahren kann der 
Landmann noch viel im Kampf gegen den minder günsti- 
gen klimatischen Verlauf leisten. Ist selbst nicht genü- 
gend Wasser für die gewöhnlich benützten Wasserzulei- 
tottgsgräben vorhanden, so pflegt doch in etwas grösserer 
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Tiefe das Wasser sich vorzaßndeu. Eine fleissigere 
Benutzung des Schöpfradesi ein emsigeres Schöpfen aus 
dem nun tiefer das Wasser bietenden Ziehbrunnen ver* 
mögen da viel, ebenso wie das Bedecken des Erdbodens 
über Pflanzenwurzeln mit Stroh und Matten zum Schutze 
gegen die dörrende Hitze der Sonne. Die Effecte eines 
zu nassen Jahres lassen sich freilich in demselben Jahre 
nur schwer verhüten; da sie aber hauptsächlich schädlich 
für die Ernte auf solchen Grundstücken sich erweisen, 
welche auch ohnedies zur Nässe neigen, so sind Entwäs- 
serungs-nnd Drainirnngs-j^nlagen für diese Grundstücke 
überhaupt das angezeigte Hülfsmittel zur Verhütung 
schlechter Ernten, Drainirungen, welche in der Europäi- 
schen Landwiithschaft eine so grosse, und so heilsame 
Rolle spielen und welche in den nördlicheren Theilen 
Japans, dem Hokkaido, Mutsu und Dewa gewiss häu6g 
sehr augebracht wären. Je weniger scharf der ungünstige 
Allgemeincharacter eines Jahres ausgesprochen ist, um 
so mehr vermag der Landmann durch zeitig vorbeugende 
Selbsthätigkeit den üblen Erfolg, wie ersieh in schlechter 
Ernte zeigen würde, zu bekämpfen. 

Eine weitere Eigenthümlichkeit dieser sogenannten 
schlechten Jahre, auf welche ich kürzlich in einem 
Vortrage vor der Deutschen Gesellschaft für 
.Natur*und Völkerkunde Ostasiens über 
„Die Japanischen Hungers nöthe'' hin- 
gewiesen habe, besteht darin, dass sie häufiger in zusam- 
menhängenden Jahresgruppen, als vereinzelt, auftreten. 
Sie theilen diese Eigenthümlichkeit übrigens auch mit 
den Jahren der Missemten und den guten Erntejahren. 
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Ein drittes Characteritticum der sogenannten schlech- 
ten Jahre ist, dass dieselben, während sie schlechte Ern- 
ten bei der einen oder bei einigen Frnchtarten bewirken, 
im Gegentheil den Ernteertrag anderer Frnchtarten dessel- 
ben Landes zu steigern pflegen. Die Land wirthschaft eines 
Landes hat sich eben im Allgemeinen in der Auswahl der 
Cnltnrgewächse, welche sie anbaut, nach dem durch- 
schnittlichen klimatischen Character des Landes 
gerichtet. Den vieler leiarti gen Culturgewächsen ist 
nun nicht dasselbe schädlich, nicht dasselbe nützlich. 
Schlechte Jahre sind ja nur Jahre, welche von 
dem durchschnittlichen, gewöhnlich herrschenden Ver- 
laufe der Witterungs-Erscheinungen abweichen. Die 
Abweichung, z. B. etwas mehr Hitze, kann der einen 
Pflanzenart zuträglich, der andern schädlich sein. Ge^ 
treide-und Knollenfrüchte sollen so in einem gewissen 
Chegensatze stehen. Die Vervielfältigung der Cultur- 
gewächse ist eine vorzügliche Art der Versicherung gegen 
schlechte Jahre. Der Landmann gewinnt da an der 
einen Fruchtart mehr, was er an der andern einbüsst.* 



* Diese Wahrheit ist keine nene ; sie ist in Japan practisch anerkannt. 
Der allmählichen Einfühmng des Anbaues immer mannigfaltigerer Cul- 
tarpflanzen, welche durch dieselben klimaÜBchen Verhältnisse in ver- 
schiedener Weise gehemmt oder gefördert werden, ist es namentlich zu 
danken, dass die Japanischen Hnngersnöthe in den letzten Jahrhunderten 
weniger häufig als in den früheren, eingetreten sind. Gerade zu dem 
Zweck für den Fall schlechter Beisemten der Bevölkerung doch ein an- 
«leres Nahrungsmittel zu sichern, wurde der Getreide-Anbau von Gbnbho- 
Tkinro and Saoa-Tbnko besonders gefördert, nachdem das Reich im 3t«n 
nnd et«n Jahre YoBO (719 und 722 n. Chr.) und in Iten und iQten Jahre 
Koxnr (816 und 819 n. Chr.) unter Hungersnöthen zu leiden gehabt hatte. 
Aus gleichem Grunde förderte Mombü-Tenno die Rindviehzucht, nach der 
grossen Hnngersnoth im 2ten Jahre Daihö (702 n. Chr.)— Durch Beleh- 
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§. 20. 

Ad. II. b. — Der zweiten Gruppe oben aufgezählter 
unglücklicher Naturereignisse, welche acut und plötzlich 
auftreten, ist es eigen, dass der Einzel-Mensch ihnen 
durch seine Thätigkeit gar nicht vorbeugen kann. So bei 
Meeresfluthen, Taifunen, Hagel und Wolkenbrüchen, Erd- 
beben und Vulkan- Ausbrüchen. Nur Frostschäden kön- 
nen, aber doch nur bei einzelnen Pflanzen, wie z.B. dem 
Weinstock, durch rechtzeitiges umhüllen mitStroh» ver- 
hindert werden. Während der E i u z e 1-M e n s c h ebenso 
hülflos den Flnssüberschwemmungen und Insectenschä- 
den gegenüber steht, pflegt die menschliche Genossen- 
schaft, in der er lebt, an Flussüberschwemmungen 
fa»t immer eine Mitschuld zu tragen. Einzelne der 
Insectenschäden, und wir dürfen gleich hinzufügen, ein- 
zelne der Pflanzenkrankheiten treten freilich wie ganz 
unvermeidliche Uebel auf, andere derselben aber 
können durch rechtzeitiges Einsammeln der Raupen und 
Larven und durch energisch eingreifendes, den Heerd 
der Ansteckung beschränkendes Verfahren der Staats- 
oder der Provinzial-Begierongen eingeschränkt und 
ungefährlich gemacht werden. 

ruDg sollte jeder Baner zum Verständniss dieser Sicherang gefährt und stets 
mehrererlei gleichzeitig zn Iwueii veranlasst werden. 
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Abschnitt B : Das Wesen der Versicherung. 

Einleitung. 
§. 21. 

Ans einer Erörterung des Wesens der Versicherung 
wird klar werden^ auf welche der oben angeführten Un- 
glücksfälle^ die den Besitz oder die Ernte des Landmanns 
treffen y die Versicherung anwendbar ist und auf welche 
nicht. Gegen die Unglücksfälle, auf welche die Versi- 
cherung nicht anwendbar ist, wird dann dem Land mann 
eine anderweitige Stütze geboten werden müssen. 

Die Versicherung, ist ein zweiseitiges Verhältniss 
zwischen einem Versichernden und einem Versicherten. 
Der Versichernde übernimmt die Verpflichtung, wenn 
ein Schaden bestimmter Art eintritt, dem Versicherten 
oder dessen Rechtsnachfolger eine Geldsumme zu 
erstatten. Die Höhe dieser Geldsumme ist entweder 
im Versicherungsvertrag im Voraus festgesetzt (z. B. 
in der Lebensversicherung, Viehversicherung) oder 
nur in ihrem Maximum für Totalschaden festgesetzt 
und wird für Partialschäden durch Schätzung bestimmt 
(Fenerversichernng, Hagelversicherung). 

Der Versichernde kann sein : 

A. ein Einzelner, — so bei der Trichinen-Versiche- 
rung ; ausser bei dieser und bei der sogenannten 
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Selbstversicherniig (d. i. Nichtversicberimg) kommt die 
VersicheroDg durch den Einzelnen fast nie vor. 

B. £ine Mehrzahl za dem Zweck des Versichems 
vereinigter Gapitalisten : 

a. einmalig vereinigter Capitalisten, — alte 

Form der Seeversicherung ; 

b. dauernd vereinigter Gapitalisten, — Versi- 
cheruDgs- Ac t i e n-Gesellschaft. 

C. Eine Genossenschaft, deren einzelne Mitglieder 
alle bei derselben Genossenschaft Versicherte sind, — 
Gegenseitige Versicherung : 

a. Nur eine Vereinigung Privater,— z. B. die 

Gothaer Feuerversicherung auf Gegenseitigkeit» 
die Gothaer Lebensversicherung auf Gegen- 
seitigkeit etc. etc. 

b. Eine Vereinigung Privater, unter Mitwirkung 
des Staates oder communaler Selbstverwal- 
tungskörper bei der Verwaltung : 

aa. Freiwillige Versicherung,— die Baye- 
rische öffentliche Hagelversicherungs- 
Anstalt ( = Königliche B rand versiche- 
rungskammer, Abtheilung für Hagel- 
versicherung) und andere. 

bb. Freiwillige, in bestimmten 
Fällen aber obligatorische Versicherung, 
— die Bayerische Feuerversicherungsan- 
stalt (= Königliche Brandversicherongs- 
kammer). 

cc. Obligatorische Versicherung,— die 
öffentlichen Feuerversicherungsanstalten 
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in Ostfriesland y in dem Regierungs- 
bezirk Wiesbaden, in den liohenzollem- 
schen Landen, in Baden etc. 
D. Der SUat. 

Die Fälle A. B. nnd D. unterlasse ich hier za bespre- 
chen, und indem ich von landwirthschaftlicher Yersiche- 
rang rede, verstehe ich darunter immer ,, genossenschaft- 
liehe, gegenseitige". Dass eine Mitwirkung commnnaler 
Selbst^erwaltungskörper bei der Verwaltung eintre- 
te, werde ich weiter unten vorschlagen. 

Das Wesen der genossenschaftlichen gegenseitigen 
Versicherung besteht darin, einen Schaden auf Viele zu 
vertheilen. 

Solche Vertheilang auf die Vielheit von Genossen 
kann nun geschehen : 

1. bloss in der Gegenwart,-— technisches Mittel : 

das alljährliche Um läge- Verfahren ; 

2. in der Gegenwart und Verg;angenheit,— -techni- 
sche Mittel : alljährliche Umlage und Reser- 
vefonds ; 

3. in Gegenwart, Vergangenheit und Zukunft, — 
technische Mittel : alljährliche Umlage, Reser- 
vefonds und Anleihen. 

Wir werden für Japan zu dem Vorschlag einer 
gegenseitigen, landwirlh schaftlichen Versicberungs- 
gienossenschaft mit den Mitteb der alljährlichen Umlage, 
des Reservefonds und eventueller Anleihen gelangen. 

Unsere Besprechung wird folgende Reihenfolge 
beobachten : 

Erstes »Stück: Vertheilung des Schadens auf 
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Viele» nur durch jährliche Umlage. 
Zweites Stück: Yertheilnng des Schadens auf 

Viele nnd auf Zeit. 
Drittes Stück: Von der Versicherung, resp. 

vom Schadenersatz auszuschliessende Schäden oder 

Schadentheile : 

Erster Unterabschnitt: Theilersatz als 
Vorsichtsmassregel gegen selbstverschuldete 
Schäden. 

Zweiter Unterabschnitt: Nur schein- 
bare Schäden, eine Eigenthümlichkeit zu weit 
ausgedehnter Ernteversicherung, oder der Einfluss 
der Pro<lnctenpreise auf die Versicherungsfrage. 

Dritter Unterabschnitt: Einschränkun- 
gen, mit welchen die „ Missernte'<- Versicherung 
in die Ernte- Versicherung einbezogen werden 
kann, oder Einfluss der Productenpreise, des 
Selbstverbrauchs und der Steuerpflichten auf die 
Lage des Landmanns in grossen Misserntejahren. 
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Erstes Stück: 

Vertheilung des Schadens auf Viele nur durch 
jährliche Umlage. 

§. 22. 

Die Vertheilung des Schadens auf Viele, unter 
Heranziehung nur der gegenwärtig vereinigten 
Genossen, ist das einfachste Mittel gegenseitiger Versiche- 
rung (gebräuchlich z.B. in den heutigen Orts- Vieh- Versi- 
eb erungsvereinen). Die Vertheilung des Schadens auf 
Viele ist immer eine grosse Erleichterung für den vom 
Schaden Betroffenen; sie fällt aber den ursprünglich Unbe- 
troffenen um so schwerer, je weniger es sind. Ange- 
nommen Alle sind gleich hoch versichert und es trifft Ei- 
nen von den Genossen ein Schaden; sind es 10 Genossen, 
so trifft Jeden y^^, wenn 100 Genosseui Jeden yuit» wenn 
1000 Genossen, Jeden nur j^^^ Freilich wächst auch 
mit der grösseren Zahl der Genossen die Wahrscheinlich- 
keit, dass mehr als Einer unter ihnen vom Schaden be- 
troffen werden wird. Ist die Zahl der Genossen sehr 
klein, so gehen viele Jahre ohne Schaden vorüber ; trifft 
dann Einen der Genossen aber einmal ein Schaden, so 
ist er für Jeden von ihnen doch ziemlich schwer zu tragen. 
Sind die Genossen sehr zahlreich, so treffen jedes Jahr 
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manche Schäden au{ sie ; sie haben in jedem Jahr 
Schadenersatz-Beiträge zu leisten, dieselben sind aber 
gleich förmiger und desshalb von massiger Höhe. 
Gegenseitige Versicherung ist um so 
vollkommner je grösser die Zahl der 
Genossen ist. 

Gegenseitige Versicherung ist aber auch um so voll- 
kommner über ein je grösseres Land gebiet 
die versicherten Genossen verbreitet sind. Sind sie alle 
eng bei einander, so kann sie zu leicht Alle dasselbe 
unglückliche Natnrereigniss treffen. Selbst die einzelnen 
Provinzen sind noch zu kleine Landgebiete für landwirth- 
schaftliche Versicherung. 

Eine Ernteversicherungsanstalt in Hiogo-Ken allein 
wäre einer Ueberschwemmung, wie der des vorigen Jah- 
res in Osaka, mit deren nahezu 100 Tausend vom Un- 
glück Betroffenen gegenüber in arge Verlegenheit gerathen. 
Ebenso nimmt die in dem einen Ken von Taifunen, oder 
Erdbeben, oder Meeresfluthen, oder Heuschrecken et^. 
betroffene Fläche einen, im Verhältniss zu dem unbo- 
troffenen Theil des Ken zu grossen Raum ein, um die 
Versicherung noch als eine Wohlthat erscheinen zu las- 
sen. Anders ist es, wenn eine Versicherungsgenossen- 
schaft sich über das ganze Land ausbreitet. So suchen 
in der That die Europäischen Lebens-, Feuer-, Hagel- 
etc. Versicherungsanstalten, und zwar nicht nur die 
gegenseitigen, ihr Geschäftsgebiet so weit als nur irgend 
möglich auszudehnen, mindestens überspannen sie das 
eigene Land, sei es England oder Frankreich, oder Deutsch- 
land mit einem Netz ihrer Agenturen, bäuGg aber 
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Sueben sie ihren Geschäftsbetrieb sogar noch anf fremde 
Lander anssndehnen. In den offenen Häfen Japans ar- 
beiten die Agenten von einigen 70 Bnropäischen und 
Amerikanischen Versicherungsgesellschaften in den 
Zweigen der See- und Transport-, Lebens-und Feuer- 
versicherung. Erste Forderung für eine landwirthschaft- 
liche Versicherung in Japan ist also, dass sich- dieselbe 
über das ganze Land ausdehne. Dies wird am leichtesten 
dadurch erreicht werden, wenn die Versicherung zwar 
provinzmässig organisirt wird, die sämmtlichen pro- 
vinzialen Versicherungs-Grenossenschaften aber einen 
grossen Bückversicherungsverbaud für das ganze Land 
bilden. 

§. 23.' 

Wird die eben gestellte Forderung erfüllr, so 
ist die laudwirthschaftliche Versicheraog sicherlich für 
die Meisten der acuten unglücklichen Naturereiguisse 
möglich und e m p f eh 1 en s w e r t h. Immer 
werden dann nnbetroffene Provinzen da sein deren 
Versicherungs-GenoHsenschaften den Schaden der Ver- 
sicherten der betroffenen Provinzen mittragen können. 

Es gibt keine Meeresfltrth, keine Flussüberschwem- 
mung, welche das ganze Land oder auch nur einen nam- 
haften Theil desselben überdeckt hätte. Die von den 
Meeresfiuthen erreichbare Küste, das Thalgebiet der 
einzelnen Flüsse ist nur ein hnndertstel oder ein tausend- 
stel Theil des Landes. Nie brechen alle Vulcane zu 
gleicher Zeit aus, ihre Lavaströme und Aschenregen be- 
decken schlimmsten Falls einige Quadrat-Meilen. Aus- 
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gedehnter pflegt scbon das Gebiet der Taifune» Wolken- 
brüche und Fröste zu sein, unter ihnen können schon 
ganze Provinzen , mehrere Provinzen leiden. 
Aber selbst die betroffenen Provinzen leiden nicht gleich- 
massig ; nur wo das Centram des Taifuns langgegangen 
ist, mag strichweise ein Totalverlast der Ernte zu bekla- 
gen sein. So ungeheuer der summirte Schaden derselben 
auch erscheinen mag, so klein ist er schliesslich doch im 
Vergleich zur Ernte des ganzen Landes. Wenn sich 
Erdbeben auch zuweilen über das ganze Land erstrecken 
mögen, so fällt ihre zerstörende Kraft doch immer nur 
einem verhältnissmässig beschränkten Bezirke zu. 

In den meisten Fällen von Pflanzenkrankheiten, In- 
sectenschäden und Viehseuchen würde das Mittel der Ver- 
theilnng des Schadens nur aaf die gegenwärtig vereinten 
Grenossen durch einfache Umlage des Schadens des Jah- 
res genügen. Aber Fälle sind denkbar, wo dieses Mittel 
nicht ausreicht. Von ihnen später. 

Den acuten elementaren Unglücksfällen haben wir 
oben die von Menschen herrührenden Zerstörungen der Ern- 
ten und Häuser^ die in Krieg und Aufstand vorkommen » 
angereiht. Auch bei ihnen ist es fraglich ob, wenn sie 
in die Versicherung einbezogen werden, schon das Mittel 
der unmittelbaren Umlage immer in allen Fällen ausrei- 
chen würde. Auch von ihnen später. 
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Zweites Stück: 

Vertheilung des Schadens auf Viele und 
auf Zeit. 

§. 24. 

Wenn wir bedenken wie vielen im Grossen schädi* 
genden Einflüssen die Japanische Landwirthschaft un- 
terworfen ist, so können wir die Möglichkeit nicht abwei- 
sen, dass verschiedene Theile Japans in demselben Jah* 
re von verschiedenen, in ungeheuerer Ausdehnung schädi- 
genden Elementar-Ereignissen betroffen werden mögen. 
la demselben Jahr mag der Binderbestand Kiushius von 
einer Binderpest grossentheils dahingerafft sein» mögen die 
Landschaften Centraljapans unter grossen Flussüber- 
schwemmnngen zu leidenhaben,magKotzukeundShinano 
von Yulkanausbrücken verwüstet, Musashi von Erdbeben, 
die Küsten von Bikuchiu von Moeresfluthen, Sanindo 
von Henschreckensöh wärmen heimgesucht werden. Es ist 
nicht ganz undenkbar, dass bei einem derartigen unglück- 
lichen Znsammen treffen der gesammte erwachsene Scha- 
dtm, sagen wir 40 Millionen Yen betrage. Das wäre 
eine Summe so gross wie der jährliche Betrag der staat- 
lichen Grandsteuer. Es ist leicht einzusehen, dass 



— Se- 
es für die Versicherten in den anderen unbeschädigten 
Landtheilen fast unmöglich wäre einen so grossen Schaden 
in einem Jahre, ohne eigene tiefgreifende Schädigung 
auf ihre Schaltern ssu nehmen, ein Jeder würde ja da un- 
gefähr gleichviel, wie seine Grundsteuer noch als Ver- 
sieherungsbeisteuer zu leisten haben. Eine derartige 
Zumuthung wäre aber auch ganz unnöthig. Denn ein 
so grosses Schadenjahr tritt ungemein selten ein. Warum 
sollten denn nun die Versicherungs- Genossen den Schaden 
lieber in einem Jahr autbringen, als ihn auf viele Jahre 
zu vertheilen ? Wenn z. B. im Durchschnitt nur alle 20 
Jahr einmal ein so grosses Schadenjahr einträte^ so> könn- 
te man den Schaden ja auf 20 Jahre vertheilen, was einen 
Versicherungsbeitrag erheischen würde, der nicht mehr 
schädigend für die Einzelwirthschaften genannt werden 
kann.*) 

Die Vertheilung auf viele Jahre kann auf zweifachem 
Wege geschehen : 

1. Die vor einem grossen Unglücks- 
fall liegenden Jahre können 
dadurch beitragspflichtig ge- 
macht werden, dass man in ihnen einen 
etwas höheren Versicherungsbeitrag erhebt, 
als er für das jeweilig laufende Jahr allein 



*) 40 Millionen, zn 6% verzinst, kosten für ihre Verzinzung und 
Tdgang: 

bei Tilgting in 20 Jahren eine Annnität von 8, 487, 382 Yen. 
>» » n 26 „ „ „ „ 8, 129, 069 ,, 

» 9t n 80 f9 9f 99 99 *> 905, 956 „ 

99 99 99 36 |} „ f, „ 2, 758, 954 „ 
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erforderlich wäre, und dass man aus diesem 
üeberschnss einen Beseriretönds an- 
sammelt. Tritt nun ein ungewöhnlich grosses 
Schadeujahr ein, so wird man zunächst auf die- 
sen Beservefonds zurückgreifen und ihn aus- 
schätten. Beicht aber auch er noch nicht, so 
wird die Anstalt zu Lasten aller ihrer Genossen 
eine Anleihe aufnehmen könnnen» um 
auch mit Hülfe dieser allen den Beschädigten 
die im Versicherungsvertrag zugesagte Ent- 
schädigungssumme getreulich auszahlen zu 
können. Dann wird aber eintreten müssen: 
2. die Yertheilung eines Theiles 
des Schadens auf eineBeihe der 
ihm nachfolgenden Jahre, indem 
während derselben die Yersicherungsgenossen 
durch erhöhte Prämie einen Mehrbetrag auf- 
zubringen haben, der zur Verzinsung und 
Tilgung der aufgenommenen Anleihe gross 
genug ist. Und zwar wird die Tilgungsquote 
von einer derartigen Höhe zu greifen sein, dass 
die Anleihe in einer Zeit getilgt wird, die 
dem durchschnittlichen Eintreten grosser ün- 
glücksjahre erfahrungsmässig entspricht. 
Beide Mittel, Beservefonds und Anleihe, gehören zu 
den Mitteln der Versicherung. In der inneren Organi- 
sation aller Arten von Versicherungsanstalten spielt der 
Beservefonds stets, die Anleihe aber nur zuweilen eine 
Bolle. Bei Versicherungs- Actio n- Gesellschaften 
kann es sich gar nie um die Letztere handeln, da die dus 
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Risiko tragenden Actionäre ihr Risiko eben auf' ihr 
Actien-Capital beschränkt sehen wollen, nnd die Gegen- 
seitigkeitsgesellshaften sind überall da, wo die Concnr- 
renz der Actiengesellschaften ganz unbeschränkt eintre- 
ten kann, in der Anwendung von Anleihen, welche ja 
epätere höhere Umlagen, bedingen, westentlich behindert 
Anleihen sind aber z. B. vorgesehen in der Verfassung 
der gegen Goncurrenz geschützten, staatlich geleiteten, 
gegenseitigen, Bayerischen Feuerversicherungsanstalt 
für Gebäude in den Gebietstheilen rechts des Rheins 
(siehe Gesetz vom 28. Mai 1852 Art 68 und 69). 
Dass die Anwendung dieses Mittels so selten vorkommt 
nnd dass die Versicherungsanstalten lieber meist solche 
grössere Aufgaben von sich aussch Hessen, welche die 
grössere Leistungsfähigkeit der Anleihe als Mittel der 
Vertheilung eines Schaden auf die Zukunft erheischen 
würden, liegt daran, dass die Anwendbarkeit der Anleihe 
an zwei Bedingungen geknüpft ist Von diesen Bedin- 
gungen im folgenden Paragraph. 

§. 25. 

Eine gegenseitige Versichernngsgenossenschaft, wel- 
che das Hülfsmittel der Anleihen benutzt und nach 
solcher Benutzung dann zu erhöhten Prämien greifen 
mnss, muss nun gegen zweierlei gesichert sein : 

^* g^^goQ <ias Austreten ihrer eigenen Mitglieder für 
die Zeit der Verpflichtung aus der Anleihe und 
2. bis zu einem gewissen Grade gegen Coucurrenz 
anderer gleichartiger Versicherungsgenossen- 
schaften. 



Dürften, sobald hohe Prämien zu zahlen sind, die Mit- 
glieder austreten^ so hätten die znrückbleibenden Mitglie- 
der am so schwerer zn tragen nnd es wären dann bald keine 
Mitglieder mehr da, weil alle austreten würden und die Ver- 
zinsung und Tilgung der Anleihe wäre keine gesicherte. 

Dürfen andere gleichartige Yersicherung^genossen- 
schaften unbeschränkt Concurrenz machen, so treten neue 
Mitglieder nur in neue Vers icher ungsgenossenschaften, 
die noch kein grösseres ünglücksjahr erlebt haben und 
die früher organisirte Genossenschaft stirbt dann 
allmählich aus. Wird die neue Yersichernngsgesell- 
schaft ihrerseits von einem grossen ÜDglucksjahr betrof- 
fen, so verliert auch sie die Weiterentwicklungsfähig- 
keit und es gründen sich wieder immer neue, — eine grosse 
Verschwendung von volkswirthschaftlicher Arbeit und 
eine theuere Einrichtung des Versicherungswesens, der 
aber andererseits auch die Vortheile der Concurrenz ge- 
genüber stehen. 

Dieser Vortheile der Concurrenz wegen ist die Neu- 
gründnng von gegenseitigen Versichernngsgenossenschaf- 
ten zwar nicht ganz auszuschliessen, aber heilsam einzu- 
schränken. — Beispiel einer solchen Einschränkung : 
Angenommen es seien Provinzial- Versicherungsgenossen- 
schaften unter Mitwirkung der Ken bei ihrer Verwal- 
tung nnd ein Bück versiehe rnngs verband für das ganze 
Land organisirt, und die Genossen müssten eines grossen 
Unglücksjahres und gemachter Anleihen halber auf eine 
Reihe von Jahren hohe Prämien einfordern. Weiter 
angenommen, nun wolle sich, neben diesen provinziellen 
Genossenschaften; eine rein private gründen, so möge der 
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Staat bei der Genehmigung derselben z. B. fordern, dass 
die neue Genossenschaft Prämien derselben Höhe von 
ihren Yersicherungsgenossen erhebe und dieselben so 
weit diese Beiträge augenblicklich unverwendet bleiben 
in ihren Reservefonds fliessen lasse. Auf solche Weise 
würde die Concurrenz fast nur auf ihre heilsamen Seiten 
beschränkt werden können und es brauchte der provin- 
ziellen Yersicherungsgenossenschaft nicht einmal ein 
Monopol ertheilt zu werden. 

§. 26. 

Haben wir einmal das Mittel der Yertheilung des 
Schadens auf Zeit durch Beservefonds und Anleihe 
adoptirt, so werden wir unbedenklich auch diejenigen, in 
Krieg und Aufstand geschehenen Zerstörungen und 
diejenigen acuten elementaren Unglücksfälle, von denen 
wir dies bei dem alleinigen Mittel der directen Umlage 
für zweifelhaft erklärten, unter die versicherbaren Gefah- 
ren aufnehmen können. 

Wenn solche Kriegs-und Aafstandszerstörung auch 
ungeheuere Ausdehnung annehmen kann, so ist doch 
kaum anzunehmen, dass sie jemals sich auf etwa den 10^^° 
Theil der fünf Millionen Cho Japanischen Ackerlandes 
oder der sieben Millionen Japanischer Häuser erstrecken 
möchte. Die Chinesische Geschichte zeigt freilich noch in 
dem der neuesten Zeit angehörigen Beispiel der Taiping- 
Rebellion, diiss dergleichen Ungeheuerlichkeiten we- 
nigstens in China möglich sind, der lange Lauf der Japani- 
schen Geschichte weist aber nichts ähnliches auf. Die grös- 
sere nationale Einheitlichkeit Japans scheint es vor einem 
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derartigen Bürgerkriege» seine insulare .Lage vor der 
üeberschwemmung mit einem zahllosen Heere auswärtiger 
Feinde wirksam za sichern. Selbst die ausgedehnten 
Häaseryerluste in der Satsama-Rebellion 1877 würden, 
wie ich in meiner Schrift "D ie Collectiv -Versi- 
cherung der Gebäude in Japan" (1878) 
gezeigt habe» keiuen Hindernngsgrund abgegeben haben 
gegen die Aufnahme der Kriegsgefahr unter die yersi- 
cherbaren Gefahren. 

Manche acute unglückliche Naturereignisse, z.B. In- 
sectenschäden, erfordern auch, dass die Yersicherungsge- 
nossenschaft mit allen drei Mitteln der Yertheilung 
ausgerüstet sei. 

Leider ist gerade der Reis, wie wir aus der Geschichte 
Japans wissen, der Zerstörung durch Insecten unterworfen 
nnd ist, wenn auch selten, über grosse Gebiete hin durch 
solche vernichtet worden. Im 18**° Jahre Kiöhö 
(1 738) traten reiszerstöreude Insecten im Westen auf , 
sie waren am verbreitetsten im Saikaido> Sanyodo und 
Saninda Die Zahl der in diesem Jahr verhungerten 
Menschen betrug 160,000. In Folge derselben Ursache 
traf eine minder schwere Hungersnoth wieder den We- 
sten des Reiches im 6^" Jahre Horeki (1756). — In diesen 
Fällen würde die Yertheilung des Schadens auf Viele 
durch directe Umlage allein ohne Anwendung der Mittel 
des Reservefonds und der Anleihe nicht ausgereicht 
haben. 

Den Insectenschäden stehen darin die Pflanzenkrank- 
beiten nahe ; Insectenschäden werden ja häufig auch 
sogar direct als Pflanzenkrankheit bezeichnet. Die Reb- 
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laus ist ein Thier and man spricht von der Reblauskraiik- 
heit des Weiustocks. Pflanzenkrankheiten kommen 
zuweilen in ungeheuerer Ausdehnung vor, wie das Bei- 
spiel Irlands zeigt, in welchem grosse Hungersnöthe 
durch die KartofFelk rankheit verursacht wurden. 

§. 27. 

Hier ist nun darauf aufmerksam zu machen, dass der 
Grundsatz, die genossenschaftliche gegenseitige Versiche- 
rung sei um so vollkommner auf je mehr Theilnehmer 
sie sich erstreckt, noch eine besondere Anwendung ge- 
stattet bei der Entscheidung ob nur wenige oder viele 
oder alle Pflanzenarten in die Versicherung aufzunehmen 
sind. 

Eine Pflanzenkrankheit mag sieb über das ganzeReich 
ausbreiten, aber es" wird nur die Krankheit einer Pflan- 
zenart sein ; die anderen 99 Gultnrgewächse bleiben 
unbetrofFen davon. Würde die Ernte nur einer oder 
weniger Gulturpflanzen versichert und träfe dann eine 
Pflanzenkrankheit gerade eine dieser versicherten Pflan- 
zen, so könnten die Beiträge» welche zur Schadloshal- 
tung der Beschädigten zn erheben sind, leicht eine sehr 
beträchtliche Höhe erreichen. Erstreckt sich die Versi- 
cherung aber auf alle verschiedenen Fruchtarten, so 
liegt darin die Gewähr, dass die zu entschädigende von 
Pflanzenkrankheit zerstörte Fruchtmenge nur einen klei- 
nen Theil der überhaupt versicherten Ernten aller Art 
ausmacht. Es sind dann also jedenfalls sehr viele 
Versicherte vorhanden, auf welche der Schaden verthei- 
lend übergewälzt werden kann. 
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Aehnlich liegt es mit dem Insectenschaden : Ist die 
Reblaus nur dem Weinstock gefährlich, so der Colorado- 
käfer nur der Kartoffel, so manche Baupen nur einzelnen 
Kohlarten u. s. w. Auch hier liegt in der Versicherung 
aller Fruchtarten eine Gewähr, dass genug Besitzer 
versicherter unbeschädigter Erntemengen der anderen 
Fruchtarten vorhanden sind» um ohne Beschwerde die 
vertheilende üeberwälzung auf sich zu nehmen. 

§. 28. 

Am Schluss des §. 19. machte ich darauf aufmerk- 
sam, dass die Ernte nicht bei allen angebauten 
Gewächsen zugleich schlecht oder zugleich gut zu sein 
pflegt ; dass vielmehr dieselben klimatischen umstände, 
welche einer Anzahl Fruchtarten nachtheilig sind, einer 
anderen Anzahl Fruchtarten vortheilbaft zu sein pflogen. 
Auch unter diesem Gesichtspunkt empfiehlt sich die Ein- 
beziehung einer möglichst grossen Anzahl Fruchtarten 
in die Versicherung. 

Schliesslich dürfte ein practischer Gesichtspunkt 
sogar dafür sprechen, alle angebauten Fruchtarten in 
die Versicherung einzubeziehen. In Folge der „ wech- 
selnden Fruchtfolge'' ist nämlich dasselbe Feld nicht im- 
mer mit derselben Pflanze bestellt. Sind nun nar 
einige Pflanzenarten in die Versicherung einbezogen, 
und andere nicht, so würde dasselbe Feld bald aus der 
Versicherung austreten, bald wieder eintreten. Es wären 
also für dasselbe Feld eine grosse Anzahl von Verwal- 
tungshandlungen der Versicherungsgenossenschaft Jahr 
aus^ Jahr ein erforderlich, welche aber alle fortfallen 
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könDen, wenn alle verschiedenen möglieben Pruchtarten 
in die Yersicherang einbezogen werden. Dann genagt 
es, einmal das Feld in die Versicherung aufzunehmen 
und dann kann der Werth des Feldes (z. B. der Grund- 
steuerschätzungspreis) als Massstab für die Versiche- 
rungsbeiträge benutzt werden, während sonst der Werth 
der verschiedenen Ernten den Massstab abgeben müsste. 
Die Versicherung aller Fruchtarten ist das Voll- 
kommnere, Billigere und Einfachere. 
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Drittes Stück: 

Von der Versicherung, resp. vom Schadenersatz 
auszuschliessende Schäden und Schadentheile. 

Erster Unterabschnitt: Theilersatz 

als 

Vorsiclitsmassregel gegen selbstverschuldete Schäden. 

§. 29. 

Es ist ohne Weiteres klar, dass man die drei tech- 
nischen Mittel der Vertheilung (Umlage, Reserve und 
Anleihe) auch anf Schäden durch die chronisch 
einwirkenden nnglücklichen Naturereignisse (Dürre, 
Nässe, nnregelmässige Jahreszeiten, kalte Jahre, zu an- 
dauernde Bewölkung des Himmels) anwenden kann. 
(Vergl. §. 19 ) Denken wir uns die Hälfte des Reiches von 
einer grossen Missernte betrofiPen und, — bei allgemeinge- 
wordener Versicherung — betrüge der Schadeu der Versi- 
cherten fünfzig Millionen Yen, so könnte freilich den 
Versicberungsgenossen der andern Hälfte des Reiches 
nicht zugemuthet werden diese 50 Millionen Yen oder 
auch nnr als ihren halben Antheil, 25 Millionen Yen, 
durch sofortige einmalige UmInge aufzubringen. Das 
technische Mittel der directen (einmaligen) Umlage wür- 
de eben hier nicht ausreichen. Man würde aber, wenn 
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man die Versicherung gegen die chronisch einwirkenden 
Elementarereignisse mit in die Versicherung einbezogen 
hätte, erstens schon Jahre lang für Aufhäufung eines gros- 
sen Beservefonds Sorge getragen haben. Dieser würde bei 
dem Eintritt eines so ausserordentlich grossen ünglücks- 
jahres, — ^sagen wir einmal — , 10 Millionen betragen. 
Bleiben 40 Millionen zu decken. Werden nun zweitens 
diese durch Anleihe aufgebracht ( — sagen wir einmal zu 
6% und tilgbar in 25 Jahren — ), so erforderte dies eine 
Annuität für Verzinsung und Tilgung von 3,129,069 Yen, 
welche nun 25 Jahre lang durch einen Zuschlag zu der 
alljährlichen Umlage aufzubringen wäre, — ^nichts Un- 
mögliches. 

Hiernach könnte man also, insoweit es nur die 
Oeldaufbringung anlangt, die chronisch einwirken- 
den unglücklichen Naturereignisse unter die versicher- 
baren Oefahren der landwirthschaftlichen Versicherung 
aufnehmen. — Aber nicht alles was man thun kann ist 
desshalb auch empfehlenswerth und volkswirthsc haftlich 
nützlich zu thun. Man „kann'' der Familie eines lebens- 
versicherten Selbstmörders die Versicherungssumme aus- 
zahlen, man kann dem Feuer versicherten, der sein 
Haus in Brand steckt, die Versicherungssumme zahlen, 
man kann dem Viehversicherten, der sein Vieh schlecht 
füttert, schlecht pflegt oder überanstrengt und umkom- 
men lässt, den Schaden ersetzen, man kann den erntever- 
sicherten Bauer, der zu wenig gedüngt hat, für den 
Minderertrag schadlos halten, aber — selbstverschuldete 
Verluste sind von der Ersatzleistung auszn- 
schliessen. 
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Ein Hanptgrandsatz der Versichornng ist, dass sie 
den Yersicherteu nicht gegen die Folgen 
seiner eigenen schuldbaren Fahrläs- 
sigkeit oder seines eigenen üblen 
Willens versichert. Wer sein Hans ansteckt, 
wird bestraf t> aber nicht entschädigt, die Familie des 
Selbstmörders erhält das von dem Letzteren versicher- 
te Capital nicht. Yiehversichernngsgesellschaften 
bestimmen : ,,Es ist jedem Gresellschaftsmitgliede eine 
ordnuzigsmässige sorgsame nnd vorsichtige Behandlung 
und Fütterung bei dem versicherten Yiehe besonders zur 
Pflicht gemacht. Jedes Zuwiderhandeln gegen diese 
Verpflichtung berechtigt zur sofortigen Aufhebung der 
Versicherung mit Verlust der gezahlten Eintrittsgelder 
und Prämien, sowie a]ler Kechte und Ansprüche an die 
Gesellschaft und ihr Vermögen." (Die Viehversiche- 
rnngsanstalt muss aber auch so organisirt sein, dass sie 
die Zuwiderhandlungen bis zu einem gewissen Grade 
erkennen kann und erfährt). 

Wenden wir diesen Grundsatz auf die Ernteversi- 
chemng an, so würde hiernach in allen den Fällen, wo 
die Minderung des Ernteertrages durch TJnfleiss u. s. w. 
von dem versicherten Landmaun selbstverschuldet worden 
ist, keine „ Schadloshaltung"' Statt tinden dürfen. — 
Damit allein ist nun natürlich noch nicht gesagt, dass keine 
Ernte- „V ersicherung" Statt finden dürfe, denn trotz 
Selbstmordes, Selbstbrandlegung, Selbstschädigung des 
Viehes gibt es Lebens- ,Feuer-und Viehversicherung. 

Wie aber feststellen, wenn eine Minderernte aus 
chronisch einwirkenden unglücklichen Naturereignissen 
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von dem versicherten Landmann behauptet wird, ob der 
Bauer alle seine landwirthschaftlichen Obliegenheiten 
pünktlich und richtig und fleissig^ erfüllt hat? und ob 
nicht die Minderernte viel mehr seiner Nachlässigkeit 
zuzuschreiben ist? Ich wies schon oben darauf hin, 
dass eine wirksame Controlle bei der Mannigfaltigkeit 
der Thätigkeiten des Landmanns ganz unausführbar ist. 

In ganz entschiedenen Misserntejahren 
freilich wäre erkennbar, dass die Ernteminderung z. B. 
von der allgemeinen Dürre oder Nässe oder Kälte 
n. s. w. herrühre. Bei minder entschiedenen klimatisch 
ungünstigen Jahren würde die Beurtheilung in wie weit 
der Bauer mögliche Thätigkeit seinerseits zur Verhütung 
einer schlechten Ernte unterlassen hat, grosse Schwierig- 
keiten bereiten, da sie sich eben nicht auf eine Kenntniss 
aus fortlaufender Controlle seiner Arbeit stützen könnte. 
Es ist sehr zu fürchten, dass die meisten Landleute Eztra- 
anstrengungen der Abwehr unterlassen würden, wenn sie 
hoffen dürften doch von einer Versicherungsanstalt schad- 
los gehalten zu werden. Wer würde die Kosten von 
AbleituDgskanälen und Drainröht-en in Europa tragen, 
wenn er in nassen Jahren doch sicher wäre ohne diesel- 
ben keine Einbusse zu erleideu ? 

Angenommen die Versicherungsanstalt über- 
nimmt auch die Versicherung der Erntemindererträge 
aus chronisch einwirkendem unglücklichem klimatischem 
Verlaufe, so wird sie es m e i s t e n s nicht mit den extre- 
men Fällen der Schädigung des ganzen Landes, ganzer 
Provinzen, nicht immer mit völligen Missernten, 
sondern meist nur mit „ schlechten Ernten 'S Ernteerträ- 
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gen, die nnter dem allgemeinen Darcbscbnitt bleiben, zn 
thun haben. Bei diesen minder stark aasges proebenen 
Fällen wäre aber wie gesagt minder klar, dass die Natur 
allein dio Schnld trägt. Weigerte sich nun in solchen 
zweifelhaften Fällen, — und sie würden in den meisten 
Jahren die überaus grosse Mehrzahl aller Fälle ausma- 
chen, in denen von den Versicherten Ansprüche auf 
Entschädigung erhoben werden — , die Versicherungsan- 
stalt die Entschädigung zu zahlen, so würde die Ver- 
sicherungsanstalt sich unausbleiblicherweise oft irren ; 
oft würde ihre Weigerung dem betroffenen Bauer selbst 
ungerecht erscheinen und die Anstalt würde dann schnell 
das Vertrauen der ländlichen Bevölkerung verlieren, sie 
würde dann nich t als ein G lück und ein Sogen f ür d ie Land- 
wirthschaft, sondern im Gegentheil mit Abneigung be- 
trachtet werden. Verfolgte die VersicherungsanstRlt aber 
die entgegengesetzte Politik in diesen vielen zweifelhaf- 
ten Fällen doch den Schaden auszuzahlen, sq würde sie, 
wie wir schon oben auseinandersetzten, den Fleiss und die 
Vorsicht der Bauern im Allgemeinen schwächen. Der 
Bauer würde denken, warum solle er sich so quäleii und 
anstrengen, habe er einen Minderertrag in der Ernte, so 
müsse die Versicherungsanstalt ihn ja doch schadlos hal- 
ten. Das würde in Tausenden und abermals Tausenden 
von Fällen zu einer schlechten nachlässigeren Bestellung 
der Felder führen und die Existenz solcher Versicherung 
würde volkswirthschaftlich tief schädigend wirken. 

Nun gibt es aber noch ein besonderes Mittel, die 
Controlle der Versicherungsanstalt zu ersetzen und den 
ernteversicherten Landmann trotz Aussicht auf Entschä- 
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digang dennoch zu voller Thätigkeit und Achtsamkeit 
anzaspornen. Dieses technische Mittel ist die unter- 
versicherung oder der T h e i I e r s a t z. 

Die Unterversicherung ist eine derartige Versi- 
cherung, dass der versicherte Gegenstand nicht zu seinem 
vollem Werthe versichert ist. Ihre natürliche Folge ist 
Tbeilersatz in dem bestimmten Verhältnisse in dem die 
Unterversicherungssumme zur vollen Werthsumme steht. 
Theilersatz kann aber ohne Unterversicherung auch bei 
Versicherung des vollen Werthes Statt haben, wenn für 
bestimmte Fälle zwar Vollersatz, für bestimmte andere 
Fälle aber nur Theilersatz in den Versicherungsbedin- 
gungen zugesagt ist. 

Im weiteren Verlauf der Untersuchung werden wir 
übrigens sehen, dass, wenn auch die Unter Versicherung 
(der Theilersatz) eine genügende Selbstcontrolle herbei- 
führt, doch noch andere, noch wichtigere Gründe gegen 
die Einbeziehung der gewöhnlichen Minderernte- 
erträge in die Versicherung sprechen. 

§. 30. 

Die Unterversicherung oder der Theilersatz spielt 
bei allen Versicherungsarten eine grosse Bolle. Der 
Lebensversicherte schätzt sein Leben höher, als die 
1000 oder 10000 oder 20000 Yen, zu denen er es zu 
Gunsten seiner Familie versichert haben mag. — Die 
P r 1 V a t-Feuerversicherungsgesellschaften, die dieses 
Princip in Ländern ohne polizeiliche Ueberwachung des 
Versicherungswesens meist ausser Acht lassen, haben in 
Folge dessen zu Zeiten commercieller oder industrieller, 
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oder landwirthscbaftlicher Krisen grosse Verlaste darch 
Specnlationsbraudstiftung zu beklagen. „ So kam 1862- 
66 bei der Stocknng der Geschäfte in den Nordamerika- 
nischeu Staaten die Epidemie der Speculations-Brand- 
stiftungen auf. Vor dem Kriege betrugen die Verluste 
darch Feuerschaden ca 22 Millionen Dollars jährlich, 1865 
aber 60 Millionen und 1866 gar 100 Millionen. In die- 
sem Zeitraum 1862-66 fanden in New- York im Ganzen 
1837 Brände Statt, worunter 678 erwiesene Brandstiftun- 
gen, d. i. mehr als ein Drittel aller Brände." (Siehe 
Schmidt. Das Ganze des Versicherungswesens. 1871, pag. 
80.) Die öffentlichen Brand Versicherungsanstalten auf 
Gegenseitigkeit beobachten dieses Princip der Unterver- 
sichernng fast durchgängig, indem sie das Gebäude bei 
der Aufnahme niedrig einschätzen. Schon in .meiner 
Schrift „Die CoUectiv- Versicherung der Gebäude in 
Japan'' (1878) schlug ich daher für die Gebäude „ Unter- 
versicherung " vor, (siehe Abschnitt lOderselben). — Auch 
die Viehversichernngs-A c t i e n gesellschaften sind im 
Punkte der Höhe der Versicherungssumme unvorsichti- 
ger als die Viehversicherungs-G egenseitigkeits- 
Geseilschaften ; sie kümmern sich weniger um ihre 
Höhe*). Die Badischen Orts-Viehversicherungs- Vereine 
auf Gegenseitigkeit z. B. lassen dagegen den Viehver- 
sicherten immer ein Fünftel des Schadens selbst tragen, 
um sich 80 seine Sorgsamkeit in Pflege und Fütterung 



*) Viele Actiengosellschaftendor Vieh-, resp. Feaerversicherungsbranche 
drohen in ihren Versicherungsbedingangen an, dass, wenn „U e b e r- 
▼endcherang" Statt gefanden habe, alle Anspräche des Versicherten 
gegen die Gesdlflcbaft verwirkt seien. 



— 52 — 

des Viehes zu sichern, haben also Theilersatz. — Durch 
den Schaden, welchen der Landmann in allen Fällen 
erst einmal selber zu tragen hat und für welchen er uuter 
keinen Umständen auE einen Ersatz aus der Versiehe- 
rungskas9e hoffen kann, wird verhütet, dass er in Hoff- 
nung auE die Versicherung durch Nachlässigkeit und 
Faulheit sich selber und die Japanische Volks wir thschaft 
überhaupt durch selbstverschuldete Mindorproduction 
schädige ; und (iies würde auch verhindert werden, selbst 
wenn die Versicherung gegen Minderung der Ernte ans 
klimatischen chronischen Ursachen in die Ernte- 
versichorung einbezogen würde. 
§. 31. 
Unterversichern ng oder Theilersatz 
kann auf sehr verschiedene Weise eingerichtet sein: 

a. Der Versicherte trägt von jedem Schaden eine 

bestimmte Quote, (z. B. ein Fünftel wie bei den 

Badischen Orts-Viehversicherungsvereinen, uud 

vier Fünftel seines Schadens werden ihm 

erstattet); 
oder 

b. der Versicherte trägt einen massigen Schaden 

ganz, einen darüber überschiessenden Schaden 
bis zu einer bestimmten Grenze halb und wird 
erst für den Best ganz entschädigt. (Beispiel : 
Der Minderertrag bei 90 bis 100% der Durch- 
schnittsernto bleibt ihm unersetzt, der Minder- 
ertrag zwischen 80 und 90% wird ihm halb 
ersetzt, und der Minderertrag unter 80% der 
Durchschnittsernte wird ihm ganz ersetzt) ; 
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oder 

c. der Yersicherte trägt einen ziemlich bedeuten- 
den Schaden ganz, das darüber Ueberschies- 
sende aber wird ihm ersetzt (Beispiel: Die 
Durchschnittsernte als Massstab wieder gleich 
100 gesetzt. Die ersten 20% Schaden 
bleiben dem Versicherten stets ganz nnersetzt, 
weiterer Schaden wird ganz entschädigt. Die 
Ernte betrage z. B. 45% der Darchschnittsemte. 
Verlust 55%. Ihm bleiben unersetzt 20%, 
ihm werden also ersetzt 35%.) 
Und so weiter. 
Wie die Theil Versicherung des Minderernteertrages 
am Besten zu geslalten wäre» braucht hier noch nicht 
weiter besprochen zu werden. 

Hier nur die Bemerkung, dass es zulässig erscheint, 
je nach der Gefahr, durch welche der Schaden 
herbeigeführt wird, die Theilversicherung in verschiede- 
ner Abstufung oder auch gar nicht eintreten zu lassen. 

BEISPIELE. 
Gebäudeversicherung: 

a. Gregen Erdbeben kann sich der Haus- 

besitzer gar nicht schützen, — Vollversiche- 
rung. 

b. Taifun kann durch Fahrlässigkeit des 
Hausbesitzers (Offenlassen von Thüren und 
Fenstern) dem Hause viel gefährlicher werden, 
— ^Theilersatz. 

c. Gegen Brand kann der Hausbesitzer durch 

Bauart^ Schutzmassregeln und Kampf gegen 
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das Element viel thnn. Brand kann darch 
den Hausbesitzer selbst hervorgerafen werden. 
— Für den Hausbesitzer ungünstigerer Grad 
des Theiler Satzes als bei b. 
d. Krieg. Benutzung der Kriegsverwirrnn- 
gen darch den Hausbesitzer möglich um 
sein Haus in Brand zu stecken, — Theilersatz 
wie bei c. 
Und so weiter. 

Viehversioherung: 

a. Viehseuchen: 

a. einige Viehseuchen. — Vollversicherung ; 
ß. andere, — nur Theilersatz. 

Bemerkung: Hier darf ich wohl daran erinnern, dass bei 
manchen Seuchen in Preussen VollentschUdijjfung,— aus der 
Staatskasse, nicht durcli Versicherung — , bei Kotz Ersatz von 
}, bei Lungenseuche von -^ des gemeinen Werthes (durch 
Umlage auf die Vielibesitzer) nach dem Viuhseuchengesetz 
Statt findet. 

Ernteversioherung: 

I. Gegen acute Gefahren. 

II. Gegen chronische Gefahren. 
I. Gegen acute Gefahren: 

a. Insectenschäden, Pflanzenkrank- 

heit en: 

a. unvermeidliche, ansteckende,— Voll Versiche- 
rung. 

ß. bekämpf bare, — Theilersatz verschiedenen 
Grades, je nach dem Tnsect oder der Krank- 
heitsart. 

b. Erdbeben, Lava, Aschenregen, 
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Bergsturz, Taifun, Wolkenbruch, 
Hagel, Meeresfluthen, — keine Mit- 
schuld, kein Widerstand, keine Vorsicht, wenig 
Voraussicht möglich, — Vollversichernng. 

c. Frost e, — nur wenig Schutz durch Umhüllen 
und Zudecken möglich, — ^Theilersatz. 

d. Flussüberschwemmun g, — individuelle 

Mitschuld möglich durch Verfallenlassen der 
Dämme, Mitschuld als Mitglied einer in der 
Deicherhaltung und Flussregnlirung nach- 
lässigen Gemeinschaft (Choson, — Gun, — Ken.), 
— ^Theilersatz wie bei c. 
Und so weiter. 
II. Gegen chronische Gefahren: 

A. Als Ursache : gewöhnliche, soge- 
nannte schlechte Jahre. 



Bemerknng: In einem folgenden Abschnitt (vergl. die 
§. §. 33^38 werden wir Gründe entwickeln, warnm Minder- 
emte-Erträge in nar schlechten Jahren nicht in die Versi- 
cherang einzubeziehen sind. Wir verzichten dolier hier auf 
die Angabe von Beispielen für den Tlieilersatz, 

Als Ursache : grosse Missernte- 
Jahre. 

Bemerkung: In vollständigen gnrossen Misserntejahren 
einer bestimmten Frucht wird, falls die Landlente gar 
keine Ernte einbringen, jeder Unterschied zwischen dem fleis- 
sigen und dem fanlen, dem nachlässigen und dem sorgsamen, 
dem sänmigen und dem rechtzeitig bestellenden Landmann 
verschwinden, sie haben eben alle die ganze Ernte verloren ; 
falls aber noch ein Theil der Ernte eingebracht winl, — 
sagen wir beispielsweise die halbe Durchschnittsernte, — so 
wird sich der Einfluss von Unterschieden in der Bestellung, 
DUngping etc. doch wieder zeigen. Es bleibt daher rathsam 
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auch für die grossen Missernten das 
Princip des Theiler sat zes aufrecht zu 
erhalten. Dieses istnm so nöthiger, weil sonst, wenn 
bei völligen Misseniten völlige Entschädigung einträte, 
gewissenlose Landlente einen Vortheil darin finden könnten, 
sobald bloss eine schlechte Ernte in Aussicht steht, durch 
activc Massregeln oder Unterlassungen ihrerseits es lieber zu 
einer völligen Missernte hommen zu lassen. 

a. Dauernde Kälte, zu viel Bewöl- 
kung, unregelmässige Jahres- 
zeiten, — Kampf und Vorsicht dagegen nicht 
möglich, — nahezu Voll Versicherung. 

b. N ä s s e — voraussehender Schutz vieler Grund- 
stücke durch Wasserableitungsgräben (Drain- 
röhren) möglich, — Theilersatz. 

c. Dürre, — Schöpfrad, Wassertragen, Zu- 

decken der Pflanzenwurzeln mit Stroh und 
Matten können viel leisten, — ungünstigerer 
Theilersatz als bei b. 
U. s. w. 

§. 32. 

Die Verwaltung wird durch die statu tenmäs- 
sige Einführung verschiedener Grade des Theilersatzes 
nicht wesentlich schwieriger, da die verschiedeneu Fälle 

sich in der Meldung, Berichterstattung und Controlle 
hinsichtlich der Ursache des betreffenden Schadens 
stets leicht und klar werden auseinander halten lassen. 

Des Weiteren ist dann aber nur eine einfache rechneri- 
sche Thätigkeit auf dem Versicherungsbüreau erfordert. 
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Zweiter Unterabschnitt : 

Nur scheinbare Schäden, eine Eigenthümlichkeit zu weit 
ausgedehnter Emteversicherung 

oder 

Ueber den Einfluss der Productenpreise auf die 
Versicherungsfrage. 

§. 33. 

Im Eingang unserer Arbeit zählten wir verschiedene 
umstände auf, von denen die Lage des Laudmanus 
abhängt und welche auf die Versicherung von Einfluss 
sind. Wir erwähnten da : 
I. die Prodactenpreise, 
. IL Selbstverbrauch uud Steuer pflichten des Land- 
manns. 
Wir machten nun ferner im Verlauf der Arbeit 
eine Unterscheidung zwischen 

A. nur schlechten Erntejahren^ und 
/ B. grossen Misserntejahren. 

Der Einfluss von den Productenpreisen (I) auf 
die Versicherungsfrage äussert sich nun namentlich 
hinsichtlich der nur schlechten Emtejahre (A.) und der 
Einfluss von Selbstverbrauch und Steuerpflichten (II) 
auf die Versicherungsfrage namentlich hinsichtlich der 
grossen Misserntejahre (B.) 
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In dem gegenwärtigen Unterabschnitt unserer 
Arbeit wollen wir nun die Lage des Landmanns in soge- 
nannten scblecliten Jahren und den Einfluss der Pro- 
ductenpreise (I und A.) besprechen, im folgenden behan- 
deln wir dann die Einschränkungen, mit welchen die 
Missernteversicherung in die Ernteversicherung einbe- 
zogen werden kann, unter Berücksichtigung des Ein- 
flasses von Selbstverbrauch und Steuerpflichten auf die 
Lage des Landmanns gerade in grossen Missernte jähren 
(II und B). 

§. 34. 

Für den Landmann ist das Jahr, in welchem er 
weniger als die Durchschnittsemte einbringt, nicht 
immer ein ,, schlechtes Jahr''; er leidet oft in Jahren 
reicher Ernten mehr als in den Jahren schlechter. 
Nachdem Japan das System der Geldwirtschaft ganz 
und gar bei sich eingebürgert hat, ist das für den Land- 
mann Ausschlaggebende nicht mehr die Erntemeuge 
allein, sondern als zweiter massgebender Factor tritt 
hinzu, zu welchem Preise er denjenigen Theil seiner 
Ernte, den er auf den Markt bringt, verkauft. In Folge 
der Preisgestaltung kann er in guten Erntejahren 
leicht weniger Geld einnehmen, als in schlechten. Ein 
schcmatisches Beispiel möge unsere Meinung klar 
machen : Irgend ein Gutsbesitzer, der in Durchschnitts- 
Ernte jähren nach Zurückbehält der Saatmenge für das 
kommende Jahr und der für sein Hauswesen erforder- 
lichen Nahrungsmenge Ileis, 100 Koka Reis auf den 
Markt bringen und 5 Yen pro Koku dafür lösen kann, 
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mag in guten Erntejahren 110 oder 120 Kokoi in 
schlecbten Erntejahren nur 90 oder 80 Koku zum Ver- 
kauf stellen können. In Folge dessen, dass alle seine 
Nachbarn in dem guten Erntejahr auch mehr Keis als 
sonst auf den Markt bringen, sinkt der Preis, umgekehrt 
aber steigt er natürlich in dem schlechten. Z. B. ist 
folgende Preisgestaltung in den verschiedenen Jahren 
eine mögliche : 

Jahr 1. Er verkauft 120 Koka ä 8 Ten und nimmt 360 Yen ein 

j> 2. „ „ 110 „ ,, 4 „ 9, ,j 440 I, ff 

>i 3. „ 11 100 „ 9, 6 ,1 ,, }f 600 „ „ 

t» 4- ji >f 90 „ I, 6 „ „ „ 540 „ fj 

9» ^» »f >» 80 „ ff 7 9, ,1 99 ^^ » n 

Wir sehen, in diesem Fall verlor der Landmann um 
so mehr je besser und gewann um so mehr je schlechter 
das Ernte jähr war. 

Wäre es nicht thöricht ihm in schlechten Ernte- 
jahren, wenn er in Folge der Preisgestaltung, durch 
dieselben sogar gewonnen hätte, ans der Versi- 
chernngskasse eine „Entschädigung'' für dio minder 
grosse Ernte-Menge, die er erzielte, zu zahlen? 
Offenbar wäre eine Ernteversicherung, die nur den Ernte- 
Menge n-Ertrag und nicht auch den Producten- 
preis zugleich in Betracht zöge, eine Thorheit In 
Folge der Preisgestaltung kann der Landmann in man- 
chen sogenannten „ guten " Erntejahren mehr der 
Stütze bedürfen, als in schlechten. In „ guten " Jahren 
sind die Hauptgewinner die Städter und die Gewerbtrei- 
benden, „ in schlechten '' sie die Hauptverlierer, sie als 
Käufer der Waare des Landmanns. Übrigens kann 
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dem Landmann in schlechten Erntejahren der Scha- 
den ganz oder zum Theil bleiben» wenn es dem Handel 
gelingt aus dem Aasland genügende Quantitäten noch 
billig genug zur Stelle zu bringen. 

Mehr als einer Ernte -Mengenertrags- Ver- 
sicherung bedürfte der Laiidmann einer Ernte- 
Geldertrags- Versicherung. Aber wenn wir die 
thatsächlichen landwirthschaftlichen Verhältnisse in 
Beziehung auf eine derartige Versicherungsform uu- 
lersuchen, so werden wir doch finden^ dass die letztere 
Versicherungsform keine empfehlenswerthe ist. 

§. 35. 

Welches würden die Erfordernisse 
einer Erntegeldertrag s- V ersicherung 
sein? 

Der Geldertrag, welchen der Land mann aus dem 
verkäuflichen Theil seiner Ernte zieht, hängte worauf 
ich vor allen Dingen aufmerksam machen muss, zum 
sehr grossen Theil von seiner Klugheit, von seiner 
richtigen Beurtheilung der Verhältnisse, von seiner 
Speculation ab. Eiu Land mann mag nun richtig 
erkannt haben, dass augenblicklich der Markt mit dem- 
selben Product, welches er anzubieten hat, überfüllt ist, 
zu wenig Käufer im Verhältniss zu der Zahl der Ver- 
käufer augenblicklich da sind, und dass es für ihn 
vortheilhafter sein werde, noch einige Monate mit dem 
Verkauf seiner Waare zu warten. Was nützt ihm aber 
diese richtige Einsicht, wenn Zahlungen, die er zu 
machen hat, wie z. B. Ratenzahlungen seiner Grund- 
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Steuer ihn» bei Nichtbesitz anderer Baarmittel, zwingen, 
einen Theil seiner Ernte dennoch au{ den schon über- 
füllten Markt zu bringen ? Der Geldpreis, den ein Laud- 
mann für seine Prodacte erhält hängt, demnach in 
gewissem Grade auch von seiner financiollen Widerstands- 
kraft überhaupt ab, davon ab, ob er bis zum Eintreten 
des günstigen Augenblicks mit dem Verkauf warten kann, 
oder ob er wider seinen Willen und wider seine bessere 
Einsicht verkaufen muss. Nehmen wir einmal behufs un- 
serer Discussion an, os bestünde in der That eine Ernten- 
geldertrags - Versicherongs - Anstalt, so dürfte diese 
augenscheinlich nicht Rücksicht nehmen darauf, wieviel 
der einzelne Gutsbesitzer in der That bei seinem Ver- 
kauf oder seinen Verkäufen Erlös eingenommen hat ; 
denn ein dummer Bauer wird offenbar dieselbe Ernte- 
menge für weniger, Geld verkaufen, wie ein kluger, und 
einem wohlhabenden Bauern wird es in der Regel 
gelingen mehr Geld herauszuschlagen, als einem armen 
und bedrängten ; den Schaden seiner Dummheit muss 
aber offenbar der Bauer selbst, und nicht für ihn die 
anderen Versicherungsgenossen tragen. Die Erntegeld- 
ertragsversicherungs-Anstalt könnte also nicht auf 
die individuellen Verkaufspreise Rücksicht neh- 
men, sondern müsste die Jahres-Durchschnitts-Markt- 
preise desjenigen Marktortes, zu welchem sie das Gut 
des Bauern als gehörig erklärt hat, in Betracht ziehen. 
Zu den Erfordernissen dieser Art der Versicherung würde 
also 1. eine zuverlässige Marktpreis-Statistik und 2. die 
richtige Zuweisung jedes Bauerngutes zu dem passenden 
Marktorte gehören. 
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Für viele Bauerngüter aber werden in verschiedenen 
Theilen des Jahres/ je nach der wechselnden Zugäng- 
lichkeit der verschiedenen Marktörter, verschie- 
dene Marktörter massgebend sein. Schnee, Was- 
serstand und Fahrbarkeit der Flüsse, von Begen auf- 
geweichte Wege sind von Einfluss darauf. Auch haben 
die verschiedenen landwirthschaf tlichen Producto des- 
selben Bauern zuweilen verschiedene Marktangehörig- 
keit; der Markt für Reis ist nicht stets auch der für 
Hanf oder Indigo, Gampi oder Mikan u. s. w. Die 
Zahl der Früchte, welche derselbe Bauer im LauE der 
Jahre anbaut, ist in Folge der wechselnden Frucht folge 
häufig eine sehr grosse ; die Berücksichtigung der Markt- 
angehörigkeit eines Bauerngutes bei seiner Aufnahme 
in die ,, Erntegeldertrags - Versicherungs- Anstalt ** wäre 
daher keine so ganz einfache Sache. 

Ebenso wenig wie der individuoll von dem einzelneu 
Bauer erzielte Verkaufspreis geeignet ist von der 
genannten Versicherungsanstalt bei Feststellung ihrer 
Entschädigungspflicht anerkannt zu werden, dürfte die 
Anstalt die Menge der Producte, welche der versicherte 
Bauer in Wirklichkeit auf den Markt gebracht hat, 
zur Grundlage ihrer Berechnung machen. Denn einer- 
seits kann der Bauer noch unverkaufte Beste aus dem 
früheren Erntejahr gehabt, oder andererseits aus dem 
eben abgelaufenen Erntejahr Erntemengen zum späteren 
Verkauf zurückbehalten haben. Die wirklich zum Ver- 
kauf gebrachte Menge eines Productes gibt auch dann 
ein falsches Bild von der wirklichen Lage des Land- 
manns, aus dem betreffenden Erntejahr, wenn derselbe 
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bei theaerea Beisproisen z. B. den eigenen Beisver- 
braach einschränkt nnd an Stelle desselben einen grös- 
seren an Hirse treten lässt, um mehr Beis auE den Markt 
bringen zu können. 

Bestände die Erntegeldertrags- Versicherungsan- 
stalt, so würde sie bei Beurlheilung jedes Entschädi- 
gojigsanspraches eine ziemlich complicirte Rechnung 
aufzustellen haben; sie würde etwa sagen, ,i dieses 
Gut soll in Durchschnittsjahren solche Em- temengen 
bringen^ davon geht durchschnitts massig die und die 
Menge ab für Saat und Sclbstverbrauch, durchschnit- 
tsmässig bleibt demnach die und die Menge, welche 
in den Durchschnittsjahren zu dem und dem Preise 
verkäuflich ist. Jetzt behauptet dieser Bauer ein 
ungünstiges Geldertrags jähr gehabt zu haben. Seine 
Erntemenge hat in der That nur so und so viel be- 
tragen; wenn wir dieselbe Quantität für Saat und 
Selbstverbrauch, wie im Durchscbuittsjahr, abziehen, so 
hat er in der That nur die und die geringere Quantität zum 
Verkauf frei behalten. - Das betreffende Product hat 
aber in dem zugehörigen Marktort, in dem Jahr nach 
dieser Ernte, einen durchschnittlichen Preis gehabt, zu 
welchem die kleinere Verkaufsquantität rechnungsmäs- 
sig nur so und so viel ergeben hat; die Differenz mit 
dem Erlös des Durchschnittsjahres ist der Schaden, den 
wir anerkennen." 

Man sieht, dass diese Anstalt in die eben erwähnte 
Schadenrechnung die Grösse der wirklichen Ernte des 
Bauern einzustellen hätte. Wann kann diese mit 
Sicherheit, so dass Betrug ausgeschlossen wird, fest- 
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gestellt werden ? Doch nar kurz vor Einbringung der 
Ernte. Zu diesem Zeitpunkt ist der durchschnittliche 
Verkaufspreis, welchen eben diese Ernte in den nächsten 
12 Monaten erlangen wird, natürlich noch nicht bekannt. 
Es kann dem Bauern also auch noch nicht bekannt sein, 
ob das Jahr ein schlechtes Geldertrags jähr für ihn 
sein wird. Hat er eine Minder-Ernte - Menge, so 
kann ein höherer Verkaufspreis, wie wir oben sahen, 
ihm doch einen Gewinn in den Schoos werfen, hat er 
eine reichlichere Erntemenge, so kann der Preislauf 
ihm möglicherweise sogar Schaden bringen ; bei dem 
völligen Dunkel, in welches dieser massgebende Zu- 
kunftspreis seiner Producte gehüllt ist, wird der Bauer 
um gesichert zu sein, immer auf eine Abschätzung 
seiner Erntemenge antragen müssen, damit wenn er 
einen Geldertrags-Schaden erlitte, die Rechnung 
der Versicherungsanstalt überhaupt angestellt werden 
könne. Nun hat der Bauer aber nicht nur Eine Ernte 
im Jahr, sondern bei seinen vielen verschiedenen ange- 
bauten Fruchtarten eine ganze Reihe von Ernten. 

Zu den Erfordernissen der „ Ernte -Geldertrags- 
Versicherung '^ würde also auch eine fortlaufende 
zuverlässige Feststellung der thatsächlichen Ern- 
ten jedes versicherten Bauern gehören. Es ist klar, 
dass eine solche nicht ohne die erheblichsten Verwal- 
tungskosten zu bewerkstelligen wäre. Da der Bauer aber 
bei jeder solchen Feststellung seiner Ernte durch die 
Versicherungsorgane doch auch selbst mitwirken müsste, 
so würde ihm solche Versicherung auch ungemein viel 
Zeit kosten und ihn dadurch in seinem landwirthschaft- 
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licl^en Betriebe stören. 

Dies sind einige der practischen Schwierig- 
keiten, die einer „ Ernte - Geldertrags - Versicherung " 
entgegen stehen. Ein weiterer Nachtheil dieser Art 
der Versicherung würde darin liegen, dass der Bauer 
immer erst nach Ablauf der 12 Monate, welche noth- 
wendig sind, um den Dnrchschnittsmarktpreis kennen 
zu lernen, seinen Eutschädigungsanspruch erheben und 
immer da erst über denselben geurtheilt werden könnte. 

Nach dieser Auseinandersetzung, glaube ich, wird 
Jeder mit mir einig sein, dass die „ Ernte - G e 1 d - 
ertrags- Versicherung " im Allgemeinen keine empfeh- 
lenswerthe Form der Versicherung ist. 

Wir verwarfen ferner oben ebenfalls die Ernte- 
Mengen- Versicherung für gewöhnliche nur 
„ schlechte *' Jahre, weil in den meisten solchen Jahren der 
Landmann durch höhere Preise mehr als entschädigt 
werden wird und es thöricht sein würde ihm zu einem 
Geldgewinne noch obenein eine Geldentschädigung zu 
geben. Es bleibt uns nun immer noch zu untersuchen, 
ob nicht irgend eine Form der Versicherung gegen 
ausserordentliche grosse Missernten aus den 
chronisch einwirkenden Naturursachen (Dürre, Nässe, 
Kälte, unregelmässige Jahreszeiten, zu viel Bewölkung 
des Himmels) mit Vortheil für die Volks wirthschaft 
sollte Statt haben können. 
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Dritter Unterabschuitt: 



Einschränkungen, mit welchen die „ Missemte "- 
Versicherung in die Ernte-Versicherung 
einbezogen werden kann 

oder 

Einfluss der Productenpreise, des Selbstverbrauchs 

und der Steuerpflichten auf die Lage des 

Landmanns in grossen Misserntejahren 

§. 86. 

Bei grossen Missernten werden drei verschie- 
dene G-rade unterschieden werden müssen : 

Höchster Grad: Der Bauer hat nicht genug 
Ernte um die Saatfrucht für das kommende Jahr und 
die Selbst^erbrauchsmenge zurückzubehalten; er muss 
selber Saatfrucht etc. einkaufen. 

Mittlerer G-rad: Er hat zwar genug zur Saat 
und zum Selbstverbrauch, aber keine weitere freie Ver- 
kaufsquantität zur Bestreitung der Grundsteuer, der 
Provinz ialsteuern etc. 

NiedererGrad: Er kann Saat, Selbstverbrauch 
und Steuern aus der Ernte decken, sie ist aber minder 
gross als in den Durchschnittsjahren. 

§. 37. 
Bei dem niederen Grad kommt es immer 
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noch darauf an wie viel Frucht der Bauer über die Dek- 
knng seiner Saat, seines Selbstverbrauchs und seiner 
Steuern hinaus noch auf den Markt bringen kann. Bei 
dem niedem Grad liegt noch die Möglichkeit vor, 
dass er in Folge der höheren Productenpreise nur 
in geringem Grade leide, oder sogar noch Gewinn 
mache. — Diese Möglichkeit liegt bei dem mittleren und 
dem höchsten Grad gar nicht mehr vor. Ich werde 
daher nur untersuchen ob und wie eine Emteversiche« 
rang für den mittleren und höchsten Grad eingerichtet 
werden kann. 

§. 38. 

Bei dem mittleren und höchsten Grad verschlimmert 
sich die Lage des Landmioins durch die grosse Grund* 
Steuer pflicht. Um den Land mann gegon solche 
Noth aus der 'Grundsteuer gewissermassen obligatorisch 
zu versichern, empfahl ich im Jahre 1879 in einer, zwar 
damals nicht veröffentlichten, jedoch für das Finanz- 
ministerium übersetzten Privatarbeit über „Die 
Ermässigung der Grundsteuer und die 
Einführung des Sakemonopols'' ^),in 
welcher ich die üble Lage des Laudmanns in Folge der 
grossen Geld-Grundsteuerpflicht voraussagte und die 
der Japanischen Landwirthschaft mehr und mehr dro- 
hende Bewucherung vorausverkündete, Grundsteuer- 
Decknngsfonds in jedem Guu (Kori), Ken und einen 
centralen für das ganze Reich. Ich hatte die Ehre im 

•) Veigl. Anhang III. 
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Auftrag des Finanz ministers einen Gesetzentwurf über 
dieselben auszuarbeiten und vorzulegen und wurde 
derselbe die Grundlage für die heut zu Tage in allen Ken 
und dem Staate obligatorisch bestehenden Missernten- 
Deckungsfonds. *)Da jährlich 1,200,000 Ten 
▼on Seiten des Staates und 900,000 Yen, von Seiten der 
Landbevölkerung der Kens, also jährlich 2,100,000 
Yen, in dieselben fliessen und der Staatszuschuss für 
eine Reihe von 20 Jahren zugesagt ist, in dieser Zeit 
also 42,000,000 Yen baar in dieselben fliessen, so besitzt 
Japan in denselben schon eine Sicherungsanstalt gegen 
die Noth aus der Grundsteuer in schlechten Erntejahren. 
Sollte in einem ünglücksjahre einmal dieser Fonds 
erschöpft werden« so ist mit Sicherheit anzunehmen, dass 
die Regierung die uralte Japanische Gepflogenheit in 
Nothjahren die Grundsteuer zu erlassen, wieder in Kraft 
setzen werde, wie es einst bald für das ganze Land, 
bald für eine Anzahl Provinzen desselben geschah; 
z. B. unter 



Qensho-Tenno im 


6ten 


Jahre 


Yoro 


(722 n. 


Chr.) 


Junjin-Tenno „ 


7ten 


f} 


Höji 


(763. „ 


.1 ) 


Shötokn-Tenno ,, 


2ten 


ff 


Jingo 


(766 „ 


,1 ) 


Kawaromu-Tenno „ 


gten 


ff 


Tenriaku 


(790 „ 


ff ) 


und „ 


I8t6n 


» 


YenrUku (799 „ 


» ) 


Hijo-Tenno „ 


Iten 


ff 


Daido 


(806 „ 


ff ) 


und „ 


3ten 


ff 


»> 


(808 „ 


„ ) 


Ninmio-Tenno „ 


2-7 


ff 


Yowa 


(835.840,, 


1. ) 


Montoku-Tenno „ 


Iten 


tt 


Nin-ju 
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Bei einem Grundsteuererlass sind es freilich auch 
die uichtländlichen Steuerzahler, welche zur Deckung 
des Ausfalles mit herangezogen werden. Dies kann 

•) Vergl. Anhang IV. 
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aber hier in Japan wenigstens kein Einwand sein, wo 
von 70 Millionen Staats - Einnahmen überhaupt die 
Grundsteuer allein gegen 43 Millionen aufbringt, die 
Grundsteuer anerkannter Massen im Verhältniss zu den 
anderen Steuerarten viel zu hoch ist und bereits aus dem 
Jahre 1873 ein Versprechen der Regierung vorliegt, 
dieselbe auf 1% des Schätz ungswerthes des landwirth- 
schaftlichen Grund und Bodens zu erniedrigen. 

Die Verschärfung der Noth der Landwirthschaft ist 
eben wie überhaupt durch eine finanzielle allgemeine 
Steuerreform, mit Ermässigung der Grundsteuer, so im 
Besonderen in dem angenommenen Fall eingetretener 
Unzulänglichkeit der Missernten- Deckungsfonds durch 
theilweisen oder völligen Briass der Grundsteuer zu 
heben. Die Einführung einer weiteren besonderen 
Versicherungsart in Hinsicht auf die. Noth aus der 
Grundsteuer wäre also irrational. 

§. 39. 

Wäre die Grundsteuer aber aach reformirt, so würde 
in grossen Misserntejahren, bei dem „ höchsten Grade '' 
derselben doch noch diejenige Noth des Bauern bleiben, 
welche ihm der Einkauf des Saatgetreides und die Beschaf- 
fung der zum Leben nöthigen Nahrungsmittel verursacht. 

Für die letzteren ernsten Jahre aus Dürre, Nässe, 
unregelmässigen Jahreszeiten, Kälte, könnte und sollte 
er auch eine Stütze an der „ Missernten- Versicherung *' 
finden, wie er sie gegen Ernteverluste aus den acuten Ele- 
mentarunglücken an einer „Ernte-, Vieh-und Gebäude- 
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Versichernng " finden mag. Wenn wir uns die Enf- 
schädigangspflicht der „ Missernten- Versicherung " so 
begrenzt denken, dass sie nur eintritt 

1. bei klar liegender klimatischer Ungunst als 
einziger Ursache der Missernte. ohne Mitver- 
schuldung des betreffenden Bauern, also bei 
Allgeraeinheit der Missernte in dem betreffen- 
den 6un oder Ken ; 

2. nur eintritt, wenn die Missernte des einzelnen 
Bauern .eine totale oder höchst erhebliche ist, 
z. B. seine Ernte bei Reis weniger als 70% der 
Durchschnirtsernte, bei anderen Früchten weni- 
ger als 60?-^, oder 50 %, oder 40% etc. beträgt ; 

8. die Entschädigung sich nicht auf die ganze 
Minderernte bezieht, also die Missernten- Versi- 
cherung nur Theilersatz leistet, mit Belassung 
eines Theiles des Schadens zu Lasten des Bauern; 
4. die Entschädigung nicht nach dem Marktpreis 
des Missernte Jahres gewährt wird, sondern nach 
Maasgabo eines, beim Eintritt des betreffen- 
den Landmanns in die Versicherung schon be- 
stimmten Durchschnitts-Marktpreises. 
Wenn wir uns die ,, Missernten -Versicherung "so 
begrenzt denken, so erscheint sie mir möglich, ohne 
erhebliche Verwaltungakosten durchführbar, von gros- 
sem Werth für den Land mann und ohne Schaden für 
die Volks wirthschaft. Ich stimme daher dafür, eine so 
oder ähnlich begreuzte „Missernte"-Versicherung in die 
„Ernte"-Versicherung einzubeziehen. 
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Abschnitt C : Die Beziehungen der unglück- 
lichen Natureignisse und der landwirth- 
schaftlichen Versicherung zu den 
Schulden des Landmanns 
und dem Geldumlauf. 

Erstes Stück : Von den Schulden des Landmanns. 

§. 40. 

Die Schulden des Landmanns stehen in sechsfacher 

Beziehung zu den ihn betreffenden Unglücksfällen und 

Nothjahren und zur Versicherung. 

So lange keine Versicherung besteht, 

sind 1. alle Schulden höher zu verzinsen, da das Risiko 
der Darleihnng durch die Möglichkeit ruiniren- 
der landwirthschaftlicher Unfälle gesteigert 
wird ; 

sind 2. die Schulden nur kurzfristig, da der Gläubiger 
die Lage seines Schuldners nicht auf lange 
Jahre übersehen kann ; 

wird 8. der dem Landmann gewährte Kredit selten von 
im öffentlichen Interesse verwalteten Banken, 
vielmehr fast durchgängig von Privaten, Freun- 
den, Verwandten, Nachbarn des Schuldners, von 
Capitalisten und sogenannten Leihgesellschaften 
in den benachbarten Städten ausgehen. In 
Folge hiervon wird bei dem Darlehen Rückzah- 
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lüDg in Einer Somme oder in nur wenigen 
grossen Raten bedangen. 
In directerer Beziehung zn den Noth jähren nnd 
Unglücksfällen stehen die Schulden des Land manne: 

4. indem sie häufig ihren Ursprung in den Noth- 
jahren nnd nach den eingetretenen Unglücksfäl- 
len nehmen und dann meist za wucherisch hohen 
Zinsen contrahirt sind ; 

5. indem ein Theil der Schulden, welche Landleute 
zur Verbesserung ihrer Ländereien aufnehmen, 
in Vorkehrung gegen klimatisch ungünstige 
Jahre erfolgt ; so z. B. manche Anlagen zur 
Bewässerung oder Entwässerung ; 

6. indem in Noth jähren alle Schulden für den Land- 
mann, sowohl in Bezug auf Verzinsung als Tilg- 
ung viel drückender sind, als in gewöhnlichen ; 
er muss dann häufig in lästigere Bedingungen als 
bisher einwilligen, unterliegt dadurch immer 
mehr der Bewuchernng und der Gefahr, dass 
auch die Erfolge guter Jahre nicht mehr ihm 
selber, sondern vielmehr dem Wucherer, dessen 
Händen er unentrinnbar verfallen ist, zu Gute 
kommen. 

§. 41. 
Bereits im Jahre 1879 wies ich in meiner schon 
citirten Arbeit über die Ermässigung der Grundsteuer 
auf die drohende Gefahr hin, dass den jetzigen Acker- 
bauern ihr Landbesitz allmählich aus den Händen gewun- 
den nnd derselbe in die der Geldverleiher werde gegeben 
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werden. Trauriger Weise findet meine Prophezeiung 
eine ungemein schnelle Bestätigung : Das üebel ist erst 
in seinem Anfang und nimmt von Jahr zu Jahr in reis- 
sender Progression zu. Es ist schon jetzt so gross gewor- 
den, dass nothwendig in grossartiger Weise 
Abhülfe geschafft werden m u s s. Ich gestatte mir, bei 
der Wichtigkeit dieses Punktes, eiuige Notizen darüber 
einzuschalten. 

In dem von den Herrn Kato, Morita und Hisamatsu 
in Uochi-Shimbun veröfFentlichten Berichte über „die 
Handelsstockuug, ihre Ursachen und Heilmittel'' wird 
folgende Statistik für Okayama - Ken mitgetheilt, 
welche deutlich eine von Jahr zu Jahr steigende hypothe- 
karische Verschuldung, steigende Anzahl von Subhasta- 
tionen und steigende Anzahl von Bankerotten aufweist. 



Jahr 


Hypotheken auf 
Land und Häuser 
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Bankerotte 


Yen 
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Personen 


Yen 
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Yen 
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IUI 

I88I 
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i883 


2,881 3oo 
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5, 322 i64 

6, 097 271 

7, 072 120 


63, 577 

78, 023 

86, 470 
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i37, 008 


io5 

748i 
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ä 

4o 
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5i32 

2234a 

588II 


52 
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Ein amtlicher Bericht über die Hypothekenverschul- 
dung der Grundstücke ganz Japans im l'i*®° Jahre 
Meiji (1881) beziffert dieselbe auf 141 Millionen Yen bei 
einem auf nur 123 Millionen Yen grundsteuerlich abge- 
schätzten Werthe der bezüglichen Grundstücke UDd bei 
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fast zwei MillioDen Hypothecirungen. Die aaf genommene 
Hypothek betrug darchschnittlich also nur ca 72 Yen, 
—ein Beweis für das enorme Bedürfniss Japans nach 
einem kleingestückelten Hypothekarkredit, ein Bedürf- 
niss, welches von einer grossen, centralen und direct ar- 
beitenden Kreditanstalt gar nicht befriedigt werden kann. 
(Siehe Tabelle auf der nächsten Seite.) 

Ein Zeitungsbericht, April 1883, beziffert das in 
Shizuoka- Ken allein hypothecirte Land auf 15 
Millionen Yen. (? ) 

Es wird nicht unnütz sein einige der im Laufe der 
letzten 2^ Jahre über die Noth der Bauern bekannt ge- 
wordenen Angaben hier wieder zu geben. Neben den 
grossen Zahlen der obigen Statistiken ist vielleicht nichts 
mehr geeignet um den Entschluss zu reifen zur Ergrei- 
fung grossartiger Mittel, zur Einrichtung eines 
ganzen Systems von nöthigen Anstal- 
ten und zur üeberwindung aller damit verbundenen 
Schwierigkeiten. 

Pukagawa, November 1883. 147 
Bauern verhaftet wegen Nichtbezahlung ihrer Steuern 
(Jiji-Shimpo). 

Shinshiu, Decemberl883. Mehr als 
die Hälfte der Bauern von Taguchimura in Minjami 
Sakuma-gori haben ihr Land und Haus verkauft, um 
sich von ihren Schulden zu befreien. Die Güter gingen 
zu einem Drittel ihres Werthes fort. (Mainichi-Shimbun.) 

Yamanashi-Ken» Mai 1884. In jedem 
Dorfe zahlreiche Bauern unfähig die Grundsteuer zu 
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Grundstückshypothecirungen im 14*^"* Jahre Meiji (1881) 
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32,328 


Toknshiina 


8,731 


3627 
6928 


3,248,167 


4,343,097 


i5b 


69,529 


Kochi 


6,i5i 


1,273,532 


536 


2,256,821 


600 


29,462 


Echime 


i6,o56 


7218 


4,685,630 
6,103,496 


355 


5,339,656 


728 


59,047 


Fakaoka 


4109 


855 


5,081,454 


932 


82,450 


OiU 


i3,34i 


35i6 


3,854,125 


509 


4,603,711 
4,i52,83i 


090 


80,277 


Knmamoto 


ii,3o5 


3,543,496 


469 


175 


Pa 


Kagoshima 


ii,63i 


2828 


3,161,640 


793 


i,847>5o3 


800 


Snmme : 


423,900 


Soll 


1 22,75 i,o44 


633 


1 40,616,334 


112 


1,962,685 



Anmerkung: Oshima nnd zwei der Provinzialregierung von 
Kagoshima unterstellte ,, lnaelkrci»e '* fehlen in obiger Tabelle, da 
w^u ihrer abgelegenen l^age die sie betreffenden Daten bis zur Zeit der 
ZuMtmmenstellnng unvullätändig geblieben waren. 
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zahlen. Tn OsumimurH (mit 400 Häusern) sind alle Ein- 
wohner, mit 2 oder 3 Ausnahmen bankerott erklärt wor- 
den. Die Schulden des Dorfes betrugen 170,000 Yen, 
die Hypotheken auf den Bauerngütern 50,000 Yen. (Jiji- 
Shimpo). 

Kanagawa-Ken, Mai 1884. In Oiso wird 
der Wucherer Usabnro und sein Adoptivsohn ans 
Tshikimura, Yurugi-gori, Sagami von 11 zur Verzwei- 
flung getriebenen Bauern ermordet, welche unmitlelbar 
nach der That sich selber der Polizei überliefern. Die 
Verschworenen sollen 2 — 3 Hundert zählen. (Mainichi- 
Shimbun). 

Tdzu, September 1884. Der lange Streit 
zwischen der Schuldnerpartei (Shakkinto), deren Mitglie- 
der nach Tausenden zählen, und den Leih gesellsc haften 
ist zu einem befriedigenden Abschluss gelangt. Man 
hat vereinbart, dassderZinsfuss für alle 
zukünftigen Darlehen 13 ^/^ per Jahr 
sein soll. Alle gegenwärtig schon existirenden 
Schulden werden in zwei Klassen getheilt : 1. solche, 
deren Bückzahlung 5 Jahre verschoben wird, mit 8^/^ 
Zinsen per Jahr ; und 2. solche für 3 Jahre mit 10^/q 
jährlichen Zinsen. (Jiyu-Shimbun). 

Saitama-Ken, November 1884. Aufstand 
in Chichibugori, der sich nach Gumma und Nagano 
ausbreitet. Zwar nur von kurzer Daner, aber in Folge 
davon bildet sich eine Partei von Schuldnern und 
Pächtern, welche Herabsetzung des Zinsfusses und 
Verringerung der Pachtgelder verlangen. Im Februar 
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1885 werden 2644 am Aafstand Betheiligte bestraft 
Betrag der Geldstrafe 4465 Yen. 

Harima, November 188 4. üeber 900 
Bauern aas Kayoshigori sind bankerott erklärt worden 
nnd haben ihr Eigentfaam za öffentlichem Verkauf an- 
geboten, um die im August fällig gewesene erste Grnnd- 
stenerrate bezahlen zu können. 

Kawachi, November 1884. In Shibukawa 
and Tb'iratagori Noth herrrschend, Unruhen werden 
befürchtet. (Jiji-Shimpo). 

Jdzn, November 1884. Die Bauern in Taka- 
t^gori weigern sich ihre Pachtgelder zu zahlen, wenn 
dieselben nicht um 3/10 ermässigt werden. (Mainichi- 
Shimbnu). 

Jdzu, Januar 1885. Die Schuldnerpartei wieder 
unruhig, 150 Mitglieder derselben in gerichtlicher 
Untersuchung. 

Jdzu, Februar 188 5. Streit von 44 Dörfern 
mit der Okuriya-Bank und einer Leihgesellschaft. 
Eine Versammlung von ca. 2000 armen Leuten, welche 
gegen die genannten Banken eine Demonstration 
machen nnd eine Aenderung der Schuldbedingungen 
erreichen wollen, wird in Nishima am Tokaido von der 
Polizei auseinandergesprengt. 

£*a ga, Februar 1885. 800 in Noth gerathene 
Einwohner von Daiseiji bitten die Behörden, sie lieber 
gefangen zu setzen, als sie länger darben, frieren und 
hungern zu lassen. (Ghoya-Shimbnn). 

Miye-Ken, April 1885. Die Noth der Bauern ist 



— 78 — 

unleugbar. Tu Wataraigori haben die Leute noch nicht 
einmal ein Drittel der vierten Grundsteuerrate gezahlt 
und schon ist der Termin um 14 Tage überschritten. 
(Hochi-Shimbun). 

H i g o-K en, Mai 188 5. 3000 Einwohner von A- 
matagori^ in Geldnoth, halten eine Massenversammlung 
zu Fukncfaiyama und bescbliessen eine Petition an die 
Regierung. (Jiji-Shimpo). 

unter den vieleü mitgetheilten Notizen ist besonders 
die lehrreich» dass es die Schuld nerpartei in Jdzu als 
eine Vergünstigung erreicht, nur (!) 13°/o jährlicher 
Zinsen für zukünftige Schulden zu zahlen, eine immer 
noch enorme Höhe der Zinsfusses, und dass die zweite 
erreichte Vergünstigung in der Verschiebung der 
Rückzahlung auf 3 uud 5 Jahre besteht. Es weist 
dieses deutlich auf das Bedürfniss der Landwirthschaft 
nach langfristigem, niedrig verzinslichem Kredit hin. 
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Zweites Stück : Der Landmann und der Geldumlauf. 

§. 42. 
Das im Staatdkörper umlaufende Geld kann man 
pausend mit dem im menschlichen Körper umlaufenden 
Blute vergleichen. Ein gleich massiger Umlauf dessel- 
ben ist nothwendig zur gleichmässigen Ernährung, 
Förderung unü Anregung aller Theile, wird aber das 
Blut nach dem Gehirn oder das Geld nach der Hauptstadt 
übermässig hingezogen, so tritt dort Entzündung, fieber- 
haftes Specnlieren, Schwindel ein, in den fast blutleer 
gelassenen übrigen Theilen aber zeigen sich andere 
krankhafte Erscheinungen. Die Organisation des Geld- 
umlaufs in Japan ist derartig mangelhaft, dass in jedem 
Jahre mehr und mehr von der Geldmasse des ganzen 
Landes nach der Hauptstadt gezogen wird, wie mauz. B. 
aus dein stets wachsenden Staatsschuldscheinbesitz der 
Hauptstädter ersehen kann. In Folge des Geldmangels 
in den Provinzen haben die Productenpreise eine Neigung 
zu fallen, sind Geld-Darlehen schwieriger erlangbar, 
macht die Beschaffung des Baargeldt^s für die Grund- 
steuerraten vermehrte Schwierigkeit. Selbst die zur 
Hälfte von den Landleuten zusammengebrachten Spar- 
fonds (die Missernten- Deck angsfonds) sind nach Art. 5. 
alinea 2. des Misserntendeckungsfonds-Gesetzes, min- 
destens zur Hälfte in Staatsschuldscheinen anzulegen, 
wegen des Mangels anderer sicherer Werthpapiere zur 
Geldanlage. Auch die Privat^Sparfonds, denen sich die 
Postanstalten zur Anlage bei der Postsparkasse bieten 
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werden aas den Provinzen heraus und nach der Haupt- 
stadt in die Kasse des Finanzministeriums geleitet. So 
dienen selbst die nützlichsten and heilsamsten Einrich- 
tungen in gewissem Sinne noch za einer Steigerung der 
üblen Lage der Landwirihschaft. 

Da die landwirthschaftliche Versicherung ebenfalls 
bedeutende Fonds ansammeln muss, welche nur in aus- 
nahmsweise grossen Nothjahren wieder zur Ausschüt* 
tung und zur Rückkehr ins Land gelangen, wenn sie erst 
einmal aus den Provinzen herausgezogen sind, so ist von 
der neuen ßinrichtung zu verlangen, dass sie derartig 
getroffen werde, dass ihre Fonds sichere Anlage i n d e n 
Provinzen selbst finden können. Es wäre 
durchaus falsch und schädlich auch für diese Fonds 
wieder die Staatsschuldscheine als einzige Anlageart zu 
wählen. Der auf solche Weise herbeigeführte hohe 
Cursstand dieser Papiere bedeutet durchaus noch nicht 
nun etwa auch einen niedrigen Zinsf nss für Japan 
— wir sahen oben, dass 13^/^ für bäuerliche Schulden 
erst durch drohende Vereinigung der Schuldner er- 
rangen werden. Ein derartig, auf eine Werthpapiergat- 
tung localisirter niedriger Zinsf uss> kann auch nur einen 
kleinen Theil der segensreichen Wirkungen hervor- 
bringen, welche ein allgemein verbreiteter niedriger 
Zinsf uss für die Japanische Volkswirthschaft haben würde. 

Wie wir eben sahen, mit der Versicherung allein ist 
es nicht gethan : Die Versicherung muss sich an pro- 
vinzielle, durchaus sichere und solide Greldinstitute anleh- 
nen können^ die das Geld in den Provinzen lassen. 
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Abschnitt D : Die Ergänzung der Lücken 
im Versicherungsschutz. 

§. 45J. 

Die Untersuchung der umstände, welche auf die 
Yersicberungsfrage von Einfluss sind, lehrte uns^dass 
sich von den vielen Schäden, welche die Landwirth- 
schaft treffen nur für einen Theil die Versicherung em- 
pfiehlt ; nämlich nur für die acuten Unglücksfälle und 
für die grossen Missernten, dass aber eine grosse Zahl 
von Schäden^ die nicht durch Versicherung gedeckt 
werden sollten, übrigbleibt. Sie lehrte uns, die 
Verwerflichkeit der Ernte-G-eld-Ertrags- Versicherung und 
der Ernte-Mengen- Ertrags- Versicherung, lehrte uns, dass 
die Versicherung in dem Schutzwall, den sie der Land- 
wirthschaft bietet, eine breite Lücke offen lassen muss, 
durch welche das Unglück einasiehen kann. 

Fragen wir nun aber, gibt es denn gar kein anderes 
Mittel als die Versicherung um zu verhüten, dass der 
Landmann durch schlechte Jahre niedergebrochon werde, 
so ist zu antworten, dass die Natur selbst auf das Mittel 
hinweist. Denn für den Landmann wechseln, wie schon 
oben gesagt, Gruppen von Jahren guter Ernten mit sol- 
chen mittleren und schlechten Gharacters ab. In Schwe- 
den standen, in dem Jahrhundert von 1750-1850^ 29 Jahr- 
gänge schlechter Ernten, 48 Jahrgängen mittlerer und 24 
Jahrgängen guter Ernten gegenüber ; für je 3 schlechte 
Jahre konnte der Bauer in 7 mittleren und guten sparen. 
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Und dieses Verhältniss würde sich für Schweden ancli nur 
wenig ändern, wenn wir annähmen, dass der Schwedische 
Bauer in schlechten Erntejahren guten Geldertrag gehabt 
hätte; dann würde er für die 2^ schlechten Geldertrags jähre 
in 7^ mittleren und guten Geldertrags jähren haben sparen 
können. In Japan wird es ähnlich sein, auch hier werden 
die guten und mittleren Jahre, in denen der Bauer sparen 
könnte, mindestens 2-3 Mal so zahlreich sein, als diejeni- 
gen, in welchen er genöthigt sein wird, auf seine Erspar- 
nisse zurückzugreifen. 

Der Land mann muss in den guten Jahren sparen, 
um in den schlechten etwas zu haben, worauf er zurück- 
fallen kann. Auch das ist eine Art von Versicherung, 
ja in manchen Arten der Versicherung selbst spielt auch 
die Sparthätigkeit des Versicherten eine eben so grosse 
Rolle, als die üeberwälzung U3\d Vertheilung des Scha- 
dens auf andere. In der Lebensversicherung z. B. wirken 
beide Principien zusammen : die bei dem Todesfall des 
Versicherten an seine Familie zahlbare Gapitalsumme 
wird durch Aufsparung der von dem Versicherten lange 
Jahre hindurch gezahlten Geldbeiträge beschafft. Lebt 
der Versicherte aber eine kürzere Zeit als das ihm 
durchschnittlich zukommende Lebensmass, war also noch 
keine Zeit zur völligen Aufsparung des nöthigen versi- 
cherten Entschädigungs-Gapitals vorhanden, so werden 
die Mittel dadurch beschafft, dass andere auch Versicherte 
über das angenommene Durchschnittsmass des Lebens 
hinaus leben. Der Schaden der zu früh Gestorbenen 
wird auf die glücklicheren Länge riebenden übergewälzt. 
— Sich versichert halten ist eine Art des Sparens und 
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Sparen ist Selbstsicbemng, eine Art der Yersicheriing, 
Sparen und Versichern ergänzen sich. 

Hat der Bauer Ersparnisse in Qeld oder geldwerthen 
Papieren, hat er seine Ersparnisse nicht alle durch 
Zukauf von Grund und Boden oder durch Errichtung 
eines schöneren Wohnhauses oder durch Anschaffung bes- 
serer Kleider etc. festgelegt, so ist er nicht genöthigt 
seine Producte zu verschleudern bloss um Baargeld in die 
Hand zu bekommen ; in jedem einzelnen Jahr ist er bes- 
ser daran, wenn er die Stütze solches eigenen Gapital-be- 
sitzes hat. Vor dem Ruin und dem Untergang, wenigstens 
vor der Belastung mit hochverzinslichen drückenden 
Schalden^ wird es ihn in ernsten Nothjahren bewahren. 

Belehrung sollte ihn zum Verstand uiss des grossen 
Nutzens einer geregelten Sparsamkeit für ihn füh- 
ren. Aber mit der Belehrung allein ist es nicht 
gethan. Es müssen sich ihm leichte und bequeme und 
sichere Spargelegenheiten bieten, auch Spargelegenhei- 
ten, welche ihn an ein regelmässiges (wöchent- 
liches, monatliches) Sparen durch bestimmte darauf 
abzielende Einrichtungen gewöhnen, und diese neuen 
Spargelegenheiten dürfen nicht wieder den Fehler haben, 
das Geld aus den Provinzen heraus zu ziehen. 

Das Spargeld, wie das Versicherungsgeld müssen 
der Landwirthschaft selbst wieder zu gute kommen ; sie 
bedarf es in der Form langfristigen, ratenweise tilgbaren, 
niedrig verzinslichen Hypothekarcredits. Hieraus ergibt 
sich der im Theil II. folgende Plan. 

§. 44. 
Ehe wir zu diesem aber übergehen, möchte ich noch 
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einen Einwand widerlegen, nämlich den, dass es gar 
keiner Ernteversicherung uud keiner Seiner Spareinrich- 
tnngen bedürfe, da es ja bereits die „ Missern ten-Dek- 
knngsfonds '^ gebe. Die Aufgabe der schon existirenden 
Misserntendeckangsfonds besteht allerdings mit darin 
den Landmann betriebsfähig zu erhalten. Denn Artikel 
1. der Notification 31. des Daijo-Daijin, d.. d. 15. Juni des 
IS*®** Jahres Meiji lautet : „ Was den Missernten-Dek- 
kungsfonds anbetrifft, so versteht man darunter die Gelder 
für Speise, Hütten, landwirthschaftliche Geräthe und 
Saatgetreide, die denjenigen SBrmereren Leuten auszu- 
händigen sind, die durch eine äusserst grosse Missernte, 
oder durch höhere Gewalt in Noth gekommen sind. Auch 
diejenigen, welche eben desswegen die Grundsteuer und 
zwar die Staatsgrundsteuer nicht entrichten können, sind 
geschenkweise zu unterstützen, oder es ist denselben zu 
leihen. '' 

Die Missemten-Deckungsfonds wenden sich also 
gegen Noth, nicht aber, wie eine Versicherung, gegen 
Verluste. Die Gelder der Missernten-DeckungsfoAds 
kommen demnach hauptsächlich den Kleinsten und 
Kleinen der Landwirthe zu Gute, die Vermögenderen 
haben erst dann Anspruch darauf, wenn sie zu Armen 
und unbemittelten herabgesunken sind. Die Aufgabe 
der Versicherung und der Spargelegenheiten wäre aber 
zu verhüten, dass sie zu solchen herabsinken. Dass die 
Missernten-Deckungsfonds allein nicht genügen, sieht 
man ja auch aus den oben angeführten Beispielen der sich 
unter den Landleuten ausbreitenden Noth. 



Zweiter Theil: 
Vorschläge zur Abhülfe. 



Abschnitt A : Die organische Verbindung von 

Sparkasse, Bodencreditanstalt und 

Versicherungswesen. 

§. 45. 

Der Bauer bedarf 1. der Sparkasse, 2. der Versiehe- 
rang and 3. des Bodencredits. 

Eine Bodencreditanstalt bedarf einer- 
seits des Capitalsy welches ihr wenigstens bis za 
einem gewissen Grade die Spar thätigkeit der Bauern 
selbst liefern kann, und bedarf andererseits für ihre 
ausgeliehenen Capitalien auch aller der Sicherheit, welche 
eine landwirthschaftliche Versiche- 
rung bieten kann. 

Die bäuerlichen Spargelder bedür- 
fe n, wenn sie in der Provinz bleiben und der landwirth- 
schaftlichen Benutzung wieder zugeleitet werden sollen, 
einer provinziellen Geldanstal t, welche 
einen Theil derselben in kurzfristigem und einen andern 
Theil derselben in laugfristigem Credit anlegt, welcher 
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letzterer aber wieder zu seiner Sicherung der 1 a n d- 
wirthachaftlichen Yersicherang bedarf. 

Die landwirthschaftliche Versieh e- 
r a n gl welche sich nicht allein auf den einen Grundsatz 
der jährlichen Yertheilung des Schadens auf Viele 
gründen kann, sondern zugleich auch sich auf den zweiten 
Grundsatz der Vertheilung des Schadens auf viele Jahre 
stützen mussi bedarf der Ansammlnng 
grosser Fonds, bedarf deren Anlegung zum Theil 
in Hypotheken; sie kann provinzielle 
Geldinstitute zur üebermittlung der von ihr 
gewährten Entschädigungssummen an die Versicherten 
und ebendieselben Institute zur Einkassirung und 
üebermachung der Versicherungsbeiträge benutzen. 
Sie hat ausserdem ganz dasselbe Bedürfniss wie Boden- 
creditinstitute, nach dem Besitz von sachkundigen, land- 
wirthschaftlichen Schätzern. 

Die bäuerlichen Spareinrichtungen, 
das Boden c red itwesen und die landwirth- 
schaftliche Versicherung stehen in 
einem inneren organische n^ sich wech- 
selweis stützenden und nützenden Zu- 
sammenhang. Dieses ist eine grosse Empfehlung 
für eine gemeinsame planmässige Organisation dieser 
drei Einrichtungen. 

§. 46. 

Es ist aber klar, dass Sparkasse und Bodencreditan- 
stalt kein Bisiko, auch nicht das geringste Bisiko, aus der 
landwirthschaftlichen Versicherung tragen dürfen. Es 
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wurde ferner schon oben darauf hingewiesen, dass 
die Versicherung um so besser organisirt ist, ein je 
weiteres Gebiet sie umspannt und daraus die Forderung 
abgeleitet, dass die Versicherungsanstalt Eine für das 
ganze Reich sein solle. 

Wenn andererseits die Landwirthschaft provin- 
zieller Bpareinrichtungen und provinzieller Bodencre- 
ditanstalten bedarf, welche selber auf keinen Fall für 
eigene Bechnuug die Versicherung betreiben dürfen, 
welche aber ebenso wie die Versicherungsanstalt mit 
billigeren Verwaltungskosten auskommen könnten, sobald 
sie mit der landwirthschaftlichen Versicherung gemein- 
sam dasselbe Beamten personal benutzen können, so folgt 
daraus die Forderung Einer landwirth- 
schaftlicheuVersicherungsanstalt für 
das ganze Reich and je Einer Spar-und 
Bodencreditanstalt für jeden Ken und 
einer derartigen Verbindung beider Anstalten, 
dass jede Ken-Spar- und Bodencreditanstalt als General- 
agentur commissionsweise die Geschäfte der 
Versicherungsanstalt in ihrem Ken besorgt. 

§. 47. 

Aus der Verbindung mit der Bodencreditanstalt 
erwächst der Versicherung noch ein besonderer 
Vortheil. Das Normalstatut der Ken-Spar- und Boden- 
creditanstalten wird voi^chreiben, dass keinem 
Landmann Credit gegeben werden wird, 
der nicht V e r s i c h e r u n g s g e n osse sei. 
Die Versicherung ist etwas Neues in Japan und setzt 



— 88 — 

grosse Intelligenz der die Yersicheruog Nachsacbenden 
voraus. Wollte man die landwirthschaftliche Versiche- 
rang allein ohne jene anderen Anstalten gründen, so 
stände man der Frage gegenüber ob auch genug 
Landleute in jedem Ken und Gun die Einsicht 
haben werden sich freiwillig za versichern ; thäten 
sie das nämlich nicht, so würde die besondere Anf- 
stellang von Yersi ehern ngsorganen in den betreffenden 
Ken und Gun nnverhältnissmässige Yerwaltnngskosten 
verursachen. Diesem . Zweifel gegenüber würde der 
Staat, wenn er die landwirthschaftliche Versicherung 
als Gesetzgeber hervorruft, sehr geneigt sein dieselbe 
zn einer obligatorischen für jeden Landmann zu machen. 
Ich bin dem Gedanken der obligatorischen Versicherung 
durchaus nicht abgeneigt, ich halte dieselbe sogar für ein 
grosses Glück, wie sich das auch in den Ländern zeigt, 
die eine staatliche Zwangsversicberung für Gebäude 
besitzen (z. B. Baden, die Schweiz) ; der Gedanke der 
obligatorischen Versicherung gewinnt auch immer mehr 
Anhänger nnd hat so in den letzten Jahren z. B. im 
Deutschen Reiche zu der obligatorischen Unfall- 
versicherung geführt. Aber dennoch würde ich für 
den Anfang, gerade aus practischen Bücksichten 
die obligatorische Versicherung nicht wünschen. Die 
Massenhaftigkeit, bei obligatorischer Versicherung, der 
auf einmal in die Anstalt Aufzunehmenden ist so 
ungeheuer, dass die Bewältigung derselben neue 
Organisationsschwierigkeiten hervorruft. Wenn die 
Ken-Spar-und Bodencreditanstalten keinem Bauern 
Credit geben, der nicht vorher erst durch sie selbst zu 
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einem VersicheniDgsgenosaen gemacht worden ist, so 
wird bei dem gro^gen Bediirfnisa der Japanischen 
Bauern nach Credit die Zahl der in die Yersichernngs- 
genossenschaft Aufgenommenen sicherlich sich schon 
ira ersten Jahre in die Tankende belaufen. Diese 
Tavsende werden ausserdem in den 20-40 Ken, welche 
bei sich Ken- Spar- und Bodencredi tan stalten begrün- 
det haben mögen, zerstreut leben. Diese Zerstreuung 
aber ein grosses Gebiet ist ausserordentlich günstig für 
die Versicherung, da dann je ein Elementarnnglück 
voraussichtlich nur einen Brnchtheil der Versicher- 
ten auf einmal treffen wird. 



§. 48. 

Welche Aussicht ist nun aber, dass in einer grös- 
seren^'Anzahl Ken genannte Greditanstalten so schnell 
entstehen werden? Ich könnte hierfür das unleugbar 
aller Orten vorhandene dringende Bedürfniss als Begrün- 
dang anführen. Das würde aber nicht ausreichen, denn 
das Bedürfniss ist schon Jahre lang vorhanden und 
ebenso lange unbefriedigt geblieben. Die Aufgabe ist, 
für diese Kategorie von Anstalten einen einfachen und 
übersichtlichen Gründungs-, Einrichtnngs- und Verwal- 
tnngs-Plan zu entwerfen, mit genauer Beschreibung aller 
Geschäftsmanipulationen und der dabei nöthigen Formu- 
lare und Bücher, Darlegung des Geschäfts planes, Ge- 
schäftsganges und der Instructionen der Beamten. Wäre 
die^Einrichtung dieser 40 Anstalten auf solche Weise 
vorbereitet und erleichtert so wäre schon eine sehr 
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vermehrte Aussicht vorhanden dieselben bald iu's Leben 
treten zu sehen. 

Diese Ken- Spar- und Bodencredit- Anstalten müssen 
einerseits, um den Sparbeträgen des kleinen Mannes 
dieselbe vollständige Sicherheit zu geben > die sie bei der 
Postsparkasse geniessen und andererseits um den gege- 
benen Bodencredit frei von aller capitalistischen Aussaa- 
gung des Bauernstandes in den Grenzen eines massigen 
Zinsfusses und mit gerechter Berücksichtigung aller 
Nothlagen der Landwirthschaft zu erhalten« nothwendi- 
gerweise Provinzial-A nstalten sein, Selbst- 
verwaltungs- Institute, .betrieben, beaufsichtigt 
und garantirt von den Provinzen. 

In dieser Ausdehnung ihrer Selbstverwaltung wird, 
bei dem offen zu Tage Hegenden Nutzen der Institute 
für die Einwohner der Provinz, ein grosser Anlass für 
die Ken-Kuwai zur Gründung dieser Institute liegen. 

Die Begierung kann aber in noch zweierlei Weise 
den Ken-Kuwai einen besonderen Anlass zu deren 
Gründung geben : 

1. Durch die Gründung von „P o s t - G e m e i n- 
de- Sparkasse n'' nnd durch die Zusage, 
dass deren Gelder der Ken-Spar-und Boden- 
creditanstalt zugeleitet werden sollen, falls das 
Ken-Kuwai eine solche eingerichtet hat, 
und 2. durch die Bestimmung, dass nur diejenigen 
Ken, welche eine Ken-Spar-und Bodencredit- 
anstalt gegründet haben, berechtigt sein 
sollen Darlehen von einer demnächst zu 
begründenden „F u - K e n - B a n k" für ihre 
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eigeDen provinzialen, öffentlichen Zwecke 
wie Wegebau, Deichbau , Hafen- und Flusaregu- 
lirungen, Bauten etc. zu erhalten. (Von der 
Fu-Ken-Bank spreche ich in den Vorschlägen 
zur Reorganisation der Provinzfinanzen.^) 



•) Veigl. Anhang I. Cap. 4. 
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Abschnitt B : Die landwirthschaftliche 
Versicherung. 

§. 49. 

Die landwirfchschaftliche Versicherung hat, wie wir 
im ersten Theile sahen, es mit zahlreichen Gruppen von 
zu versichernden Gegenständen und mit einer grossen 
Reihe von Gefahren, von denen manche Gefahren auch 
Gegenstände verschiedener Gruppen bedrohen^ zu thun. 

Zum Beispiel ist Ueberschwemmung eine Gefahr, 
welche die Gegenstände aller Gruppen bedroht; sie 
kann die Ernte auf dem Felde, oder auch die bereits 
eingebrachte Ernte vernichten, das Vieh ersäufen, das 
Haus wegreissen, ja selbst den Boden, der die Ernte 
trägt, mit Steinen überschütten oder von dem Strome 
kann das Land selbst fortgerissen und verschlungen 
werden. 

Die 4 Hauptgruppen von Gegenständen sind : 

1. Das die Frucht tragende Land mit dem 
Zubehör der Bewässerangs- und Entwässernngs- 
Anlagen, Mauern und Treppen, den Frucht- 
bäumen, den Weinstöcken eto. 
Bemerkung : Hierzu kann man auch die Acker- 
geräthe stellen, da diese im Verhältniss zu 
Ausdehnung und Art des Ackerlandes etc. 
stehen. 

2. Die Früchte und Pflanzen aller Art, vor der 
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Reife and nach der Reife, auf den Feldern, aaf 
den Bäumen und Weinstöcken etc. sowie die 
eingeheimsten Ernten, sowohl in Staken, auf 
dem Felde, wie in Gebäude eingebracht. 

3. Das Vieh. 

4. Die Gebäude. 

Bei diesen 4 Gruppen wird man zu erörtern haben, 
was man in die Versicherung einbeziehen wilPnnd was 
nicht. Z. B. pflegen bei uns in Deutschland Hühner, 
Enten, Kaninchen etc. etc. nicht in die Vieh Versicherung 
einbezogen zu werden, manche lassen auch Schweine 
Schafe und Ziegen, Maulesel und Esel unberücksichtigt 
ond beschränken sich auf Rinder und Pferde. Die 
beiden letzteren sind bis jetzt in Japan die einzig volks- 
wirthschaftlich wichtigen Thiergattungen. Man möge 
sich daher vorläufig auf sio beschränken. Selbst bei 
Pferden und Rindern pflegt man noch die durch ihr 
Alter oder ihre Beschäftigung bedrohtesten Exemplare 
von der Versicherang auszuschliessen.'*^) 

In ähnlicher Weise wird man nicht alles, was mit 
den Gebäuden' in Verbindung steht, in die landwirth- 
achaftliche Versicherung einbeziehen. Hat ein Land- 
mann z. B. eine besonders kostbare Zimmerdecke aas 
seltenen Hölzern, oder Hölzern aussergewöhnlicher 
Grösse, so wird es keinem Anstand unterliegen 



*} Z. B. Bind bei der Braunscbweiger Allgemeinen Viehveraicbe- 
nings-GeselUcbaft von der Versieberang bei der Versicbenmgs- 
Anfnabme überbanpt ansgescblossen : a. Foblen unter 1 Jabr und 
Pferde über 12 Jabre ; b. Bindvieb unter 3 Monaten und über 12 
Jabre, c. Post-, Mietb-, Omnibus-, Droscbken-, Jagd-, Renn- 
und Militärpferde. 
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dergleichen ungewöhnliche Dinge von der landwirth- 
schaftlichen Versicherung auszaschliessen, wenn man 
durch die Nichtberücksichtigung und den Ausschluss 
vermöge einfacheren Abschätzungs Verfahrens billigere 
Verwaltungskosten erzielt. 

Noch eine 5*« und 6*® Gruppe ist in der obigen Auf- 
zählung fortgelassen. In die 5*® Gruppe möchte ich die- 
jenigen Dinge einreihen, die aus einer Bearbeitung der 
ursprünglich landwirthschaftlichen Producte entstehen ; 
z. B. Sake, BaumwoUen-und Seidengarn oder Gewebe» 
während man'Cocons und Watt© etc. zu den landwirth- 
schaftlichen Rohproducten, den Ernten, wird zählen 
können, wenn man dieselben mit passenden Sonder- 
bestimmungen bedenkt. 

In die 6'* Gruppe möchte ich allen sonstigen be- 
weglichen Besitz des Landmanns rechnen, wie Kleider, 
Möbel, Putons, Küchengeräthe u. s. w. Die Gegen- 
stände der 5**° und 6*®° Gruppe, deren Versicherung viel 
practische Schwierigkeiten darbietet, und die keinen 
reinen landwirthschaftlichen Character mehr tragen > 
mögen daher einer anderen als der landwirthschaftlichen 
Versicherung überlassen bleiben. Hat in Folge der 
Einführung der landwirthschaftlichen Versicherung der 
Versicherungsgedanke in Japan mehr Verbreitung ge- 
funden, so wird sicherlich bald auch die industrielle 
Versicherung nachfolgen, wie die Feuerversicherung der 
Mobilien in anderen Ländern der Versicherung der 
Immobilien auch erst viel später nachgefolgt ist. 

§. 50. 

Mir erscheint es das Richtigste für die Organisa- 
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tion der landwirthschaftlichen Versicherung in Japan 
diese (oder eine ähuliche) Gruppeneintheilung 
der zn versichernden Gegenstände zu 
Grunde zu legen und nicht die Versicherung in ihrer 
Eintheilung auf die Gefahrenklassen zu basiren. 
Gruppe 1 und 2 kann man zu einer Ernteversicherung 
zusammenfassen, Gruppe 3 liefert die Vieh- und Gruppe 
4 die Gebäude- Versicherung. 

Da die Europäische Versicherung nicht nach einem 
allgemeinen systematischen Plane, sondern stückweise 
und vielfach aus der Initiative der Privatleute entstan- 
den ist, so finden wir bei ihr die beiden Eintheilungs- 
principien vermischt; dem Eintheilungsprincip der Ge- 
genstände folgt z. B. die ,,Vieliversicherung'S 
während die „Hagelversicherung" und „Feuerversiche- 
rung" von der Art der Gefahr ihre Abgrenzung erhal- 
ten. Die Folge solcher unsystematischen Eintheilung 
ist dann z. B., dass Vieh sowohl bei der Feuer als bei der 
Viehversicherung versichert sein^ und bei Unachtsamkeit 
der Gesellschaften oder betrüglichen Absichten des Ver- 
sicherten im Brandfall von beiden Seiten die Entschädi- 
gung dem Versicherten zufliessen kann. Darin liegt sogar 
eine gewisse Gefahr, denn sobald ein Versicherter aus dem 
Brandfall Gewinn ziehen kann, ist damit eine Verfüh- 
rang zur Brandstiftung gegeben. 

Sobald man die Arten der Gefahren etwa allein als 
Eintheilungsprincip benutzte^ so hätte dieses mehrfache 
Nachtheile : 

Gegen die selteneren Gefahren wird dann er- 
fahrungsmässig freiwillig gar nicht mehr versichert. 
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Eine besoodere MeerfluthverBicherung, Valkanversiche- 
riiDg, StarmversiüberuDg etc. würde Dicht in genügend 
viel Fällen aufgesucht werden, um dafür Versicherungs- 
organe aufzustellen. Und doch I Wie entsetzlich 
pflegen die Folgen dieser grossartigen Naturereignisse 
zu sein^ wie zahlreich, oft nach Tausenden zählend, sind 
nicht die von ihnen wirthschnftlich ruinirten Familien. 
Die in solchen Fällen eintretenden mildtbätigen Samm- 
lungen sind selbst bei grossartigen Sammelresultaten 
meist ganz unzureichend und ergeben gewöhnlich auf 
den Kopf vertheilt, nur wenige Sen oder höchstens 
wenige Yen. Man kann sagen, dass diese 
Unglücklichen ihren völligen wirth- 
schaftlichen Buin der Wahl eines fal- 
schen Eintheilungsprincips des Ver- 
sieh e r u n g s sy s t e m s ihres Landes za 
danken haben, denn sobald man als Eintheilungs- 
prilicip die Gegenstände nimmt, kann man dieselben 
gegen alle Gefahren, mit gewissen in der Sache 
liegenden Einschränkungea bei gewissen Gefahren, 
versichern. Es ist dieses dasjenige, was ich früher 
bereits „ Collectivversicherung" genannt 
habe. Das Princip derselben ist in der unsystema- 
tischen Organisation des Europäischen Versicherungs- 
wesens nur bei der Vieh Versicherung durchgeführt. Z. 
B. bestimmt die Braunschweig ische „Allgemeine Vieh- 
versicherungsgesellschaft '^ in §. 1. alinea 1: „Die 
Viehbesitzer verbinden sich zu einer Gesellschaft für 
gegenseitige Versicherung gegen Verluste, welche ei- 
nem Mitgliede der Gesellschaft aus dem nothwendigen 
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Abschlachten oder Sterben von Pferden, Maalthieren, 
EselD, Bindvieh, Schweinen nnd Ziegen hervorgehen 
nnd zwar solcher, welche 

1. in Folge senchenartiger nnd anderer im gewöhnli- 
chen Laufe der Natur entstehenden Krankheiten, 

2. in Folge anversohaldeter Un- 
glücksfälle nnd Fenersbrünste entstehen, 
endlich aber anch 

8. gegen den Verlast, welcher ans ünbranchbar- 
keit der an Dummheit erkrankten Pferde^ entsteht, wenn 
dieselben schon während eines ununterbrochenen Zeitrau- 
mes von Ostern bis Michaelis eines und desselben 
Calenderjahres versichert waren, ohne von der Krankheit 
befallen worden zu sein/' 

Diesen Grundsatz der „CoUectivversichernng'' ge- 
gen alle Gefahren, als Eintheilungsprincip für eine 
systematische landwirthschaftliche Versicherung zu 
wählen, halte ich aus oben angegebenen Gründen, für 
wichtig. Also „Gegenstandsversicherung 
gegen CoUectivgefahrl'' Ein weiterer Vor- 
theil der Anwendung dieses Eintheilungsprincips ist 
ausser dem umstand, dass es dem Versicherten und 
resp. seinem Gläubiger eine vollständigere Beruhigung 
gewährt, noch der, dass es ein einfachereres ümlegever- 
fahren und dadurch eine Ersparung an Verwaltungs- 
kosten ermöglicht. 

Es ergiebt sich somit folgendes Schema : 
Das Ganze : — ,>Landwirthschaf tliche Versicherung'' 
Seine Theile : 

I. Ernteversichernngi mit Einbeziehung 
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a. .des frochttragenden Grond und BodeDS^ 

b. der eiDgeheimsten Eroteiii 

c. der auf dem Halm, Baum etc. befind- 
licben ErnteDy 

d. des Ackergeräthes. 
II. YiehTeraicherung : 

für das Yieh (vorläufig nur für Pferde und 
Binder). 
III. GebäudeverBioheruDg : 
für die Gebäude. 



§. 51. 

Für die Ernteversicheruug wird man als 
MasBStab der Umlagen den Scbätzungswerth 
der Grnndsteuer-Abscbätzung, für den der Yiebver- 
sichernng eine Yiehscbätzung, für den der Gebaude- 
Tersichernng eine Gebäudesobätzung benutzen können. 
Wenn die versicberten Gegenstände einer besonderen, 
bäufig eintretenden Art der Gefahr vorzüglich aus- 
gesetzt sind, wie z. B. gewisse Ländereien der üeber- 
Bohwemmnngi so wird man, aber nur für die ümlegung 
der Yersicherungsbeiträge, nicht auch für die Begren- 
zung der Entschädigungszahlungen, jenen Schätzungs- 
werth der eztra bedrohten Gegenstände zaschlagsweise 
erhöhen. 

Das Simplnm wird man als Mazimal-Be- 
grenzung der im Einzelfalle in Einem Jahre 
zahlbaren Entschädigungssumme in jeder der Gegen- 
standsgruppen benutzen. Also z. B.: 
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Höchste eventaelle 
Entschädigang* 
Ernte Tersicherang: 

Grand and Boden Qranditeuer-Schätsujigswerth 100% 

1iingeheim«te Ernten ... Tom Grnuditeaer-SchAtEungs- 

werth des Grnnd und Bodens z% 

Aof dem Halm^ Baum etc. befindliche Ernten, von do y% 

Ackergerftth ••• ••• ••• von dito ••• ••• ••• ••• ••• ••• E% 

Vi eliTersichernn^: 
Vieh Vieb-UmUge-Schätenngswerth , 100% 

Gebändeversicherang: 
Gebäude Gebände-Umlsge-Schätzungswertb.. 100% 

Erwächst ein Schaden, so wird in jedem Einzelfalle' 
auf Anzeige des Versicherten binnen bestimmter Frist 
seine Grösse geschätzt und seine Ursache festgestellt. 

Je nach der Ursache wird der Schaden voll oder 
theilweise oder gar nicht entschädigt (vergU oben §. 81). 

§. 52. 
Es ist durchaus nicht nothwendig, dass die über dar 
ganze Japanische Beich ausgebreitete Gesammt- 
genossenschaft den von der Versicherung zu tragenden 
Schaden auch ganz trage. Es wird für die Sache 
Tortheilhafter sein, wenn der Schaden zwischen den ver- 
schiedenen grossen Organisations gliedern der 
Gesammtgenossenschaft in verschiedener Weise ver- 
t h e i 1 1 getragen wird. Denken wir uns jeden Ken 
als die Versicherung in seinen Grenzen selbst verwaltend, 
lo mag z. B. die Ken- Versicherungs-Genossenschaft 
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Ton allen durch sie 2ar Auszahlung gekommenen Scbä« 
den ^ allein tragen nnd nur ^ mögen der 6 e s a m m t- 
genossenachaft zu Lasten geschrieben worden sein. 
Dann behält die Ken-Yersichernngs-G^nossenschaft ein 
eingehenderes Interesse daran die Zahlung der Entschä- 
digungen innerhalb ihres Geschäftagebietes in gerechten 
Grenzen zu halten. Würde die ganze Summe der Ge« 
sammtgenossenschaft zu Last geschriebeo, so könnte 
manche Ken-Versicherungs- Verwaltung es für locaU 
patriotisch halten, ihrem Ken auf Kosten der Gesammt- 
heit recht viel zuzuwenden ; s o würden vielleicht die 
Mehrzahl dieser Verwaltungen denken nnd das würde 
dann die Versicherung ganz unnöthig vertheuem. 

Dieser Gesichtspunkt der Ueberwachung der ge- 
rechten Höhe der Eotschädigungen hat z. B. bei der 
Viehversicherung im Grossherzogthum Baden dahin- 
geführt^ dass schon der Ort s-Viehversichernngs-Genos- 
sonschaf t ^ der gezahlten Viehentschädigungen zur Last 
verbleibt und die K r e i s-Viehversichernngs-Genossen- 
schaft nur die restirenden ^ trägt. 

Es hiesse zu sehr in das Einzelne g^hen, wenn ich 
schon in dieser Arbeit, die nur die allgemeinsten Umrisse 
des eventuellen Unternehmens darlegen soll, nun für jede 
der so sehr zahlreichen einzelnen Gefahren erörterte^ 
welche Gründe etwa vorliegen für eine verschiedene 
VertheiluDg der Schadensumme auf G^sammtgenosssen- 
schaf t, Ken-Versicherungsgenosaensohaf t (Gun-Versiche- 
ru ngsgenossenschaf t ? Orts - Versichemngsgenossen- 
schaft?) und Beschädigten selber. (Siehe oben §. 31). Nur 
die wiederholte Bemerkung erlaube ich mir noch, dass 
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diese VertfaeiloDg selbst gar keine Schwierigkeiten 
macht, weil dieselbe nachtraglich mit Hülfe höchst ein- 
&cher Becbnnngen und Bachungen auf dem Bureau 
der Ken- Versicherung geschieht (vergl. oben §. 32). 

Von der Seitens der Ken-Versicherungsgenossen- 
Bchaft im Laufe eines Jahres gezahlten Entschädigungs- 
Gesammtsumme gehen also ab : 

a. Rückerstattungen Seitens der G e s a m m t- 
Versicherungsgenossenschaft Japans ; und 

b. Rückerstattungen Seitens etwaiger G u n-oder 
Orts- Versicherungsgenossenschaften (Glie- 
dern der Ken-Versicherung). 

Es treten aber femer lidditionell hinzu : 

c. Der Beitrag der Ken-Versicherungsgenossen- 
Schaft zur Gesammt- Versicherungsgenos- 
senschaft Japans zur Deckung yon Schäden, 
Gentralrerwaltung und Centralreservefond. 

d. Die Verwahungskosten der Ken-Versicherungs- 
genossenschaf t selbst ; und 

e. der Zuschlag zu dem Reservefonds der Ken- 
Versicherungsgenossenschaft. 

Das Alles rechnungsmässig getrennt in den dre 
Gruppen : 

Ernte- Versicherung, 
Vieh- „ , 

Gebäude-' „ , 

§. 53. 
Anhangsweise darf ich mir wohl erlauben darauf 
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hinzuweisen, dass in manchen Fällen, in denen die 
Yersicheruugdgenossenschaft ihren Versicherten die Gut- 
Schädigung gezahlt haben wird, Gründe dafür sprechen, 
das8 der Staat resp. die Provinzialkasse die gezahlte 
Entschädigungasuinine oder einen Theil derselben an 
die Genossenschaft zurückerstatte. Zu diesen Fäilea 
reebne ich die Zerstörungen durch 

a. Krieg und Aufstand, 

b. Flussüberschwemmungen, 

c. Manche Insectenarten, 

d* „ Pflanzenkrankheiten» 
e. „ Viehseuchen. 
Zu a. — Krieg und Aufstand sind nicht Angelegen- 
heiten des einzelnen Bürgers, sondern der Allgemein- 
heit ; also sollte auch gerechterweise die Allgemeinheit 
die Kosten tragen. Allgemein ist diese Forderung der 
Gerechtigkeit freilich noch nicht einmal in den Euro- 
päischen Gesetzgebungen anerkannt, — sicher ein Mangel 
derselben ; Einzelfälle der Anerkennung des Princips 
fehlen aber nicht: z. B. Deutschland erstattete den 
Deutschen Bhedern ihre Verluste durch den Dvjutsch- 
Französischen Krieg ans der Füntmilliarden-Kriegs- 
entschädigung zurück. Dem Englischen Parlament liegt 
jetzt ein Antrag von Mr. Ghilders vor den von dt^n 
neulichen socialistisohen Unruhen in London betroffenen 
Bürgern ihren Schaden zu ersetzen. China fordert von 
den Nordamerikanischen Freistaaten, ans dem Gesichts- 
punkt der Verpflichtung des Gesammtstaates durch 
solche Ereignisse, Entschädigung für seine bei den 
Californischen Chinesen Verfolgungen beschädigten An- 
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gehörigen. Die Earopäisohen Staaten haben oft von 
den Orientalischen Staaten ans gleiohem Oesichtspankt 
geforderte Schadenersätze erhalten. 

Zu b. — Bei Fliissüberschwemmnngen liegt fast im- 
mer eine Mitsohald einer oder mehrerer Provinzial- 
Regierungen vor, da ihnen obgelegen hätte Abrodung 
der G^birgs-Schatzw^älder, Versanden der Flüsse und 
Erhöhung des Fiussbetles, Zerfall oder ungenügende 
Starke oder Höhe der Dämme zu verhüten. — Eine 
ganze oder theilweise Entschäcligungaverpflichtung für 
Ueberschwemmnngsschäden Seitens der Provinzen oder 
des Staates ist aber noch in keiner Gesetzgebung aus- 
gesprochen. 

Zn c. d. und e. — Aus dem Gesichtspunkt, dass es 
leichter ist, im Gesammtinteresse des Landes, anstek- 
kenden Pflanzenkrankheiten^ sich ausbreitenden Insec- 
tenschäden und Viehseuchen entgegen zu treten, wenn 
der von ihnen in seinem Besitz Betroffene Entschädigung 
ans der Staatskasse erhält und somit einen Hauptgrund 
zur Verheimlichung verliert, zahlt Preussen aus 
der Staatskasse für die Phyllozerabeschädigten 
oder -vernichteten Bebpflan Zungen Entschädigung. Für 
die auf polizeiliche Anordnung getödteten oder an- 
erkanntermassen an einer Seuche gefallenen Thiere 
wird in Preussen Entschädigung gewährt, welche sich 
nach dem gemeinen Werth bemisst und auf das Ganze 
beläuft, bei einigen Seuchen aber ans besonderen 
Gründen nur einen Theilbetrag ausmacht, so bei Kotz 
nur f und bei Lungenseuche nur ^ des gemeinen 
Werthea beträgt. Sie erfolgt aus der Staatskasse } nur 
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wenn die Thiere mit Bofcz oder Langenseache behaftet 
waren, fällt sie den Provinzialverbänden zar Last. 
Hier zeigt sich übrigens zugleich eine Art von ge- 
nossenschaftlicher Zwangsversicherung. Die Provin- 
zialverbände haben nämlich den Bedarf nach Massgabe 
besonderer Reglements aaf die Besitzer von Pferden, 
Eseln, Manlthieren und beziehungsweise von Bindvieh 
za vertheilen. Eine ähnliche Yergütang kann auf Be- 
schluss dieser Verbände für die an der Pockenseuche 
gefallenen Schafe gewährt werden. 



Abschnitt C: Spareinrichtungen. 

Erstes Stück : 
Die Ken-Spar- und Bodencreditanstalten. 



§. 54. 

Eine ,,KeD-Spar- und Boden creditanstalf würde 
nichts anderes sein, ak wie eine Deutsche Sparkasse, 
wie solche von Gemeinden, Kreisen nnd Provinzen anter 
ihrer Garantie in mehr als Tausend Exemplaren betrie- 
hen werden. Die Deutschen Sparkassen 
sind die grössten Grundcreditanstal- 
ten, bedeutender für den Grundcredit sogar, als die 
Hypothekenbanken selbst. Ich gestatte mir hierüber 
ein ausführliches Citat aus C. Boschers „Postsparkassen 
und Localsparkassen in Deutschland'' (1885), Seite 59 ff.: 

,,ünter den Anlageformen der Sparkassegelder 
stehen bei uns die Hypotheken voran, wie folgende 
üebersicht zeigt : 



PreuflseQ « 
Bsjrem. . 
Sachsen . 
Baden .... 



Ziuanimen 



Jahr. 



Gosammtactiven 

in Mtllionen 

Silberyen. 



i88a 
i88a 
i88i 
i88i 



470 



63i| 



Hypothekenforderangen, 

Millionen Sil 
beryen. 



360I 
16J 

"37T 



'/oderOesammt 
•ctiTen. 



55% 
58% 
V% 
V% 

"59%" 



J 
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Roacher schätzt hiernach, dass von den mehr als 
750 Millionen Silberyen, welche sich in ganz Dentsch- 
lauds Sparkassen befinden, etwa 450 Millionen Silberyen 
auf Hypotheken-Darlehen zu rechnen seien. 

„Von allen Anstalten, welche bei 
aus Darlehen auf Hypotheken gewäh- 
ren sind daher die Sparkassen die 
bedeutendste n.'* Denn die 32 Deutschen Hypo- 
thekenbanken besassen am Schlüsse des Jahres 1880 nur 
397 Millionen Silberyen Hypotheken. 

„Im Königreich Sachsen ist die Bedeutung der 
Sparkassen für den Iramobiliarcredit besonders gross. 
Denn die fünf grossen Grundcreditiustitute Sachsens 
besitzen zusammen noch nicht halb so viel Hypotheken, 
als die sächsischen Sparkassen. Der Hypothekenbe- 
stand war am Schlüsse des Jahres 1882 

Millionen Silberyen. 

bdilem ErbländiBchen ritterachaftlichen Creditverein ii} 

„ f, Jjandwirthschaftlichen Creditverdn 8i 

„ der Lsndständiscben Bank der Oberlausitz 5i 

„ „ AUgeineineii Deutschen Creditanstalt 4i 

„ „ Leipziger Hypothekenbank i 

Zu«ammen 29! 

,, Dagegen besassen die Sächsischen Sparkassen 71 
Millionen Silberyen Hypotheken.'' 

„Die am Ende des Jahres 1882 von der Gesammtheit 
der Sächsischen Sparkassen erzielte Verzinsung ihrer hy- 
pothekarischen Ausleihungen betrug 4,697 Procent", 

ein Beweis, „dass die Sächsischen Sparkassen Gr r n n d- 
credit zu billigem Preise gewähren.'* 

,,Eine ganz besondere Bedeutung gewinnt das 
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HypothekeDgeBchäffe der SparkasBen dadurch^ dass es 
überwiegend auf sehr kleinen Darlehen beruht, 
welche von den meisten Hypothekenbanken überhaupt 
nicht gewährt werden/' 

C. Boscher führt beispielsweise Zahlen an, aus 
denen zu ersehen ist, dass abgesehen von den grossstäd- 
tischen Sparkassen die Sparkassen vielfach 81 — 44 Pro« 
Cent ihrer hypothekarischen Darlehen io Beträgen von 
bis zu 250 Silberyen, und 63 bis 82 Proceot ihrer 
Hypothekendarlehen in Beträgen bis zu 750 Silberyen 
gewährt haben : 



Sparkasse. 
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i4 
12 

l 
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l 

4 

3 
16 
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I 
I 
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16 
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C. Boscher schätzt die Zahl der Hypotheken- 
schuldoer bei den Sächsischen Sparkassen auf 95,000 
(mithin etwa 1/32 der GesammtbevöikeruDg Sachsens) 
nnd den Da rchscfinitt einer Sparkassenhypothek auf 750 
Silberyen, die Hypothekenschnldner bei den Gruod- 
creditiusti tuten auf 7,500 mit eioem Schuldbeträge von 
4,925 Silberyen im Durchschnitt. 

„Da die meisten Sparkassen ihre hypothekarischen 
Ausleihungen auf den uächsteu Umkreis ihres Sitzes 
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beschränken, so vermögen sie die Verhältnisse ihrer 
Schuldner and der ihnen verpfändeten Grundstücke weit 
leichter, stetiger und schärfer zu beobachten, als grosse 
Anstalten, welche ihr Beleihungsgebiet weit ausdehnen. 
Eine natürliche Folge dieses ümstandes ist es, dass 
Sparkassen, ohne der Sicherheit ihrer Anlagen Eintrag 
zu thun, theil weise weitere Beleih nngsgrenzen setzen 
können, als jene Anstalten, die überdies mehr nach 
gleichmässig zugeschnittenen Grundsätzen zu arbeiten 
genöthigt sind/' 

Boscher berichtet dann von einer Sparkassen- 
Einrichtung um kleine, regelmässige, wie auch 
unregelmässige Rückzahlungen in Minimalbeträgen von 
5 Thalern (=8| Silberyen) auf die dargeliehenen Gapitale 
anzunehmen und so auch den kleineren Leuten es möglich 
zu machen, allmählich, ohne Druck sich von Schulden zu be- 
freien: „Dieüeberschusszahlungen, welche dem Schuldner 
gut geschrieben werden mit Zins auf Zins, zu demselben 
Fusse, nach welchem er seine Schuld bei der Sparkasse 
verzinsen muss, sind zwar vorwiegend dazu bestimmt, 
dass sie später auf die Schuld abgesetzt werden sollen ; es 
kann aber der Schuldner auch inzwischen, wenn er sich in 
Geldverlegenheit befindet, jederzeit auf solche Guthaben 
Vorschüsse und unter gewissen Bedingungen auch neue 
dauernde Darlehen erhalten. 

„Unter besonderen Umständen und Verabredungen 
wird Bückzahlung von Vorschüssen auf kürzere Zeit in 
kleinen Theil beitragen gestattet, sogar dergestalt, dass 
auf jeden Thaler (75 Sen) wöchentlich ein Groschen (2| 
Sen) abgetragen werden kann." 
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Nach der Schrift Ehrenbergers »^Oeatreichs Spar- 
kassen'^ (Wieo 1873) gliedert sich das Yerwaltnngfl- 
▼ermögeu sämmtlicher Oestreichischer Sparkassen in 
folgender Weise : Gegen 60% sind aaf Grand nnd 
Boden dargeliehen, 16^% in Werthpapieren und über 
10% in kurzfristigen Anlagen angelegt, die Yorschiisse 
auf Effecten betragen an b%, der Wechsel-Escompte 
gegen 4% ; die yorräthige Cassenbaarschaf t beträgt über 
2%, der Werth der Immobilien erreicht f% nnd die 
sonstigen Activen etwas über li%. — Bei den Effecten 
bilden fast überall Grnndentlastungsobligationen, 
Pfandbriefe nnd Staatsrente den Hanptbestand. — Ehren- 
berger constatirt mit Befriedigung, dass in der Periode 
▼on mehr als einem halben Jahrhundert keine Sparkasse 
in Oestreich Verluste bei der Placirnng der Fonds erlitten 
habe, welche eine Schädigung der Einleger oder gar die 
Auflösung des Institutes zur Folge gehabt hätten. 

Aus dem speciellen Bericht Ehrenbergers über die 

bedentendste Sparkasse Oestreichs, ,,Die erste Oest- 

reichische Sparkasse/' will ich nur einiges auf die 

Hypotheken-Darlehen Bezügliches angeben. Der Stand 

der Hypothekar-Forderungen dieser Sparkasse betrog 

zn Ende des Jahres 1872 über 20 Millionen Silberyen 

oder 44,15% des gesamraten Vermögens. Die Ver- 

theilnng derselben auf städtische und landwirth- 

schaftliche Bealitäten war, unter Bevorzugung der 

städtischen durch die städtische Sparkasse, 

folgende : 

Darlehen auf stSdt. Realitäten an 15,317 Parteien mit 18,107,943 S.-Yen. 
Darlehen anf landw. Realit&ten an 6101 Parteien mit 2,588,006 S.-Yen, 
Znaammen Darlehen an 21,418 Parteien mit 20,695,959 S.-Yen. 



— 110 — 

Nach der H he der gegebenen Darlehen belief sich die 
Zahl und der Oesammtbetrag der einzelnen Posten : 



Ursprüngliches 
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Die Yorsteheode Tabelle zeigt, claas auch diese 
Sparkasse bestrebt war iu erster Linie dem kleinen 
Haas- and Grundbesitze mit Hypothekar- Darlehen 
behülflich zu sein. In derselben bedeutet die erste 
Spalte daa arsprüngliche Darlehen, die 3^ Spalte »»Best« 
Capitalien'' den Stand der betreffenden Darlehen, wie er 
sich in Folge der inzwischen eingetretenen raten- 
weisen Tilgung gestellt hat. 

Die Mehrzahl der Darlehen fallen hiernach zwi- 
schen 800 und 5,000 fl. (150 und 2,500 Silberyen). 
Darlehen, welche 100,000 fl. übersteigen, hatte die Spar- 
kusse mit Schluss des Jahres 1872 zwanzig ausstehen. 

Die Zahl der zur Bückzahlung normirten Jahre 
anbelangend, wurden 15,264 Darlehen mit 20 jährigen, 
6,050 Darlehen mit 25 jährigen Bückzahlungsterminen 
hinansgegeben. Die übrigen Capitalien haben Termine 
von 10 bis 41 Jahren. 

Die als Hypothek bestellten Gebäude müssen bei 
einer anerkannten Oestreichischen Brandschaden- Yersi- 
chemngsgesellschaft in einem genügenden Betrage ver- 
sichert sein. 

So Yortheilhaft jedoch die hypothekarische Anlage 
für die Schuldner ist, so hat das den Letzteren eingeräum- 
te Becht, ihre Gapitalschuld in langjährigen kleineren 
Baten zarückzuzahlen zur Folge, dass jährlich nur ein 
Terhältnissmässig kleiner Theil des auf diese Weise 
angelegten Vermögens in die Kassen der Anstalt zurück- 
fliesst. 

Die Anstalt hat sich zwar das Becht halbjähriger 
Kündigung vorbehalten ; hat jedoch selbst zu Zeiten des 
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grÖAsteD Andrangs nm Rückzahlungen von diesem Rechte 
noch keinen Gebranch gemacht. 

Als sich daher eine weitere Yermehrnng der Hypo- 
thekar-Forderungen in Hinblick auf die geringe Beweg- 
lichkeit des so angelegten Capitals nicht empfahl, hat 
sich diese Sparkasse im Jahre 1869 veranlasst gefunden 
eine Pfaudbriefniistalt zu begründen, welche am 1. Mai 
1869 mit Genehmigung des Ministeriums des Innern 
eröffnet wurde. 

§. 55. 

Diese Pfandbriefe sind Schuldverschreibungen der 
Pfandbriefanstalt der ersten Oestreichisohen Sparkasse, 
durch welche dem Inhaber derselben die Entrichtung 
der Zinsen halbjährlich postnumerando und die volle 
Capitalabzahlung im Wege der Yerloosung zugesichert 
wird. — Für die pünktliche Verzinsung und Einlösung 
der Pfandbriefe haftet die Pfandbriefanstalt vorzugs- 
weise mit der Gesammtheit der für die hinausgegebeneo 
Pfandbriefe zu Gunsten der Pfandbriefanstalt hypothe- 
karisch sichergestellten Capitalforderungen; ausserdem 
mit dem Sicherheitsfonds und ihrem sonstigen Ver- 
mögen. — Die Summe der ausgegebenen Pfandbriefe 
darf die Summe der erworbenen Hypothekar- Gapitalieo 
und des Tilgungsfonds der Anstalt niemals überschreiten. 
— Der Tilgungsfond wird gebildet ans den bis zum 
Zeitpunkt der Verloosnng eingegangenen Gapitalsratea- 
zahlungen und aus den freiwilligen Capitalsrück- 
Zahlungen» welche von den Schuldnern in Baarem 
geleistet worden sind. 
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Für das Aasfahrlicliere über das Wesen der Pfand- 
briefe und ihre grossen Vorzüge and Vortheile» sowohl» 
für die Capitalisten als auch für die sie aasgebenden 
Anstalten nnd deren Schuldner mass ich auf meine, 
im Jahr 1883 veröffentlichte, von Herrn Hanabusa 
Naosaburo übersetzte Schrift ,,Die erate Japanische 
Boden-Credit- Anstalt, ein Vorschlag für das Kuwazoka- 
Kuwai-Kuwan'S hinweisen. 

Der für die erste Oestreichische Sparkasse aus 
dieser Pfandbrief-Unternehmung erwachseade Yortheil 
besteht, wie Ehrenberger auseinandersetzt, darin : 

1. Diese Unternehmung versetzt die Sparkasse in 
die Lage dem Grundbesitze unabhängig von den 
Ergebnissen am Eiulags-und Rückzahlungstische der 
Anstalt, eine ausgiebige nnd billige Geldhilfe angedeihen 
zu lassen. 

2. Die Sparkasse kann jederzeit ihre eigenen 
Pfandbriefe käuflich an sich bringen nnd hierdurch 
Wertheffecten erwerben über deren volle Sicherheit kein 
Zweifel obwaltet und welche ihrer Natur nach keinen 
bedeutenden Cursschwankungen unterliegen. 

3. Bei grossem Andrang der Spar- Einleger um 
Bückzahl nngen kann sie durch Verkauf solcher von ihr 
erworbenen Pfandbriefe an der Börse leicht Geld flüssig 
machen, während blosse von ihr besessene Hypotheken 
an der Börse gar nicht und an Private schwer und nur 
selten ohne Verlust verkäuflich sind. . 

4. Die Sparkasse kann die von Anderen als ihr 
selbst besessenen und ihr zum Sicherheits-Deposit 
eingereichten Pfandbriefe mit Vorschüdsen belehnen. 
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Sie erweitert somit den Kreis Ton Wertheffecten, deren 
BelehnoDg mit YorschüsaeQ ihr eine kurzfristige 
AnlegaBg ihrer Gelder erleichtert. 

§. 56. 

Die bisherige Darlegung über die Deutschen nnd 
die Oestreichischen Sparkassen» sowie speciell über 
das grosse letzterwähnte Wiener Institut, dürften klar 
beweisen, dass derartige dem Grundcredit dienende 
Sparkassen gerade dasjenige sind, was für Japan's 
Landwirthschaft Noth thut. 

Da hier in Japan noch keine selbstständige Gemeinde« 
Verwaltung^ auch noch keine Gun-Knwai bestehen, so 
wird man wohl vorläufig von der Gründung von 
Gemeinde-Sparkassen und Kreis- Sparkassen, welcha 
selbständig ihre Gelder verwalten und anlegen, 
abstehen. Man wird sein Augenmerk zuerst auf die 
Gründung von Ken-Sparkassen zu richten haben» — Ken- 
Sparkassen, welche ich in der üeberschrift, um ihre 
Doppelnatur klarer hervortreten zu lassen, „Ken-Spar- 
nnd Bodencredit-Anstalten'' genannt habe. 

Nach Dr. C. Bötzow's Arbeit in der Zeitschrift des 
Königl. Preuss. Statistischen Bureau^ Jahrgang 1884, 
,,Die Preussischeu Sparkassen im Rechnungsjahr 1882,^' 
bestanden (abgesehen von sonstigen Sparkassen) von 
Städten, Kirchspielen, Flecken, Landgemeinden, Kreisen 
oder Aemtern, Bezirken, Provinzen oder Provinzial- 
Ständen betriebene und garantirte Sparkassen in 
Preussen wie folgt : 
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Zahl 


Zahl ihrer 


Füial- 


Sammel- 




der 


oder 


oder 
Annah- 


Art der Annfalt 


Spar- 
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2 


lOI 


2. Kirchspiels-y Flecken-und Landge- 








meinde-Sparkassen 


io4 


a 


4 


3. Kreis-uiid Amts-Sparkassen 


280 


174 


387 


4. Bezirks-Sparkassen 


8 


— 


— 


5. ProvinsBial-nnd ständische Sparkassen 


5 


HO 


— 



Was in Prenssen in über 100 Kirchspielen, Flecken 
nnd Landgemeinden, in 280 Kreisen und Aemtern 
möglich war, das ist in Japan in den Ken-Vorörtem 
sicherlich auch möglich, wenn nnr die richtige aas* 
führliche Anleitung dazu gegeben wird. Es Hegt daher 
keine practische Nöthigang vor, etwa nar Eine 
Spar- nnd Bodencredit-Anstalt für das gaoze Beich 
einza richten. Da in jedem Ken ein Ken-Kawai besteht 
nnd die Ken-Sparkasse sowohl der Aufsicht, als aach 
einer wirksamen Garantie bedarf, so wird die Ken- 
Sparkasse nur auf Beschlnss und anter Garantie des 
Ken-Kawai einzarichten nnd anter Mitwirkung der von 
ihm eingesetzten Aufsichtsorgane, eventuell einem Ken« 
Kuwai-Ausschnss, zu betreiben sein. Sie werden ein 
Aasfluss und eine Stärkung der Selbstverwaltung 
sein. Der Kenrei mag zu deoselben eine ähnliche 
Stellung einnehmen, wie ein Preussicher Ober- 
Präsident. Den Letzteren steht die Genehmigung 
der Einrichtung nnd die Bestätigung oder Yer- 
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Weigerung der Statuta, unter Beobachtung be- 
Btimrater Grundsätze zu. Der Staat beaufsichtigt Com- 
inunal- Sparkassen gerade so, wie andere Communal- 
Institute, doch sollen (nach dem Reglement, die Einrich- 
tung des Sparkassenwesens betreffend vom 12. Dez. 1838 
§. §. 19 und 20) die Ober- Präsidenten und Regierungen 
verpflichtet sein „diesen Instituten eine fortwährende 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen, sich von der 
Zweckmässigkeit und Ordnung des Betriebs zu über- 
zeugen, ausserordentliche Cassenrevisionen vorzunehmen 
und anzuordnen und wo sie Unordnungen und Missbräu- 
che bemerken, mit Ernst auf deren Abstellung zu drin- 
gen. Ferner haben die Oberpräsidenten sich jährlich 
Nachweisungen über den Geschäftsbetrieb und die Re« 
sultate der Sparkassen einreichen zu lassen, solche in 
eine, die ganze Provinz umfassende Hauptnachweisung 
nach einem vom Minister des Innern allgemein vorzu- 
schreibenden Schema zusammenstellen zu lassen, nnd 
letztere dem genantsten Minister vorzulegen/' 

Vermuthlich werden für den Anfang, bis auch für 
andere Gommnnal-Gebiete die Selbstverwaltung der 
Ken vom Gesetzgeber weiter entwickelt sein wird, dem 
Kenrei noch weiter gehende Pflichten nnd Befugnisse, 
wie oben genanntem Oberpräsidenten zu übertragen 
sein. 

§. 57. 

Die mit ihrer Sparkasse verbundenen Pfandbrief- 
Anstalten der einzelnen Ken's würde ich vorschlagen 
durch eine C e n t r a 1-Pfandbrief- Anstalt in eine 
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gewisse Verbindang za setzen. Nach den in andern 
Landern gemachten Erfahrungen würden nämlich hier 
anf der Börse Pfandbriefe von 40 verschiedenen Ken's 
weniger beliebt sein, weniger gekauft und zur Anlage 
benntzt werden, daher auch weniger hoch im Curse 
stehen, als wenn es die Börse mit Einer oder nar 
wenigen Pfandbriefarten zu thun hat. Die Thätigkeit 
und Anfgabe des Central-Institutes wäre aber in der 
Hauptsache eine sehr einfache : Es würde alle Pfand- 
briefe der einzelnen Ken-Institute mit allen Rechten 
gegen dieselben erwerben, aber nicht durch Hingabe von 
Baargeld, sondern durch Austausch gegen Gentral- 
Pfandbriefe. Das einzelne Ken-Institut würde demnach 
immer nur Oentral-Pfandbriefe in Umlauf setzen und 
die Central-Pfandbriefe würden völlig nach Massgabe 
der im Besitz des Oentral-Institutes insgesammt befind- 
lichen Ken-Pfandbriefe verzinst und getilgt werden. 

Ueber die sonstige Verbindung des Central- Pfand- 
brief-Institutes mit den Ken- Pfandbrief-Instituten wäre 
es verfrüht schon an dieser Stelle zu sprechen. 



§. 58. 

Die Ken-Spar-und Bodencreditanstalt hat, wie jede 
Sparkasse zwei Hanptseiten der Thätigkeit. Sprachen 
wir bisher mehr von ihrer Aufgabe der Anlage und 
der Unterbringung ihrer Gelder, so erübrigt es nunmehr 
anch von der Sammlung und Anziehung der Spargelder 
zu reden. 
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Wir sahen, der Landwirth bat Spargelder in zwie- 
facher Hinsicht nöthig : 

1. Als Betriebscapital nnd 

2. Als Beservecapital für schlechte Jahre. 
Dem entsprechend ist es wünschenswerth^ dass 

sich ihm eine zweifache Spareinrichtang darbiete, eine, 
welche ihn schnell wieder in den Besitz der sparweise 
angelegten Gelder setzt nnd eine zweite, welche es im 
Gegentheil ihm erschwert über eingezahlte Gelder schon 
in ihm günstigen Geldertrags jähren zn verfügen. Diese 
Doppeleinrichtang, schlage ich vor, ihm zu bieten in : 

a. Post-Gemeinde-Sparkassen 

b. Bäuerlichen Sparvereinen. 
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Zweites Stück: 
Die Post-Qemeinde-Sparkassen. 

§. 59. 

unter Post-Gemeinde- Sparkassen versteheich keine 
selbstständigen Sparkassen, sondern Sparkassen, in de- 
nen das Dorf mit seinem Eocho an der Spitze nnter Mit- 
wirkung der nächsten Postanstalt oder Postagentar und 
im Anschlass an die Postsparkasse in Tokio als Centram 
ganz dieselbe Bolle spielt, wie eine Schule mit ihrem 
Schul Vorsteher an der Spitze in der Post- Schal-Spar- 
kasse. Da die ,, Pädagogische Gesellschaft Japans'' im 
Laufe der nächsten Wochen eine ausführliche Schrift 
von mir über die „Post-Schul-Sparkassen'S übersetzt von 
Herrn Omura Nitaro, im Druck erscheinen lässt, *) so 
darf ich mir wohl gestatten auf dieselbe zu verweisen, 
da ich in derselben genaa dargelegt habe, wie, bei Be- 
natzang verschiedener Arten unverzinslicher und ver- 
zinslicher Sparmarken von besonderer Einrichtung, sich 
alle Schreiberei, Buchführung und Zinsrechnang bei 
der örtlichen Schul- (resp. Gemeinde-) Sparkasse selber 
nnd sogar auch die Gontenführnng für den einzelnen 
Spareinleger bei der Gentral-Sparkasse vermeiden lässt. 



*) Inzwischen erschienen. 
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Kommen bei den Schalsparkassen Sparmarken von 
1 Rin, 1 Sen und 10 Sen Werth zur Verwendung, so 
wird man bei den Gemeinde-Sparkassen sich entweder 
mit solchen von 1 Sen nnd 10 Sen begnügen^ oder etwa 
noch eine Marke mit 50 Sen Werth hinzufüge^. 

An Stelle des geschäftsführenden Lehrers der 
Schnlsparkasse^ würde bei der Gemeinde-Sparkasse der 
Kocho oder ein von ihm Ernannter resp. ein von den 
Dorf-Einwohnern Gewählter^ treten. 

Kurz^ die Yerändernngen, welche vorznnehmen 
Bind, nm das Post-Schul-Sparkassen-Beglement in ein 
Post - Gemeinde - Sparkassen - Reglement umzuarbeiten 
sind höchst nnbedentender Art. Sind in Frankreich in 
wenigen Jahren mehr als 21,000 Schulsparkassen in 
Betrieb getreten, so wird es auch hier ein leichtes sein 
in wenigen Jahren mehrere zehn Tausende von Post- 
Gemeinde-Sparkassen in Thätigkeit treten zu lassen. 
Denn es ist sicher in Japan kein einziges Dorf vor- 
handen, welches nicht leicht und ohne Schwierigkeiten 
den nöthigenGeschäf tsf ührer einer solchenGemeinde-S par- 
kasse stellen könnte, wo von ihm nur Ordnung nnd 
Ehrlichkeit und sehr wenig Intelligenz erfordert ist. 

Das Sparen bei diesen Post-G^meinde-Sparkassen 
geschieht durchaus freiwillig. Ohne weite Wege zum 
Postamt, in vielleicht anderem Orte, kann der Land- 
mann durch blossen Kauf von Sparmarken bei einem 
Kochoi oder bei demjenigen, der sonst etwa unter seinen 
Mitdorfbewohnern zum Geschäftsführer ernannt ist 
seine Ersparnisse zur Anlage bringen, ganz wie ihm 
beliebt. 
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§. 60. 
Schon oben €agte ich, dass die Post-Anatalten 
eines solchen Ken, welcher eine ,,Ken-Spar- und Boden- 
credit-Anstalt'' betreibt, mit dieser als der Gentral- 
sparkasse für Einzahlungen und Rückzahlungen in 
Verkehr treten sollen anstatt die Tokyo Post- Sparkasse 
als Centrnm zu benutzen. Ich beabsichtige damit eine 
gleiche Sicherung des provinziellen Geldumlaufes 
und eine gleiche decentralisirende Fürsorge für den 
Credit in den Provinzen, wie sie der Deutsche Post- 
sparkassen-Gesetzentwurf dadurch bot^ dass er an 
Stelle einer einzigen centralen Post- Sparkasse jeden 
Oberpost-Directionsbezirk als Centrum für sein Gebiet 
fuDgiren liess' und eine üeberweisung der Gelder an 
viele verschiedene Stellen vorsah und anordnete. 

§. 61. 
Die Organisirnng der Post-Gemeinde-Spar- 
kassen fällt nicht der Ken-Spar-nnd Bodencredit- 
Anstalt zu, sondern dem General-Postamt; es findet 
somit eine heilsame Yertheilung der zu leistenden Arbeit 
bei dieser Gelegenheit Statt. Die Ken-Spar- und 
Bodencredit- Anstalt wird schon genug im Zusammenhang 
mit der Yersicherungs-Einrichtung zu thun haben. 
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Drittes Stück: 
Die Bäuerlichen Sparvereine. 

§. 62. 

Die bäuerlichen Sparvereine sollen dem Landmann 
dabei helfen zu dem bestimmten Zwecke zu sparen, dasa 
er in schlechten Geldertragsjahren Etwas habe^ worauf 
er zurückfallen könne. 

Sparvereine zu bestimmten Zwecken 
bestehen in Deutschland von der mannigfachsten Art 
und ungemein zahlreich ; es gibt z. B. Spar- Vereine zur 
Aussteuer erwachsener Söhne und Töchter (zuweilen 
auch Gonfirmanden-Sparvereine genannt), Vereine zur 
Ersparnng des Miethszinses, oder der Steuern, oder der 
Winterbedürfnisse, kurz für eine Reihe von umständen 
und Lebenslageui in denen der Besitz einer gewissen 
Geldsumme ein unabweisbares Bedürfniss ist. Hierher 
könnte man auch die zahlreichen Krankenkassenvereine, 
Begräbnisskassen- Gesellschaften und Vereine für Zah- 
lung eines Zuschusses zur Pension nach eingetretener 
Civil- oder Militärpensionirung rechnen. ,, Es würde 
jedoch für den Zweck dieser Schrift zu weit führen auf 
diese Spar- Institute näher einzugehen, insbesondere da 
statistische Unterlagen für diese Art Sparinstitute dem 
Verfasser nicht ausreichend zur Hand sind. Bemerkt 
mag nur werden, um einen kleinen Anhalt zur Beur- 
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theilnng der Bedeatang derselben za gewinneD, dass z. 
B. in der Stadt Plauen, welche jetzt über 35,000 Einwoh« 
ner zählt, von bekannten derartigen Sparinsti taten 
bestehen : 2 Sparvereine, 5 Krankenkassen-Vereine^ 4 
Begräbnisskassen- Gesellschaften, 1 Pensionszuschuss- 
▼erein nnd 3 Militär- Vereine. In Dresden bestanden 
nach dem Adressbuch von 1875, 41 Kranken-und Be« 
gräbnisskassen-Gesellschaften, 1 Lehrerpensionsverein 
und 3 Militärvereine/' Diese Worte des Bürgermeisters 
Knntze in seiner verdienstvollen Schrift „ Sparkassen 
und Gemeindefinanzen'' (Berlin 1882 S. 64.) habe ich za 
meinen eigenen gemacht. 

§. 63. 

Wenn Sparvereine mit einer centralen Sparkasse 
Hand in Hand arbeiten, so geschehen ihre Einzahlnn- 
gen auf sogenannte ,, gesperrte Sparka8senbücher'^ 
Dieselben heissen gesperrt, weil Auszahlungen auf 
solche Bacher nar bei Eintritt des im Voraus bezeichne- 
ten Ereignisses, welches der Sparkasse in glaubhafter 
Weise zn beweisen ist, ausgezahlt werden. 

Das Ereigniss, bei welchem die Spargelder der 
„ baaerlichen Spar vereine'' eines Ken wieder zur Her- 
aaszahlung sollen kommen dürfen, ist nun ein für die 
Bauernschaft dieses Ken (oder auch eines Gun) ungün- 
stiges Geldertragsjahr. Welches ein „ungünstiges Jahr'' 
für sie ist, das wissen die Bauern sehr gut, nnd ohne viel 
Kechnung, selbst am besten. Der glaubhafte Beweis für 
die Ken-Spar- und Bodencredit-Anstalt^ dass ein ungün- 
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Btiges Jahr eingetreten und dass das Geld der gesperrten 
Bücher nunmehr zur Herauszahlung kommen dürfe, 
Hesse sich also durch einen Beschluss der betreffenden 
Bauernschaft, oder ihrer Vertretung, oder, wenn eine 
solche nicht beliebt werden sollte, durch einen Beschluss 
des Ken-Kuwai, oder eines Ausschusses des Letzteren, 
fuhren. Sobald ein derartiger Beschluss gefallen ist, 
steht allen Mitgliedern der verschiedentlichen bäuerli- 
chen Sparvereine des betreffenden Gebietes das Recht 
zu, sich Bückzahlungen ihrer Einlagen machen zu 
lassen. 

§. 64. 

In einem bäuerlichen Sparverein würde jedes 
Mitglied sich selbst und seine Leistungskraft abschätzen 
und einen ihm passenden, regelmässigen Beitrag zusa- 
gen. Zahlt er den regelmässigen Beitrag rechtzeitig 
nnd regelmässig, so geniesst er günstigere Yerzinsungs- 
bedingungen, als anderen Falls. Unterlässt er jede 
weitere früher versprochene Beitragszahlung, so kann 
beispielsweise bestimmt sein, dass sein eingezahltes 
Geld ohne Zinsen für ihn, als Einlage bis zu dem Zeit- 
punkt bleibe, wo die Sperrung aufhört; unregelmässige 
nnd ungenügende Beitragszahlung wird dann weniger 
hart bloss durch einen, in vorher bestimmter Weise 
niedriger festgesetzten Zinsfuss bestraft.— Auf solche 
Weise erziehen sich die Mitglieder eines Sparvereins 
selber zu regelmässiger Sparsamkeit. 
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Abschnitt D : Die Befreiung des Bauern aus 
den Händen des Wucherers. 

Einleitung. 
§ 65. 

So lange eine Yolkswirthschaft mangelhaft organi- 
sirt ist^ — und die Japanische ist das noch in hohem 
Grade — , werden den Wucherern vielfache Gelegenheiten 
geboten^ die zahlreich unverschuldet in Noth Gerathenen 
anszusangen. Sowohl das Rechtsbewusstsein des 
Volkes selbst^ als seiner Gesetzgeber empört sich 
dagegen ganze Yolksklassen unverschuldet ins Elend 
sinken zu sehen. Das hat in der Geschichte der Welt 
mehr als einmal zu gewaltsamen, seltener zu friedlichen 
Entlastungen der Schuldner geführt. Schon zur Zeit 
Solon's, des berühmten weisen Gesetzgebers der Athener 
(594 vor Chr.) gab es in Athen eine Schuldner- und eine 
Gläubiger- Partei. Eine seiner grossen gesetzgeberischen 
Massregeln bestand in der Erleichterung der Lasten 
des verschuldeten niederen Volkes. Die langjährigen, 
heftigen Kämpfe zwischen Plebejern und Patriciern in 
Born waren nicht nur politische, für Erlangung einer 
Mitwirkung im Staatswesen, sondern ebensosehr ökono- 
mische, auf Erleichterung der Plebejer von ihren Schul- 
den abzielende. Das sieht man daraus, dass, als im 
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Jahre 866 v. Chr. der Kampf zwischen den Patriciern 
und Plebejern durch die sogenannten licinisohen Gesetze 
beigelegt wurde, das eine derselben bestimmte, es sollten 
zur Erleichterung der Schuldner die bereits gezahlten 
Zinsen vom Capital abgezogen werden. 
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Erstes Stück: 

Das Japanische Zinsbeschränkxmgs- 
Gesetz vom 11. Sept. 1877. 

§. 66. 

Die gegenwärtige Begiening Japans sachte in die 
Bewegung des Zinsfasses, mit einem, noch jetzt für das 
ganze Land gültigen Zinsgesetz einzugreifen. Sie be- 
stimmte am 11. September 1877 : ,»Die Zinsen werden 
eingetheilt in Vertragszinsen und gesetzliche Zinsen 
(Artikel 1.) Die Yertragszinsen darf man gegenseitig 
vertragsmässig verabreden and zwar 

anf bis zu 20% per annnni} für Capitalien big zn 100 Ten, 
n n » i5% n n n f> von loo bis lu 1,000 Yen, 

„ nnteria% n n n n über i,ooo Yen. 

Wenn diese Grenzen überschritten werden, so ist es 
▼or Gericht ungültig und dieses muss die Zinsen 
innerhalb dieser Grenzen zuerkennen. (Artikel 2.) 
Gesetzliche Zinsen treten ein, wenn vertragsmässig 
nichts über die Zinsen verabredet ist und der Gerichtshof 
ein ürtheil darüber abzugeben hat. Diese betragen ohne 
Rücksicht auf die Gapitalsumme 6%. (Artikel 8.) 
Eine Erhöhung des Vertragszinsfnsses über die in 
Artikel 2. bestimmten Grenzen hinaus durch v o r - 
gängigen Abzug einer Commission oder der Zinsen 
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selbst vom dargeliehenen Capital ist vor Gericht nngültig. 
(Artikel 4.) Wenn verabredet ist, dass der Schnldner, 
falls er seine Schuld am Fälligkeitstermine nicht zarück- 
zahlt, dafür eine Entschädigang, eine Strafe, eine 
Geldbusse wegen Contractbrüchigkeit oder dergleichen 
an den Gläubiger zahlen soll, so wird all dieses nur als 
Entschädigung für zugefügten Schaden betrachtet Wenn 
der Richter diese Entschädigung für ungebührlich hoch 
im Vergleich mit dem wirklich erlittenen Schaden des 
Gläubigers hält» sa kann er den Entschädigungsbetrag 
herabsetzen. (Artikel 5.)'^ 

Die Regierung spricht also keine Verfolgung des 
Gläubigers, wegen einer üebersch reitung der verschie- 
denen Zinsgrenzen aus, sie will nur demjenigen^ der 
übermässigen Zins oder übermässige Busse verlangt, 
nicht den Arm des Gesetzes zu seiner Hilfe leihen ; 
zugleich wirkt sie durch den für Japan ungemein 
niedrigen Zinsfuss von nur 6% darauf hin, dass womög- 
lich stets die vertragsmässige Bestimmtheit eines ver- 
abredeten Zinses Platz greife. 

§. 67. 

Zur Beurtheilnng der Wirksamkeit oder ün* 
Wirksamkeit des Zinügesetzes möge folgendes dienen : 

1. Zur Zeit als ich die Ehre hatte, dem 
Finanzministerium als Komon zu dienen, ant^ 
wertete die Präfectur von Tokyo auf eine von 
mir veranlasste Anfrage bezüglich des Zinsfusses 
bei Hypothek auf Steinhäuser, unter Mittheilung eines 
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Auszuges aus dem Gebäude-Hypothekenbuche (Tale- 
mono-kaküri-chichi) : »Bei der Pfandbestellung der 
Dözö etc. wird zwar wie folgt mit gesetzlich begrenzten 
Zinsen coutrahirtj aber der Hypothekengläubiger zieht» 
wie es uns scheint» ausser den Zinsen noch eine Gebühr 
f fessurio) von vornherein ab. Wir können nun nicht so 
weit gehen nach dem Betrage der Tessurio zu fragen. Die 
Tessurioaber erhöhen in Wirklichkeit den Zinsfuss. Wir 
können daher den Zinsfuss nicht genau mittheilen." — 

Der Artikel 4 des Gesetzes» der die Erhöhung des 
Zinsfusses durch vorgängigen Abzug von Zinsen und 
Commissionsgebühren hemmen sollte» ist ^Iso unwirksam. 
Unter den von der Tokyo-Pprifectur mitgethoilten Fällen 
beßnden sich ferner auch einige» in denen, bei einer 
Darlehenssumme von 100 resp. 200 Yen» die Zinsen 20% 
resp. 18% per aunum betrHgen» also die einklagbare 
Höhe um 5% resp. 8% überschreiten. In sämmtlichen 
übrigen Fällen ist für Darlehenssummen von 100 — 350 
Yen immer 15%» also genau die zugelassene Grenze, als 
Zinsfuss angegeben. Da aber wahrscheinlich immer 
Tessurio in Abzug gekommen, so dürfte in a 1 1 en Fällen 
das einklagbare Zinsmazimum für Darlehen zwischen. 100 
und 1000 Yen überschritten sein. 

Und das findet in Tokyo Statt» wohin, wie wir wis- 
sen» das Geld aus dem ganzen Lande in ganz besonderem 
Masse strömt ; wie wird da das Zinsmaximum des 
Gesetzes erst in den Provinzen überschritten werden? ! 

§. 68. 

2. Nach den in den Handelsberichten des Nosho- 
muscbo's veröffentlichten Monat s-Ziusfuss - Statistiken 
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kann ich diese eben gestellte Frage für Darlehen zwischen 
5,000 und 10,000 Yen beantworten. Die Angaben 
für die einzelnen Monate sind leider ziemlich hän6g un- 
vollständig. Für den Zeitraum vom Juli 1879 bis Mai 
1881 verarbeitete ich diese Statistik für Tokyo und 
Fukuoka zu einem möglichst übersichtlichen Bilde; und 
wo für einen einzelnen Monat die Angabe für den 
einen Ort fehlte, Hess ich auch die vorhandene An- 
gabe für den anderen Ort unberücksichtigt um die strenge 
Yergleichbarkeit zu erhalten. Da fand ich, denn dass 
für diese grossen Darlehen der Durchschnittszinsfuss für 
fünf verschiedene Darlehensarten in Tokyo allerdings 
unter 12% blieb, in Fukuoka die erlaubte Grenze 
aber weit überschritt. Er betrug in Tokyo 11,8% in 
Fukuoka, 19,8%. Genauer fand ich, dass betrug : 



Der Durchschnittszinsfuss bei Darlehen zwischen 
5,000 und 0.000 Yen in Tokyo und Fukuoka. 



Pfandgegenstand. 


Zeit 


Der Ihirehidiiittiziiifilii 
Tokjo. ^°rikiiob. 


StastsschnldBcheine ... 
Boden nnd Hänser. ... 
KeiB nnd Getreide. ... 
VeiBcbiedenes. 


Von Juli 1879 ^" -^P"* *^' 
„ „ 1879 „ Mai 1881 
„ „ 1880 „ April 1881 
» „ 1879 » n 1881 
„ „ 1879 n Jnni 1880 


11,7% 18,1% 
11,9% ai,8% 
la % 21,696 
n,9% 22,5% 
11,8% 13,8% 


Ohne Pfand 




fr^fir alle diese Darlehens 


Sorten zusammen Dnrcbschnitt 
aus 84 Monatsaugaben : 


11,8% 19,8% 



Für Fukuoka war also das Zinsgesetz bei allen 
Pfandarten unwirksam, zu einer Zeit> wo in Tokio, frei- 
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lieh aach nicht in Folge des Zinsgesetzes, sondern ia 
Folge des grösseren Oeldstromes und der besseren Credit- 
organisation dort, das erlaubte Zinsen maxim am im 
Durchschnitt nicht erreicht wurde. 

§. 69. 

3. Ein n<jch umfassendei'es Bild für die Unwirk* 
samkeit des Zinsgesetzes haben wir in Folgendem : üeber 
die Darlehen zwischen 5,000 und 10,000 Yen gibt die 
16^* Tabelle der 8'*° Nummer der Handelsberichte der 
Handelsabtheilung des Ministeriums für Landwirthschaft, 
Handel und Gewerbe Aufschluss. Sie theilt für 8 Han- 
delsplätze, für jeden Monat des 12^®° und des 13^° Finanz- 
jahres (1879-80 und 1880-81) den Durchschnittszinsfuss 
bei sieben verschiedenen Arten des Unterpfandes mit. 
Von den 1344 Feldern dieser Tabelle sind 705 ausgefüllt 
und von diesen 705 Durch^^chnitts-Zinsfüssen, halten 
sich 95 innerhalb der einklagbareu Grenzen und 610 
überschreiten sie; ein Yerhältuiss der einklagbaren Ver- 
träge zu den uneink lagbaren wie 100 zu 642 ! und zwar 
liegen die einklagbaren Zinsfüsse von 9 — 12% ausschliess- 
lich und die nicht einklagbaren von einschliesslich 12 
bis 33,6%. 

Eine Uebersicht, wie sich diese Fälle auf die ver- 
schiedenen Pfandgegenstände vertheilen, zeigt nun, dass 
Grund und Boden und Häuser am weitgehendsten der 
Bewucherung ausgesetzt sind. Nächstdem stehen am 
ungünstigsten Reis und Getreide ; der Landmann 
ist es also, der am meisten unter dem Wucher leidet. 

Es betrug : 
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Der Durchschnittszinsfiiss für Darlehen zwischen 
5,000 und 10.000 Yen in acht Handelsplätzen. 



Bei Unterpfand 



Anzahl der Fälle: 



Unter 12% 



Zu 12% 



Ueber 12% 



Staatsschuldscheinen 

Boden und Häusern 

Ungeprägtem Oold und Silber 
Beis und anderem Getreide ... 

Seide 

Verscliiedenem 

Ohne Pfandsicherstellung. ... 



35 Mal 

5 « 

8 „ 

17 » 



37 aiai 

35 „ 
16 « 



73 Mal 
95 n 



25 

67 

2i 
92 
73 



s« 



95 



161 



449 



Zor leichteren Vergleichung der Vertheilung der 
Fälle aaf die verschiedenen Pfandarten diene weiter : 
Setzen wir die Zahl der Fälle, wo der Ziusfoss 12% oder 
darunter war, immer gleich 100, so finden wir : 

Es verhielten sich 



bei Unterpfand 

von Ungeprägtem Gold und Silber , 

„ Staatsschuldscheinen ' .. 

n seicie*.. ••• ••. ••• ••* ••• ••• •.< 

In dieser ersten Gruppe 

OQer ••. ••. ••< 

von Verschiedenem 

ohne Pfandsicherstellung 

bei Unterpfand von Reis oder Getreide •.. 

In dieser zweiten Gruppe 

OQer ••. ••. ••. 
bei Unterpfand von Boden und Häusern ... 



die Fälle von 12% 
und darunter 



wie 100 

„ IOC 



zu denen 
über 12% 

zu 93 
n loi 
n 109 



wie 


3oo 


zu 


3o3 


n 


100 


n 


lOI 


wie 


100 


zu 


196 


n 


100 


» 


221 


n 


100 


n 


223 



„ 3oo 
» 100 
wie 100 



zu 64o 

„ 2l3 

zu 38o 
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Becapitulation: Es verhielten sich die Fälle 
ZQ 12% nnd darnnterzu denen über 12% 

für Unterpfand 

I. von nni^pragtem Qold und Silbery 

Staatsschuldscheinen und Seide zusammen wie loo su loi 

II. von rerscbiedenen Waaren, Beis, Getreide 

und f ür kanf münnischen Peraonalcrediti.. „ lOo „ ai3 

III. von Boden und Gebäuden „ lOO „ 38o 

§. 70. 

Wie weitans am nngüustigsten Ornnd nnd Boden 
und Gre bände im Japanischen Creditwesen bis jetzt 
gestellt sind, geht klar aas dieser Yergleichnng hervor. 
Sie entbehren eben der besonders für sie passenden 
Greditinstitnte, während sich in den andern Zweigen der 
Japanischen Yolkswirthschaft, wenigstens dem Handel 
in den Banken eine grosse Anzahl von Creditinsti tuten 
darbieten. 

Wie vollständig unwirksam das Zinsgesetz für den 
Japanischen Credit verkehr gewesen ist, glaubeich durch 
die citirten drei Fälle bewiesen zu haben. War es schon 
unwirksam bei den grössten Darlehen zwischen 5>000 
und 10,000 und unwirksam bei den Darlehen über 100 
Yen, wieviel unwirksamer wird es da nicht bei den 
kleinen Darlehen unter 100 Yen gewesen sein ! Es ist 
mit Sicherheit darauf zu schliessen, dass die Bewucherang 
des Bauern in einem, die erlaubte Grenze weit über- 
schreitenden Masse seit Jahren Statt gefunden hat. Aus 
der neuesten Zeit besitze ich freilich keine Statistik 
darüber, aber die auftretenden Unruhen von ländlichen 
Schuldnerparteien sprechen ebenso beredt wie eine 
Statistik. 
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§. 71. 
Kann denn die Regierung das bestehende Oesetz 
nicht benutzen zu einer Erleichterung der Bauern? — 
Freilich werden die Bauern jetzt nur in äusserst seltenen 
Fällen vor das Gericht mit einer Klage über Wucher- 
zinsen kommen. Denn sie könnten zwar wohl eine 
Absetzung der wucherisch zugeschlagenen Schuld er- 
langen, aber da die Schuld selbst, mit der weiterlaufenden 
Zinsenverpflichtunig, resp. im Fall der vorgekommenen 
Nichtzahlung der Zinsen, mit dem Zinsenzuschlag von 15 
oder 20% per annum, trotz noch darüber hinaus nachgewie- 
senem Wucher doch eine gültig bestehende bleibt, so 
bleibt der Bauer in den Händen seines Gläubigers und hat 
diesen noch obenein erbittert. Bei der grossen Höhe der 
15 und 20%igen, einklagbaren Zinsen hat er immer 
noch zu gewärtigen um Hans und Hof zu kommen, wenn 
er sich nicht sofort auch von der ganzen Schuld gegen 
seinen Gläubiger befreien kann. Was also zu thun ist, 
ist ein doppeltes : 

1. Die Absetzung der wucherisch 
über das erlaubte Mass zugeschlagenen 
Zinsen ist demBauern zu erleichtern; 
und 

2. der Bauer ist für die so vermin- 
derte S ch n Id z ug le i ch a US denHänden 
seines Gläubigers zu befreien. 
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Zweites Stück. 
Die Ablösung der bäuerlichen Hypotheken-Schulden. 

§. 72. 

Wiö in Preasseu ein wichtiger Theil der Stein- 
Hardenbergischen Gresetzgebung darin bestand, die Lage 
des Bauernstandes zu bessern durch Ablösung der auf 
dem Grund und Boden haftenden Abgaben pnd Dienste 
und durch die Beseitigung der gemeinschaftlichen 
Nutzung ländlicher Grundstücke und der dabei Yorkom- 
menden einseitigen oder wechselseitigen Dienstbar keiten, 
wie in Preussen hierfür Seitens des Staates, unter üeber- 
windung grosser Schwierigkeiten eine ausgedehnte und 
angestrengte Thätigkeit entfaltet wurde, wie in Preussen 
weit über 2 Millionen ländlicher Besitzer von drückenden 
Servituten befreit wurden, so sollte Japan in ähnlicher 
Weise durch eine energische Gesetzgebung und eine aus- 
gedehnte Organisatious- und Yerwaltungs-Thätigkeit die 
Lage des Japanischen Bauernstandes zu bessern suchen. 

In Preussen handelte es sich um die völlige 
Beseitigung der aus der früheren Leibeigenschaft und 
Erbunterthänigkeit entspringenden persönlichen Abhän- 
gigkeitsverhältnisse, hier handelt es sich um die Besei- 
tigung der aus der kürzlich eingeführten Geldwirthschaft 
entstandenen Verschuldung des Bauernstandes , eine 
Verschuldung, deren Drückendes, durch den umstand 
wesentlich gesteigert worden ist^ dass in den letzten 
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Jahren das Papiergeld, in welchem die Schulden con- 
trahirt worden sind, einen höheren Werth erhalten hat. 
Die Schulden sind also in einem höherwerthigen Gelde 
sowohl zu verzinsen, wie za tilgen, als in welchem sie 
geschlossen wurden. Hat die Japanische Oesetzgcbung 
im Jahr 1876 zum allgemeinen Staats besten es unter- 
nommen die mehrhundertjährigen Fumilienpensionen der 
Kuwazoku und Shizoku durch eine Ablösung zu kürzen 
und sie erträglicher für das Volksganze zu machen, so 
könnte der Japanische Staat den Gläubigern der Landleute 
gegenüber, zum Besten des Staatsganzen, eine ganz 
ähnliche Ablösung unternehmen und durchführen. Denn 
immer noch heisst es, wie Quesnay ausrief: „Armer 
Bauer armes Land, armes Land armer König,'' oder 
sagen wir noch bedeutsamer : „Armer Bauer armes 
Land, armes Land schwaches Land I'' 

§. 73. 
In Preussen tritt bei der Ablösung die Vermittlung 
der ,3 6 n t e n b a n k'' ein, welche den Berechtigten, 
durch staatlich garantirte „Rentenbriefe^' abfindet und 
▼on dem Pflichtigen Bauern eine den Zinsbetrag der 
Bentenbriefe um etwas übersteigende „Rente'' so 
lange fortbezieht, als es neben der Verzinsung 
zur allmählichen Tilgung der Bentenbriefe erforderlich 
ist. Die Beuten werden den Staatsstenern gleich be- 
handelt und mit diesen erhoben. Die Rentenbriefe lauten 
auf den Inhaber und werden nach Massgabe der ange- 
sammelten Tilgungsbeträge allmählich ausgeloost. — ^Die 
Technik des Rentenbrief wesens ist also ganz dieselbe wie 
die des Pfandbrief wesens. 
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§. 74. 
Zar Entlastung des Japanischen Bauernstandes von 
seiner hypothekarischen Yerschnldung bedarf es eines 
ganz ähnlichen Behördenapparates wie in Preussen zu 
den Ablösungen. In Preussen bedurfte es : 

1. Kreisvermittlungsbehörden,— -zur Beförderung 
gütlicher Vereinigung. 

2. Generalcommissionen für ganze Provinzen, — sie 
entscheiden auch über die bei den Auseinan- 
dersetzungen unterlaufenden Streitigkeiten und 
sind in so weit Gerichtshöfe erster Instanz. 

8. 1 Oberlandes-Gultnrgericht, — zur Entscheidung 
über Berufung und Beschwerden gegen Er- 
kenntnisse und Verfügungen der Generalcom- 
missionen. 

4. Eine Bentenbank für jede Provinz, — zur Beför- 
derung der Ablösung der Ueallasten und zur 
vollständigen Auflösung des Rechtsverhält- 
nisses zwischen den bisherigen Berechtigten 
und Verpflichteten durch Ausfertigung 
von Bentenbriefen für die Berechtigten und 
üebernahme der Seitens der Verpflichteten zahl- 
baren Beute auf die Bentenbank gemäss den 
Entscheidungen der Anseinandorsetzungsbehör- 
den. 

So bedarf es in Japan : '^) 



*) Ich benutze bei dieser Darlegung in manchen Sätzen den Wortlaut 
der Preussischen Ablösungsgesetzgebang, wobei hier aber nun das 
Wort „Auseinandersetzung'' natürlich immer die Auseinandersetzung 
zwischen Hypothekar-Schuldner und Gläubiger bedeutet. 
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1. In jedem Gun einer Kreisverinittlnngsbehörde 
zur Erleichterang der gütlichen Yergleichiing 
zwischen den ländlichen Schuldnern und ihren 
Hypothekar-Gläubigern. Sie tritt in Wirk- 
samkeit für den Einzelfall auf Antrag eines der 
beiden Betheiligten. Hier wird die Höhe der 
Summe festzustellen sein, welche sich heraus- 
stellt, wenn man dem oben citirten Japanischen 
Zinsgesetz gemäss die die einklagbare (rrenze 
überschreitenden Zinsen, die vorweg abgezoge- 
nen Gebühren and die übermässigen Prolonga- 
tionsbussen von der vorgeblichen Schuldsumme 
abzieht. 

2. Ist keine Vereinigung zwischen Hypothekar- 
gläubiger und seinem ländlichen Schuldner er- 
zielt, so geht die Sache als eine streitige zur 
Entscheidung an die General-Commission des 
Ken. 

Die bei der Generalcommision in Antrag gebrachten 
Auseinandersetzungen werden in der Begel mittelst be- 
sonderer Commissarien durch Verhandlungen am Orte 
der Auseinandersetzung vorgenommen. 
Sie müssen zu dem Ende 

a. das Sach-und Bechtsverhältniss so weit es auf 
die Auseinandersetzung Einfluss hat, aufklären ; 

b. die dabei vorkommenden zum Ressort der 
Generalcommission gehörigen Streitpunktenach 
den darüber erlassenen Vorschriften erörtern 
und zur Entscheidung vorbereiten, sich jedoch 

c. möglichst bestreben die ganze Sache in Güte 
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beizulegen ; zu dem Ende nicht Dar den Tute- 
ressenten mit ihren wohl überdachten, dem 
gegenseitigen Yerhältniss angemessenen Vor- 
schlägen an die Hand gehen, sondern auch jedes 
rechtliche uud billige Abkommen unterstützen; 
d. müssen sie erforderlichen Falles die Ausführung 
der 7on der Generalcommission genehmigten 
Auseinandersetzungen bewirken. 
Die einmal angefangene Auseinandersetzung mnss 
UDunterbrochen fortgesetzt und nur dann kann die 
Verhandlung zu anderweitiger Vorladung der Interes- 
senten und zum baldigen weiteren Betriebe ausgesetzt 
werden, wenn etwa die Verhältnisse der Sache solches 
erfordern oder unabwendbare Hindernisse sich entge- 
genstellen. Demgemäss sind die Parteien gehalten nicht 
nur in dem ihnen durch die Vorladung bestimmt zu be- 
zeichnenden Termine, sondern auch in den folgenden 
Tagen, welche als Fortsetzung eines und desselben Ter- 
mins betrachtet werden, persönlich zu erscheinen bis die 
Commission für geschlossen erklärt. 

3. Statt Eines Oberlandes-Culturgerichts für das 
ganze Reich, welches über die Berufungen und 
Beschwerden gegen die Erkenntnisse und 
Verfügungen der Oeneral-Commission zu 
entscheiden hätte, erscheint es mir für Japan 
practischer die Oeneralcommission des Ken 
selbst, um sie zu einem Gericht zweiter Instanz 
umzugestalten, durch einige weitere Mitglieder 
zu verstärken und sie dann in Pleuaryerbamm- 
hing (in der Ken-Hauptstadt) über^die Beru- 
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fuQgs- und Beschwerdesache endgültig entschei- 
den za lassen. 
4. Die Rolle der Rentenbank hat hier die Ken-Spar- 
und Bodencreditanstalt za übernehmen. 

§. 75. 
Hier ist nun auf einen wichtigen unterschied 
zwischen den verschiedenen zu übe rneh inenden Fällen 
aufmerksam zu machen. In einem grossen Theil der 
Fälle wird die in den Pfandbriefen (Rentenbriefen) dem 
Berechtigten zu gewährende. Summe nnd die derselben 
entsprechende auf die Anstalt übergehende Hypotheken- 
forderung innerhalb der Leihgrenzen der Anstalt liegen, 
in einem grossen Theil der Fälle aber auch nicht. Denn 
der Anstalt wird für ihre gewöhnlichen Geschäfte 
eine Beleih ungsgrenze (z. B. die Hälfte des Boden-Schät- 
znngswerthes der Grundsteuerabschätzung) vorgeschrie- 
ben sein. Liegt die aus der Auseinandersetzung 
resultirende Summe innerhalb dieser Beleihungsgrenze, 
so hat die Sache gar keine Schwierigkeit nnd die Anstalt 
kann auf ihr eigenes Risiko als Gläubiger an die Stelle 
des bisherigen Gläubigers treten. — Wird die Beleihungs- 
grenze der Anstalt überschritten, so kann die Bank für 
den Ueberschnss nicht auf ihr eigenes Risiko Gläubiger 
werden. Auch dem Ken, als solchem , wird man nicht 
znmuthen dürfen, dass er sich für die pünktliche 
Verzinsung nnd Tilgung dieser Ueberschnss forde rnng 
verbürge. Es bleibt aber noch das Mittel, dass man 
diese Ueberschussf orderung durch eine zweite, 
jenseits der Beleihungsgrenze liegende Hypothek sichev 
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stelle und ans allon diesen zweiten Hypotheken- 
forderongen (z. B. solchen, die zwischen &0 und 66^ % 
des Schätz QDgswerthes des Bodens liegen) eine Masse 
bildet, welche allen, nur auf sie basirten Pfandbriefen 
zweiler Glasse als Deckung gegeaübersteht. Diese 
„Pfandbriefe zweiter Classe'' würden dann anstatt eines 
festen garantirten Zinsfiisses mit einer Dividende ver- 
zinst werden, wie sie die wirklich von den Schuldnern 
eingegangenen Zinsen zu zahlen erlauben, uneinbring- 
liche Ausfälle an diesen Zinsen hätten also .die ehemaligen 
Gläubiger in ihrer Gesammtheit zu tragen, dafür dass sie 
80 unvorsichtig die wirklich sicheren Grenzen des Dar- 
leihens überschritten. Die von den Schuldnern einge- 
gangenen Tilgungsquoten sind halbjährlich zur Tilgung 
dieser Pfandbriefe durch Ausloosung einer entsprechenden 
Anzahl derselben zu verwenden. Fallen an den von den 
Schuldnern zu zahlenden Tilgungsraten dieser Hypothe- 
ken zweiter C lasse welche fort, so wird dadurch die 
Tilgungszeit verlängert. Der Tilgungsplan dieser 
Pfandbriefe zweiter Classe kann also kein der Zeit nach 
scharf abgegrenzter sein. Die durch die Nichterfül- 
lung der Tilgungsverbindlichkeiten Seitens einer Anzahl 
Schuldner verlängerte Tilgungszeit der Pfandbriefe 
zweiter Glasse möge nun eine entsprechende Verlängerung 
der Zeit, während welcher die übrigen Schuldner zweiter 
Hypotheken Tilgungsquoten zu zahlen verpflichtet sind, 
zur Folge haben. 

Ebenso könnte man aus den 66 j % des Schätzungs- 
werthes übersteigenden Hypotheken Hypotheken dritter 
Classe (etwa 66§ — SO %) bilden, und dem entsprechend 
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„Pfandbriefe dritter Classe *' schaffeiii mit der Deckung 
darch die Masse der Hypotheken dritter Classe. Die Ver- 
waltung der Pfandbriefe zweiter und dritter Classe, würde 
die Ken-Spar- und Bodencruditanstalt, gegen Anrechnung 
einer billigen Verwaltungsgebühr, ohne eigenes Risiko 
übernehmen. 

§. 76. 

Die Zusammensetzung und Schaffung der eben auf- 
gezählten Behö^rden würde keine schwierige sein. Bei- 
spielsweise könnte man dieselben wie folgt zusammen- 
setzen : 

1. Gnn - VermittluDgsbehörde, — Vorsitzender der 
Guncho^ Mitglieder die Mitglieder des be- 
treffenden 6un zum Ken-Kuwai. 

2. Generalcommission des Ken, — öMitglieder; eines, 
ein Rath im Kencho, ernannt vom Ministerium 
d^s Innern, 2 derselben gewählt vom Ken- 
Kuwai, die zwei übrigen ernannt vom Justiz- 
minister ans den Reihen der Richter ; sie wählen 
unter sich ihren Vorsitzenden. 

8. Die erweiterte 6enera!comraission, — als Gericht 
zweiter Instanz gebildet durch das Hinzutreten 
weiterer vier Mitglieder, von denen zwei das 
Ken-Kuwai wählt und zwei der Justizminister 
aus den Reihen der Richter ernennt. Die 9 
Mitglieder wählen unter sich ihren Vorsitzenden. 

4. Die Direction der Ken- Spar- und Bodencredit- 
anstalt fungirt auch als die Verwalterin des 
Pfandbriefwesens zweiter und dritter Qlasse. 
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In jedem Gun wird die Ken- Spar- und Bodencredit- 
anstalt durch einen Agenten vertreten seia. Derselbe 
hat, Schritt haltend mit dem Fortschreiten der Ausein- 
aadersetzuDgen» die nöthigen Abschätzungen für die 
gleichzeitige Aufnahme der betreffenden Hypothekar- 
Schuldner in die EruteFersicheruDg, Viehversicherung 
und Gebäudeversicherung zu leiten resp. zu veranlassen 
und bei der Aufnahme desselben Hypothekenschulduers 
in einen bäuerlicheu Sparverein, nach bestimmten Kegeln » 
mitzuwirken. 

Die Kosten werden, in so weit sie durch die 
Auseinandersetzung entstehen, von den Parteien und in 
so weit sie durch die Versicherung entstehen, von dem 
Schuldner zu tragen sein. Sind in der Auseinander- 
setzung eine Uebersch reitung der einklagbaren Zins- 
grenzen oder übermässige Prolongationsbussea der Aus- 
einandersetzungsbehörde bewiesen oder ihr glaubhaft 
nachgewiesen worden, so wird dieselbe die Kosten zum 
grosseren Theil oder ganz auf die Schultern des wuche* 
Tischen Gläubigers legen. 

Für die Feststellung der Kosten werden durch ein 
Begulativ für die behördlich Mitwirkenden bestimmte 
Diäten und Reisekosten vorgeschrieben. Sporte!-, Stem- 
pel- und Porto-Freiheit gewährt der Staat zur Erleichte- 
rung in Betreff der Auseinandersetzungskosten. 

Diese kurzen Andeutungtn über die für Organisation 
und Verfahren der Auseinandersetzungsbehörden erforder- 
liche eigene Gesetzgebung mögen hier genügen. 

§. 78. 

Die Vortheile der eben geschilder- 
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ten S c h a Id e D ablö 8 a n g and Entlastung 
des Bauernstandes erscheinen gross genug, da- 
mit sich der Staat der Mühe des Erlasses dieser Gresetz- 
gebung und der Organisation dieser Behörden unterziehe. 
Die Vortheile dieser Pfandbriefe, der Pfandbriefanstalt, 
der Ken- Spar- und Bodencreditanstalt, nebst den von 
derselben verwalteten Wesen der Pfandbriefe 2^^ und 8^' 
Klasse sind, dass der Staat hierdurch grosse ,für Japan zur 
Zeit noch unerhört grosse, Capitalien zur Unterstützung 
der Landwirthschaft beschafft, ohne die Staatskassen 
selbst in irgend nennenswerther Weise in Anspruch zu 
nehmen, oder den bei den landwirthsc haftlichen Schulden 
nicht betheiligten Bevölkerungsklassen irgend welche 
Opfer anzusinnen. — Ein Gesetz, welches von Tausenden 
von wucherischen Capitalisten schamlos umgangen oder 
unverschämt überschritten wurde, ein Gesetz, welche 
bisher nur ein todter Buchstabe war, würde in der wohl- 
thätigsten und gerechtesten Welse zur Anwendung ge- 
bracht und dadurch die Würde der BrOgiernng und das 
Ansehen des Gesetzgebers gewahrt und vermehrt. 

Die Vortheile der Schuldner werden 
wesentlich von dem Z i n s f u s s abhängen, welcher zur 
Verzinsung der Pfandbriefe gewählt werden wird. Die 
Wahl sollte, um die Gläubiger nicht im Capital zu kürzen, 
auf einen solchen Zinsfuss fallen, dass diese Werthpapiere 
im Gurse sich ihrem Nennwerthe nähern. Gegenwärtig 
(Februar 1886) werden die 6% igen Pensions- A blösungs- 
Schuldscheine und die 6% igen Schuldscheine für die 
Industrie- Anleihe zu 100.50, die in Silber verzinslichen 
und tilgbaren Kinsats-Einlösungs-Schuldscheine zu 100 
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Dotirt. Gegenwärtig warde abo ein 6^/oiger Zinsfass 
gerade genügen. Was bedentet dieses für die Würdigang 
unseres Vorschlages f Erinnern wir ans» dass die Scbuld- 
nerpartei in Idzn es sich erst mit ünrnhen als eine Ver- 
günstigung von den Glänbigern erkämpfte, dass neue 
Darlehen nur 18^/^ tragen sollten, wo es ja immer noch 
fraglich blieb, ob den Nachsuchenden später von den 
Capitalbesitzern überhaupt auch nur Darlehen bewilligt 
werden und wo daher bedrängte Landleute trotz dieser 
, »Vereinbarung '' in Zukunft vermittelst vorher abge- 
zogenen Tessurios vermuthlich dennoch sehr viel mehr 
als IS^/q werden geben müssen, — erinnern wir uns 
femer, dass nach einer umfangreichen Statistik in den 8 
Haupthandelsplätzen Japans für jene Zeit als Nippon- 
Ginko noch nicht ausgleichend und ihnen Geld zuleitend 
auf den commerciellen Zinsfuss in ihnen einwirken 
konnte, sogar bei jenen grossen Darlehen zwischen 5,000 
und 10,000 Yen der einklagbare Zinsfuss in weitaus den 
meisten Fällen überschritten wurde, erinnern wir uns, 
dass gegenwärtig noch keine Creditinstitute bestehen, 
welche der Landwirthschaft in geregelter Weise Capitalien 
zufuhren, erinnern wir uns der überall in Japan auf- 
tretenden Klagen und Unruhen der ländlichen Schuldner, 
so werden wir sicherlich den von den bäuerlichen 
Schuldnern ihren Gläubigen gegenwärtig durch- 
schnittlich gezahlten Zinsfuss noch weit unter- 
schätzen, wenn wir ihn auf 1 5^/o , den einklagbaren 
Zinssatz für die Darlehen zwischen 100 und 1,000 Yen, 
beziffern. Erinnern wir uns nun femer, dass im 14. Jahre 
Meiji (1881) die Hypotheken auf Grund und Häuser in 



— 146 — 

ganz Japan sich auf 141 Millionen Yen belleten, von 
denen höchst wahrscheinlich mindestens f bis ^ auf 
ländlichen Grandstücken nnd Häasern ruhen werden, 
erinnern wir uns, dass die Hypothekar-Verschuldung 
nachweislich von Jahr zu Jahr in starkem Masse anwuchs, 
nnd dass seit dem 14. Jahre Meiji volle 4 Jahre ver- 
gangen sind, so wird man die gegenwärtige Hypothekar- 
Yerschuldang auf mindestens 150 Millionen Yen zu 
schätzen haben. Zahlen diese 150 Millionen Yen nach 
Ausführung meiner Vorschläge statt durchschnittlich 
15^/q nur 6^/^ für ihre Verzinsung, so bedeutet die 
Differenz von 9^/^ eine Erleichterung des 
Bauernstandes um jährlich 13^ Mil- 
lionen Yen. Das ist um ungefähr ein Drittel der 
Grundsteuer. Wie wohlthätig wurde aber einst die 
Verminderung der Grundsteuer um ^ oder um 8 
Millionen empfunden ! wie freudig wurde sie begrüsst, 
wie sehr trug sie zur Beruhigung der damals an ver- 
schiedenen Orten ausgebrochenen Bauernunruhen bei ! 
Und dieser grosse Erfolg wäre zu erreichen, ich wieder- 
hole es, ohne Ausgaben für den Staat. 

Das wäre aber nicht der einzige und noch nicht 
einmal der grösste Vortheil für den Bauernstand. Die 
Hauptsache ist, dass aus einem kurzfristigen Credit, 
welcher in weitaus den meisten Fällen nur auf Ein Jahr 
oder sehr wenige Jahre gegeben ist, ein langfristiger, 
unkündbarer in kleinen Katen bequem tilgbarer geworden 
sein wird, ein Credit, bei welchem ihm nicht ein wucheri- 
scher Privatgläubiger, sondern eine im öffentlichen In- 
teresse aller Provinz-Einwohner gegründete und geleitete 
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öffentliche Bank gegenübersteh t, eine Bank, welche aller- 
dings alle die Forderangen an ihn stellen mass, die zur 
Sicherung der Hypothekar-Forderung nöthig sind (wie 
z. B. seine Versicherung gegen die verschiedensten Un- 
glücksfälle), die aber anderseits vollständig gewillt und im 
Stande ist Nachsicht in erwiesener Maassen ungünstigen 
Jahren bei solchem Unglück zu üben, gegen welches er 
sich weder durch Versicherung noch durch Sparsamkeit 
schützen konnte und welches ihn ohne sein Verschulden 
traf. Denn wenn für die von der Bank selbst» auf 
eigenes Bisiko übernommenen hypothekarischen Schuld- 
forderungen eine massige Beleihungsgrenze der hypothe- 
cirten Grandstücke und Häuser festgehalten wurde, so 
ist die Bank, wenn der Schuldner wenigstens während 
einiger Jahre seine Tilgungsraten pünktlich gezahlt hat> 
im Stande, in solchen Unglücksjahren das Darlehen um 
den schon getilgten Theil wieder zu erhöhen. Die im 
öffentlichen Interesse geleitete Bank ist fern davon, ans 
einer Nothlage des Landmanns einen wucherischen Vor- 
theil ziehen zu wollen. 

§. 79. 

Den grossen Voriheileu des Schuldners stehen keines- 
wegs verhältnissmässig grosse Nachtheile des Gläubigers 
gegenüber. Denn der Gläubiger hat ja doch kein Recht 
darauf den Landmann immer zu wucherisch hohen Zinsen 
in seiner Hand, in Abhängigkeit von sich, zu erhalten. 
Sobald dem Gläubiger sein Capital zurückgezahlt ist, hat 
er sein volles Recht erhalten, es sei denn, dass ein längerer 
Lauf des Darlehens unter die ausdrücklichen Bedingungen 
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desselben mit Ausschluss der Eiindbarkeit Seitens des 
Schuldners gehört habe. Solche Bedingung wird aber nur 
in ungemein seltenen Fällen in den Schuldcontracten zu 
finden sein. Dem Gläubiger wird sein Recht, wenn er 
sein Capital zurückgezahlt erhält. Er erhält es bei dieser 
Art der Schuldablösung allerdings nicht baar, sondern in 
Pfandbriefen. Aber letztere sind auf den Inhaber gestellt 
und jederzeit an der Börse v^erkäudich, der Gläubiger kann 
also jederzeit, wenn er das vorziehen sollte» in den Besitz 
seines Baarcapitals wieder eintreten. Der Staat hat 
keine Verpflichtung eine mangelhafte Organisation der 
Volks wirthschaft aufrecht zu erhalten, auf dass es der 
Gapitalistenclasse wie bisher weiter möglich bleibe, die 
landwirthschaftliche Production mit einer übermässigen 
Zinsabgabe zu belasten. Der Capitalist hat keinen An- 
spruch auf dauernd hohen Zinsfuss. Hat sich der Staat 
einst nicht abhalten lassen, die Pensionen der Kuwazoku 
und Shizoku mit Schuldscheinen abzulösen, welche zur 
Zeit ihrer Ausgabe und viele Jahre lang nur bedeutend 
unter dem Nennwerthe verkäuflich waren und deren 
Zinsen nicht den Betrag der ehemaligen Pensionen er- 
reichten, so wird ihn auch der Gedanke, dass möglicher- 
weise bei einem erneuten Steigen des Zinsfusses in Japan 
der Curs jener Pfandbriefe bei O^/^iger Verzinsung 
doch unter den Nennwerth sinken möge, von der für den 
Bauernstand und für das Volksganze wohlthätigen Mass- 
regel nicht abhalten dürfen. Solches Steigen des Zins- 
fusses ist zwar, je vollkommner das Creditsystem in der 
Japanischen Volkswirthschaft ausgebildet wird, desto un- 
wahrscheinlicher. Kurz nach der Schaffung 
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der zar Ablösnng der jetzt vorhandenen bäaerlichea 
Hypothekarschulden hinausgegebenen Pfandbriefe könnte 
freilich vorübergehend eine Steigernng des Zinsfusses, 
oder anders ausgedrackt, eine Minderung des Curswer- 
thes dadurch eintreten, dass gleichzeitig viele der neuen 
Pfandbrief-Besitzer durch Verkauf an der Börse sich wie- 
der in den Besitz von haaren Capitalien setzen möchten. 
Denn starkes Angebot wirkt mindernd auf den Preis. 
Wie gesagt, das würde aber nur vorübergehend and daher 
ohne Bedeutung sein. Und selbst den so eventuell zu 
Schaden gekommenen ehemaligen Gläubigern könnten mit 
Recht auf ihre Klagen zwei widerlegende Antworten gege- 
ben werden : Erstens, dass im Allgemeinen die völlige 
Einbringlichkeit ihrer Seh aldf orderungen doch auch 
nicht vollständig gesichert gewesen sei und dass zweitens 
sie die Durlehen selbst in früherer Zeit in einem entwer- 
theten Papiergelde gemacht, die Rückzahlung aber in 
einem mehrwerthigen kaufkräftigeren Gelde erhalten 
hätten. 

§. 80. 

Für Pfandbriefe zweiter und dritter Classe, welche 
nach obigem Vorschlage, bei eventuellem Ausfall un- 
einbringlicher Zinszahlungen Seitens übler Schuldner, 
eine unter 6^/q betragende Dividende erhalten würden, 
ist zu bemerken, dass in diesem Falle die ehemaligen 
Gläubiger freilich einen auf ihre Gesammtheit vertheilten 
Verlust, der ehemals nur einzelne von ihnen voll getroffen 
hätte, zn tragen haben, werden. Es ist andererseits aber 
auch darauf aufmerksam zu machen, dass nach obigem 
Vorschlag für die Seitens schlechter Schuldner aus- 
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fallenden Tilgungsraten die Gesammtheit der 
Schuldner in sofern aufzukommen hat, dass sich für den 
Einzelnen derselben seine eigene Tilgungszeit etwas 
verlängert; das gibt den Besitzern dieser Pfandbriefe 
zweiter und dritter Glasse eine völlige Gewähr für die 
vollständige Tilgung und Bückzahlung des Gapitals. Der 
Vorschlag ist eben derartig, dass er weder die Gläubiger, 
noch die Schuldner einseitig bevorzugt. Einbussen durch 
schlechte Schuldner trüge, so weit es die Zinsen angeht, 
die Gläubiger-Gesammtheit, undin so weit es die Tilgung 
angeht, die Schulduer-Gesammtheit. — Oder man könnte 
auch bei dem Wesen der Pfandbriefe zweiter und dritter 
Klasse eine andere Art der Yertheilung der Einbussen 
treffen, z. B. dass bei jeder Einbusse sei es nun an 
Zins oder an Capital, die eine Hälfte von der Gesammt- 
heit der Gläubiger und die andere Hälfte von der 
Gesammtheit der Schuldner getragen werde. 



Dritter Theü: 

Andeutungen für die practische 

Ausföhrung. 



TJebersicht. 
§. 81. 

In der vorhergehenden Arbeit ist eine Vielheit von 
organisch ineinandergreifenden Einrichtungen und An- 
stalten vorgeschlagen. Dieselben gliedern sich in vier 
Gruppen : 

I. Versicherung: 
Ernleversicherung, 
Viehversicherung, 
Gebäudeversicherung. 
II. Spareinrichtungen: 

Post - Gemeinde - Sparkassen, 

Bäuerliche Sparvereine, 

Ken-Spar- (und Bodencredit-) Anstalten. 
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ni. Gredit-Einrichtnngen: 

Ken- (Spar- nnd) Bodenc red it> Anstalten mit 
Pfandbriefen und 
IV. BefreinngdesLandmannsvon seinen 
Gläubigern mit Hülfe der Aus- 
einandersetzungs-Behörden: 
Gun-Vermittlungsbehörde, 
Generalcommission des Ken« 
Erweiterte Generalcommission als Be- 
ruf angs-Tnstanz. 



Plan der schrittweisen Gründung. 
§. 82. 

Erste Periode: 

Gründung zahlreicher Post-Gemeinde-Sparkassen 
mit vorläußgem Centrum der Postsparkasse in 
Tokyo. 
Zweite Periode: 

Gründung von Ken-Spar- und Bodencreditanstalten 
Seitens der Ken's. 

UeberleituDg der angesammelten Spareinlagen der 
Gemeinde-Sparkassen-Einleger aas der Tokyo- 
Post-Sparkasse an die betr. Ken-Spar- und 
Bodencreditanstalten. Darlehen der letzteren 
Banken auf Grundstücke gegen erste HypotLek 
innerhalb der ersten Hälfte eines massigen 
Schätzungswerthes. 
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Der Hypothekar-Schuldner übernimmt die Ver- 
pflichtoDg in die gegenseitige Ernteversiche- 
rang, Viehversichernng, Gebäudeversicherung 
und in einen bäuerlichen Sparverein ein- 
zutreten, sobald die Einrichtungen dazu ge- 
troffen sein werden. 
Dritte Pe r iode : 

Sobald mehrere Ken-Spar- und Bodencreditanstalten 
bestehen, Einrichtung des Pfandbrief- und 
Central-Pfandbriefwesens. Einrichtung eines 
Central-Bureau's zur Handhabung des Central- 
Pfandbriefwesens. 

Einrichtung von bäuerlichen Sparvereinen. 
Vierte Periode: 

Einrichtung der Ernteversicherung auf Gegen- 
seitigkeit. 

K e n-Versicherungs- Verband der Versicherten je 
eines Ken, R e i c h s-Versicherungs- Verband 
zur Bückversicherung der Ken- Versicherungs- 
Verbände. 

Die Ken-Spar- und Bodencreditanstalt fungirt als 
General- Agentur der Versicherung und stellt je 
einen Agenten in jedem Gun an. 

Das Centralbureau für Pfandbriefwesen wird auch 
Centralbureau der Versicherung. 

Zum Maassstab für die sich im Umlage- Verfahren 
ergebenden Versicherungsbeiträge der . Ein- 
zelnen dient d'^r Grundsteuer-Schätzungswerth 
des die versicherten Ernten tragenden Landes. 

Zum Maassstab für die im Eutschädigungsfalle an 
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den Einzelnen eventnell zu zahlende höchste 
Entschädigung dient ein bestimmter Proceutsatz 
des erwähnten Grandsteaer-Schätzungswerthes. 
Fünfte Periode: 

Einrichtung der Anseinandersetzungs-Behördon : 
6un - Vermittliingsbehörde, Ken - Generalcom- 
mission, erweiterte Ken-Generalcommission. 

Auseinandersetzung zwischen Hypothekargläubigern 
und ländlichen Hypothekarschuldnern. 

Ablösung der Rechte der Ersteren durch Pfandbriefe, 
und Pfandbriefe zweiter und dritter Klasse. 
Die ländlichen Hypothekarschuldner werden 
Hypothekarschuldner der Ken-Spar- und Boden- 
creditanstalt. Sie müssen zugleich in die 
Ernteversicherung eintreten. Sie übernehmen 
zugleich die Verpflichtung in die gegenseitige 
Vieh Versicherung, Gebäudeversicherung und in 
einen bäuerlichen Sparverein einzutreten sobald 
die Einrichtungen dazu getroffen sein werden. 
Besteht in dem Ort oder dem Gun des Schuld- 
ners bereits ein bäuerlicher Sparverein» so hat 
er diesem gleich bei Abschluss des Ausein- 
audersetzungsverfahrens und Gewährung des 
Anstaltsdarlehens beizutreten. 

Nach Massgabe der Verdichtung der Zahl der 
Versicherten auf einem Gebiet werden nach 
und nach (in dieser und in späteren Perioden) 
G n n - Versicherungs- Verbände ins Leben 
gerufen, lür welche dann der betreffende ihnen 
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übergeordnete Ken- Versicherun gs- Verband die 
unmittelbare Rückversicherung leistet.- 
Bei noch weiterer Verdichtung der Zahl der 
Versicherten werden nach und nach (in dieser 
und in späteren Perioden) C h o - S o n- Ver- 
sicherungs-Verbände ins Leben gerufen, für 
welche dann der betreffende ihnen übergeordnete 
Gun-Versichernngs- Verband die Rückversiche- 
rung leistet. 
Sechste Periode: 

Einrichtung der Gebäude- Versicherung auf Gegen- 
seitigkeit in ebenso abgestuften Verbänden wie 
bei der Ernte Versicherung. 
Aufnahme der Anstaltsschuldner in dieselbe. 
Siebente Pe r iod e : 

Einrichtung der Vieh Versicherung auf Gegen- 
seitigkeit in ebenso abgestuften Verbänden wie 
bei der Ernte- Versicherung und Gebäude- 
Versicherung. 
Aufnahme der Anstaltsschuldner in dieselbe. 
Achte Periode: 

Aufnahme auch Anderer als der Anstaltsschuldner 
in die 

E rnt eversiche rung , 
Gebäudeversicherung, 
Vieh Versicherung, 
Bäuerlichen Sparvereine, 
nach Belieben in alle zusammen, oder in einzelne 
derselben. Freiwillige Meldung. 
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Erforderliche Zeit- 

§. 83. 

Schätzungsweise veraDSchInge ich die Zeifc, welche 
Döthig ist für die Vorarbeiten zu den Einrichtungen 
der I. Periode auf ca 

^^' 99 f9 9> 

^^^» yy 99 9t 

■'■»• 99 99 99 

^ • 99 99 >> 

VI 

' ■■■• 99 W *> 

VII 

VIII. „ „ ,. 

oder für das ganze unternehmen auf 5 Jahre 10 Monate 
bis 9 Jahre 9 Monate, also rund 6 bis 10 Jahre. 
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WEITERBILDUNGEN. 



Kapitel I. 

Unvenneidliche ZwangsversteigeniDgen überschuldeter 
Bauerngüter 

und 

die Colonisation des Hokkaido. 
§. 1. 

Dem grössten Theil der in Schuldennoth befindli- 
chen Landlente wird die in meiner Schrift über land- 
wirthachaftliche Yersichernng vorgeschlagene Ablöenng 
der ländlichen Hypothekenschal den, unter Absetzung der 
wacherisch erwachsenen Beträge^ (vermittelst Pfand- 
briefen „1. Classe'S insoweit die Schuld Deckung an 
dem Landgut innerhalb von 50% des Orundstenerschät- 
zungswerthes desselben findet, vermittelst Pfandbriefen 
^JI. und III. Elasse'S insoweit die Deckung zwischen 
50 nnd 66^, respect. zwischen 66f und 80% liegt), Hülfe 
bringen ; offenbar wird es aber auch eine ganze Anzahl 
ländlicher Besitzungen geben, welche trotz der von 
den Auseinandersetzungsbehörden bewirkten Absetzung 
aller wucherischen Capital - Zuschläge dennoch 
schliesslich so überschuldet bleiben, dass sie 
ihrem Besitzer nicht mehr das Existenzminimum dar- 



— 162 — 

bieten nnd deren Schulden über die für die Pfandbriefe 
dritter Classe angeDommene BeleihuDgsgrenze von 
80^/o hinausgehen. Besser wäre es die Sachlage durch 
eine Bankerotterklärung zu klären, als den Landmann 
einer aussichtslosen, langwierigen, immer fortdauern- 
den Aussangang durch den Wucherer zu überlassen. 
Freilich der Landmann selbst wird dieses Hangen nnd 
Schweben zwischen Sein und Nichtsein immer noch 
einer völlig unbekannten Zukunft ohne jeden Besitz und 
ohne jede Aussicht auf weitere Ausübung seines land- 
wirthschaftlichen Gewerbes vorziehen. Es kommt also 
darauf an, solchen besser bankerott zu erklärenden 
Landlenten eine neue, ihnen angemessene Existenz zu 
schaffen« 

§. 2. 

Der Hokkaido bedarf zur Hebung seiner grossen 
Schätze und zur Sicherung seines Besitzes für Japan 
gegen lüsterne Nachbarn vor Allem der Bevölkemng 
und im Besonderen gerade einer bänerlichen 
Bevölkerung. 

. Da der Hokkaido sich nicht von selbst in 
genügend rascher Weise bevölkert, er nicht genügende 
Anziehungskraft zu freiwilliger ununterstützter Ein- 
wanderung bietet, so sollte für eine geordnete» 
staatlich organisirte Einwanderung 
dahin Sorge getragen werden. Einen ausführlichen Plan 
zu einer solchen hatte ich die Ehre dem Herrn Grafen 
Yamagata im Juli 1883 vorzulegen, bei Gelegenheit 
eines Vortrages über die von mir vorgeschlagene Bo- 
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denkreditanstalt. Auf je 10,000 Einwohner Japans 
sollten, schlug ich damals vor, jährlich 5 jnnge Männer 
bäaerlichen Standes ausgehoben werden» wie 
Deutschland auf je 10,000 Einwohner Deutschlands 
jährlicli 33 bis 34 junge Männer für sein Heer aushebt 
Denn, meinte ich, man vertheidige ein Land ebenso- 
wohl mit Spaten und Hacke als mit dem Schwert. Ich 
machte Vorschläge darüber wie diese Ausgehobenen und 
im Hokkaido Angesiedelten genossenschaftlich 
mit solidarischer Haftbarkeit zu orga- 
nisiren wären, in Dorf genossenschafteu, Gun- 
Genossenschaften, Een-G enossenschaften; 
wie die Angesiedelten alle zuerst als Pächter anzu- 
setton und in geordneter Weize allmählig in einen 
Zustand des Yolleigenthumes überzuführen wären. 
Alle diese Genossenschaften sollten in enger Beziehung 
zu einer Boden- Kredit- Anstalt stehen, welche ich zur 
Hervorhebung ihrer besonderen Eigenthümlichkeiten zum 
Unterschiede von anderen Bodenkreditbaaken die ,,C o 1 o- 
nisationsbank*' nannte. Die Colonisationsbank 
sollte den angesiedelten Genossen die nöthigen Vorschüsse 
theils direct, theils durch Vermittlung gewisser Genossen- 
schaftsbehörden, theils in Baar, zum grössten Theil aber 
in natura (Fahrbillet, Laud, Handwerkszeug, Acker- 
baugeräthschaften, geschnittene Bretter und Balken, 
Vieh^ Obstbäume, Saatgetreide und Samen verschiedener 
Art) machen, dafür sollte dann die Colonisationsbank eine 
lange Beihe von Jahren berechtigt sein zum Bezug einer 
Colouisationsrente von den so unter Cultur gebrachten 
Grundstücken. Die Colonisationsrente sollte gross genug 
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sein nm die von der Bank gemachten nnd verrechneten 
Vorschüssse sowohl zu verzinsen als allmählig ratenweis 
zn tilgen. Diese Vorschüsse sollten nicht nur die directen 
dem einzelnen Colonisten gemachten, sondern auch die 
indirecteU) bei vertheilungsweiser Umlage auf ihn 
treffenden Antheile an denjenigen Vorschüssen betreffen, 
welche von der Colonisationsbank an eine Genossenschaft, 
deren Mitglied er ist, gemacht werden zur Erleichterung 
der Beschaffung der noth wendigen gemeinsamen Veran- 
8taItungeD( Strassen, Brücken, Fähren, Schulen, Hospitäler 
etc). Das Geld zu den Vorschüssen sollte sich die Bank 
durch Ausgabe von „Colonisationsbriefen'' verschaffen. 
Die Colonisationsbriefe sollten durchaus Brüder der 
Pfandbriefe^ Rentenbriefe, Landes - Culturrentenbriefe 
sein: Inhaberpapiere zu festem Zinsfuss und tilgbar 
genau nach Masssgabe wie die empfangeneu Colonisa- 
tionsvorschüsse von den angesiedelten Bauern getilgt 
werden. Ich sprach damals die Hoffnung aus, dass zu 
einer derartig, darch Geld Vorschüsse erleichterten, orga- 
nisirten Colonisation sicli genug junge Bauernsöhne 
freiwillig anbieten würden, so dass der Staat nicht zu 
einer wirklichen zwangsweise Aushebung zu greifen 
brauchte, zu der er jedoch eben so gut wie zu einer 
Militäraushebung berechtigt erschiene. 

Auf diesen meinen Vorschlag einer Golonisations- 
Bank komme ich jetzt anlässlich der zahlreichen bäuer- 
lichen Bankerotte der Gegenwart und jener voraussicht- 
lich in den nächsten Jahren eintretenden Zwaugsverkäufe 
überschuldeter bäuerlicher Besitzungen zurück. 
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§. 3. 

Der Staat darf meines Eracbtens dieses kostbare 
Menschenmaterial nicht za Grande gehen lassen, darf 
nicht gestatten, dass es sich in Dürftigkeit und Elend 
unter der andern Bevölkerung verliere oder durch Aus- 
wanderung nach Hawaii einem fremden Lande zu Gute 
komme. Nicht dass ich vorschlüge diese letztere Aus- 
wanderung zu verbieten, aber der Japanische Staat, der 
selber ein so herrliches Golonisationsgebiet wie den Hok- 
kaido besitzt und der in Gefahr steht es zu 
verlieren, wenn er nicht rechtzeitig eine grosse, 
treue und in sich widerstandskräftige Bevölkerung dort 
angepflanzt hat, der Japanische Staat sollte, meines 
Erachtens, solche durch den Wucherer von Hab und Gut 
getriebene Bauern sofort zur Auswanderung nach dem 
Hokkaido veranlassen und ihnen so günstige Bedingun- 
gen dafür bieten, ihnen diese Auswanderung so bequem 
machen und so nahe legen und durch zweckmässige Vor- 
schüsse so erleichtern, dass sie die Auswanderung nach 
dem Hokkaido und Gründung einer Heimstätte dort jeder 
anderen Unternehmung vorzögen. 

In dem Zusammenhange meiner jetzigen Arbeit 
muss ich darauf hinweisen, dass die „Ken-Spar- und 
Boden-Kreditanstalt'' im Hokkaido in solcher Weise 
abgeändert einzuführen wäre, dass sie dort zugleich die 
^lle der „Golonisationsbank'' übernähme. Ich bin 
überzeugt, dass, wenn man eine Zeitlang die grossen 
Dienste beobachtet hätte, welche dieselbe in der Anset- 
zung bankerottgewordener Bauernfamilien zu leisten im 
Stande ist, man den Muth und die Energie finden würde 
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nm za dem grösseren Plan einer organisirten Besiedelung 
des ganzen Hokkaido überzugehen. 

§. 4. 

Noch raass ich darauf aufmerksam machen, welch 
eine Quelle des Beichthums für die Besitzer grösserer 
Landstrecken im Hokkaido sich hierdurch eröffnet. 
Jetzt sind ihre grossen Ländereien fast werthlos. An- 
genommen es setzt ein grosser Landbesitzer mit Hülfe 
der Bank auf einem Zehntel seines Landes eine Pächter- 
kolonie aui angenommen er vermittelte und gäbe ihr so 
günstige Bedingungen, dass diese Pächter nur die von 
der Bank erhaltenen Vorschüsse verzinsten und tilgten 
und ihm selbst gar keine Pachtrente zahlten und dass sie 
sogar dieses eine Zehntel seines Landes allmählig mit 
ihren Wirthschaften darauf zu ihrem VoUeigenthum 
erwürben, hätte er nicht trotzdem einen enormen Gewint) ? 
würden nicht die übrigen -^^ seines Landes, nun in 
unmittelbarer Nähe eines oder mehrerer Dörfer gelegen, 
Land, welches bisher fast werthlos war, nun auf einmal 
einen beträchtlichen Werth gewinnen ? Wäre nicht dort 
im Hokkaido eine treffliche Gelegenheit um dem Staate 
werthvoUe Domänen, dem Kaiserlichen Hanse fürstlichen 
Besitz und dem hohen Adel so jenen grossen Land- 
besitz zu verschaffen, dessen der letztere namentlich 
bedarf, wenn er in dem Japanischen Staatswesen die- 
selbe B^lle soll spielen können, wie der Preussische in 
Preussen und der Englische in England ? 

Ich empfehle, um dieses noch einmal zu betonen, 
dem Grosscapitalisten nicht Pächterkolonien, damit er 
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darch hohe Pachtrente aus ihnen seinen Gewinn ziehe, 
sondern empfehle, dass er seinen Gewinn nur an der 
Steigerang des Werthes desjenigen Bodens mache, 
welcher neben jenem der Pächter gelegen ist. Er 
überlasse das Yorschusswesen ganz der Colonisations- 
bank, dem gemäss beziehe diese auch die ganze Pacht- 
rente and, entsprechend derjenigen Anzahl Colonisations- 
briefe, welche der betreffende Landbesitzer and Gross- 
capitalist selber von ihr kaaft, setze sie Pächter auf 
seinem Lande an, welches er i h r za dem Zwecke eigen- 
thümlich übertragen mass. Beispiel. Ein Gross- 
capitalist legt 20,000 Yen im Hokkaido an. Er kauft 
für 2,000 Yen ausgedehnte Ländereien and für 18,000 
Yen Colonisationsbriefe. Die Colonisationsbank, nach- 
dem er ihr 1/10 jenes Landes zu ihrem Eigenthum 
abgetreten hat, sagt ihm zu, 5 x 18,000 Yen = 90,000 
Yen zu Vorschüssen an eine von ihr auf diesem Lande 
organisirte bäuerliche Colonistengenossenschaft her- 
zugeben. Wenn der erforderliche Credit für Eine bäu- 
erliche Familie 300 Yen ist, so können dafür 300 
Bauernfamilien angesiedelt werden; d. h. es werden 
dafür etwa 6 Dörfer auf diesem Landstück gegründet. 
Der Capitalist bezieht, anstatt der Pachtrente, die Zinsen 
von seinen 18,000 Yen Eolonisationsbriefen und hat 
ausserdem als seinen Gewinn die Werthsteigerung der 
übrigen 9/10 seines Landes, welche nun neben und 
zwischen Dörfern gelegen eben durch diese Nachbar- 
schaft Verkäuflichkeit, Verpachtbarkeit und Anziehungs- 
kraft für Arbeitskräfte zu ihrer Bewirthschaftung ge- 
winnen. Hierfür wandte er nur die Cession von 1/10 des 
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Landes, oder 1/10 von 2,000 Yen = 200 Yen auf. Die 
Golonisationsbaok erhält die den Colonisten vorzasohies- 
senden 90,000 Yen za 1/5 von dem betreffenden Land- 
besitzer und za 4/5 vom übrigen Publikam gegen Yer- 
kanf von Golonisationsbriefen. In jedem Fall erreicht 
so der Gapitalbesitzer weit mehr als er darch isolirte 
Anwendung bloss seines eigenen Capitales je erreichen 
könnte, und obenein hat er bei weitem weniger Yer- 
waltangsmiihe — die nimmt die darauf eingerichtete 
Bank ihm ab, und bedeutend weniger Bisico — das neh- 
men die solidarisch verbundenen Kolonisten- G-enosaen- 
Bohaften ihm ab. 

§ 5. 

Wenn im übrigen Lande die Ernte- Versicherung, 
die Yiehversioherung und die Gebäude- Versicherung 
in oben besprochener Weise gegründet werden und 
ihnen dann auch die alten und neuen Hokkaido-Golonie- 
en angeschlossen werden können, dann gewinnen mit 
einem Schlage die Golonisten vermehrte Sicherheit, ihre 
Genossenschaften vermehrte Sicherheit, die Golonisa- 
tionsbriefe vermehrte Sicherheit. Vermehrte Sicherheit 
bedeutet erleichterten, billigeren Gredit ; billigerer Gredit 
bedeutet eine kleinere von Seiten des Golonisten zahlbare 
Colonisationsrente. So wird durch die Gründung jener 
Versicherungen auch der Anbau im Hokkaido vortheil- 
hafter. 



Kapitel II. 

Die Ablösung eines Theiles der Pachtrenten unter 

Mitwirkung der Auseinandersetzungs-Behörden 

und der £en-Spar- und Bodencredit-Anstalt. 

§. 6. 

Ein grosser Theil der Yerschaldang der landwirth- 
schaftlichen Bevölkerung in Japan rührt offenkundig aas 
Pachtverhältnissen her. 

Die Pachtverträge in Japan sind mannigfacher 
Art ; sie sind nicht nur von Landschaft zu Landschaft, 
sondern oft sogar von Dorf zu Dorf verschieden. Jedoch 
zeigen die Pachtverhältnisse eine gewisse Gleichartigkeit 
in folgenden Punkten : 

1. Pachtverträge auf lange Zeit sind ungemein 
selten, sie kommen fast nur bei Neuurbarungen 
vor oder wenn der Pächter dem Verpächter Geld 
geliehen hat. Pachtverträge auf 5-10 Jahre 
sind schon bei weitem in der Minderzahl und 
solche auf 20 Jahre kommen nur in wenigen 
Landschaften vor, — die auf 3-5 Jahre und 
selbst noch kürzere Fristen sind die allgemein 
üblichen. Häufig sind auch die auf unbestimmte 
Dauer. 
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2. Obgleich es fast in allen LaDdschaffceD her- 
köuimlich isb, dass der Verpächter in 
schlechten Erntejahren nnd nach unglücklichen 
Naturereignissen von der Pachtrente nachlässt, 
so ist doch äusserst selten in den Pachtvertrag 
eine Zusicherung darüber aufgenommen. Der 
Pächter häugt darin ganz von dem guten 
Willen des Verpächters ab. Trotzdem ist 
der Pachtzins in der Begel auf den Ertrag 
guter Jahre gegründet; wurde er beim Ein- 
gehen des Verhältnisses auf den Ertrag 
schlechter Jahre gegründet, ist er also etwas 
niedriger als sonst, so pflegt ausdrücklich 
festgesetzt zu sein, dass in schlechten Jahren 
keine Erleichterung gewährt werden wird. 
Letzteres ist aber der seltnere Fall. 

8. Sobald der Pächter den Pachtzins schuldig 
bleibt, ist der Verpächter berechtigt den 
Pächter hinauszuwerfen und das Land zurück- 
zunehmen. Meistens gehen dabei an ihn alle 
auf dem Felde befindlichen Früchte ohne 
weiteres über, in einigen Landschaften pflegt 
der Verpächter dem Pächter in solchem Fall 
aber die Auslagen für den Dung zu erstatten. 
Tn einer sehr grossen Zahl der Fälle behält aber 
derVerpächter überhaupt das Recht den Pächter 
hinanszusetzen^sobald er will, und auch dasller- 
kommen gestattet es ihm allenfalls^ wenn er, der 
Verpächter, das Land selber brauchen will. 
Die Verpächter machen von solchem Recht 
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doch Qur selten Gebrancb, theila darcb das 
HerkommeD gebundeD, theils weil es ihnen 
selber unbequem sein würde, so zu thnn. 

4. Von einer Erstattung der Aufwendungen des 
Pächters zu Verbesserungen des Landes ist 
nirgends die Bede und Folge davon ist, das» 
die Verbesserungen meistens unterbleiben. 

5. Der Pachtzins ist hoch. Er ist im allgemeinen 
so hoch, als es irgend die umstände erlauben. 
Fruchtbares und leicht zu bearbeitendes Land 
gibt natürlich einen sehr viel höhern Pachtzins, 
als weniger fruchtbares und mehr Arbeit erfor- 
derndes. — Wenn der Pächter früher selber 
Eigenthümer des Landes war und es verkauft 
und zugleich selbst wieder gepachtet hat, so 
pflegen die von ihm zu zahlenden Pachtzinsen 
weniger ungünstig zu sein.— Ist derPachtvertrag 

dem Pächter günstig, so ist er ein geldwerthes 
Becht und wird dieses dann von ihm zuweilen 
gegen eine Entschädigung von 10 bis 50 oder 60 
Yen per Tan auf einen Anderen, der an seiner 
Stelle als Pächter eintritt, abgetreten. — Pacht- 
verträge, bei deren Eingehen der Pächter 
dem Verpächter als Sicherheit für die regel- 
mässige Zahlung des Pachtzinses zum Voraus 
mehrere Jahresbeträge Pachtzins cautionsweise 
bestellt hat, pflegen dem Pächter günstig zu 
sein. — Dem Pächter besonders ungünstige 
Pachtverträge sind meist diejenigen, in denen 
er als Schuldner einer Geldsumme sein Land 
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dem Gläubiger za Pfand bestellt hatte nnd das 
Land in die Hände desGläubigers übergegangen 
ist, mit der Bedingungi dass es erst nach Zurück- 
zahlung der Schuld wieder Eigenthnm des 
früheren Besitzers werden soll. In diesem 
Fall bebaut der frühere Besitzer das Land, 
und zahlt, nebeu den Zinsen für das geborgte 
Geldy noch Pachtzinsen. 
Schätzungsweise kann man sagen, dass in 95 oder 
in noch mehr Procent aller Fälle, der Pächter bei dem 
Abschlnss des Pachtvertrages der Schwächere und der 
Verpächter der Wirthschaftlich-Stärkere ist. Der 
Wirthschaftlich-Stärkere nutzt den Wirthschaftlich- 
Sch wacheren ans. Der Land mann muss Land haben, um 
sein Gewerbe ausüben zu können oder Knecht bei einem 
Andern werden ; stammt er aus einer ländlichen Arbeiter- 
familie oder von einer Pächterfamilie ab oder war er selbst 
früher ländlicher Eigenthümer und hat sein ländliches 
Eigenthum verloren, und hat er nicht genug Geld um ein 
genügend grosses Grundstück zu k a u f e n, so wird er, 
um nicht Knecht bei einem Andern zu werden, stets Land 
zu pachten suchen, und das grosse Streben der Pächter 
dann ist aus Pächtern Eigenthümer zu werden. 

§. 7. 
In der Periode Meiji scheint sich die Lnge 
der Pächter im Allgemeinen verschlechtert zu haben ; da- 
rauf deutet ausser manchenBerichten auch dieThatsache, 
dass die Pächter in verschiedenen Landschaften, 
unzufrieden geworden, sich zu Parteien zusam menge- 
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schlössen haben, nm von den Verpächtern Ermässigungen 
des Pachtzinses za erlangen. Die Bedrohung und zeiten- 
weise Störung des öffentlichen Friedens durch diese 
Pächter Parteien ist ein übel bedeutendes Symptom. Die 
Pächter sind jetzt weiter als je von der Erfüllung ihrer 
Hoffnung, ihres Strebens und ihres Zieles zurück, einmal 
selbstständige freie Eigenthümer eines genügend grossen 
landwirthschaftlichen Grundstückes zu werden. t)ieses 
gereicht dem ganzen Volke, gereicht dem Reiche Japan 
EU grossem Schaden. 

Im Juli des 6^"» Jahres Meiji (1873) wurden eine 
Reihe Gesetze die Grundsteuer betreffend veröffentlicht. 
Im Art. 15 der „ Anweisung für die Agenten der Grund- 
steuer-Einschätzung " heisst es : 

" Wenn der Eigenthümer selber seinen Boden be- 
stellt, macht er die grössten Anstrengungen um die Ernte 
EU verbessern, während im Fall der Pachtung der Päch- 
ter weniger für Verbesserungen des Bodens sorgt, den 
er bestellt und die Ernte selbst findet sich in Folge 
dessen vermindert. Wenn also der Zinsenertrag bei 
Selbstbewirthschaftung 6 % ist, wird man gerechter- 
weise ihn nur auf 4% veranschlagen dürfen, wenn der 
Eigenthümer sein Land vom Pächter bestellen lässt. 
Diejenigen, welche mit der Bestimmung des besteuer- 
baren Werthes beauftragt sind, müssen auf diesen un- 
terschied gnt Acht geben.'^ 

Dieser Art. 15 schlägt also den Minderernteertrag 
der verpachteten Grundstücke auf ^ des sonst 
möglichen Ertrages an. Welch ein Schaden für die 
Japanische Volks wirthschaft I welch ein Schaden 
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für den Japanischen Staat in einer Zeit, wo derselbe 
aller Kräfte und Mittel bedarf^ um durch Yergrösserung 
von Heer und Flotte seine politische Macht aufrecht 
EU erhalten und alle Theile seines Gebietes so wirksam 
zu schützen, dass kein begehrlicher Nachbar die Hand 
darnach auszustrecken auch nur wagen möge. 

§. 8. 

In §. 20 meiner Arbeit y^die Erste Japanische 
Bodeu-Kreditanstalf' (1883) bemerkte ich bezüglich 
dieses Punktes : 

>^Auch hier kann die Hülfe einer Anstalt für langen 
Kredit sehr segensreich wirken. Sie vermittelt den 
Verkauf des Bodens an den bisherigenPächter. Der Eigen- 
thümer wird häufig sehr willig sein zum Verkauf ; er 
kann mit der erhaltenen Baarsumme an einer anderen 
Stelle wieder Pächter ansetzen, wieder bisher werthloses 
Land zu hohem Werthe dadurch erheben und für sich 
selbst grossen Gewinn ziehen. Der bisherige Pächter 
aber, nun Eigenthümer des Bodens, wird es jetzt an 
Sorgfalt und Geldaufwand und Arbeit zur Verbesserung 
desselben nicht fehlen lassen, da er nun sicher ist, dass 
der Nutzen ihm auch zu Gate kommt. So wird daa 
Gut nun in seinen Händen schnell an Werth zunehmen» 
(nach der Schätzung des Art. 15 um durchschnittlich 
50% des früheren Werthes), der Ertrag wird grösser 
und es wird dem Bauern leicht nun ausser den Zinsen 
des ihm von der Kreditanstalt geliehenen (d. h. dem 
früheren Eigenthümer gezahlten) Capitals auch noch 
eine jährliche Bäte zur allmähligen Tilgung seiner 
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§.9. 
Eine Besserung in den Yerhältnissen der Pächter 
lässt sich, meines Erachtens, sowohl von der Einrichtung 
der landwirthschaftlichen Versicherung, als auch von 
Einrichtung für die Landwirthe bequemerer Sparein- 
richtnngen erwarten. Die landwirthschaftliche Versiche- 
rung mit ihren S Zweigen der Ernte-> Vieh- und Gebäude- 
Versicherung wird den Pächter in Zukunft der Noth- 
wendigkeit entheben die Gnade des Verpächters nm 
Pachtzins-Nachlässe bei Unglücksfällen zu erflehen. 
Auch dieErleichterung zur Ansammlung von Ersparnissen 
wird die Stellung des Pächters stärken und seine Un- 
abhängigkeit sichern. Wenn erst einmal die Hokkaido- 
Ken-Spar- und Bodencredit- Anstalten als Colonisations- 
banken, wie im vorigen Capitel geschildert, die Ein- 
wanderung nach dem Hokkaido und die Ansetzung von 
Colonisten dort, die erst nur Pächter sind und allmählich 
Eigenthümer werden, fördern, so wird dieses von der 
günstigsten Bückwirkung auf die Verhältnisse der 
Pächter im übrigen Japan sein müssen. Denn während 
jetzt der vermögenlose Pächter, der zum Unterhalt 
seiner selbst und seiner Familie nur seine Arbeitskraft 
und seine landwirthschaftlichen Kenntnisse besitzt, des 
Landes zur Ausübung seines landwirthschaftlichen Ge- 
werbes unumgänglich benöthigt und er Mangels des 
Besitzes eines eigenen Capitales, sowie Mangels 
eines nicht wucherischen Credites, genöthigt ist von 
irgend einem Verpächter bereits angebautes Land zu 
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erpachten, bo wird er dann in Zuknnft die Möglichkeit 
haben dem eigentlichen Japan den Bücken za kehren» 
nach dem Hokkaido auszawanderni dort als Landmann 
sein Gewerbe auszuüben und sogar ans einem Pächter 
allmählich ein Eigen thümer zu werden, und während 
sich jetzt alle die Pächter in der Erpachtun g von Land 
hier Concurrenz machen und dadurch es der Classe der 
Verpächter ermöglichen den Pachtzins immer mehr und 
mehr zu steigern, werden dann die Verpächter um 
Pächter für ihre Grundstücke zu behalten und za 
erhalten, den Letzteren günstigere Bedingungen als 
bisher bieten müssen. Dann werden Pachtverträge auf 
längere Zeit zu massigeren Pachtzinsen mit schieds« 
richterlichen Einrichtnngen über Ermässigungen in 
schlechten Jahren und über Erstattungen an die Pächter 
für deren Aufwendungen zu Meliorationen in die Pacht- 
verträge Aufnahme finden, eine Kündigung der Pacht 
bloss nach dem Belieben des Verpächters wird dann za 
den Unmöglichkeiten gehören ; die Classe der Verpächter 
wird dann nicht mehr als Land-Monopolisten den 
Pächtern gegenüberstehen, welche des Landes unter 
allen umständen nnd allen Bedingungen unumgänglich 
bedürftig sind, sondern diese ländliche Bevölkerung der 
Pächterciasse hat dann einen Ausweg um zn grossem 
Druck zn entgehen. Die allgemeine Abneigung der 
Japaner nach dem Hokkaido zn gehen, die Schwer- 
fälligkeit des bäuerlichen Standes im Besonderen 
und seine übergrosse Neigung an der Scholle za 
kleben und ihm fremdartige neue Verhältnisse mög- 
lichst zu vermeiden, bürgen schon dafür, auch ganz 
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abgesehen von der stetig vor sich gehenden starken 
Bevölkernngs-Zanahme, dass die Verpächter doch stets 
Pächter finden werden nnd dass zn verpachtendes Land 
nicht nnbebant bleibe. 

§. 10. 

Diese so herbeigeführte Besserang in den Pacht- 
verhältnissen kann aber keine augenblickliche sein, hat 
sie doch das umfassende Wirken der landwirth- 
schaftlichen Yersichernng, der Ken-Spar- nnd Boden 
Kreditanstalten und der Colonisationsbanken zur Yor- 
aossetznng. Es geuügt nicht, dass dieselben bereits 
gegründet seieui ihre blosse Existenz genügt nicht, sie 
müssen es auch bereits zu einer grossen ausgedehnten 
Thäbigkeit gebracht haben, was doch sicher erst nach 
mehrjähriger Entwicklung geschieht. Die Colonisations- 
banken selbst sind aber eine complicirtere Form 
der vorgeschlagenen Een-Spar- und Boden-Credit- An- 
stalten ; man wird daher zuerst zu der Gründung der 
letzteren geschritten sein. Bis zu dem Inslebentreten 
der Colonisationsbanken werden also auch noch einige 
Jahre vergehen. 

Nun ist aber eine schnellere, früher eintretende 
Besserung der Lage der Pächter ungemein wünschens- 
werth. Der Gegenstand ist jedoch für die gesetzgeberi- 
sche Einwirkung einer der schwierigsten und delicate- 
sten, z. B. mag es noch so wünschenswerth sein, dass die 
Pachtcontracte auf lange Zeit abgeschlossen seien, so 
wird man doch nicht einfach befehlen können, dass nur 
lange Pachtcontracte zugelassen seien ; denn die Natur 
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der Yerhältnisse macht es oft für beide Tbeile, 
sowohl den Pächter als den Verpächter vortheilhafter 
und Wünschenswerther nar einen kurzen abzuschliessen. 
Der Pächter z. B. scheut von vorneherein einen langen 
Pachtcontract einzugehen, wenn er die Fruchtbarkeit 
nnd Fähigkeit und j^rbeitsbeanspruchung des Grundstük- 
kes noch nicht kennt. Er misstraut seinem eigenen 
durch blosse Beschauung gewonnenen ürtheil, er mag 
nicht auf viele Jahre Lasten übernehmen , welche, wenn 
er sich in seinem Urbheil geirrt hat, zu schwer drückende 
für ihn sein werden. Der Verpächter aber mag einem 
ihm wenig bekannten Pächter, welcher den Boden 
vielleicht aussa gt und nicht genug zur Erhaltung der 
Productivität des Bodens thut, sein Grundstück nicht 
anvertrauen. Indem er nur auf kurze Zeit oder gar auf 
beliebige Kündigung hin verpacKteti hat er es mehr in 
der Hand sich zu schützen ; denn nun wird der Pächter, 
um nicht alsbald das Pachtgut wieder zu verlieren, 
vorsichtiger und sorgsamer mit ihm umgehen. 

Es ist hier nicht der Platz zu .einer weitläufigen 
Besprechung der Schwierigkeiten einer Pacht-Gesetz- 
gebung mit ihrer nothwendigen Berücksichtigung der 
mannichfachen sich gegenüberstehenden Interessen 
nnd Gesichtspunkte. Die Besserung der Verhältnisse 
aber wenigstens eines Theiles der Pächter 
liesse sich schon in Verbindung mit dem oben be- 
sprochenen Auseinandersetzungswerk erreichen. 

§. 11. 
Ich schlage vor, die Auseinandersetzungsbehörden 
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nnd Ken-Spar- nnd Bodenoreditanstalten bis z n 
einem gewissen Grade anch mit einer Aasein- 
andersetnng zwischen einem Theile der Pächter nnd 
Verpächter zu befassen : 1. können dieselben mitwirken 
aaf beiderseitigen Antrag von Verpächter 
nnd Pächter, nm den Verpächter mit Rentenbriefen 
(Pfandbriefen) za entschädigen nnd den Pächter, gegen 
hypothekarische Belastung des Grundstückes zum 
Eigenthümer desselben zu machen mit der Ken-Spar- nnd 
Bodencreditanstalt als seiner Glänbigerin. 

2. Wenn die genannten Behörden und Anstalten 
auch ai;f einseitigen Antrag des Pächters zu einer 
Auseinandersetzung schreiten dürfen, so liegt darin 
entschieden ein Eingriff in die Bechte des Ver- 
pächters. Freilich erhält dieser eine Entschädigung in 
Pfandbriefen (Bentenbriefen)i aber er erhält sie ohne 
seine Zustimmung, gegen seinen Willen. Er erleidet eine 
„ Expropriation," eine „ Enteignung/' Die Expro- 
priation kömmt aber auch sonst im Staate vor, sobald ein 
bedeutendes öffentliches Interesse dafür spricht, z. B. bei 
Anlegung von Eisenbahnen, Festungswerken, Begie- 
rungsgebäuden. Für den Schutz des Bauernstan- 
des in seinem Eigenthum, für die Erhaltung eines 
kräftigen, wohlhabenden und zufriedenen Bauern- 
standes spricht aber ein bedeutendes öffentliches 
Interesse. Der Japanische Bauernstand ist in Folge 
der grossen socialen Umwälzung seit dem Beginn 
der modernen Periode Japans und in Folge der 
Aenderung der Grundsteuer-Gesetzgebung in seinem 
Bestände bedroht, die Abbröckelung hat schon begonnen 
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und es ist daher ein öffentliches Interesse dieser Abbrök- 
kelnng so weit als noch irgend möglich entgegenzn- 
treten. Als ein wirksames Mittel daza erscheint mir, 
wenn die Aaseinandersetzangsbehörden anch aaf 
einseitigen Antrag des Pächters die Auseinander- 
setzang mit Entschädigung in Rentenbriefen (Pfand- 
briefen), die dem bisherigen Verpächter übergeben 
werden, in die Hand nehmen dürfen, sobald 

a, der Pächter früher selbst Eigenthümer des 
betreffenden Grundstückes und der jetzige 
Verpächter sein Gläubiger war ; 
oder b, wenn dem Pächter, dem ortsüblichen Her- 
kommen entgegen bei Unglücksfällen oder bei 
schlechten Ernten oder in schlechten Gelder- 
tragsjahren keine Erleichterang Seitens .des 
Verpächters gewährt wurde, 

§. 12. 
Ebenso wie ich oben bei der Ton mir für Japan 
Torgeschlagenen Auseinandersetzung zwischen Hypo- 
thekar-Schuldnern und Hypothekar-Gläubigern darauf 
hinwies, dass in Deutschland die Grnndentlastnng (oder 
anders ausgedrückt, die Befreiung des Bauernstandes 
von auf ihn drückenden Lasten) in etwas anderem 
bestanden habe, muss ich hier für die eben vorge- 
schlagene Auseinandersetzung zwischen Pächtern nnd 
Verpächtern dasselbe bemerken. Die Haupt-Idee nur ist 
dieselbe : Es sind hier wie dort, auf den Bauernstand 
drückende Lasten, welche geldwerthe Rechte der Guts- 
herren repräsentiren nnd von denen der Bauernstand 
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befreit werden soll, ohne dass doch dadarch die Guts- 
herren geschädigt werden. 

Um über diesen Pankt keine Unklarheit bestehen 
za lassen, will ich, an der Hand einer Schrift über die 
Landrentenbank im Königreiche Sachsen, einige der 
Lasten aufzählen, von denen der Sächsische Bauernstand 
mit Hülfe der Landrentenbank, im Wege der Aus- 
einandersetzung befreit wurde *). Es waren 

I. Lasten, welche der früheren Leibeigenschaft 
verwandt, aus dem Verhältnisse eines Obereigen- 
thümers zum Untereigenthümer herrührten und 
II. I)ienstbarkeiten, welche sich auch, abgesehen 
von diesem Verhältnisse, mit einer gewissen 
Gegenseitigkeit der Besitzer auf ganze Classen 
von Grundstücken erstreckten. 
Zur Gruppe I sind zu zählen : 

a, die unter dem Namen der Frohnen bekannten 

Dienstleistungen zu Gunsten des Gutsherren ; 
dieselben bestanden inHand-und Spanndiensten 
zurBewirthschaftung der Grundstücke des 
Gutsherren und in Dienstleis.tnngen bei 
Unterhaltung und Wiederhersbellung der dem 
Gutsherrn gehörigen Gebäude (Bau- Frohnen). 

b, die Beschränkung der Freizügigkeit der Un- 
terthanen gegenüber dem Gutsherrn und dessen 
erforderliche Zustimmung bei ehelicher Ver- 



*) Die Landrentenbank im Königreiche Sachsen. 
Festschrift zur Feier des am 1. Jannar 1884 zu begehenden fünfzig^ 
jährigen Bestehens dieser Anstalt. Herausgegeben von der königl. 
Land-i Landeskultur- und Altersrentenbank-Verwaltung. Dresden 18b3, 
VergU Seite 4 und 5. 
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bindaDg von ünterthanen yersohiedener Herr- 
schaften. 

c, Das dem Gutsherrn zustehende Recht der 
Expropriation und des Yorkanfes. 

d| Das Erbrecht des Gutsherrn hinsichtlich eines 
Theiles des Inventars der dienstpflichtigen 
Nahrungen bei Sterben des bäuerlichen Be- 
sitzers (Abgabe des Besthaupts des Viehes). 

e, Die unter dem Namen der Zwangs- und Bann- 
rechte zusammenzufassenden Bechtsverhält- 
nisse^ welche die Gutsunterthanen Terpflichteten 
sich ausschliesslich gewisser, dem Gutsherrn 
gehöriger, auf Erwerb gerichteter Unter- 
nehmungen zu bedienen, oder gewisse Producte 
ausschliesslich von demselben zu beziehen 
(Mahlzwang, Bier- und Weinzwang» Bann- 
schmieden und dergl.) 

f. Verschiedene Natural- und Geldleistungen, 
theils fortlaufend terminliche, (Natural zehnten 
und Geldzinsen) theils mit Besitzveränderungen 
oder mit anderen Ereignissen zusammen- 
hängende Abgaben. 

Zu Gruppe II gehören : 

Sämmtliche Hutungsbefugnisse, sowie die Be- 
rechtigung zur Entnahme von Holz, Streu, 
Harz, Schilf und Basen von fremden Grund- 
stücken, desgleichen zur Benutzung fremder 
Sand-, Lehm- und Steinlager. 
Man kann aus dieser Aufzählung sehen, dass dasAus- 

einandersetzungswerk in Sachsen eine viel verwickeitere 



i 



— 183 — 

Sache war als es hier ein solches sein würde. Es nm» 
fasste dort ausser dem Erbpacht- and ErbziDsyerhältniss 
noch alle möglichen Dienste and Frohnen» privatrecht- 
lichen ^bentrichtungen und die verschiedenartigsten 
lästigen Verpflichtungen. Das höchst wanschenswerthe 
Ziel ist aber hier wie dort, dass der Landmann alle seine 
persönlichen Kräfte nnd sämmtliche ihm zn Grebote 
stehenden Mittel frei nnd ungehindert einzig und allein 
zur Cultur seiner eigenen Grundstücke ver- 
wenden dürfe. Und es kann kein Einwand gegen das 
Ablösnngswerk hier sein, dass es hier eine leichtere Sache 
als dort sein wird. Hier wie dort gilt es eine der 
Hauptquellen des Nationalreichthums, die Landwirth- 
Schaft, zn schützen und zu ihrem vollsten Ertrage zu 
entwickeln. 

Sachsen erfand zuerst in der „LandrentenbanV das 
Mittel die erforderlichen Abfindungskapitale zn be- 
schaffen, ohne das Vermögen der Pflichtigen oder das 
allgemeine Staatsvermögen in Anspruch zu nehmen. 

„Die Deutschen Bentenbanken,'' bemerkte ich in 
meiner oben schon genannten Schrift über Bodencredit, 
^»vermitteln zwischen Gutsherrn und Bauern. Sie zahlen 
dem Gutsherrn das Capital, aber nicht baar sondern in 
Pfandbriefen, in diesem Falle Rentenbriefe genannt und 
überlassen dem Gutsherrn den Verkauf derselben. Sie 
ziehen vom Bauern Zinsen und Amortisationsquote für 
dieses Capital, und für die Erfüllung dieser Pflichten 
haftet ihnen der befreite Boden hypoihekenmässig. Sie 
zahlen dem Gutsherrn, oder vielmehr demjenigen, an 
den dieser die Rentenbriefe verkauft hat, sie zahlen 
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also ganz allgemein gesprochen dem Rentenbriefbesitsser 
die Zinsen nnd tilgen die aasgegebenen Bentenbriefe 
allmählich, entsprechend dem Betrage der Tilgnngsra- 
ten, die sie von dem Bauer bekommen. 

n Die meisten Bentenbanken richtete der Staat 
selbst ein^ um den Banern die möglichst günstigen Be- 
dingungen verschaffen zu können, indem er selbst auf 
jeden Grewinn verzichtete. Der berühmte Nationalöko- 
nom Röscher urtheilte *) : ,, Schwerlich mag 
der Staat mit geringerem Opfer grösse- 
ren Yortheil stiften, als durch üeber- 
nahme oder Garantie solcher Ablö- 
Bungs-Credit-Anstalte n." '* 

Die Yortrefflichkeit dieses Mittels hat sich immer 
wieder Ton Neuem bewährt. Es ist nach einander 
in der Gresetzgebung von einigen zwanzig grösseren oder 
kleineren Staaten zur Anwendung gekommen. 

Die Festschrift zur Feier des 50-jährigen Bestehens 
der Landrentenbank im Königreiche Sachsen führt die 
einzelnen deutschen Staaten, welche die Grundentlastung 
mit Hilfe von Ablösungskassen durchgeführt haben, unter 
Beifügung der Jahre des Erlasses der bezüglichen Ge- 
setze an : 

1. Königreich Sachsen 1832. 

2. Ehemaliges Kurfürstenthum Hessen 1832. 

3. Grossherzogthum Baden 1833. 

4. Herzogthum Braunschweig 1834. 

•) Wilhelm Röscher. System der Volkswirfchschaft. Zweiter 
Band: Nationalökonomik des AckerbaaeB und der verwandten Ur- 
prodactioncn. 5. Aufl. Stuttgart, 1867. §. 123. 
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5. Grossherzogth am Hessen 1836. 

6. Herzogthum Sachsen-Altenbarg 1837. 

7. Ehemaliges Herzogthum Nassau 1840. 

8. Ehemaliges Königreich Hannover 1 840. 

9. Königreich Würtemberg 1848. 

10. KöDigreich Bayern 1848. 

11. Herzogthum Anhalt-Dessaa und Köthen... 1848. 

12. Herzogthum Sachsen- Meiningen 1849. 

13. Königreich Prenssen 1850. 

14. Fürstenthum Schwarzburg- Sondershausen 1850. 

15. Kaiserreich Oestreich 1850. 

16. Herzogthum Sachsen-Coburg-Gotha 1850. 

beziehentlich 1853. 

17. EhemaligeLandgrafschaftHessen-Homburg 1852. 

18. Grossherzogthnm Sachsen- Weimar 1853. 

19. Fürstenthum Beuss jüngere Linie 1854. 

20. Fürstenthum Waldeck 1854. 

21. Fürstenthum Schwarzburg- Rudolstadt 1855. 

22. Fürstenthum Beuss ältere Linie 1856. 

beziehentlich 1873. 

Dienten, wie ans Obigem hervorgeht, die Deutschen 
Bentenbanken auch zwar verwandten, aber doch nicht 
ganz denselben Zwecken, denen sie hier in Japan 
dienen werden, so wird doch ein kurzer Bericht eine 
klarere Vorstellung von ihrem Wirken geben und die 
Möglichkeiten ihres hiesigen Wirkens einleuchtender 
machen. Ich benutze als Beispiel die Landrentenbank 
im Königreich Sachsen, nach gleichnamiger Schrift. 

Diese Bank tibernimmt die Ablösungsrenten der 
Pflichtigen zu eigener Erhebung bis zum Mi n des tbe trage 
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von 4 Pfeanigen, gleich 1 Sen, berab. Mifc der Ermit- 
teluDg der Benteo, sowie mit der Ausführang der 
AblösuDgsgescbäfte überhaupt waren die Specialcom- 
missionen und die denselben vorgesetzte Generalcoin- 
mission für Ablösungen und Gemeinheitstheilungen 
beauftragt. 

Um einerseits Ablösungscapitale in versohi edener, 
auch geringer Höhe, durch Bentenbriefe gewähren zu 
können^ andererseits aber die Ausfertigung der erfor- 
derlichen Bentenbrieftitel auf ein so weit möglich ge- 
ringes Maass zu beschränken, wurden sechs verschiedene 
Classen von Landrentenbriefen geschaCFen, nämlich : 

Litera 



A. 


zu 


8.000 


Mark 


Capital. 


B. 




1,500 


9> 


99 


C. 




300 


f» 


99 


D. 




150 


9f 


99 


E. 




75 


>i 


f» 


F. 




37i 


99 


99 



Die Gapitalbeträge der Bentenbrieftitel lagen also 
zwischen den Grenzen von 750 und ca. 10 Silberjen. 

Die Landrenten wurden durch Eintragung in die 
Kauf-,beziehentlich Kanf- und Consens-Bücher, später 
in die Grund- und Hypotheken- Bücher für die Bank sicher 
gestellt, — ein Beispiel, welches zeigt, dass die Sicherstel- 
lung der Rentenbank auch schon möglich wurde, ehe 
die letzten Verbesserungen des Hypothekenrechts Statt 
fanden. 

Die Landrenten erhielten hinsichtlich ihrer Beitrei- 
bung, sowie ihrer Bangstellung bei Zwangsversteigerun- 
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gen^ eine ähnliche Stellung wie die Grnndstenern. Die 
Erhebung derselben wurde den Behörden für die Ver- 
waltung der directen Steuern übertragen. 

Das Bealrecht der Landrentenbank erstreckt sich 
stets auf sämmtliche Grundstücke, welche zu einem ge- 
schlossenen Gutskörper gehören. Bei Abtrennung ein- 
zelner Theile von einem solchen Complexe werden die 
Trennstücke mit Zubussen in das Stammgrundstück, bei 
weiteren Dismembrationen der Trennstücke aber die 
Ton denselben abgeschnittenen Stücke weiter mit unter- 
zubussen zu diesen Zubussen belegt u. s. w. Die 
Landrentenbank hat aber mit den Zubussen und ünter- 
zubussen direct nichts zu thun ; vielmehr ist die Yer- 
tbeilung derselben die Aufgabe der Grundsteuerverwal- 
tung. 

Bei Uebernahme der Landrenten und Gewährung 
der entsprechenden Bentenbriefe trat übrigens die Land- 
rentenbank mit den betheiligten Grundbesitzern nicht 
in unmittelbare Verbindung, vielmehr war es die bereits 
genannte Generalcommission für Ablösungen und Ge- 
meinheitstheilungen, welche die Höhe der Renten 
und der Ablösungscapitale definitiv festzustellen und die 
Aushändigung der Letzteren, beziehentlich unter Mit- 
wirkung der Grund- und Hypotheken-Behörden zu ver- 
mitteln hatte. 

Was nun den umfang der Landrentenbank anlangt, 
so sind derselben in Sachsen allein 454,716 Landrenten 
überwiesen worden, im Gesammtcapital-Betrage von 
85,688,465 Mark (= ca 21,400,000 Silberyen). Das 
durchschnittliche Ablösungscapital einer Rente belief 
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sich also nur auf oa 47 Silberyen. Selbsfc bei der Japa- 
Dischen ländlichen Kleinwirthschft, wo so viele Pächter 
nur etwa je 3 Tan mit ihrer Familie zusammen bebauen» 
wird es sich doch kaum um einen kleineren Durch- 
schnitt der Ablösungsrenten handeln. 

Das Königreich Sachsen ist nur ein kleines Land 
mit ungefähr -^ der Bevölkerung Japans und doch kam 
das Ablösungswerk fast einer halben Million von bäuer- 
lichen Familien zu Gute. — Einen Anhaltspunkt über die 
Orossartigkeit und Ausgedehntheit der Wirksamkeit die- 
ses Mittels in Deutschland kann wohl die Notiz geben, 
dass die den Gutsherrn von den Bentenbanken übergebe- 
nen Rentenbriefe in Capitalsumme in Hannover 26, und 
in Oestreich 150 Millionen Silberyen betrugen, von den 
übrigen oben aufgezählten anderen Deutschen Staaten 
noch abgesehen. 

üeber den Umfang des Beallastenablösungswerkes in 
Prenssen, welches bereits 1811 angebahnt and im Jahre 
1850 umfassend geregelt wurde, will ich wenigstens für 
die letzten Jahre eine Statistik mittheilen unter Zugrun- 
delegung des Berichtes des Ministers für Landwirthschaf t, 
Domänen und Forsten an Seine Majestät über Preussens 
Landwirthschaftliche Verwaltung in den Jahren 1881, 
1882, 1883. 

In den 12 Berichtsjahren von 1872 bis 1883 incL 
lösten 826|172 Pflichtige ab und durchschnittlich fiel auf 
jeden derselben an Entschädigung 26 Silberyen 30 Sen 
Kapital, 2 Silberyen 40 Sen Geldrente und 1 Sho 3 Go 
Koggenrente, wie die folgende Tabelle im Einzelnen 
zeigt : 
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t 


Zahl der Dienat- 

imd 

Abgaben- 

pflichtigeQ, 

welche 

abgelöst haben. 


An Entschädigungen sind festgestellt * 1 


Kapital 
Mark 


Geldr^nte 
Mark 


Boggenrenie 

Neuscheifel 

a 

60 Liter 


1872 
1873 
1874 
1875 
1876 

;S 
IUI 

1881 
188a 

i883 


M.398 

77,731 
75,092 
72,042 
61,543 
7a»i44 
74,1 32 
77,807 
93,75 1 
98,373 


5,005,848 
0,718,908 
23,8o8,i35 
33,715,967 
4,533,374 
3,407,565 
3,876,03a 
3,488,269 
3,646,56o 
3,436,631 
3,777,060 
3,551,698 


64,3a3 

333,813 

515,773 
43i,o58 
1,362,570 
962,703 
708,789 
655,485 

52? '772 
833,006 

792,639 


4.284 
3,348 

4,346 
8,644 
3,978 

i,'4^6 


tderanekiehi 


826,172 
ittM auf 1 Pflichtigen 


86,966,047 
io5,3 Mark 


7,964,572 
9,6 Mark 


39,784 
3,4 Liter 



Ein Blick aof diese grossartige fürsorgende 
Thätigkeit der Deatschen Staaten für den kleinen 
Landmann sollte Japan ermathigeDy wenn anch 
nicht ganE dasselbe, so doch etwas Ähnliches zu un- 
ternehmen. 



Kapitel III. 

Die Landescultur-Sentenbaiik. 
§. 13. 

Während die, in der yorstehenden Arbeit über Land- 
wirthschaftliche Versicherung besprochenen Einrich- 
tnngen alle Einem einzigen grossen Zweck die- 
nen, dem nämlich, gegenwärtige Misstände, 
welche auf der Landwirthschaft lasten, za beseitigen, 
dient die Einrichtung einer Landepcultarrentenbank dem 
Zweck der Hebung und Erweiterung der 
Landwirthschaft. Während die Einrichtungen der Ern- 
teversicherung, Yiehversicherung, Gebäudeversicherung, 
der Postgemein de- Sparkassen, Bäuerlichen Sparvereine, 
Ken-Spar- nnd Bodencreditbanken in Verbindung mit 
Aueeinandersetzungsbehörden behufs pfandbrief massiger 
(resp. rentenbriefmässiger) Ablösung der Hypothekar- 
Schulden nnd eines Theiles der Pachtfenten den Land- 
mann von der Bewucherung und Aussaugung befreien 
nnd ihn vor jenen Unglücksfällen sichern sollen, 
welche ihn bisher zur Anrufung des Wucherers 
trieben, will eine Landescnlturbank - Einrichtung dem 
Landmann einen den Bedingungen der Landwirthschaft 
entsprechenden, langfristigen, unküudbaren, billig ver- 
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zinslichen Credit zu dem besooderen Zwecke 
TOD CalfcaranteraehmaDgen gewähren. 

Wie es Doibwendig ist erat einen Kranken gesnnd 
za machen, ehe man die Kräfte desselben durch Anstren- 
gungen aller Art, wie Turnen und Fechten, zu hoher 
Ausbildung zu bringen strebt, ebenso -wird man auch 
zuerst die Krankheiten der Japanischen Land- 
wirthschaft zu beseitigen streben müssen, ehe man den 
weiteren Schritt thut ihre Kraft zu neuen Unterneh- 
mungen zu entwickeln. 

Dieser Gang der Dinge ist ein so naturgemässer, dass 
aberall, wo wir Landesculturrentenbanken finden, wir 
sie den Schluss der geschichtlichen Entwicklung der der 
Landwirthschaft förderlichen Gredit-Einrichtungen 
machen sehen. Sachsen, welches im Jahre 1832 mit 
der ersten „ Landrentenbank " zur Erleichterung der 
Ablösungen allen übrigen Staaten vorangegangen 
war, war auch der erste Staat, welcher eine „Landes- 
culturrentenbank,'' für die Zwecke der Landes- 
c n 1 1 a r einrichtete, und zwar im Jahre 1861. In 
Preassen, wo im Jahre 1850 zur Beförderung der 
Ablösung der Beallasten und zur vollständigen Auflösung 
des Rechtsverhältnisses zwischen den bisherigen Berech- 
tigten und Verpflichteten in jeder Provinz die Errich- 
tung einer Bentenbank angeordnet wurde^ wurde im 
Jahre 1879 den Provinzial - Verbänden die Befugniss 
eingeräumt, Landescnltur-Bentenbanken zu errichten. 
Diesen Beispielen folgten in neuester Zeit die Orossher- 
zogthümer Hessen und Oldenburg: Hesseui Land- 
rentenbank 1836, Landeacttlturrentenoassa 1680 ; 
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Oldenburg rief darch das Greaetz yom 14. Febmar 
1883 eine Bodencreditanstalt, als eine anter dem 
S t aat am i n is t er i a m dea Innern ste- 
hende Staatsanstalfc^ ins Leben^ welche den Beal- 
Credit und die Bodencultnr za befördern beatimmt ist 
nnd neben Gewährung gewöhnlicher Hypothekendarle- 
hen auch Yorschusse für Entwäsaerunga, Drainage- oder 
Bewäaaerungs-UnternehmuDgeny Wegeanlagen^ Wald- 
culturen^ Urbarmachungen u. s. w. gewährt, welche 
hypothekarisch aicher gestellt und in Annuitäten heim- 
bezahlt werden. Bayern., welches die Grundentlas- 
tung mit Hülfe von Ablöaungacaasen gemäss dem 
Grundlasten- Ablösungsgesetz vom 4. Juni 1848 durch- 
geführt hatte, errichtete 1884 eine Landescnltnrrenten- 
anstalt als Staats- Anstalt um die Beschaffung von 
Capitalien zur Ausführung von folgenden Calturunter- 
nehmungen zu erleichtern : 

1. Bewässerungs- und EntwäsBerungsunterneh- 
mungen, 

2. Correctionen von Bächen und Privatflüssen, 
Anlagen zum Uferschutze und zum Schatze 
gegen üeberschwemmungen, *) 

8. Zusammenlegung von Grundstücken, 

4. Urbarmachung öder Flächen, dann Meliora- 
tionen von Feldern und Wiesen, 

5. Wegeanlagen, welche zu einer besseren Benüt- 
zung landwirthschaftlichen Grundbesitzes 
bestimmt sind, 



*) Nach der Preussischen Glesetzgebung können übrigens anch 
Wauersammelbeokeu, SchifffabrtBimlagen und Flössereien belehnt werden« 
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6. AnfiForatnog der den Gemeinden gehörigen 
Oedfläohen. 

Die Landeacnlturrentenbanken gehören, wie wir 
sehen, in der That erst der allemenesten Zeit an ; sie 
sind eine letzte Stufe der Entwicklang, ein äasserstea 
Ziel, za welchem man erst nach langen Yorbereitnngen 
gelangt. Sollte ich sie desshalb hier nicht mit auffüh- 
ren ? Ich glaube durch die oben aufgezählten Aufgaben 
der Landesculturrentenbank ist das Wlinschenswerthe 
einer ähnlichen Bankeinrichtung für Japan ohne Weiteres 
klar und das Bewusstsein, dass die anderen Einrich- 
tungen der Auseinandersetzung, der Versicherung und 
des Bodencredites Schritte sind zur Verwirklichung die- 
ses grossen Wunsches, wird den Willen stärken alle 
die zahlreichen Hindernisse und Schwierigkeiten zu 
überwinden, welche sich schon allein den vorbereitenden 
Einrichtungen entgegenstellen mögen. 

§. 14. 

Die Einrichtung der Landesculturrentenbank kann 
nur dann in nahe Aussicht genommen werden, — immerhin 
folgend auf die oben als vorbereitende Schritte bezeich- 
neten Einrichtungen — , wenn Japan ein ausreichendes 
Personal von zuverlässigen Cnltur-Ingenieuren besitzt. 
Cultur-Techniker, welche den hohen wissenschaftlichen 
Anforderungen entsprechen, die man in Deutschland an 
dieselben stellt,*) dürfte es bis jetzt hier gar nicht, oder 



*) Was die Vorbildnng der Culturingenieare in Bayern z. B. anlangt, 
to mäsBen dieselben nach vorgängig erlangtem Reifezeugniss des Real- 
Gjrmnasiams, beziehungsweise einer Oberrealschnle oder eines Gymnasioms 
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nur in verschwindender Zahl geben ; das ist aber auch 
nicht unbedingt nöthig, wenn es nur eine hinreichende 
Anzahl von Culturtechnikern gibt, wie sie bisher schon 
die Japanische Landwirthschaft benutzt haben muss, 
welche practisch im Stande sind das Terrain zu studiren, 
diejenigen Gebiete auszumitteln, wo Ent- und Bewässe- 
rungen mit Erfolg ausgeführt werden können, bei den 
Betheiligten die erforderliche Anregung zu geben, die 
Pläne und die Kostenvoranschläge zu entwerfen, bei den 
Verhandlungen den Districtsverwaltungsbehörden för- 
derlich zur Seite zu stehen, den Betheiligten die erfor- 
derlichen Aufklärungen über die Projecte zu geben, bei 



drei Jahrescurse an der Technischen Hochschule in München zurücklegen. 
Die Lehrgegenstände sind nach dem Studienplaiie : 
I. im ersten Jahre : Höhere Mathematik, allgemeine Botanik, Agri- 
culturchemie, Pflanzenernährung, Geognosie, ürbarmachungs- 
und Kntwässerungskunde, Linearzeichnen. 
IL Im zweiten Jahre : Technische Mechanik mit graphischer Statik , 
Bauconstructionslehre für Ingenieure, practische Geometrie, 
allgemeine Erd- und Strassen- Bank undc, Wiesen-Baukunde, Si- 
tuations- und topographisches Zeichnen. 
III. Im dritten Jahre: Höhere Geodäsie, Wasserhaukunde, specieller 
Stras&cnbau, allgemeine Maschinenlehre, Kostenvoranschläge 
für Ingenieurbauten, bayerisches Verfassungs- und Verwal- 
tungsrecht. 
Für Diejenigen, welche ein Gymnasium durchgemacht haben, ist der 
Studienplan etwas modificirt. 

Nach glücklichem Bestehen der fachlichen Reifeprüfung für Culturin- 
genieure empfangen die jungen Leute die erforderliche practische 
Ausbildung bei den Kreis-Culturingenieuren, bei welchen sie als Lehrlingre 
(Practicanten) eintreten und später als Gehülfen (Assistenten) fungiren. 
(Vergl, „Die Organisation des Kulturtechnischen Dienstes in Bayern", Seite 
65-84 von H, Haag's Erläuterungen zu dem Bayerischen Gesetz v. 11. Apr- 
1884, die Landeskultur- Uentenanstalt betr. Nördliogen 1884.) 
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der FestsetzuDg der Satzungen genossenschaftliclier 
üoternehmangen mitzuwirken^ endlicli die Projecte 
darchzufiibren und die Erhaltung der Gulturanlagen zu 
beaufsichtigen. 

Hat Japan diese technischen Kräfte, so werden 
dieselben den Ken-Spar- und Bodencredit- Anstalten und 
den Auseinandersetznngsbebörden bald bekannt und von 
ihnen bei den Auseinandersetzungen und bei Begutach- 
tungen von landwirthschaftlichen Betrieben etc. practisch 
erprobt werden. Erst wenn man ein solches technisches 
Personal an der Hand hat, desseoi ürtheile man völlig 
vertraut, und erfahrungsgemäss vertrauen darf, ist es an 
der Zeit Credit-Hülfe für noch nicht Bestehendes, für 
Aasführung von Projecten, zu geben. Es ist unstreitig 
viel leichter etwas Vorhandenes richtig zu beurtheilen, 
als etwas noch nicht in die Wirklichkeit Gretretenes, es 
ist viel leichter Bodencredit auf in (rang befindliche 
landwirthschaftliche Betriebe zu geben, als die Erfolge 
von neuen Unternehmungen im Voraus im Bezug auf 
Kosten und Ertrag richtig abzuschätzen. 

§. 15. 

Nicht nur das technische Personal, welches die 
genannten Behörden und Anstalten besitzen werden, 
ist eine Vorbedingung für den Landesculturcredit, son- 
dern diese Anstalten und Behörden selbst sind Organe, 
welche bei der Gewährung von Landescultnr-Darlehen 
mitzuwirken haben. 

Die Landesculturrentenbank ist so sehr eine Schwes- 
teranetalt der Landrentenbank, dass sie in Sachsen 
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ganz an dieselbe angelehnt warde; auch benntzt sie 
dort die General-Commission för Ablösungen. Die 
Landescalturrentenbank tritt nämlich bei Gewährung 
von Anlage-Capitalien mit dem Betheiligten nicht in 
nnmittelbare Berührnng, vielmehr ist es, entsprechend 
dem Verfahren der Landrentenbank, die (jetzt als be- 
sondere Abtheilung der Ereishanptmannschaft Dresden) 
bestehende Generalcommission für Ablösungen, welcher 
die Prüfung der Meliorationspläne für wirthschaftliche 
Ent- nnd Bewässerungsanlagen und die Vermittlung 
zwischen den Betheiligten und der Landesculturrenten- 
bank obliegt. In Preussen wirkt die Auseinanderset- 
zungs-Behörde nur beschränkter ebenfalls mit, wenn 
einem Drainirungs- Anlage- Darlehen ein Vorzugsrecht vor 
schon eingetragenen Hypotheken erwirkt werden soll. 
Tn Oldenburg erfolgt die Bewilligung der Darlehen 
durch die im Staatsministerium des Innern bestehende 
Direction der Bodencreditanstalt auf Antrag der Aemter. 

§. 16. 

üeber die Grösse des für Japan in Betracht kom- 
menden Interesses gibt es, so viel mir wenigstens be- 
kannt, noch keine statistische Erhebung ; wir wissen hier 
noch nicht wie viele Chö-Son-Kuwai in den vergange- 
nen Jahren Be- und Entwässerungs-Üntemehmungen 
durchgeführt haben, oder wie viele anderweitige Verei- 
nigungen von Grundbesitzern sich zu solchem Zweck etwa 
gebildet haben, nichts über die Zahl der Mitglieder, die 
Zahl der Parcellen, die Grundfläche dieser Culturen, so- 
wie auch nichts über die Kosten solcher Unternehmungen. 



- 197 — 

In Bayern wnrde im Jahre 1870 über die CuUar- 
tfaätigkeit während der Jahre 1853 bis 1870 eine atati- 
Btische Erhebung angestellt^ deren Ergebniss im 24. 
Heft der ,yBeiträge zur Statistik des 
Königreichs Bayer n'* veröffentlicht worden ist. 
Die genannte Zeitperiode liegt 14 Jahre vor Gründung 
der Landescnltur-Bentenbanky es ist also ein Bericht 
über Cultnrthätigkeit ohne Hülfe der letzteren. 

Bayerische Cultar-Ünternehmimgen 1853-1870. 

I. Genossenschaftliche Be- und 
Entwässerungsunternehmun- 
gen 321. 

Genossenschaftsmitglieder 13/)94. 

Hiervon zur Theilnahme gezwungen 61. 

Zahl der Parzellen 27,643. 

Grundfläche dieser Culturen Hectaru^ 31,893. 

Ausserdem verbessernder Einfluss auf Hectare23, 53 1. 
Kosten Silberyen 202,954. 

IL Sonstige Ent-und Bewässe- 
rungen. 

Culturflftche Hectare 3,156. 

Kosten Silberyen 57,150. 

III. Drainagen. 

Unternehmungen 1,695. 

Grundfläche Hectare 7,785. 

Kosten Silberyen 271,164. 



•} 1 Hecter Ut gleich 1 Cho, oder geimner 1,0088 Cho, 
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IV. Arrondirangen. 

UnternehmaDgen 884. 

GraDdeigeothümer 4,525. 

Parzellen 82,002. 

Parzellen, nach der Grandzasammenlegang 10,880* 

Gesammtfläohe Hectare 12,706. 



Demnach entfielen in Bayern von 1854-1870 
durchschnittlich : 

I. auf 1 genossenschaftliche Be- oder Eatwässe- 

rangsanternehmnDg nar 632 Yen. 

aaf 1 Genossenschaftsmitglied derselben 

nur 15^ Ten. 

anf 1 Hektar Kosten nnr 6^ Yen. 

II. bei sonstigen Ent- nnd Bewässerangen anf 1 ha 

Kosten nnr 18 Yen. 

IIL aaf 1 Drainage-Ünternehmung nur 160 Yen. 

auf 1 Hektar Drainage, Kosten nnr 85 Yen. 

Ih Baden wurden, a n o h ohne Hülfe einer Lan« 
descnltar-Bentenbank, innerhalb der Jahre 1870-1877 
jährlich durchschnittlich 61 Cultarantemehmungen auf 
einer Fläche von 694 Hectare mit einem Kostenauf wände 
von 49,189 Silberyen, also mit auch nar 806 Yen pro 
Caltnrantemehmang» resp. 74 Silberyen pro Hectar 
ansgeführt. Die Zasammenlegungen Ton Grandstücken 
verursachten ca. 6^ Silberyen Kosten pro Hectar. 
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Id Sachseo* botnig im Durchschnitt von 1862 
bis 1879 der Aufwand für 1 Hectar : 

bei Entwässerungen 73 Silberyen. 

bei Bewässerungen 203 „ 

das Kapital für ein Be- oder Ent- 

wässerungsanternehmen 1^078 ,y 

Bis zum 31. Dez. 1883 hatte die Sächsische Landes- 

knltnr-Bentenbank an Anlagekapitalen in 22 Jahren 

überhaupt 2^324^145 Silberyen hinausgegeben; hiervon 

entfallen nach der angeführten Festschrift (S. 52): 

196,048 Silberyen — ^auf 48 genossenschaftliche Wasser- 

laafsbcrichtigungen, oder auf Eine dnrchschnittl. 

4084 Silberyen. 

1,706,424 Silberyen— auf 1192 landwirthschaftliche 

Ent- nnd Bewässerungsanlagen, oder auf Eine 

1432 Silberyen. 

421,673 Silberyen — auf 74 Orts-Entwässerungs- 

nnd Strassenanlagen^ oder auf Eine 5,698 

Silberyen. 

Aus diesen drei Statistiken geht zweierlei klar 

hervor ; erstens, dass es sich bei Landesculturunter- 

nehmnngen neben wohl einigen grossen Anlagen doch 

in der Hauptsache um viele kleine .Unternehmungen 

handelt, worin ein zwingender Grund zu p r o v i u z- 

massiger Einrichtung des Landeskulturcreditwesens, 

für ein so grosses Land wie Japan, liegt, und zweitens 

dass die Neuculturen und Meliorationen in einer bereits 

aosgebildeten Volks wirthschaft doch nur einen verhält- 

*) Nach V o p Tj a n ^ 8 d o r f f , die Land wirthschaft im 
Königreiche Sachsen. S. 67. 
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nissmässig kleinen Platz einnehmen. Von obigen Sächsi- 
sclien Meliorationen, die mit Hülfe der Landesculturren- 
tenbank in 22 Jahren durchgeführt worden, betrafen 
zusammen die Entwäsaernngen doch nar l,30^/o ^^° ^^^ 
Gesammt fläche des landwirthschaftlich benützten Gelän- 
des and die Bewässerungen doch nur 0,51 ^/^ der Ge- 
sammtwiesenfläche. In Bayern betrafen in den 17 Jahren 
von 1858 bis 1870 die Cultur-Unternehmungen 79,071 
Hektare von 3,070,378 Hectaren G^sammtfläche des 
Acker- und Gartenlandes, oder 2,57^/o ^^^ letzteren. In 
Japan, welches eine während der zweihundertfünfzig- 
jährigen Tokugawa-Begierung künstlich von weiterer 
Ausdehnung zurückgehaltene und zum Stillstand yerur- 
theilt gewesene Landwirthschaft besitzt, wird, nach der 
rapiden Entwickelung unter der jetzigen Begiernng zu 
urtheilen, das Ausdehnungs- und Verbesserung^bestre- 
ben voraussichtlich ein weit grösseres sein. Dennoch 
wird auch hier der einfache Bodencredit gegen Hypothek, 
namentlich wenn er durch Einführung des Pfandbrief- 
wesens zu einem langfristigen, so gut ein unkündbaren, 
billigen, und nicht das Risiko der Bewucherung 
bietenden umgestaltet wird, sicherlich an Grösse und 
umfang den besonderen Neucultur-Credit weit über- 
treffen. Die Einführung des Bodenkre- 
dites mit Pf andbrief- Einrichtung ist 
desshalb, meines Erachten s, nicht nur 
das zeitlich Vorangehende, sondern 
auch das sachlich Wichtigere. 
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§. 17. 

Die LaDdescaltorreDteDbank verschafft Bich die 
Gapitalien darch Ausgabe von ^^Landescultur-Renten- 
briefen'S welche sie entweder den Landesoaltaran- 
ternehmern in Natura übergibt, wo dann diese den 
Verkauf far eigene Rechnung besorgen, oder welche sie 
selbst auf den Geldmarkt zum Verkauf bringt, wo dann 
die Culturunternehmer das Darlehen baar erhalten. 
Für das Darlehen schuldet der Culturunternehmer der 
Bank die ,,Cultur-Rente.^' Vermöge seiner Culturrente 
werden von der Bank die Verzinsung und die Tilgung 
der zum Darlehen an ihn ausgegebenen Landescultur- 
Rentenbriefe bestritten. Die Technik der Landescultnr- 
Rentenbank ist also ganz dieselbe, wie die der 
Landrentenbank und der Bodencreditbank mit Pfand- 
brief-Ausgabe. Durch Anlehnung an die Landrenten- 
bank gelang es in Sachsen den Gesammt-Regie-Aufwand 
für die Landescultur-Rentenbank mit jährlich oa. 
5,500 Yen zu bestreite n,* — eine ungemein ge- 
ringfügige Summe bei so bedeutendem Nutzen ! 

§. 18. 

Wenn für die Landescultnr- Darlehen in anderer 
Weise Sicherheit bestellt wird, als für die Hypotheken- 
Schulden, so wird es noth wendig zwischen Pfandbrie- 
fen und Landescultur-Rentenbriefen zu unterscheiden. 



*) Die Jiftiidesciiltar-Uentenbank im Königreiche Sachsen, Denkschrift 
für die Gewerbe- und Industrie-Ansstellung za HaUe 1881. Auf Anord- 
nung des Kön. Finanzministeriams heran&geg. von der Landescoltur-Ben- 
(enbank-Verwaltung. Dresden 1881. S. 14. 
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Solche Uaberschiede sind z. B., wenn znr Sicherstellang 
für Hypotheken- Darlehen nur der landw^irthschaftlich 
benüt/ibare Boden, zur Sicherstellung für Landescultur- 
Darlehen aber sowohl der land- als forstwirthschaftlich 
benutzbare Boden zur Sicherheit bestellt werden kann ; 
oder wenn die Hypothek im ersten Falle innerhalb der 
ersten Hälfte des Werthes des Grundstückes liegen muss, 
im zweiten Falle aber innerhalb der ersten Hälfte des, in 
einer besonderen Schätzung ermittelten Gesammtwerthes 
der Liegenschaften einschliesslich des durch die Melio- 
ration zu erzielenden Mehrwerthes, oder auch etwa 
innerhalb der ersten drei Yiertheile desjenigen Werthes, 
welcher durch die Anstaltstaxe für die Liegenschaften 
in deren zeitigem Zustande ermittelt ist. Ein anderer 
unterschied ist der,das8 den Pfandbriefen immer Hypo- 
theken in gleichem Betrage gegenüber stehen müssen, 
Cultur-Darlehen aber ohne Bestellnng der Sicherheit 
durch Hypothek gewährt and das Capital zu ihnen 
doch durch Ausgabe von Landescultur-Beutenbriefen 
verschafft werden dürfen, bei Darlehen : 

1. an Stadt oder Landgemeinden, 

2. an Wassergenossenschaften und Deichgenos- 
senschaften gesetzlich näher bestimmter Art, 

3. an Waldgenossenschaften, mit gleicher Ein- 
schränkung. 

Nur für den Fall, dass der Ken für die pünktliche 
Verzinsung und Tilgung der Landescultur-Rentenbriefe 
in ganz gleicher Weise sich verbürgt wie für die der 
Pfandbriefe, würde es zulässig sein statt zweier Gat- 
tungen von Werthpapieren nur eine zu schaffen; die 
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endgültige gleiche Garantie des Ken würde die unter- 
schiede in der sonstigen Sicherstellang den Anstalts- 
Gläubigern gegenüber verwischen. 

§. 19. 

Wenn ich anch der Bequemlichkeit halber von der 
Grün dang einer LandescuUur-Bentenbank durch den 
Ken spreche, so ist darunter doch nicht die Schaffung 
eines für sich allein dastehenden Institutes von mir 
gemeint« sondern die Seitens der Ken- Spar- und 
Bodenkreditanstalt geschehende Uebernahme einer be- 
stimmten Gruppe besonderer Geschäfte wie Yorausab- 
schätzung des zu erwartenden Mehrwerthes der 
meliorirten Liegenschaften; Abschätzung der Meliora- 
tionskosten i Aufsicht über die Verwendung des bewil- 
ligten Darlehens zur Melioration^ und Aufsicht über die 
dauernde gute Instandhaltung der etwaigen besonderen 
Meliorations - Einrichtungen (Deiche^ Drainirungen, 
Sammelbecken etc.). 

Die Erwähnung der Darlehen an Gemeinden 
Seitens der Landescultnr-Bentenbank mag uns za dem 
folgenden Abschnitt hinüberleiten. 



Kapitel IV. 

Die Een-Spar- und Bodencredit-Anstalten 
und die Communal-Obligation- 

§. 20. 

In §. 42 der vorangeschickten Arbeit »»Die land- 
wirtlischaftliche Yersicherang^' sahen wir» dass die Ein- 
richtungen für den Gteldumlanf in Japan gegenwärtig 
noch derartige sind, dass das Geld aus den Provinzen 
mehr und mehr herausgezogen und nach den Haupt- 
städten geleitet wird. In Folge dessen : Preiser mässigang 
der ländlichen Producte am Orte ihrer Production, für 
den Bauer Vermehrung der Schwierigkeit der Be^ 
Schaffung der Geldgrundsteuer» Yerthenerung des Credites 
in den Provinzen. Wir empfahlen oben dagegen die 
Einrichtung von Spargelegenheiten» welche das G«1d in 
den Provinzen lassen (Ken-Spar- und Bodencredit- 
Anstalten in Verbindung mit Post- Gemeinde-Sparkassen 
und Bäuerlichen Spar vereinen) ; ich empfehle hier zum 
Schutz gegen denselben üebelstand eine Einrichtung» 
welche das Geld in die Provinzen zieht» nämlich die 
rationelle Organisation des Finanzwesenb der Provinzen» 
speciell ihres Anleihewesens. 

Die Japanischen Staatslenker sollten meines Erach- 
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teils die Proviiizen anleiten zn denjenigen grösseren 
provinziellen Unternehmungen^ namentlich Bauten, 
welche productiver Natur sind und welche zugleich 
vermöge ihrer dauernden Beschaffenheit den späteren 
Generationen ebenso zu Gute kommen, wie den gegen- 
wärtig lebenden Einwohnern (Dammbauten, Häfen, 
Wellenbrecher, Canäle, Wasserleitungen mit dauerhaften 
Bohren, Tunnels, Eisenbahnen, feste, den Witterungs- 
eiuflüssen widerstehende Strassen und Brücken, etc. etc.) 
nicht nur die laufenden Einnahmen zu verwenden, wie 
jetzt geschieht, — dadurch wird der gegenwärtig Lebende 
und im besonderen der Landmann überbürde t — t 
sondern erstens durch Abschluss von langfristigen, durch 
Annuitäten verzinsbaren und tilgbaren Anleihen zn 
solchen Zwecken einen Theil der Last der Tilgung auf 
die spätere, am Nutzen ja auch theilnehmende Generation 
überzuwälzen und zweitens diese Anleihen auf den 
grossen Geldmärkten des Landes, den hauptstädtischen 
Börsen, zu suchen, so dass dadurch das übermässig den 
Hanptstäiiten zugeführte Geld wieder in den Provinzial- 
Geldumlauf zurückfliesse. Das Mittel hierzu bieten die 
Com m unal-Obl igationen. 

§. 21. 

unter Communal-Obligationen versteht man Schuld- 
scheine von Creditanstalten^ welche von den Letzteren aus- 
gegeben werden zur Beschaffung von Capital zu Darlehen 
an Provinzen, Kreise, Stadt- und Land-Gemeinden, welche 
ein Besteuerungs recht besitzen und demselben die Sicher- 
heit für Verzinsung und Tilgung der erhaltenen Darlehen 
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Dnd der dagegen ausgegebenen Schnidscheine bieten. 
Es sind Inhaber-Werthpapiere mit festen Zinsen nnd 
schrittweise rückzahlbar Seitens der Creditanstalt in 
demselben umfang als sie yon jenen öffentlichen Yer- 
waltuDgskörpern selbst die Rückzahlungen der Darlehen 
empfängt. Die Technik der Verzinsung und Tilgung 
der Communal-Obligationen ist also ganz dieselbe wie 
die der Pfandbriefe, Rentenbriefe, Colonisationsbriefe und 
Landescultur-Rentenbriefe. Hierin liegt auch der Grund, 
dass wir die Ausgabe der Communal-Obligationen unter 
genereller Genehmigung des Staates nur yon den diese 
Technik handhabenden Instituten unternommen sehen. 
So finden wir in Deutschland, Frankreich und anderen 
Europäischen Ländern die Ausgabe der Communal- 
Obligationen als einen Geschäftszweig von Bodencredit- 
Anstalten. 

Da die Genehmigung der von jenen öffentlichen 
Yerwaltungskörpern aufzunehmenden Anleihen der 
beaufsichtigenden staatlichen Behörde obliegt, und die 
Letztere dabei in Erwägung zu ziehen hat, ob das Resul- 
tat der yorgeschlagenen Anleihe ein voraussichtlich pro- 
ductives und die gegenwärtige Generation überdauerndes 
sein wird, so hat die betreffende Credit- Anstalt sich nur 
zu vergewissern ob die Genehmigung der Regierung 
vorliegt ; ihr selbst fällt keine schwierige Prüfung zu. 

Da die Technik der Ausgabe, Verzinsung und Tilgung 
dieser Schuldscheine^ so wie der vorgängige Abschluss 
des Darlehensvertrages zwischen Credit- Anstalt und 
dem betreffenden öffentlichen Verwaltungskörper einfach 
sind, so könnte die Ausgabe von Communal-Obligationen 
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anch von anderen grossen Banken als wie gerade Boden- 
credit- Anstalten nnternomnien werden and ihnen gestat- 
tet sein, wenn dieselben vermöge ihrer Constitution alle 
Gewähr der Solidität bieten. Nippon-Ginko könnte 
ganz gut mit dem Communal-Obligationswesen betraut 
sein, doch würde dieses nach zwei Richtungen unbefriedi- 
gende Kesultate für die Provinzen haben. Der Mangel 
einer Concurrenz würde den Provinzen etc. voraussichtlich 
ihre Anleihen vertheuem und die zur Zeit billigeren 
Zinsfusses in der Regel geschehenden Convertirnngen 
höher verzinslicher Commuital-Obligationen in niedriger 
verzinsliche würden nur dann den Schuldnern (den 
Provinzen etc.) zu Gute kommen, wenn Nippon-Ginko 
verpflichtet wäre ihnen immer den ganzen Vortheil da- 
von abzüglich der Convertirungskosten zu überlassen. 
Letzteres könnte ja regierungsseitig ein für alle mal 
in der Concession Nippon-Ginko vorgeschrieben, ersteres 
dürfte aber schwer ohne Schaffung einer wirksamen 
Concurrenz zu vermeiden sein. 

Die Ken- Spar- und Bodencredit- Anstalten wären 
nun, wenn Nippon-Ginko jenen Geschäftszweig aufnäh- 
me, die passendsten Banken um erfolgreiche Concurrenz 
zu machen, den Provinzen etc. die günstigsteiii Bedin- 
gungen zu sichern und allen Gewinn aus diesem 
Geschäfte den Provinzen zu verschaffen. Um aber 
nicht eine grössere Mehrheit von verschieden genannten 
Communal-Obligationen zu erhalten, werden diese Ken- 
Banken practisch auch hier zu demselben Mittel greifen, 
welches oben bei den Pfandbriefen vorgeschlagen war. 
Wie die „K e n'*-Pf andbriefe gar nicht in den Umlauf ge- 
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langen, in dem sie vom Centrnm, der gemeinschaftliclien 
Yerbindang aller dieser Ken-Banken, gegen ,,C e n t r a 1''- 
Pfandbriefe nmgetanscht werden, so sollte es das Publi- 
kum auch nur mit den yon diesem Centrnm ausgegebenen 
Central-Communal-Obligationen zu thnn haben. 

§. 22. 

Einen Anhalt über die Grösse der in Betracht kom- 
menden Summe kann uns ein von der Japan Weekly 
Mail (27. III. 1886) übersetzter Bericht der Staatszeitung 
(Kampo Shimbun) über die Ausgaben für öffentliche 
Bauten in den Provinzen ganz Japans in dem Zeitraum 
1876-1882 verschaffen, dem ich nur eine Summen- und 
Procentberechnung beifüge und eine tabellarische Anord- 
nung gebe. (Siehe 1 abelle auf der folgenden Seite). 

In genannten 7 Jahren gab Japan also für seine 
Flüsse, Flussbett Vertiefungen, Brücken, Wellenbrecher 
und Häfen fast 22 Millionen Yen, für Wasserleitungen 
und Entwässerungen ca 12^ Millionen und für Strassen 
(—noch abgesehen von Eisenbahnen — )ca 10 Millionen Yen 
aus. Durchschnittlich entfielen auf das Jahr nahezu 6^ 
Million Yen Ausgaben für dergleiche öffentliche Bauten. 
Der Durchschnitt giebt aber kein richtiges Bild, weil 
es sich um ein ganz stetiges Steigen der Beträge 
handelt, wie es die Procentziffern übersichtlichst zeigen : 
100, 114, 184, 153, 188, 201, 236. Das deutet auf ein 
sich immer mehr und mehr entwickelndes Bedürf niss hin. 
Ein sehr grosser Theil dieser Ausgaben muss aus den 
IVovinzstenern bestritten worden sein. Diese betrugen 
im Jahre 1883-1884 18,987,000 Yen; im Jahr 1882 be- 



— 209 — 



,2 

in 



S 



eq 
t 

00 

g 

I 

»-3 

I 



o 









i <i 

CO 00 



o 

SS 



00 



00 



st S 



1 » 



)} 1 ? t 3 % 



8 s 5 s f 



a & ^ ? 
5 rf 3 5-- 



% H 



«^1! 
" « $ s 



1 1 I s I 



1*1 

s a 



^1 I M I 

2 ? - - J 



^ 1 S S I 
I 9 I I S 



«4. 



i ö j 5 s 



^ 5 S S ? « 



I 



15 8' 






2 S i ^ S 

s J^ 6 •: ^ 

I 2 K a 



J ? I " J 'S 1 



I ^ 






■ I »- N M OD 



2 « 



'S s 



Ä^ 



g ^ 1 

,i 

d 



'S 'S i 



5i5 'S 



.NU 

3 B e s 
»^ S i£ > 



f 'S 



! * 



^ e«i CO rgp ao <o 



t>l 00 Oi o »H ofl 



? 3 






CO •• 



I 



Pk 
.9 

bo 

a 

e 



M 00 



— 210 — 

trugen nach obiger Tabelle die Ausgaben für öffentliche 
Bauten schon 9,456,000 Yen, nnd dürften in den beiden 
Fülgejahren anf weit über 10 Millionen gestiegen sein. 
Eine Beschaffung der Gelder Seitens der Provinzen für 
solche Bauten, wenn auch nur soweit sie productiver 
nnd dauernder Natur sind, durch Ausgabe von Com- 
munalobligationen anstatt nur aus den laufenden Ein- 
nahmen würde die Provinzen bedeutend entlasten, würde 
den Provinzen gestatten noch grössere Aufgaben als 
bisher in Schaffung von Verkehrswegen und in Reguli- 
rung der Flüsse auf sich zu nehmen und würde zugleich 
in heilsamer Weise dem provinziellen Geldumläufe jähr- 
lich eine grössere Anzahl Millionen Yen von den haupt- 
städtischen Börsen her wieder zuführen. 

' Nachtrag zu § 22.— Erst als Seite 208 dieser Schrift 
schon gedruckt war, kam mir der Gedanke durch Zurück- 
gehen auf die japanische Quelle, die Staatszeitung, 
(„Karapo", vom 15. März 1886), zu prüfen, ob dort 
nicht eine Trennung der Ausgaben für öffentliche Hauten 
gegeben sein möchte, nach dem Gesichtspunkte, aus 
welchen Kassen das Geld zu denselben geflossen sei. 
Diese Angabe findet sich in der That für das letzte 
Jahr 1882 der Statistik und ist so interessant, dass 
ich mir gestatte, sie hier noch auf Seite 212 anzufügen. 
Drei Abweichungen vom Original beruhen auf von mir 
vorgenommenen Druckfeh lercorrecturen, für welche die 
Summationsrechnungen die Anleituug gaben. 

Nach dieser Aufstellung flössen nur 7.8% aus der 
Staatskasse, 39.6% aus den Provinzkassen, nahezu die 
Hälfte der ganzen Summe, 49.3%, aus den Taschen der 
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CotjsmaneDy fast 2 % waren ScfaeukaDgOD/ nnd nnter 
dem Best von 1 ^ % werden wohl Gebühren ssn rerstehen 
sein. 

Verglichen mit den 19,825^071 Yen Ausgaben 
der Provinzen (18||) machten die 8,785,262 Yen für 
ötFentilche Bauten (1882) davon 19.7% aas. 

Verglichen mit den 17,952,602 Yen Aasgaben 
der Commnnen (18ff) machten die 4,659,518 Yen für 
öffentilche Werke davon 26 % aus. 

Da die Aasgaben für öffentliche Werke von Jahr 
zn Jahr stiegen, dürfte im Jahr 18ff ein noch höherer 
Procentsatz der Aasgaben dieser Selbstverwaltungs- 
korper durch dieselben veranlasst gewesen sein. 
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IL 

DIE BODENCREDITANSTALT 



UND 



IHRE BEiHÜLFE 



ZUR 



ORGANISIRTEN KOLONISATION 



DES 



HOKKAIDO. 

(1883.) 



Die Kolonisation in Japan bewegt sich auf zwei 
verschiedenen Ge^bieten ; wir haben als andere Charac- 
teristika darbietend eine innere Kolonisation und eine 
Kolonisation des Hokkaido (Yezo's) za unterscheiden. 
Die erstere schreitet schnell, die zweite langsam vor- 
wärts. Für die erstere führte ich in §. 7. meiner Boden- 
creditarbeit bereits an, dass die ackerbaulich mit den 
Hauptfrüchten bestellte Fläche z. B. vom Jahr 1878 auf 
1879 um 161,600 Gho zunahm. Wie gering ist dagegen 
die Yezo-Colonisation ! In der Kaitakushi-Statistik (Sta- 
tistik des Goloniulamts) des Jahres 1876 wird aufgeführt : 

Drbargemaclifes Land. 
Sapporo-Provinz 5,063 Gho 5 Tan. 

Hakodate- „ 2,941 „ 8 Tan. 

Nemuro- ., ? 



8,005 Cbo 3 Tau. 



Diese geringe Summe von 8,000 Gho* zeigt, dass 
Yezo durchaus kein beliebtes GolouisHtionsgebiet ist nud 
in der That waren bis dahin überhaupt nur 4,702 Haus- 
haltungen in den Hokkaido eingewandert. Als eingewan- 
dert werden überhaupt bezeichnet : 



' •) 8,000 Cho =8,000 Hectar.— Uebrigens kann ich auf diese sUti- 
etische Angabe kein grosses Gewicht legen, denn ich halte sie für im voll- 
st ndig ; vielleicht bezieht sie sich nur auf Besitzungen des Kaitakushi, 
obgleich dies aus den gi^brauchten chinesischen Zeichen nicht hervorsteht. 
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24,955 Männliche Personen, 
nud 10,310 Weibliche 
S»- 35,265 Personen 



Dagegen wanderten ans 1081 Männl. Pers. 
nnd 705 WeibI 



1.786 



so dass demnach als üeberscbnss 
(durch die Einwanderung von 9 
Jahren) nur 33,479 Pers. resnltiren. 

Die BeyöIkernngBZunahme im Hokkaido, (Januar 
1871 123,668 Personen gegen Januar 1880 163,355 
Personen), welche die bevölkerungsstatistischen Publika- 
tionen des Eoseki Bio, des Naimusho und des Koseki- 
Eiyoku ausweisen, ist theils durch Vervollständigung 
der Register, tbeils durch Einwanderung, theils durch 
Ueberschuss der Geburten über die Todesfälle entstanden. 
Dieser Ueberschuss der Geburten betrug jährlich durch- 
schnittlich nur ca 1,100 Personen. 

h betrogen umlith Die Ceborten. DieMesÜUk 'J[r'JJj|jJ|^ 

im Jahr 1876 4,027 2,914 1,113 
„ „ 1877 3,910 2,842 1,068 
„ „ 1878 4,277 2,785 1,492 



ff f> 



1879 3,961 3,211 750 



S«^ 4,i23 



Yezo nahm bis zum Jahre 1876 durchschnittlich 
jährlich um 3,720 durch Einwanderung und von 1876 
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bis 1880 um IJOO daich Gebnrtsüberscliuss zu, also 
überhaupt jährlich noch uiclit einmal um 5,000 Personen, 
wenn wir die» sich allerdings auf verschiedene Jahres* 
reihen beziehenden DnrrhschnittszifFern addiren, am 
wenigstens ein annähernd richtiges Bild zu bekommen. 

Dtiss die innere Kolonisation der Hanptinseln rasch 
fortschreitet und die des Hokkaido langsam, ist ganz 
natürlich. üeberall ist ja reichlich noch unbebautes 
Land yorhanden; der junge Bauersmann auf den Haupt- 
inseln, der die Energie fühlt eine neue Niederlassung 
in den Bergen begründen zu wollen, hat die Berge und 
Hara's seines Gaues in der Nähe, er kann, ehe er zur 
That schreitet, mit dem Vater und älteren Bruder, 
Freonden und Verwandten yerschiedene Plätze besichti- 
gen and die wichtige Wahl vollziehen. Er bleibt in 
Znsammenhang mit seiner Heimath und kann an ihren 
Festen und Ereignissen theiluehmen, er tritt keinem 
anbekannten Etwas gegenüber, wie dann, wenn er nach 
dem gefürchteten kalten Hokkaido mit seinem abwei- 
chenden Klima und seinen abweichenden Ackerbaoer- 
fordernissen geht 

§. 2. 

Nun könnte es ja der Regierung, wenn sie 
die Sache nur vom wirthsc haftlichen Stand- 
punkt aus betrachtete, ziemlich gleichgültig sein, w o ko- 
lonisirt wird, wenn nur kolonisirt wird; ja es dürfte wirth- 
schaftlich die Ausdehnung der Land wir thschaft auf den 
Uauptinseln sogar günstigere Ernteresultate ergeben, 
als die im Hokkaido, da eben das Klima dort fruchtbarer 
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macht) als hier. Sicherlich handelt es sich aber im 
Hokkaido in erster Linie nm eine politische Aufgabe: 
das Land ist rasch mit einer so dichten japanischen 
Bevölkerung za besetzen, dass die in der Hokkaido- 
bevölkernng selbst aasgehobenen Armeecorps stark genug 
sind, nm jedes Anuezionsgelüst abzuschlagen. Meines 
Erachtens darf man feindliche Schritte gegen den 
Hokkaido zwar nicht augenblicklich, aber doch in abseh- 
barer Zeit erwai^ien. 

Ein Japanischer Staatsmann kann Yezo nicht eher, 
scheint mir, als ein gesichertes Japanisches Gebiet be- 
trachten, als bis dort eine Bevölkeruns; von ca2 Millionen 
Japanern sitzt, anstatt der 200,000, die jetzt dort sein 
mögen. Da die freiwillig private Colonisation, wie wir 
oben sahen, nicht ausreichend ist, so muss eine staatlich 
geleitete und organisirte eintreten. Man vertheidigt 
ein Land nicht nur mit dem Schwerte, sondern auch 
mit der Hacke und dem Pfluge. Den Hokkaido nennt 
man das nördliche Thor Japans; es gilt einen starken 
Thür Wächter dorthin zu setzen : eine zahlreiche und 
wohlhabende Bevölkerung. In der Lösung dieser Auf- 
gabe würde ich die Bodenc red it- Bank eine bedeutende 
Rolle spielen lassen. 

§. 3. 

In der dem Kuwazoku-Kaikuwan überreich- 
ten Schrift habe ich darauf hingewiesen, wie die 
innere Kolonisation durch das Wirken einer Boden- 
kreditbank nicht direct, aber mittelbar gefördert 
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werden würde. (Vergleiche dort „§. 19. Erleichterung 
der inneren Kolouisation'O- Hier will ich mir gestatten 
in kurzen allgemeinen Umrissen zu zeigen, wie ich mir 
eine organisirte Kolonisation Yezo's 
unter Mitwirkung der Bodencredit- 
bank denke. Der Klarheit halber will ich Zahlen 
einsetzen, . bemerke aber gleich, dass diese nur nm 
ein bestimmtes Beispiel zu haben gewählt 
und jeder beliebigen Änderung fähig sind. Auch 
werde ich der Bequemlichkeit halber abrnuden, ich 
werde nicht von den 41 Fu-Ken des Hauptlandes und 
3 Ken des Hokkaido, sondern von 40 Ken und dem 
einen Hokkaido, nicht von 36 Ku und 709 Gun des 
Hanptlandes, sondern rund von 800 Gun, also von 20 
Gun durchschnittlich auf 1 Ken sprechen u. s. w. 

Ebenso wie die Organisation der Provinz-Finanzen 
statt unter Mitwirkung der Bodenkreditbank durch eine 
abgesonderte "Fu-Ken-Bank" besorgt werden könnte, so 
könnte auch die Beihülfe in der Organisation der Golo- 
nisution des Hokkaido statt von der ,, Bodenkreditbank*' 
von einer abgesouderten ''Colonisationsbank*' besorgt 
werden. Ich halte eine organische Verbindung beider, 
langen Kredit gewährenden gleichartigen Anstalten für 
practisch, werde mich aber, nm die in gewisser Hinsicht 
eigenartigen Geschäfte der Abtheilung der Bank im 
Hokkaido kurz auszusondern für diese Bankabtheilung 
sogar des Namens ,,Colonisationsbauk'* bedienen. 

Ich lasse eine Colonisations b a n k in der Colonisa- 
tion mitwirken, damit der Staat für die Go- 
lonisation des Hokkaido gar nichts 
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a n 8 g e b e. Es ist zam pnVaten Vorthoil der im Hokkaido 
angesiedelten Colonen, dass sie dort angesiedelt werden, 
dass ihnen dort za Ackern, Wäldern und Wiesen, Haus 
und Stall, Vieh und Geräthen, Obstbäumen und Aussaat- 
korn verhelfen wird. Diese Dinge haben ihren vollen ho- 
hen Werth, geben Ernten und Früchte und gestatten, dass 
der Colonist ^lles, was ihm anfänglich vorgeschossen 
worden ist, allmählich wieder zurückzahlt. Auf die 
Organisation dieses Vorschuss- und Rückzahlungs- 
geschäftes kommt es hauptsächlich an, d. h. 
also auf die Organisation der langen Kreditgewährungen 
für Colonisationszwecke» 



§. 4. 

Nach den Angaben^ des Vermessungsbureau hat 
das Land im Norden folgende Grösse*) : 





Areal, 
Qmulmt-Ki. 


Areal der 
Ueiueu Inseln, 


Gesammt- Areal, 
Qoadrat-Bi. 


Hokkaido 


5,056.78 


25.66 


5,082.44 


KaDAJiri 


104.03 


25.26 


129.29 


Etrofa 


468.78 




468.76 


Cbishima 


413.44 




413.44 



S» 6,093.93 

Von diesen 6,000 Qaadrat-Ri oder ca 92,500 qkm 
ist ein kleiner Theil schon besiedelt, ein Theil vielleicht 
auch wenig geeignet zur Besiedelung. Nehmen wir an. 



*) Siehe Mitthcilangen der Deutschen GeseUachaft für Natur- und 
Völkerkunde Ostosieus. Ueft 14. Seite 120. 
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die Aufgabe redncirte eich darauf 4,000 Quadrat- Ri 
zu besiedeln. Aas politischen Gründen solle dies 
binnen 25 Jahren geschehen. 5 Jahre davon wollen wir 
za allen möglichen vorbereitenden Arbeiten rechnen. 
Dann hätten wir als Aufgabe: in 20 Jahren 
4,000 Qnadrat-Bi oder darchsohnittlich 
jährlich 200 Qaadrat-Ri zu besiedeln. 
Dass der Hokkaido eine sehr grosse Bevölkerung 
ernähren könnte, daran ist gar kein Zweifel.*) Er 
liegt in derselben geographischen Breite (41** — 45® n. Br.) 
wie Nordspauien, Siidfrankreich, Mittelitalien. Marseille, 
Rom, Venedig, Constantinopel liegen ungefähr in den 
Breitengraden des Hokkaido. Doch ist das Klima des 
letzteren etwas kälter, als das der eben genannten 
Länder und Städte. !Nach jener Karte des berühmten 
Meteorologen Dove**), welche die Linien gleicher 
mittlerer Jahreswärme der Luft darstellt, ist der 
Hokkaido im Klima gleich Südrnssland, Oestreich, 
Deutscbland, Belgien, Niederlande, Nord frank reich, 
England, Schottland, Irland, Dänemark und der Süd- 
spitze Schwedens. Nun haben die eben genannten 
Länder pro Quadrat-Ri folgende Bevölkerungt) : 



*) An einzelnen Punkten des Hokkaido fand ich bei meiner Reise im 
Jahre 1881 deutliche Beweise für dus ehemalige Vorhandensein einer 
zahlreichen jetzt verschwundeneu Bevölkerung. Die Aino*s sageuf dass 
sie das früher im Hokkaido angesessene Volk ausgerottet haben. 

•*) In Stielers Hand-Atlas, No. 6. 

t) Umgerechnet, mit 15,4 qkm a 1 Qu.-Ki, nach den Jahrbüchern 
für National* Ökonomie- und Statistik. 1882. V. Band. 4. und 5. Heft« 
412 ff. 
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Jahr. 


Land. 


Pro 
Qnadnit.Ri. 


1880 
1879 
1881 
1879 
1880 
1880 


I. 

Sachsen 

Belgien 

F.ngland und Wales 

Niederlande 

Baden 

Würteniberg 


3o54 
2767 
2647 
1879 
1602 
1557 


1880 
1880 
188 1 
1880 
1881 


II. 

Preusscn 

Oestreich 

Irland • , 

Ungarn 

Schottland 


1207 

ii35 

943 

750 

728 


1879 
1876 
1880 
1877 


III. 

Italien 
Prankreich 
Schweiz 
Simuien 


i5i8 

1078 

io63 

5o4 



In vorsteheDcler Tabelle sind die in der Gruppe III 
zusammeDgefassten Länder solche, welche ein etwas 
wärmeres Klima als der Hokkaido haben^ obgleich sie 
nahezu oder theilweise in denselben geographischen 
Breitengraden liegen. Sie haben eine Bevölkerungsziffer 
von 504 bis 1518 Personen pro Quadrat-Ri ; man sollte 
daher meinen, dass der etwas kältere Hokkaido nur 
geeignet sein werde, eine etwas schwächere Bevölkerinig, 
wie sie zu ernähren. Spanien ist freilich aus anderen 
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Gründen lierabgekommen, und ist seine geringe BevöU 
kerangszahl (504) daher nicht raaassgebend. Nach dieser 
Gruppe würde eine Bevölkerungszahl, kleiner als die der 
Schweiz, grösser als die Spaniens^ also von ea 750 
Einwohnern pro Quadrat-Ri angemessen für den Hokkai- 
do erscheinen. 

Gruppe I und II umfassen diejenigen Länder, welche 
ungefähr gleiches Klima mit dem Hokkaido haben. Die 
Länder in Gruppe I mit der hohen Bevölkerungszahl 
von 1557 bis 3054 Einw. pro Qu.-Ri, verdanken ihre hohe 
Bevölkerungsziffer der Wirkung der Industrie. 
Auf letztere ist für den Hokkaido vorläufig noch nicht zu 
rechnen. Die Gruppe II aber enthält vorwiegend 
Agricultur Staaten, wenn auch immerhin die 
Industrie in ihnen ebenfalls hoch entwickelt ist. Ihre 
Bevölkerungsziffern dürften daher für den Hokkaido 
ziemlich passend erscheinen, 728 bis 1207 Einwohner pro 
Qn.-Bi. Auch hiemach würde der Hokkaido mit 750 
Einwohnern pro Qu.-Bi nicht übervölkert erscheinen. 

Das würde übrigens immerhin eine sehr viel dünnere 
Bevölkerung als im übrigen Jppan sein. Im übrigen 
Japan kommen auf ca 18000 Qu.- Bi jetzt ca 36 
Millionen Einwohner oder ca 2000 Einwohner auf 1 
Qu.-Bi. 

(Vergl. Tabelle am Ende der folgenden Seite). 

Nun lautet die Kolonisationsaufgabe ja aber nicht, 
den Hokkaido sofort mit Bevölkerung voll zu erfüllen, 
sondern lautete nur, dafür Sorge zu tragen, dass auf 
4,000 unbesiedelten Qu.-Bi nach einem Menschenalter 
iene Bevölkerung von 1,800,000 Köpfen angesiedelt 
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sitze oder 450 pro Qn.-Bi. nämlich 2 Millionen abzüg- 
lich der jetzigen Bevölkerung des Uokkaido von un- 
gefähr 200,000 Einw. Jeder Mann, der angesiedeltt 
wird, wird wohl selbst für die Ansiedlang eioer Frau 
Sorge tragen; und auf die Familie wollen wir nach 
ungefähr einem Menschenalter 5 Köpfe rechnen. Somit 
handelt es sich nur darum den 5. Theil von 1,800,000 
oder 360,000 Männer anzusiedeln. Dies sollte auf 4,000 
Qu.-Bi geschehen ; pro Qu.-Bi also 90 Männer. Da, wie 



*) Auiuerkang zar vorliergehciiden Seite: 



Areal Japans ohne Hokkaido und Kurilen. 

nach Angabe des K. J. Vermessungsbureaos. 





Areal in 
QnadratrBi. 


Areal der 
kleinen ln»eln. 


Ge^am mt-ArenK 
Qnadrat- i<i. 


Nippon 


14494.49 


76.20 


14570.69 


Shikoka 


ii5i.24 


3o.i8 


1181.42 


Kiashiu 


a3ii.86 


199.61 


3511.47 


Awaji 


36.55 


0.18 


36.73 


Iki 


8.55 


0.26 


8.81 


Tsusliima 


43.95 


0.38 


44.33 


Oki 


21.88 


0.17 


22. o5 


Sado 


56.33 


O.Ol 


56.34 


Ogasawura 


4.65 


— 


4.65 


Linkin 


258.26 


— 


258.26 


Fapan ohne Hokkaido 
and ohne Karilen 


18387.76 


306.99 


18694.75 



Bev(Ukernng ganz Japans am !• Jan. 1882., nach Kosekikiyoka» 
angeblich 36,706,418. 
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wir oben sahen, der Hokkaido pro Qa.- Ki mit 750 Perso- 
nen nicht zu dicht bevölkert sein würde^ sind 90 Männer 
oder mit Familie 450 Personen pro Qn.-Ri nicht zu viel. 
Die Aufgabe lantet demnach 20 Jahre lang, jährlich 
auf je 200 Qu.- Ri, pro Qu.-Ri 90 Mänjier anzusiedeln, 
90 X 200 = 18,000 Männer. 18,000 Männer auf 36 
Millionen Bevölkerung Japans sind 5 Personen auf je 
10,000 Einwohner. 

§ 5. 

Da das stehende (im activen Dienst befindliche) 
Heer Deutschlands 100 Mann auf je 10,000 Deutsche 
zählt, so ist klar, dass alle nach 20 Jahren im Hokkaido 
angesiedelten Männer erst so viel im Yerhältniss zur Ge- 
sammtbevölkerung Japans ausmachen wurden, wie das 
stehende Heer in Deutschland stets ausmacht. Nun 
sollen aber diese japanischen Männer, nicht wie das 
stehende Heer in Deutschland von dem übrigen Yolke 
ernährt werden, sondern sie sollen sich selbst unterhalten. 
Sie sollen auch nicht ihre Zeit dem Staate opfern, sondern 
sie sollen für ihren eigenen Vortheil Hans und Hof schaf- 
fen, Weiber nehmen und Kinder zeugen. Kann Deutsch- 
land das so viel Schwerere leisten zu seiner Sicherheit 
gegen Frankreich und Russland stets 100 Mann auf je 
10,000 seiner Bevölkerung unter Waffen zu halten, so 
sollte Japan zu seiner Sicherheit das sehr viel Leichtere 
fertig bringen, in jedem Jahr 1/20 dieser Zahl, nämlich 
5 Mann auf je 10,000 seiner Bevölkerung im Hokkaido 
anzusiedeln. 



— 226 — 

§. 6. 

Da sich die Bevölkerung Japans stark vermehrfc, — 
nach offiziellen Ausweisen scheinbar jährlich um ca 
100 pro 10,000 seiner Bewohner, in Wirklichkeit aber 
wohl nur jährlich um ca 50 pro 10,000 — , so ist es auch 
durchaus nicht zu viel, wenn jährlich 5 Männer and 5 
Frauen, also 10 Personen pro 10,000 der Bevölkerung 
sich im Hokkaido neu ansiedeln. 

18,000 Männer aus dem ganzen Lande oder aus 40 
Ken sollen 200 Qu.- Bi besiedeln. 

450 Männer aus 1 Ken oder 20 Gun sollen 5 Qii.- 
Bi besiedeln. 

Wenn die Leute von je 2 Gun oder 45 Mann nun je 
ein Dorf bilden wollten, so fiele auf jedes Dort ^ Qu.-Bi 
Landes im Hokkaido oder nahezu 800 Cho (Sectar). 

§. 7. 

Dass dieses reichlich viel Land für 1 Dorf ist, wird 
deutlicher werden, wenn wir uns an die alten Bestim- 
mungen des „ Taih6-ßi6 *' *) über die Vertheilung des 
„ Ku-bun-den " erinnern. Nach dem Taihö-riö sollten 
für jeden über 5 Jahr alten freien Mann 2 Tan, jedes 
Weib I Tan, jeden Sciaven | Tan an die Familie ge- 
geben werden. Eine Familie bestehend aus Yater, 
Mutter, 2 Knaben und 2 Mädchen über 5 Jahre alt, 
erhielt also 8 Tan, oder 2,400 Tsubo.**) — Die von dem 
Kaitakushi im Hokkaido angesiedelten militärischen 

•) Periode Tai1i6 von 701 bis 703 n. Chr. ; Taih6-Bid Gesetzbuch aus 
der Periode Taih6. 

♦*) 1 Tan= ca 10 Ar; 30 Tsubo oder 1080 jap. Qa.-Fu88=l Ar. 
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KoloDen erhielten neuerdings ungefähr doppelt so viel, 
5,000 tsubo Land ausser dem Orund für Haus und 
Hof. — Man nehme die vortreffliche Vertheiluogs- 
m e t h o d e des Taih6-Rid an, nicht nur in Bezug auf 
y,Kubnnden^' (Mund-theil-land), sondern auch in Bezug 
auf „I-den" (Rang-land), „Kuwan-den" (öffentliches 
Land) und „On-chi" (Land für Obstbäume, — zur 
Periode Taihö Land für Maulbeerstränche und Lackbäu- 
me), nur dass man etwa im Hokkaido wegen geringerer 
Fruchtbarkeit doppelt so viel Land Jedem gäbe als in 
der Periode Taihö auf den Hauptinseln. Während das 
Land in der Periode Taihö aber nicht wirkliches Eigen- 
thum des Bebauers wurde, würde im Hokkaido es Eigen- 
thum des Colonen werden, sobald er die ihm geleisteten 
Vorschüsse an die ColouisatioDsbauk zurückgezahlt hat. 

§. 8. 

Für dieses Nach- u n d- Nach- Ei gen thüm er- Werden 
bietet die Nordamerikanische Colonisation sehr prac- 
tische Muster. Aus einer Pacht entwickelt sich dort 
häufig das Eigenthum. Im Texas *) giebt es z. B. 53379 
Farmen, die auf Antheil und 12089, die für Geld ver- 
pachtet sind. Der Pächter erhält bei dem Beginn seiner 
Wirthschaft ein bisher noch nicht kultivirfces Areal 
zugemessen, dazu Geräthschaften für den landwirth- 
schaftlichen Betrieb, das erforderliche Vieh, ein ein- 
faches, aus Holz gebautes Farmhaus, Saatkorn für eine 



•) Vergl. Sartorius von Walter shauseii. Die Vertbeilung des ländlichen 
Grundeigenthums in den Vereinigten Staaten von Amerika. Jahrbücher f. 
Nationalök. und Stat. 1883. VI. 471. 
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einmalige BestellaDg nud Yiehfutter bis zar Dächsten 
Ernte. (In Japan würde Unterhalt der Menschen bis 
zur nächsten Ernte hinzutreten.) Der Pächter in Texas 
hat dafnr die Hälfte des Rohertrages dem Eigenthümer 
za entrichten. Da der jungfräuliche Boden mehrere 
Jahre hindurch selbst ohne Dungmittel sehr ertragsfähig 
ist, wird diese hohe Abgabe möglich. Das Einkommen 
des Pächters ist oft so bedeutend, dass er noch etwas 
erübrigen und sich eigenes Vieh, eigene Geräthe und 
Maschinen anschaffen kann. Der Pachtvertrag ist von 
vom herein in der Art abgeschlossen, dass, wenn der 
Pächter dem Eigenthümer Vieh und Geräthe sowie das 
vorgeschossene Saatkorn und Futter restituirt hat, der 
erstere nur noch ein Drittel des Rohertrages nach jeder 
Wirthschattsperiode zu entrichten hat. Von dem Zeit- 
punkt an vermehrt sich der Wohlstand des Pächters 
noch schneller. Nach Verlauf einiger Jahre kauft er, 
wenn er sparsam gelebt hat, dem Verpächter das Haus 
ab und zahlt dann eine noch geringere Quote als Pacht. 
Schliesslich wird er Eigenthümer des Bodens, nachdem 
er von dem ursprünglichen Besitzer einen Acker nach 
dem anderen erstanden , und dem entsprechend einen 
immer geringeren Antheil gezahlt hat. Nach 10 — 12 
Jahren kann in Texas ein tüchtiger, in der landwirth- 
Bchaftlichen Arbeit geübter Mann, welcher nur auf die 
Hilfe seiner Familie angewiesen ist, in der angegebenen 
Weise ein freier Farmer und wohlhabender Eigenthümer 
werden. — Von den sämmtlichen 4 Millionen Farmen 
der Vereinigten Freistaaten ist über ^ in den Händen von 
Pächtern. (Census 1880). 
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S. 9. 



Im Hokkaido ist die . Begierang EigenthümeriQ 
des Bodens. Wenn sie, wie oben vorgeschlagen, die 
200 Qa.-Bi besiedelt, so bleibt sie vorläafig Eigen« 
thümerin ; die angesetzten Kolonen sind zuerst Pächter. 
Im Auttrag der Begierung, und also unter deren Garantie, 
schiesst die Coionisationsbank diesen Pächtern bestimmte 
Summen vor oder lässt ihnen bestimmte Dinge (Bretter 
und Balken zum Hanse, Geräthschaften, Vieh, jangd 
Obstbäume, Saatkorn, Lebensmittel) zu bestimmten Prei- 
sen liefern. Für jeden der 45 Pächter des Dorfes wird 
von dessen Kocho*) Bechnung über seine Schulden an die 
Coionisationsbank geführt. Zu diesen Schulden werden 
in der Bechnung halbjährlich die der Coionisationsbank 
gebührenden Zinsen und Gebühren hinzuaddirt. 

Jedes Dorf bildet nach dem System der solidarischen 
Haftbarkeit eine Einheit : jeder haftet mit für die 
Schulden des Anderen. Dieses System der solidarischen 
Haftbarkeit hat sich in den Landschaftlichen Credit- 
vereinen der adligen Gutsbesitzer in Preussen, und in 
den berühmten Schulze-Delitzschen Vorschuss- und 
Creditvereinen (Yolksbauken hauptsächlich für den 
Handwerkerstand) vorzüglich bewährt. Es sichert die 
Coionisationsbank fast absolut gegen Ausfälle. Wenn 
solches System Platz greif t, so kann sie ohne Verluste 
zu befürchten, das Geld vorschiessen. Jeder Einzelne 
der 45 Pächter des Dorfes wird dadurch kreditwürdiger. 
Bei solchem System kann die Coionisationsbank den 

•) Kocho "» Schulze. 
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scbiildeDden Pächtern die gÜDstigsten ZiDsbediDgQDgen 
gewähren. Denn sie selbst wird dann vom Publikam 
ala ungefährdet^ als darchaus sicher angesehen und 
kann dann ihre „ Coloni sations- Pfand- 
briefe'' zu günstigem Kurse und zu billigem Zins- 
fusse verkaufen. 

Sollen die 45 Pächter eines Dorfes Einer für den 
Anderen einstehen, so muss ihrem „Son-knwai"*) für 
diejenige Zeit, wo sich der Einzelne noch nicht ganz von 
Schulden befreit hat über jeden Einzelnen ein gewisses 
Auf «ich tsrecht zugestanden werden, damit jeder sein 
Vieh und seine Obstbäume nach den allgemeinen Vor- 
schriften richtig pflegt, sein Saatkorn auch wirklich 
zur Aussaat verwendet und Mittel, die ihm zu einem 
bestimmten Zweck von der Colonisationsbank vor- 
geschossen sind, nicht verjubelt und vergeudet. 
Uuter Umständen muss das ,, Son-knwai'' das Recht 
haben, bei der vorgesetzten Behörde auf Bestrafung 
des schlechten Wirthes, ja sogar auf seine Beseitigung 
anzutragen. lu anderer Hinsicht wird aber die 
Solidarhaft sehr günstig auf die Dorfgemeinde ein- 
wirken, sie wird Jeden bereitwilliger machen dem 
Andern zu helfen und das ist viel werth, wo es bei einer 
Nenbesiedeiiing sich um Rodungen, Häuserban und 
Ueberwindung mannichfacher Schwierigkeiten handelt. 

Die Leute jedes Dorfes denke ich mir, da sie ja 
aus denselben 2 Guus das Heimathlandes stammen, 
bereits vor ihrer Abreise nach dem Norden in ge- 
wisser Weise organisirt : die 45 wählen unter sich einen 
*) Vertreterversaiiiinlung der Dorfi^i'Uieinde. 
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Schulzen (Kocho), und je 11 von ihnen wählen unter sieh 
einen Vormann ; bo dass jedes Dorf ans 1 Kocho, 4 
Vormännern und 40 Männern besteht. Der Kooho mit 
den 4 Yormännern bildet den Vorstand des Dorfes, 
welcher in bestimmten Zeiträumen dem ,, Son-kuwai *' 
Bericht erstattet^ Vorschläge macht, über gewisse Dinge 
beschliessen lässt etc. etc. — Ich brauche diese An- 
deutungen einer Verfassung der Colonisationsdörfer 
hier wohl nicht weiter auszuführen. 

§. 10. 

450 Mann oder die Bewohner von 10 Colonisations- 
dörfern sollten aus einem Ken stammen ; sie besiedeln 5 
Qn.-Ri, die 1 Shoo-ku*) bilden. Die 10 Kocho bilden 
das Shooku-kuwai ; sie wählen vor ihrer Abreise nach 
dem Hokkaido 1 Shoo-ku-cho*), am besten einen der 
Gnncho*) ihres Heimathkens; denn der betreffende 
Shoo-ku-cho muss mit allen Guncho- Geschäften wohl 
vertraut sein ; ( — oder auch der Kenrei**) des Hei- 
mathkens ernennt, womöglich aus den Guncho's seines 
Ken den Shoo-ku-cho.) 

Der Shoo-ku-cho bucht die Schulden jedes Dorfes 
an die Golonisationsbank als ein Ganzes ; er führt nicht 
über die Schulden des einzelnen Pächters Buch, sondern 
über die Gesammtschulden jedes der 10 Dörfer; er addirt 
die der Kolonisationsbank gebührenden Zinsen und 



*) Shoo-ka « kleiner Kreis, Shoo-ku-cho « Vorsteher des kleinen 
Kreises; ^hookn-KuwaiaVertretervcipi^iainlung des kleinen Kreises, Kreis 
tag ; Gun-cho « Liandmth. 

♦*) Kenrei « Praefect. 
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Gebühren dazn, so wie die jährlichen mit dem Shoo-ku- 
kuwai (Kreistag) zusammen festgestellten Yerwaltungs- 
aasgaben des Shoo-ku ; nnd giebt jedem Dorf von dem 
aaf dasselbe fallenden Theil Nachricht. — Die 10 Dörfer 
eines Shooku bilden zusammen eine solidarische Ge- 
meinschaft, so dass^ wenn ja einmal ein ganzes Dorf, 
▼ielleicht in Folge von Unglück wie Brand, Erdbeben, 
ätnrm, Viehseuche etc. nicht im Stande gewesen sein 
sollte seine Schuldigkeit gegenüber der Colonisations- 
bank zu erfüllen, die anderen Dörfer dafür aufkommen, 
vorbehaltlich späterer Znrückerstattung seitens des in 
Bückstand gebliebenen Dorfes.*) 

§. 11. 

Die 40 Shooku Eines Hokkaido-Colonisations-Eens 
bilden 4 Dai-ku'l^*, jeden also von 50 Qu.-Bi Fläche mit 
10 Shooku. Jedem Dai-Ku ist ein von der Colon i- 
sationebank vorgeschlagener und vom Minister der 
Landwirthschaft (oder des Innern oder der Finanzen) 
ernannter Colonisations-Bank-Inspector „ Eensats-i-in *' 
vorgestellt. Dieser hat keine staatlichen Functionen 
zu üben, sondern er vertritt durch wesentlich in- 
spicirende Thätigkeit das Interesse der Colonisations- 
bank sowohl den Kocho's, als auch den Shoo-ku-cho's 
gegenüber. 



•) Späterer Zusatz. Bei £inricbtuiig laudtvirthschaf tlieher 
Versicherung mindern sich die Gefahren der Bolidarischen Haftbarkeit in 
der wünschenswerthesten Weise. 

•*) Daika " grosser Kreis. 
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§. 12. 

Die 4 KeDsats-i-in eines Hokkaido*Co1onisatioDS- 
Kens bilden einen Beirath („Djochi-i-in/') des betref- 
fenden Kenrei. 

Der Kenrei wird vom Daijo-kuwan auf Vorschlag 
des Ministers der Landwirthschaft (oder des Innern) 
ernannt, ^nsser den sonstigen Geschäften eines Kenrei 
liegt dem Kencho auch die Buchung der Schulden jedes 
der 40 Shookn an die Colonisationsbank ob. Er fügt 
die Zinsen und Gebühren, so wie auch die mit den 40 
Shoo-ku-Cho gemeinsam festgestellten nnd von dem 
D]ochi-i-in controllirten Ken- Verwaltungsausgaben 
hinzu. — Die 40 Shooku eines Ken bilden einen solidari- 
schen Verband, so dass alle zusammen für die Schulden 
jedes einzelnen Shooku einstehen. 

Die für die topographische Aufnahme und Karti- 
rung des Kengebietes in Vorbereitung seiner Besiede- 
luDg gemachten Ausgaben, die Kosten für die zur 
Öffnung des Gebietes angelegten Strassen, Canäle, 
Uäfen etc. werden auch von der Colonisationskank 
vorgeschossen und jedem Hokkaido-Colonisations-Ken 
zur Last geschrieben. — Alle Ken zusammen bilden einen 
solidarischen Verband. 

§. 13. 

Die Colonisationsbank verschafft sich alles nöthige 
Geld durch Ausgabe von „Colonisations-Pfandbriefen*', 
für deren Verzinsung und Tilgung in der eben auseinan- 
dergesetzten Weise die Colonen, die Dörfer, die Shooku, 
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fliH ]Ir)kkaido-Co1oDisatioD8-Ken und in letzter Reihe 
der Staat haften. 

§. U. 

Einen ungefähren Anhalt zur Schätzung der 
Gesammtkosten Tnng die Notiz bilden, dasa bei der 
Colonisation Litthauens unter dem Preussischen Könige 
Friedrich Wilhelm I die Etablirung jeder der 29,000 
Koloiiistenfamilien (eingewandert 1722-25 und 1732-36) 
dem Staat durchschnittlich auf 400 Thaler, (300 Silber- 
yen) zu stehen kam ; eine Summe, die auch der hervor- 
ragende Colonisator, der Preussische König Friedrich 
der Grosse (1740-1786), später als Norm festhielt.*) — Die 
Herabminderung der Grundsteuer für den Hokkaido 
auf 1 % durch die Bekanntmachung No. 161 vom 26. 
iJec. 1876, sowie die Beihülfen, welche der Staat laut 
kaiserl. Erlass No. 10 vom 24. Apr. 1883 den nach dem 
Hokkaido Auswandernden gewährt, (freie Fahrt, 5 sen 
pro Kopf und pro Ri der Ueberlandreise im Hokkaido, 
10 Yen zum Hause, 8^ Yen zum Geschäftsbeginne und 
1 i Yen für Saatkorn), erscheinen mir noch ungenügend. 
Sie werden einige Wirkung üben, aber nicht so grosse 
und schnell wirkende wie der Staat aus politischen 
Rücksichten wünschen mass. 



♦) Nach Dr. Max Schwarzbach. Friedrich Wilhehns I. Colonigations- 
werk in Litthauen. (Königsberg 1879).- Jeder Colonist erhielt durch- 
schnittlich 24 Cho (60 Morgen) uiit dem nöthigen Wiesenland nebst Hut 
Trift, Holzung und Fischerei, Besatz an Vieh, Pferden, Acker- und 
Hiiusgeräth, Sa»(t -und 8ubsistenzgctreide, Befreiung von allen Zinsen, 
Contribiitionen und sonstigen öffentlichen Lasten und MilitÄrwerbuiigon 
auf mehrere Jahre. — Vergl. Jahrbüclier f. N. und St. 1880 I, 332 ff. 
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WeDD wir die Gesammtvorschässe der ColoDisa- 
tioDsbank für jeden CoIonisatioDs-Ken and seine 18000 
Colonistenfamilien auch auf 300 Silberyen pro Familie 
annehmen, so erhalten wir einen jährlichen Bedarf von 
5,400,000 Silberyen, eine Summe ungefähr gleich jener, 
die der Japanische Staat jetzt jährlich in zeitweiligen 
Vorschüssen für die Einführung und Erhaltung von 
Indnstrieen hergiebt, (nach dem Budget des 15. Jahres 
Meiji [1882] 5,260,000 Yen, des 16. Jahres 5,000,000), 
eine Summe, die es also auch vollständig in der Kraft 
des Japanischen Staates liegen sollte für den mindestens 
ebenso wichtigen, politisch sicher noch wichtigeren 
Zweck der Colonisation des Hukkaido als Yorschuss 
aufzubringen. 

§. 15. 

Wie schwer eine solche Schuld von 300 Yen auf 
jeder Colonistenfamilie lasten würde, hängt ganz von 
dem Zinsfuss ab. Wird der Yorschuss nicht von der 
Regierung geleistet, sondern durch Yerkauf von Coloni- 
sations-Pfandbriefen in Japan aufgebracht, so dürften 
diese ca 10 % Zinsen erfordern und es würde sich, 
abgesehen von allen Yerwaltnngs-Kosten der 
Colonisationsbank, abgesehen auch von allem Gewinn 
der letzteren, dann für eine Tilgung binnen fünfzig 
Jahren eine Annuität von 10 Yen 8 Sen 6 Bin pro 100 
Yen Schuld ergeben ; unter gleichen Bedingungen bei 
5 % Zinsfuss aber eine Annuität von nur 5 Yen 47 Sen 
8 Rin. Bei einer ÄLnfangsschuld von 30O Yen hat also bei 
10% igem Zinsfuss jeder Colonist 50 Jahre laug jährlich 
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13 Yeo 82 Sen 4 Rin mehr aufznbringen als bei einem 
6 % igöo ZinsfiiBs. — Den billigsten Zinsfuss wird aber 
auch hier wieder die Regierung^ resp. die Colonisations- 
bank, bewilligen können, wenn sie das Greld darch 
fremde Anleihe resp. darch Verkauf der Colon isations- 
Pfandbriefe im Aaslande aufbringt^ — was natürlich nur 
angeht, wenn der Staat politisch Widerstandskraft! g* 
genug ist.*) 

Wie in der modernen Wirthschaft der Kredit ein 
wichtiges Element für den einzelnen Kaufmann ist, om 
sein Geschäft auszudehnen^ so ist es der Kredit in der 
Welt wirthschaft für die Völker. Natürlich wenn der 
Kredit zu verschwenderischen^ unnützen, unüberlegten, 
unproductiven Ausgaben verwendet wird, so ist so 
entstandene Schuld ein Unglück, eine erdrückende Last 
(Türkei, Aegypten); wird sie aber in der Entwicklung 
der Hilfsmittel eines Landes auf verständige Weise 
verwendet, so ist sie das mächtigste Förderungs- und 
Stärkungsmittel. So hatte z. B. Schweden (Ende 1880) 
eine Grundcreditschuld von 77 Millionen Silberyen oder 
von 16,6 Silberyen auf den Kopf der Bevölkerung, woza 
Deutsches Capital über 60 % beigetragen hat. Schweden 
hat dadurch seine Hilfsquellen mächtig entwickelt, 
befindet sich sehr wohl dabei und, obgleich nur ein 
kleiner Staat, ist es dadurch doch nicht in die mindeste 
politische Abhängigkeit von Deutschland gekommen. 



"*") Späterer Zusatz. Seit 1883 ist der in Japan landesübliche 
Zinsfuss so gefallen, dass gegenwärtig (1887) mit 5 bis 5| % verzinsliche 
Colonisations- Pfandbriefe im Lande selbst al pari zahlreiche Abnehmer 
finden würden. 
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Auch JapaD, wenn es SchriU halten will mit der 
wirthscbafilicheD Eutwickliing der anderen Länder, wird 
dieselben wirthschaft liehen Mittel, wie diese anwenden 
müssen. Wenn jene Völker, das eine von dem anderen 
in grossartiger Weise Kredit nehmen, wird Japan es 
auch thun müssen, sobald es sich nar daza politisch 
stark geung fühlt. 

Jenach dem Zinsfuss, za dem die Colonisationsbank 
sich das Geld verschafft, mnss die Abgabeqnote von der 
Ernte des Colonen auch grösser oder geringer sein. 

§. 16. 

Da ein Verkauf der Naturalprodncte an Ort und 
Stelle durch den einzelnen Colonen selbst, für den 
letzteren ungemein unvortheilhaft sein würde, so findet 
die Abgabe an die Colonisationsbank naturaliter statt. 
Der Kocho jedes Dorfes unter Assistenz der 4 Vormänner 
treibt die Naturalabgabe ein, wägt und misst die 
Quantitäten, schätzt die Güte der Qualität nach Graden 
und giebt jedem Koloneu eine Quittung über da« 
Empfangene. Von dem Kocho übernimmt der Shoo-ku- 
cho an bestimmtem Orte des Shoo-ku die Abgabe und 
giebt ihm, wenn er die Richtigkeit der Liste des Kocho 
nach Art, Quantität und Qualität anerkennt, aner- 
kennende Quittung nnd liefert weiterhin die Massen 
mit begleitenden Listen gegen anerkennende Quittung an 
das Ken-Cho-Amt. In den Büchern kreditirt der Kocho 
dem Kolonen, der Shoo-Ku-Cho dem Dorfe, das Kencho 
dem Shooku, die Colonisationsbank dem Ken die Natn- 
ralleistang y o r 1 a ü f i g als solche nach Art, Quantität 
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und Quantität. Erst wenn die Versilberung der Produc- 
te durch ein dazu bestimmtes Amt, in welchem sowohl 
die Colonisations-Ken, als die Colonisations-Bank^ als 
auch der Staat vertreten sind, erfolgt ist, werden für 
jede Qualität und Art die Durchschnittsverkaufpreise 
die Reihe der Betheiligten hinab knnd gegeben und der 
sich nach den Maassen ergebende Geldbetrag dem Ken 
von der Colonisationsbank, dem Shooku vom Kenoho, 
dem Dorfe vom Shookucho, dem Colonen vom Kocho 
gutgeschrieben. 

§. 17. 

Die Transportkosten der Naturalabgabe vom 
Shookucho zum Kencho werden von der Ken-Kasse 
getragen, um so die Nachtheile einer schlechteren Lage 
für die entfernteren Shooku nach Möglichkeit auszuglei- 
chen. — Ich mag hier einschalten, dass die Vertheilung 
der 40 Shooku-Territorien des Colonisations-Kens an die 
Leute der 40 Ken des Heimathlandes durch das Loos 
entschieden wurde. 

§. 18. 

Auf die weiteren Organisationserfordernisse solcher 
Kolonisation in grossem Stile will ich mich hier niclit 
weiter einlassen, es genüge daran zu erinnern, dass 
grosse Farmen mit Viehherden (Pferden, Bindern, 
Schafen, auch (reflügel wie Gänsen, Enten, Hühnern,) 
nöthig sein werden, um an jeden Haushalt die nöbhigen 
Stücke abzugeben, grosse Baumschulen, um die Obst- 
bäume vertheilen zu können, damit es geschehe wie 



— 239 — 

einst zu Momraa-Teaoo's Zeiteo, wo jede kopfreiche 
Familie wenigstens 300 Maulbeerbäume und 100 
Lackbäume^ jede mittelgrosse Familie mindestens 
200 Maulbeerbäume und 70 Lackbäume, und jede 
kleine Familie 100 Maulbeerbäume und 40 Lackbäume 
sn pflanzen hatte und auf je 2 Cho gelieheneu Begie- 
rungsackers ein Stück Rind zu erhalten war. Man wird 
Wagenfabriken und Ackergeräthsohaf tsfabriken errichten 
müssen, am billig jährlich 18,000 Colonen damit ausrüsten 
zu können. Man wird Baumfäll- Maschinen und trans- 
portable Sägewerke beschaffen müssen, die, nachdem 
sie ein oder zwei Jahre in dem einen Colonisations-Ken 
znr Herstellung der Balken und Bretter für die Häuser 
gearbeitet haben, wieder abgebrochen und in dem 
Nachbarcolonisations-Ken, der demnächst an die 
Reihe kommt wieder aufgestellt werden. Man wird die 
Mannschaft der 18,000 Mann zuerst gegen Gruppen- 
Akkordlohn bei Wegebau- und Rodearbeiten verwenden, 
ehe die Vertheilung der Shooku- und Dorffluren und der 
einzelnen Acker au die verschiedenen Gruppen und an 
die Einzelnen durch das Loos geschieht. Man wird für 
ihre Weiber und Kinder Sorge tragen müssen, sie 
entweder erst später nachkommen lassen, oder für ihre 
indastrielle Verwendung in jenen Monaten sorgen, 
(Weben, Hanf- und Flachsreinigen, Netzestricken etc), 
wo sie ihren Männern noch nicht an Ort und Stelle bei 
Begründung der Ansiedlung helfen können. Man wird 
Arzte, Lehrer, Priester, und gewisse Hand\ferker auf 
die einzelnen Shooku vertheilen; kurz man wird sehr viel 
mehr zu thun haben, als wie ich hier nur andeuten kann. 
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Die Hauptsache aber ist^ dass in der oben angege- 
benen Organisation ein Mittel gegeben ist, nm alle 
Ausgaben gerecht za vertheilen, and dass jene Organi- 
sation die Sicherheit der Rückzahlung verbürgt. 

§. 19. 

Schliesslich sei noch an einen Umstand erinnert, 
der die endliche Tilgung dieser Colonisations- Schuld za 
einer dem Gläubiger überaas sicheren macht. Wir 
sahen oben, auf jedes Dorf kommen fast 800 Che 
Fläche. Erhält jeder Colonist 2 Cho, so beanspracht 
das 90 Cho und es bleiben noch ca 700 Cho übrig im 
Eigenthum des Staates. Ein Theil davon wird freilich 
noch practischer Weise jedem Dorfe als ein Gemein- 
degnt für Weide und Holzung gegeben werden, ein 
Theil wird auch für jede Bebauung ungeeignet sein, 
wird felsig, sandig, sumpfig sein. Dennoch werden 
immer in jedem Dorfgebiete dem Staate grosse Flächen 
bleiben. Diese sind jetzt ganz werthlos ; ich sah 
Flächen so gross und weit wie das Auge trägt in 
der Nähe von Nemuro, die für 350 Yen verkauft 
waren. Sobald nun diese zahlreichen grossen 
Flächen inmitten von besiedelten liegen und 
somit auch zugänglich durch Wege geworden sind, 
haben sie einen beträchtlichen Werth nnd Verkaufs- 
preis erlangt. Aus ihrem Verkauf an spätere Ansiedler 
oder auch an die ersten Colonen und deren Nachkommen 
wird der Staat dann sogar bedeutenden Gewinn ziehen. 
Es ist für den Staat daher mit gar keiner finanziellen 
Gefahr verbunden für die Colonisationsschuld^ wenn 
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sie durch Colonisationspfandbriefe aufgebrachfc wurde, 
Garantie zu Kisten. 

§. 20. 

Aas welchen Kreisen sollen nun die Ansiedler 
genommen werden ? Sollen es Shizoku sein ? — Eine der 
wichtigsten Aufgaben der gegenwärtigen Japanischen 
Staatsmänner i«t sicherlich, die Shizoku unter die 
erwerbende und producirende Bevölkerung einzureihen ; 
auch würde der kriegerische Geist, der iu ihnen lebt, 
sie sehr geeignet machen, um in ihnen ein Bollwerk 
gegen Augriff zu schaffen, auch sind ja schon von 
mehreren ehemaligen Daimio's grosse Schaaren der- 
selben im Hokkaido angesiedelt worden, und auch in 
anderen Provinzen giebt es einige blühende Shizoku- 
Ortschaften. Sind die Erfahrungen, die man im Hokkai- 
do mit Shizoku-Ansiedlungen gemacht hat, günstige, U4]n 
80 wird man auch für die jetzt vorgeschlagene Koloni- 
sation namentlich Shizoku anwerben. Ich kenne die 
bisher so erreichten Resultate nicht. Ich sollte aber 
meinen, die Aufgabe auf noch nicht urbargemachtem 
Boden, auf neuem Lande sich anzusiedeln ist für solche, 
die die Landwirthschaft selbst noch nicht viele Jahre 
geübt haben, unendlich viel schwerer, als für junge Bau- 
ernbursche, die von Kindheit an mit Axt und Hacke 
umzugehen verstehen. Die Fälle, wo es einem Shizoku 
nicht gelingt, seine Neu ansiedlung zu einer pro- 
sperirendeu zu gestalten, werden viel häufiger sein, als 
solche, wo es einem „ Bauern *' nicht glückt. Freilich 
das Princip der Solidarhaftbarkeit jeder Gruppe und 
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der Terschiedenen Grappensysfceme würde anch bei 
häufigem Vorkommen schlechter Wirthe doch dem 
ganzen Ereditwerk Sicherheit geben. 

Für die Kolonisation des Hokkaido habe ich 
hauptsächlich an Bauern gedacht^ zweite und dritte 
Söhne bäuerlicher Eltern^ die der Ackerbauarbeit 
gewohnt und kundig sind. 

§. 21. 

"Wahrscheinlich wird die Anwerbung von frei- 
willigen bäuerlichen Auswanderern, wenn 
so grosse Hilfe, wie ich oben vorgeschlagen, gegeben 
wird, in jedem Gun und Ken die nöthige Anzahl Leute 
schon ergeben. Wenn das aber nicht der Fall wäre, so 
würde mir der Staat auch vollständig in seinem Recht 
erscheinen, wenn er solche Hokkaidokolonen gerade so 
„ aushöbe'S ^^ ^r Leute zum Militärdienst aushebt- 
Der Endzweck ist in beiden Fällen der gleiche, ein 
politischer, der Schutz japanischen Gebietes. Nun ist 
zwar weder eine solche Aushebung von Leuten zur 
Colonisation noch die Organisirung derselben vermittelst 
einer Colonisationsbank je irgend wo geschehen ; warum 
sollte aber Japan, wenn es die hier entwickelten Ideen 
richtig und practisch ausführbar findet, nicht das erste 
Land sein, auf solchem Wege voranzuschreiten, nachdem 
es nun schon die Erfahrung gemacht hat, dass die blosse 
private Auswanderung nach dem Hokkaido für seine 
Zwecke nicht genügt f 
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§. 22. 

Durch eine solche dichtere BeBiedelung des Hokkai- 
do wurde auch den dortigen Meeres producten ein weit 
höherer Werth gegeben werden. Es ist jammervoll, 
dort die herrlichsten Tafel fische, die leckerste Nahrung 
des Meuschen, in unglaublichen Quantitäten nur za 
geringwerthigem Fischoel und Fischguano zusammen- 
gekocht zu sehen. Hätte die Fischerei dort ein Hinter- 
land, an welches sie ihren Fang frisch verkaufen könnte, 
wie auf den anderen Hauptinseln, so würde die grosse 
jetzt nicht sesshafte Fischereibevölkerung (oa 60,000 
Leate von der Nordostküste der Hauptinsel, die jährlich 
für den Sommer nach dem Hokkaido hinauf und dann 
wieder von dort zurück wandern) bald sesshafb werden. 
Das Vorhandensein der Ackerbauproduction im Hinter- 
land würde das schändliche „Trucksystem", bei welchem 
den Fischerknechten Nahrungsmittel von ihren Brodher- 
ren zu hohem Preise verkauft oder angerechnet werden, 
beseitigen und an Stelle nur einiger grosser Fischerei- 
Kapitalisten würde eine grosse wohlhabende Fischerbe- 
völkernng Besitzer der Hukkaido-Küsten werden. 

Tokyo, 11. Juli 1883. 
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III. 



DIE ERMÄSSIGUNG 



DER 



GEUNDSTEUEE. 

(1878.) 



§. 1. 

Die Geldgrundsteuer. 

Die Japanische Grundsteuer ist meiner AnSassang 
Dach in der Periode Meiji in fünf Beziehungen eine 
andere gegen früher geworden. Sie wurde 

1, geringer; 

2, gleichmässig für alle Theile Japans ; 

3> gleichmässig für grosse und kleine Landbesitzer, 
die kleinen entlastend, die grossen mehrbelastend ; 

4, ans einer Natnralgrundstener zu einer Geldgrund- 
Steuer ; 

&, aus einer Procentsteuer vom wechselnden Brutto- 
Ertrag zu einer Jahraus Jahrein gleichbleibenden Pro- 
centsteuer vom stabilen Kapital werth. 

Jede dieser 5 Veränderungen erschien als ein 
bedeutender und dankenswerther Fortschritt. Punkt 1, 
2 und 3 erwiesen sich sicher als solche, Punkt 4 und 
6 zeigten aber in der Erfahrung unvorhergesehene 
Uebelstände. 

Die Entrichtung der Steuer in Geld ist einerseits 
für die Staatswirthschaft ungemein bequem, sie 
erspart die Mühewaltung der Aufbewahrung des 
Heises und mühsame Controllen bei seiner Ablieferung, 
tiud enthebt vor allen Dingen die Regierung den Ein- 
flüssen der schwankenden Reispreise, welche jeden Bud- 
g^'t-Anschlag zu Nichte machen können. Der letzte 
scheint mir der wichtigste Grund gewesen zu sein für die 
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Eiufüliriing der Geldgrundstener, die ja aach desshalb 
in allen Europäischen Staaten, in Indien and Nordame- 
rika, ja in fast allen Staaten eingeführt ist. Die 
Entrichtung der Steuer in Geld ist andrerseits dem 
Bauern voraussichtlich vortheilhaft. Voranssichtlich 
werden, wie auch in Europa, die Getreidepreise allmählich 
steigen, dann nimmt der Bauer mehr für sein Getreide 
ein ; zahlt er den gleichen Betrag wie jetzt, so zahlt er 
einen geringeren Procentsatz seiner Einnahme und wird 
also entlastet. 

Auch die Umwandlung der Frocentsteuer vom 
wechselnden Brutto-Ertrag in eine Jahrein, Jahraus 
gleichbleibende Frocentsteuer vom stabilen Kapitalwerth, 
ist entschieden ein Fortschritt für die Ordnung in der 
Staatswirthschaft. Die Fixirung des Grundsteaerer träges 
auf gleichbleibende Höhe war möglich in den Euro- 
päischen Staaten, so erschien sie es auch für Japan. 

Die Funkte 4 und 5 zeigten aber in der Anwendung 
in Japan doch auch Nachtheile. Die Regierung erreichtti 
nnr die eine ihrer Absichten : die Ordnung im Staats- 
haushalt, aber nnr theilweise ihre Absicht den Bauer zu 
entlasten. Der Bauer klagte, dass, obgleich er jetzt 
weniger zahlen sollte als früher, er es doch in d r ü k- 
kenderer Weise zahle. 

Funkt 4: Die Einforderung der hohen Geld-Grund- 
steuer zwingt den Baner einen sehr grossen Theil seines 
Verkaufygetreides auf einmal auf den Markt zu bringen, 
sie zwingt alle seine Nachbarn zu gleicher Zeit in gleicher 
Weise. So ist ein grösseres Augebot da als zwingendes 
Kaufbedürfiiiss für den Augenblick da ist, der Getreide- 
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Händler wird dadurch zum Speculatiooskäufer, der 
Händler kann warten, der-Bauer nicht; das drückt den 
Preis : der Baner erhält für seinen Reis weniger, blos 
desshalb, weil die Grundsteuer-Bezahlung ihn zwingt die 
Ernte grossentheils zu verschlendern. — Abhülfe : So 
lange man noch Korngrnndstener hatte, war allerdings 
ein Steuertermin brtld nach der Ernte das wenigst 
drückende, ans der Fülle der Ernte wurde leicht 
abgegeben und der Staat sicherte sich seine Steuer. 
Wenn man Geldgrundsteuer hat, sind viele über das 
ganze Jahr bin vertheilte Steuertermine, die Zeit lassen 
die Umwandlung des Kornes in Geld zu vollziehen, das 
wenigst drückende. In Preussen, dessen Grund- 
steuer nur 4,210 % vom Reinertrag und gar nur 0,842 
% vom Brutto-Ertrag ist,*) sind doch jährlich 12 Steuer- 
tprmine für nöthig erachtet worden. In den ersten 8 
Tngen jedes Monats ist ^ des Jahresbetrages der 
Grundsteuer zu entrichten. Das würde, wenn auch hier 
einffpführt, den Bauer von dem Zwang befreien für 
Bestreitung der Grundsteuer sein Getreide verkaufen zu 
müssen, würde das Getreideangebot über das ganze 
Jnhr hin vertheilen und dem entsprechenden Consum- 
tionR-Bedürfniss gegenüber stellen. Der Bauer würde 
mehr Geld für sein Getreide erhalten.**) 



•) Nach E. Enjfel „Wie hoch belastet in Preussen die Grundsteuer die 
Landwirthschaft?" Ztechr. d. K. Preuss. Statist. Bureaus, 1867. Seite 16i. 
••) Späterer Zusatz. Die Grundstonerzahlung wurde erstreckt : 
durch Verordnung t. 24. Jan. 1876 auf Monate (v. l. Juli bis Sl März.) 
„ „. T. Juli 1877: 

für Reisland „5 „ (v. 1. Dcc.-30. Apr.) 

„ anderes Land „ 6 „ (v. 1. Juli-31. Dcc.) 

(Fortsetzung.d. Aum. auf d. folg. Seite.) 
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Punkt 5 : Wie drückend die jetzige Fixirang und 
StabiliruDg des Stenerbetragea sein mass, geht aus 
Folgendem hervor. In dem officiellen Japanischen 
Katalog für die Weltausstellung in Philadelphia findeich 
u. A. pag. 104 folgende Bemerkung : „ In der Provinz 
Higo, die als eine der fruchtbarsten gilt^ trägt der beste 
Boden in der Nachbarschaft des Dorfes Yamashiro in 
guten Jahren 3729 Liter per Hectar und in schlechten 
Jahren 1891 Liter" (Fall A.); „Der schlechteste 
Boden trägt in guten Jahren 1891 und in schlechten 
1582 Liter per Hectar" (Fall B.). „la der Provinz 
Musashiy die in Bezug auf Fruchtbarkeit nicht be- 
sonders bemerkenswerth ist, gibt der beste Boden in 
guten Jahren durchschnittlich 3092, in schlechten 1465 
Liter per Hectar." (Fall C.)- — Hieraus ist ersichtlich, 
dass die Abweichungen der schlechten von den gaten 
Jahren recht beträchtliche sind. Die der Berechnung 
des Verkauföwerths der Liegenschaften zu Grunde 
liegenden, von der Grundsteuer - Veranlagung als 



durch Verordn. t. 17. Febr. 1881 : 










für Reis Und 


» 81 


,^ 


(1.XI-16.XII und 1.1—28. II.) 




„ anderes Land 
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(1. VII— 81. X.) 


»t »» 


No. 24, 1882 










für anderes als Keisland 


„ 2 
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(Juli und Januar.) 


*f tf 


No. 36, Not. 1883 










für Reisland 


„ 3i 


»> 


(l.XI— 16.XII und l.II— 31. III). 


f» f> 


No. Ifi, Juni 1886 










ffir Rcisland 


„ 61 


., 


(1. Nov.— 20. April.) 



Dabei war der betr. Zeitraum bald in 2, bald in 3, bald in 4 Termine getheilt, mit 

Terschiedener Abmessung der auf jeden Termin fallenden Quote. 

Anstatt der empfohlenen Vcrtheilung über 12 Monate fand eine grossere Zusam- 

mendr&ngung der Steuererhebung auf weniger Monate statt. Die Zeiten der Zahlung 

für Reisland und anderes Land zusammengezogen, dauerte der Grundsteuer-Entrich- 

tungstermin, nach Festsetzung im Jahr : 

1877 10 Monate (l. VII— SO. IV.) 

188'i 4i „ (1. XI— 15. XII, 1. 1-28. II und Juli) 

1886 df „ (1. XI— 20. IV, und Juli) 
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Durchschnitte an genommenen Brutto - Ertrags - Mengen 
müssen daher auch den wirklichen Ertrag eines 
schlechten Jahres weit überragen. Das schlechte 
Jahr muss weit unter dem Mittel der Grundsteuer- 
Veranlagung bleiben. Wären z. B. die arithmetischen 
Mittel obiger Erträge die von der Grundsteuer* 
Veranlagung angenommenen durchschnittlichen Brutto- 
Ertrags- Mengen gewesen, wäre also 

im Fall A. »729 + 1891 _ ^^^ ^^^ Durehscbuifcta. Rohertrag 

^ 1891 + 1582 _ .^^^ 

p 3092 + 14fi5 _ 007Q K 

80 wäre der Ertrag des schlechten Jahres, von dem oben 
gesprochen wird, 

mit 1891 Liter, nur 67,3% des angenommenen Uohertragcs 2810, 
„ 1582 „ „ 91 ,1 ,, ,1 „ „ 1736,5 

„ 1465 ,, „ 64,3 „ „ „ „ 2278,5. 

Wenn wir die Erute in gewöhnlichen Durchschnitts- 
juhren als gleich 100 setzen, so fH.llen auf diese 

(Vergl. die Anmerkung auf der nächsten Seite.) 

Ackerbaukosten Ifi Theilc 

Grundsteuer : 
2i% Staatsgrundstener 21,25 Tbeile 
\% Kengrnndsteuer 4.25 23,5 ,, 

Verzinsung des Kapitales 59,5 yy 

100 llirile 



Nehmen wir für ganz Japan einmal ein schlerlite» 
Jahr mit nur 75% der sonstigen Durchschnittsköruer- 
Ernte an. Wie gestalten sich dann die Verhältnisse ? 

Wenn wir die Ernte in schlechten Jahren als gleich 
75 setzen, so fallen auf diese : 
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Ackerbaakosten ebenso 
Gmndstener yj 

und es bleiben dann der 

Verzinsung des Kapitalps nur 



15 Theilc 
25,5 „ 



75 



Nach der Statistik der Finanzministeriums (1874) ist. z. B : 
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Der Wertb 
pro Tan. 


Die 

emrliätzte 
Eneneirajr 
ai Reis 
pro Tai. 


Der Durdi- 
sdiiittg- 

pieii 
defKoki 

Reis. 


Das 

Gesanmt- 

Rneo^iss 

proTaa. 


Steaen 

lad Vema- 

siniedeg 

Kapitales 

nsafflmei- 


Also 

Afkerbu- 

KoBteL 


Ackeiiaih 

Kratei ii 

Prottitei 

de«^. 

lekatztei 

Oeammt- 

Ertnf;«. 


Im Tokio-fi. 
„ ShirakairakeB. 


Yen. 
65,3i 
58,39 


Koko. 
1,45 
i,5o 


Tea. 
5, So 
4,58 


Yea. 

7,685 
6,870 


Tel. 

6,532 
5,839 


Yea. 
i,i53 
i,o3i 


Yei. 

i5% 

i5% 



Die Ackerbmikosten in Rubrik 7 bnbe ich auf indirectem Wege aus- 
gerpcbnet, indem ich in der f>. Rubrik 10% des Werthes des Reislandes pro 
Tan für Steuern und Verzinsung des Kapitales zusammen in Ansatz und 
diesen Ansatz von dem Betrage derGesammterzengniss pro Tan (Rubrik 5) 
in Abzug brachte. Rubrik 8 ergibt das Verhältniss dessen, was für 
Ackerbaukosten übrigbleibt, zudem Gesammterzeugniss in beiden Fällen als 
gleich n%. 

Späterer Zusatz.— Ob dieses bei der Grundsteuerregnlimng, 
wie es scheint, allgemein angenommene Verhältniss der Ackerbaukosten 
zu dem Durchschnittsei'tmge immer oder meistens der Wirklichkeit nahe 
genug entspricht, dürfte eine der schwierigst zu entscheidenden Fragen 
sein. Ist es unrichtig, so kann dieser Umstand zu grossen Härten führen. 
Specialuntersuchnngen hieräber wären sehr empfehlenswerth. Ich habe 
mich für die vorliegende Arbeit darauf beschränken zu dürfen geglaubt, 
diese Annahme vorläufig als eine richtige zu Viehandeln. — In Preussen machen 
im grossen Durchschnitt für den Staat die Ackerbaukosten, nach Engel 
a. a. O., 80% der Roheinnahme aus. 

Nach den Rubriken 2 und 5 berechnet würde der gesammte Rohertrag- 
eines Jahres (Ruhr. 5) 11.7fi7, resp. 11.766 Procente vom Werthe des 
Ackers darstellen. 3 Procente vom Werth des Ackers betragen die Grund- 
steuern. Daraus folgt, dass die Grundsteuern 25.5 Theile vom Boheilrag- 
ausmachen. 
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Nan würden freilich in schlechten Erntejahren die 
Preise steigen^ aber unter der Concarrenz der Getreide- 
Einfuhr vom Auslande her vermuthlich nicht so um die 
Kommindereinnahme der Bauern zu decken. Und in 
allen den Fällen, wo die schlechte Ernte nicht dem gan- 
zen Lande^ nicht der ganzen Provinz, sondern nur ein- 
zelnen Bezirken oder einzelnen Besitzern widerfährt, da 
ist gar kein ausgleichender Entgelt möglich und wie 
schwer ist es da nun 25,5 Theile als Steuer hinzugeben 
und nur 34,5 Theile zu behalten I 

Die Abhülfe liegt meines Erachten s in der Grün- 
dung von Grundsteuer-Deckungs-Fonds, 
wie die Preussischen Bheinlande sie haben 
und über welche ich an auderm.Orte schon berichtete. 
In Preussen genügten 2 % Zuschlag zu dem Betrage 
der Grundsteuerhauptsumme um den Deckungsfonds zu 
dotiren. In Japan wirken erheblichere Naturereignisse 
auf die Ernten ein ! Fluthen, Dürren, Taiphune, Erd- 
beben, endlich Schädigungen bei Aufstau den und Krieg, 
und dürften daher 5 bis 10 % hier erforderlich und 
wünschenswerth sein. 

Nehmen wir an, 10 % der Grundsteuer oder 2,55 
Theile der geschätzten Durchschnittsernte würden 
alljährlicb dem Deckungsfonds zugewiesen, so würde 
dieser voraussichtlich selbst bei allgemeinen Landes- 
kalamitäten im Stande sein anstatt der Steuerpfiich« 
tigen an den Staat die Grundsteuer zu zahlen (Aufgabe 
des Gun-Grundsteuer-Deckungsfonds) und selbst noch 
den von den Unglücksfällen Betroffenen ausserordentliche 
Unterstützungen wie in Preussen zu gewähren (Aufgabe 
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des Staats- und der Ken-Grundsteuerfonds neben ihrer 
andern Aufgabe der eventuellen Grundsteuerdeckung.)-^ 
Zur Hervorhebung dieser beiden verschiedenen Auf- 
gaben spreche ich in dem einen Fall in engerem 
Sinne von Grundsteuer-Deckungs fonds, in 
dem anderen von Grundsteuerfonds. 

Der Fonds wäre beispielsweise, anschliessend an 
die Organisation von Staat, Ken und Gun zu spalten : 
Es fliessen 

0,25 Theile zum Staats- Grundsteuerfonds, 

0,8 „ „ Ken- „ „ „ 

1,5 „ ,, Gun-Grundsteuer-Decknngsfond 
S» 2,55 Theile wie oben. 

Wo der Gun-Grundsteuerdeckungsfonds nicht 
ausreicht, kann der Ken-Grundsteuerfonds eintreten ; wo 
der Ken-Grundsteuerfonds nicht anareicht, kann der 
Staats-Grjindsteuerfonds eintreten. 

Ueber die Verwendung des Gun-Grundsteuer- 
Deckungsfonds beschliesse die Gun- Vertretung*) unter 
Veto-Recht des Kenrei. 



*) SpätererZuBatz. Die Auuahme der Existenz eines Kreistages 
Qun-Kuwai, beruhte auf einer irrigen Auskunft* — Der Irrthum, dass es 
Kreistage gebe, ist ein weit verbreiteter. Selbst in der Veröjffentlichnng des 
K. J. Hofministeriums „Theempire of Japan,** Yokohama 1881, wird es 
Seite 9 behauptet. — Bei meiner Ausarbeitung eines Gesetzentwurfes betr, 
die Grundsteuer- Deckungsfonds («„Missernten-Deckungsfonds." Sielie 
Anhang IV,) wurde übrigens das Nichtvorhandensein von Kreistagen, Gun- 
Kuwai, bereits berücksichtigt. — Die Vertretungsfrage ist gegenwärtig, wie 
^olgt, geordnet : für das Reich ist ein Parlament zugesagt für das Jahr 
1890; für die 3 Hauptstädte (Fu) und die Provinzen (Ken) wurden die 
Fu-Ken-Kuwai durch Erlass vom Juli 1878 gebildet; in den 3 Fu und 
im Kanagawa-Ken, wo es mehrere Stadtkreise (Ku) neben mehreren 
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Ueber die Verwendung des Ken-Orundsteuerfonda 
bescbliesse die Ken-Vertretung auf Empfehlung der 
6an- Vertretung unter Vetorecht des Kenrei. 

Ueber die Verwendung des Staats- Grundsteuerfonds 
bescbliesse auf Antrag der Ken- Vertretung das Daijo- 
kawan. 

Der Gun-Orundsteuer-Ddckungsfonds diene allein 
dazn um Grundsteuer- Ausfall für den Staat zu verhüten, 
die Ken- nnd der Staatsgrundsteuerfonds diene zwar bei 
Erschöpfung des Gnn - Gründsteuerdeckungsfonds zu 
gleichem Zweck» im Uebrigen aber auch noch zu aus- 
serordentlichen Unterstützungen bei den vorgedachten 
Unglücksfällen, insofern solche Unterstützungen noth- 
wendig sind um die Steuerpflichtigen in zahlungs- und 
productionsfähigem Zustande zu erhalten. 

Die Gelder dieser verschiedenen Grnndsteuerfonds 
wären in Staats papieren zinsbar anzulegen. Welche 
andere Anlegung dieser Gelder zur Förderung der Land- 
wirthschaft noch wünschenswerth wäre und welche der 
Landwirth Schaft förderlichen Bankeinrichtungen dafür 
vom Staate noch in Japan einzuführen wären, werde ich 
die Ehre haben in einer andern Arbeit auseinanderzu- 
setzen. 



Landkreisen (Qan) giebt, wurde aaBserdem durch Erloss No. 8 vom Februar 
1881 eine Vertretung der Stadtkreise zusammen „Ku-bu-kuwai," und eine 
solche der Landkreise zusammen ,,Gun-bu-Kuwai'' constituirt ; durch das 
„Ku-Choson-Kuwai" Gesetz vom Mai 1884 wurden für die Stadtkreise (Ku) 
die Flecken (Cho), die Dörfer (Son) Vertretungen (Kuwai), die von den Kin- 
wohnem gewählt werden, (mit Sonderbestimmungen für die 8 Fu und die 
5 geöffneten Häfen) angeordnet. Gun-Kuwai, Kreistage, giebt et auch 
jetzt noch nicht. 



— 256 ~ 

Es gibt also zwei Hülfsmittel (nämlich S t e a e r in 
Monatsraten und Grandsteae r-D e c k a n g s- 
fonds)^ welche das Drückende der Geldgrundsteuer 
vermindern. Wenn die Grundsteuer-Deckungsfonds 
den Bauer aber nicht noch neu belasten sollen, dann muss 
der Beitrag zu denselben nicht ausser der jetzigen 
Grundsteuer noch obenein von ihnen erhoben, sondern 
muss 7on der bisherigen Grundsteuer abgezogen werden ; 
d. h. der Staat würde für die Sicherheit, dass er in allen, 
auch in den schlechten Jahren gleichviel Grundsteuer und 
ohne Unzufriedenheit der Bauern erhielte, sich einea 
jährlichen Abzug für die Grundsteuerfonds gefallen 
lassen. Es würden z. B. unter unserer oben gemachten 
Annahme einer Dotirung der Grundsteuerfonds mit 10 % 
der jetzigen Grundsteuer nach dem 1879iger Voran- 
schlag der Grundsteuer, 10% von 40,373,935 Yen, gleich 
4,037,393.5 Yen weniger direct in die Staatskasse 
fliessen. Woher einen Ersatz für diese nehmen ? 

Diese Frage beantworte ich mit dem Vorschlag der 
Einführung des Sakemonopols. 

§. 2. 

Die Geld- und Korngrundsteuer. 

Die japanische Finanz- Verwaltung hat von der 
strengen Durchführung der Zahlung der Staats-Grund- 
Steuer in Geld Abstand genommen und facultativ die 
Zahlung der Hälfte in Korn gestattet.*} Ich halte den 



*) Späterer Zusatz. Nur für die Steuer von Rcxsland- 
Bei dieser Naturalentrichtung wird der Reis zu dem früher bei der 
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Gedanken, der dieser Maasregel zu Grnnde liegt, für 
dnrcbaus richtig. Es wird darch dieselbe der Zwang 
das Korn für die Grundsteaerzahlang alles za gleicher 
Zeit aof den Markt zu bringen um die Hälfte vermindert, 
die Kornpreise werden also nicht so sehr gedrückt, der 
Bauer erhält daher mehr Geld von den Händlern und 
kann die Steuer leichter bezahlen. 

Dennoch sind zwei Einwäude zu erheben : 
1. — In theueren Jahren werden die Bauern von der 
Erlaubniss die Hälfte der Staatsgrundsteuer in Reis 
nach dem Durchschnittspreise der Grundsteuer- Ver- 
anlagung zu leisten in der Regel keinen Gebrauch 
machen, sie erhalten von ihrem Getreide durch Ver- 
kauf mehr als der Grundsteuer- Veranlagungapreis des 
Reises ist. Wohl aber geben sie in billigen Jahren dem 
Staate den Reis in Natura. Hierdurch kommt wieder 
viel Schwankendes in die Voranschläge des Slaatshaus- 
altes; denn in billigen Jahren wird die Staatskasse dann 
nicht soviel aus der Grundsteuer erhalten als worauf sie 
gerechnet hatte. — Dieser AiisfalL an Grundsteuer liesse 
sich vermeiden, wenn der Bauer, der die Hälfte in Reis 
zahlen wollte, sich dazu nicht nur für das Jahr der 
Anzeige, sondern auch noch für eine Reihe von Jahren 
verpflichten müsste. In dieser grösseren Zahl Jahre 
erhielte der Reis dann wieder seinen Durchschnittspreis. 
Das Schwankende in dem Staatshaushalte des einzelnen 



• Steuerreform angenommenen Durchschnittspreis des betr. Marktortes 
angenommen. . Die Anmeldung, dass man für das nächste Jahr von dieser 
Erlaubniss der Katuralentricbtung Gebrauch machen woUe^ ist stets bis 
zum 31. Dec. anzubringen. 
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Jahres wäre aber aach so nicht vermieden. Dies kann 
nur geschehen y wenn man für den Reis immer eine 
Yerwendang zu gleichem Durchschnittspreise fände. 
Dahin zielende Vorschläge mache ich im folgenden 
Paragraphen^ der von der Korn grunds teuer handelt. 

2. — Der Betrag selbst nur der einen Geldhälfte ist 
aber noch von einer gefährlichen Höhe. Denn, in der 
Thaty die japanische Grundsteuer ist unverhältnissmässig 
viel höher^ als die irgend eines andern Culturstaates. 

Berechnen wir die Grundsteuern in Procenten des 
Beinertrags. Die japanische Grundsteuer lässt 7 % zur 
Verzinsung des Grundetückswerthes und beträgt^ Staats- 
nnd Ken-Grundsteuer zusammen^ 3 % ; vor Abzug der 
Steuern beträgt der Beinertrag also 10 % des Grand- 
stückswerthes. Diesen Beinertrag vor Abzug der 
Steuern gleich 100 gesetzt, beträgt die Grundsteuer 
davon 30. Schreiten wir nun zur Vergleichung. 

Es beträgt resp. betrugt) die Grundsteuer 

in Pi-ocente 

Japan 1878, vom abgeschätzten Reinertrage 3o 
England, wo die Grundsteuer seit 1798 zum Tlieil abgelöst, 
zum Theil sehr viel niedriger geworden ist, 

1693 bis 1798 vom abgeschätzten Reinertrage 16 J 

< 'esterreich i857 „ „ „ 16 

Belgien 1859 „ „ „ 11) 

„ 1859 „ wirklichen „ 9 

Sachsen i858 bis 1860 „ abgeschätzten ,, 9 

Baden »» » w 8 

Würtemberg „ „ „ 7J 



*) Vergl. Ran „Grandsätze der Finanzwissenschaft*', 5. Aufl. §§• 
815 und 887. 
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Hannover, vor 1866, vom abgeschätzten Rüiiiertr.ige 1 1 % 

» >» ,» » wirklichen „ H p* 

Frankreich, seit 1790 „ abgeschätzten „ 30 ,» 

„ „ wirklichen „ 6 „ 

Preussen'*'}) i865 „ abgeschätzten „ 9} „ 

„ „ wirklichen „ 4i ,» 

Tu Japan Dimmt die Grundsteuer aUo einen doppelten 
bis siebenmal so grossen Betrag vom Beinertrage fort als 
in den KuUurstaaten Europas. Die i u 6 e 1 d zahl- 
bare Hälfte allein der Japanischeu Grundsteuer 
ist in ihrer Procentzahl nahezu ebenso gross als die Pro- 
centzahl des schwer besteuerteu Oesterreichs und 8 bis 
4 mal so gross als die Preussens. Noch viel ungünstiger 
wäre das Yerhältniss, wenn man die Proceute, welche die 
Grundsteuer von dem Roherträge fortniuimt allgemein 
vergleichen könnte. Vergleichen wir es aber wenigstens 
mit Preussen^ da hier das Material vorhanden ist. 

Für Japan nehmen wir den durchschuittlichen 
Rohertrag gleich 11, 765 °/q des abgeschätzten Ver- 
kaufswerthes der Liegenschaften an.^*) Ais Grund- 
belastnng betrachten wir, abweicheud von General 
Le GendrOy wie schon oben, sowohl die Staats-Grund- 
steuer mit 2^ % als auch die Ken- Abgaben mit ^ °/q, 
zusammen also 3 ®/o des abgeschätzten Verkaufs werthes 
der Liegenschaften. 

Die Grundbelastnng verhält sich also zur Bohein- 
uahme wie 3 zu 11,765, d. h. die Grundbelastuug beträgt 

*) Vergl. E. Engel, Ztschr. d. K. Preuss. Stat. Bur. 1867, Sdte 153 
und 154. 

••) General Le Gendro rechnet 11,65 %. Siehedessen nProgresslve 
Japan, a study of the political and social needs of the cmpire/* New York 
and Yokohama 1878, Seite 218. 
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in Japan 25,5 % vom Rohertrag. In Prenssen beträgt 
sie, wie Engel 1867 zeigte, aber nur 0.842 % vom 
Rohertrag. Die GrnndbelastaDg nimmt also in Japan 
einen 30 mal so grossen Betrag vom Gesammtertrage in 
Ansprach als in Prenssen. 

Eine so hohe 6rands:;ener nnn ganz oder anch nnr 
znr Hälfte in Geld zu erheben, bringt, znmal in einem 
Lande, wo der Geld verkehr, die Versendungs- nnd Absatz- 
gelegenheiten noch erst sehr schwach entwickelt sind, 
Gefahren mit sich. Ich meine nicht die Unzufriedenheit 
der Bauern nnd ihre Neigung daher zu Revolten, sondern 
die volkswirthschaftlich verderblichen Folgen, die sich 
vielleicht hier in Japan noch nicht klar und deutlich 
gezeigt haben, weil die Wirkungszeit der Geldgrundsteuer 
zu kurz ist, die sich aber, wenn die hohe Grundsteuer 
längere Jahre auch nur zur Hälfte in Geld erhoben 
wird, hier eben so sicher zeigen werden, wie z. B. in 
Indien. 

Die Verhältnisse Indiens und Japans in 
Bezug auf die Grundsteuer sind sehr vergleichbar. 
Beides sind hauptsächlich Reis producirende Länder mit 
mehr intensiver als extensiver Landwirthschaft, beide 
begünstigt durch Klima und Boden; in beiden nimmt der 
Staat einen so grossen Theil des Ertrages als Grundsteuer 
in Anspruch, dass diese das Haupteinkommen des 
Staates ausmacht« 

Es betrug nämlich : 
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Die Grondsteaer 


Die Gcsammteiöiialinie 


AkodieGnnditeaer 
bftrvir ProceBte der 


Ii lidiei*) i863... £ 19.570.147 
i864... .2o.3o3.423 
i865... „ 20.095,061 

liJipaB. 1878 
StuU^ndstewr ... Yn 4o.373,935 


45.143.752 
44.6i3,o32 
45,652,897 

53,275,926 


43.4 
45.5 

47.0 


Dnrchic1nittL44,3 
75,8 



In Bezug auf die Höhe der Grundsteuer ist Japan 
besser mit Indien als mit Preussen vergleichbar; machte 
doch nach dem Etat 1878-79 die Grundsteuer mit 
40,208,000 M. bei 671,592,116 M. Gesammteinnahme in 
Prenssen nur 6% der Gesammt- Staatseinnahme aus, 
während sie in Indien 41 und in Japan 76% derselben 
beträgt. Und dabei haben wir die Ken- Grund Steuer mit 
ihrem Betrage von über 8 Millionen Yen hier noch gar 
nicht einmal gerechnet. Der Geldtheil dieser japanischen 
Staats- Grundsteuer, bloss diesen in Betracht gezogen, 
macht mit seiner Hälfte ungefähr den Antheil an der 
Gesammt-Staatseinnahme aus, den in Indien die ganze 
Grundsteuer ausmacht. Er wird in seinen Folgen denen 
der indischen Geldgruudsteuer nahezu gleich zu setzen 
sein. Welches sind nun die Folgen der indischen 
Grundsteuer f 

In einer englischen Arbeit über Indien, welche 
grösst^ntheils auf officiellen Berichten beruht, lesen 
wir :**) 

») Handbuch der Krdkunde von G. A v. Klöden. Berlin 1877. IV. Bd. 
S. 465 und 466. 

**) The pcoplc of India. By Floreuce Nightingale. Ninetocnth 
Century. August 187ö. 
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„Von Jjihr zn Jnhr schwindet das bischen Unabhän- 
gigkeit, das jVtzt noi-h den Bauern übrig gelassen ist, 
allmählich mehr nnd mehr nnd wenn nichts gethan 
wird uro diesen Process zu hemmen, so wird die ganze 
Masse der Ackerbauer in wenig Jahren zur Stellung von 
Tagelöhnern herabgesunken sein. Der übermässige 
Druck der Grundsteuer hat hiermit etwas zu thnn. 
Es ist für den Ackerbauer meist unmöglich seine Er- 
zengnisse ohne den Geldverlether in Silber zu ver- 
wandeln. Einige Steuercommispäre meinen, es würde 
weiser sein den Bauern die Wahl zu erlauben, ob sie, 
wie in früheren Zeiten ihre Grundsteuern in Naturalien 
entrichten wollen. „,,Auf keine andere Weise fürchte 
ich kann die Macht des Geld Verleihers gebrochen 
werden." " (Siehe Deccan Riots Commission Report.) 

„Wenn eine Verwaltung unabsichtlich durch die 
Forderung die Grundsteuer nicht in Naturalien, sondern 
in Geld zu entrichten, während es für den Ackerbauer 
ganz nnd gar unmöglich ist Geld, ausser durch die 
Vermittlung des Geldverleihers zu erhalten, eine unwis- 
sende Bauernschaft in solch eine Lage gebracht hat 
wie diese^ dann etc. etc. 

„Wenn es wahr ist, dassein Zinsfuss von 36, 40, 50, 
66, oder selbst 100 oder 200 oder 300%, den Bauern vom 
Geld Verleiher abgepresst, ein nicht ungewöhnlicherer 
Zinsfuss im Inneren Indiens, als ein Zinsfuss von 3^, 4, 
5, 6 oder höchstens 10% in England ist, was ist da mehr 
zu fürchten, die Eroberung Indiens durch die Russen 
oder die Eroberung Indiens durch den Wucherer f '' 
(Seite 204) 
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„,,T)\e grosse Masse des Volkes von Indien sind 
Arme : Sie köonea ihre Steaera in eioem guten 
Jahre gerade zahlen nnd sind gänzlich zahlungsunfähig, 
wenn die Ernte schlecht ist. Steuernachlässe müssen 
vielleicht jedes drifte Jahr in den meisten Bezirken 
gemacht werden. Und Missernten sind in irgend einem 
Bezirk oder irgend einer Gruppe von Bezirken in jedem 
Jahr.*' " „Wessen eindrucksvolle Worte sind dieses ? 
Nicht die eines Parlamentsredners oder eines Advocaten, 
der übertreibt^ nicht die eines Geschichtsforschers oder 
eines Journalisten, der in seinem Zimmer gemächlich 
schreibt. Es sind die eines unserer grossen Englischen 
Proconsuln, der in Indien über eine Bevölkerung nahe- 
zu doppelt so gross wie die Frankreichs herrscht, über 
sich nur den Yicekönig, es sind die eines Mannes, der 
mehr gethan hat als vielleicht irgend ein Anderer den 
indischen Bauer zu heben, indem er ihm eine Art Ver- 
tretung, eine Stimme selbst mitzusprechen gegeben, 
Erziehung, Strassen und eine Art von Unabhängigkeit 
oder die Macht sein Eigenthum zu behaupten*' (Seite 
124). 

,,Wie kommt es, dass ganze Bevölkerungen, die zu 
den arbeitsamsten der Erde zu rechnen sind, auf dem 
fruchtbarsten Boden vielleicht des ganzen Erdballes, 
die Aermsten in der Welt sind ? wie kommt es, dass ganze 
Völkerschaften allezeit halb am Verhungern, von Zeit 
zu Zeit am Bande der Hungersnoth sich befinden ?** 
(Seite 200). 

Diesen beredten Worten, wie verderblich hohe Geld- 
gruudsteuer — freilich nicht als einzige Ursache —aber 



J 
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sicher mit als eine Haupfc-Üraache in Indien gewirkt 
hat, und welche eine theil weise BesseruDg der Zuetände 
auch in einer faciiltativen Rückkehr zur Korngrnnd- 
steuer finden, möchte ich den Hinweis hinzufügen^ 
wie nothwendig bei hoher Geldgrund- 
steuer eine strenge Handhabung des 
Wucherverbot-Gesetzes in Japan ist. 

Wir müssen uns aber erinnern, dass dieses ja- 
panische Wncherverbot- Gesetz immer noch Zinsen bis 12, 
bis 15, resp. bis 20 % erlaubt; der Reinertrag des Bauern 
aber nach der Okiirasho - Abschätzung vor dem 4. 
Januar 1877 nur 6 und also doch jetzt, nach dem 4. 
Januar 1877*) nur 7 % beträgt. Machen wir uns klar, 
was dieses rechnuugHiiiässig heisst. 

Oben zeigten wir, dass, die Roheinnahme des 
DnrchschnittsJHhres gleich 100 gesetzt, in Durch- 
schnittsjahren o9,5 Tbeile derselben frei sind zur 
Verzinsung des Knpitalwerthes des Grundstücks, in 
schlechten Jahren aber z. B. nur 34,5 Theile der Durch- 
schnitts-RoheinuHhnic ; d. h. wenn das Land in Durch- 



*) Späterer Zusatz. Gemeint ist das Datum der Herabsetzung 
der Staats- nnd Ken- Grundsteuer zusammen um l %. Nämlich n. d. 
Allerhöchsten Erlass vom 28. Juli 1873 betrug die Staategrundsteuer 8 % 
vom Preise des Grund und Bodens, und bei der Local-Grondsteuer der 
erlaubte Zuschlag J, d. i. 1 % v. Preise d. Grund und Bodens ; durch d. 
AUerh. Erlass vom 4. Jan. 1877 erfolgte eine Erleichterung, so dass 
nunmehr die Staategrundsteuer 2} % v. Pr. d. Gr. nnd B., und bei der 
Localgrundsteuer der erlaubte Zuschlag ^, d. i. } % v. Pr. d. Gr. and 
Bodens betrug. — Schon im Jahre 1880 wurde aber die Höhe des zulässigen 
Zuschkges wkiler guändort und nunmehr auf „ höchstens i der Staats- 
grundstcucr*' festgestellt. 
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Schnitts jähren nach der Berechnung des Finanzmini- 
steriums sich mit 7 % verzinst, so verzinst es sich in 
schlechten Jahren nur mit 4 %, da 59,5 und 84,5 in 
demselbenVerhältniss stehen wie 7 und 4. Nehmen wir ein 
Beispiel. Ein Landwirth hat ein Besitzthnm im Werthe 
von 500 Yen, der Reinertrag davon nach der Steuer- 
veranlagung ist 35 Yen; Er hört wie er den Werth 
seines Besitzthums heben könne, wenn er Vieh hätte 
seine Weiden auszunutzen, er hört von den grossen 
Gewinnen, die er so machen könne, borgt sich 200 Yen 
a 15 % per annum und kauft sich dafür Vieh. Er 
rechnet auf viel höheren Gewinn als 15 %, Er hat 
aber Unglück. Eine der ja auch in Japan häu6gen 
Viehseuchen befällt sein Vieh, es stirbt, er hat nun 
keinen Nutzen von ihm und sich mit Schulden be- 
lastet. Oder nehmen wir an, Brandungiück oder Ueber- 
schwemmung oder sonst dergleichen Unfall habe ihn 
in Schulden von besagten 200 Yen gebracht ; er hat für 
sie 30 Yen Zinsen zu zahlen, es bleiben ihm also nur 5 
Yen zu noth wendigem eigenem Verbrauch, — angenommen 
er könnte sich damit einrichten. Kommt nun aber 
einmal ein schlechtes Jahr mit 4 Yen Reinertrag pro 
100 Yen, so beträgt seine Rein-Eiu nähme gar nur 20 
Yen. 5 Yen davon braucht er nach obiger Annahme 
nothwendig für sich ; so bleiben ihm nur 15 Yen, die 
Zinsenschiild beträgt aber 30 Yen, er muss also die 
Hälfte seiuer Zinszahlung schuldig bleiben uud ist damit 
in die Hände Beines Gläubigers gegt^ben, dem er tum 215 
Yen oder die Summe schuldet, die es dem Gläubiger ge- 
fällt, sich statt desseu für die Prolongation verschrei Ivn 



J 
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ZQ lassen, vielleicht 250 Yen, vielleicht 300. Der Mann 
ist durch das eine ünglücksJHhr schwer geschädigt. Sich 
za befreien von der Schuld wird ihm kaum gelingen, ihm 
ist durch die Steuer dazu die Sparkraft genommen, er 
kann in guten Jahren gerade nur seinen Verpflichtungen 
nachkommen. Im Lauf der Jahre kommen dann aber im- 
mer wieder solche der Misserute und dann wird seine 
Schuld schwerer und schwerer; er geht wahrscheinlich 
dem Verlust von Hab und Gut entgegen. Dieselbe hohe 
Grundsteuer, die den Mann hinderte in guten Zeiten 
gegen allzeit mögliche Unglücksfälle einen Sparbetrag*) 
anzusammeln, welcher den Zwang sich Geld zu borgen 
ganz beseitigt hätte, hindert ihn auch sich von seiner 
Schuld ganz zu befreien. 

Ich glaube mit dem Hinweis auf Indien und mit vor- 
stehendem, den Japanischen Verhältnissen angepasstem 
Beispiel bewiesen zu haben, wie auch für Japan eine 
gewisse Gefahr vorhanden ist, dass die hohe Grund- 
steuer selbst bei stricter Beobachtung des gegen- 
wärtigen Wucherverbot gesetzes und selbst bei theil- 
weiser facultativer Entrichtung in Reis, den Landbesitz 
allmählich den jetzigen Ackerbauern ebenso wie in 
Indien aus den Händen winde und ihn in die der 
Geldverleiher gebe. Auch ans den obengegebenen euro- 
päischen Verhältnisszahlen sieht man die japanische 



*) In Anmerkung hcI es mir gestattet darauf hinzuweisen, dass 
Feuerversicherung, Viclivcrsicheruug, Uuwettersdiaden- Versicherung etc. 
auch Mittel sind den Landmann vor der Notbwondigkcit zu bewahren 
sich Gold leihen zu müssen, ^iti sind Arten von Ersparniss-Casscn mit 
Beiträgen in guten Zeiten für bestimmte Unglücksfälle. 
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Grundbelnstiing ist zn hoch and zwar bedeutend zu hoch. 
Die japanische Staats regierung hat diese .Thatsache 
auch selbst bereits anerkannt in dem Decret von 1873. 
welches die Zusicherung gab, dass die Grundsteuer auf 
1% ermässigt werden solle» sobald die Steigerung anderer 
Einnahmen dieses gestatte. Da aber diese schon geäus- 
serte Absicht der späteren Steuerermässigung mir unter 
dem Zwang der gegenwärtigen Finanzverhältnisse sehr 
in den Hintergrund getreten zu sein scheint, so möchte 
ich im folgenden Paragraphen noch deutlicher die 
Schädigung zeigen, die Japan durch zu hohe Grundsteuer 
in seinem Wohlstände erleidet. Dieses geschieht mei- 
nerseits nicht zwecklos, da ich 1, auch einige partielle 
Abhülfen nennen werde und 2, der letzte 'J^heil dieser 
meiner Arbeit durch eine Betrachtung der Sake-Fabrica- 
tion und der Sakesteuer- Unterschleife eine vollständige 
Abhülfe in der Einführung des Sake-Monopols mit Staats- 
Regie zeigen soll. 

§. 3. 

Benutzungsarten der in Korn entrichteten 
Theile der Grundsteuer. 

Die in Korn entrichteten Theile der Grundsteuer 
könnten benutzt werden : 

1, Zum Verkauf zum jedesmaligen Marktpreise; 

2, Zum Export; 

3, Zu Beamtengehältern ; 

4, Zur Reisspeicheruug für Jahre der Noth ; 
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5, Zn Reis-Abonnements ; 

6, Zur st^atliclien Sakefabrication. 

No. 1 und 2 sind jetzt allein üblich, No. 3 und 4 
waren früher üblich und sind jetzt abgeschafft, No. 5 und 
6 werden nen von mir vorgeschlagen. 

Die Verwendnngsarten 1 und 2, die jetzt allein 
üblich sind» erscheinen weniger empfehlenswert h als 
3, 4, 5 und 6. Nach dem Grundsatz, dass der Staat, wenn 
er die Wahl hat, die gleich massig hohen oder gleichmässig 
steigenden Erträge dem wechselnd hohen Einkommen 
vorziehen soll, sind die regelmässigen stets gleich hohes 
Einkommen gewährenden Verwendnngsarten 8 bis 6 dem 
Marktverkauf und dem Export vorzuziehen, welche gegen- 
über dem Grundsteuer- Durchschnittspreis des Reises bald 
Nutzen bald Schaden, jedenfalls aber immer wechselnd 
hohen Nutzen bringen. Nur wenn die Verwendnngs- 
arten 3 bis 6 noch überschüssigen Reisbestand Hessen,— «in 
Fall, der wenig wahrscheinlich ist — , nur dann wären 
1 und 2 eventuell mehr zu empfehlen, als eine etwaige 
übermässige Reisspeicherung. 

Ad 3) — Betreff 8 der Beamtengehälter citire ich 
Rau, „Grundsätze der Finanzwissen- 
schaft,'' §. 59: 

„In früheren Zeiten bestand ein grosser Theil der 
Besoldungen in Naturalien, und dies war zweckmässig, 
weil damals zum Lebensunterhalte weniger Kunstwaareu 
erfordert wurden, zugleich der Marktverkehr und der 
Geldumlauf geringere Lebhaftigkeit hatten als jetzt, 
weil es also der Regierung bequemer war, Einkünfle in 
rohen Stoffen zu beziehen und zu verwenden, und auch die 
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Besoldeten es vorzogen nicht baar einkaufen zu müssen« 
In neuerer Zeit hat das Bestreben das Finanzwesen zu 
vereinfachen und die lästige Verwaltung der Natnral- 
vorräthe abznschaEFen, in den meisten Ländern die Ein- 
fiihrang reiner Geldbesoldungen zur Folge gehabt, gegen 
die sich jedoch wieder manche Stimmen erhoben haben. 
Eine feste Geldbesoldiing wird bei niedrigen Fracht- 
preisen reichlich, bei hohen unzureichend. Die Ange- 
stellten sollten in wohlfeilen Jahren für die theuren etwas 
znrücklegen, unterlassen es aber meistens, sowohl aus 
Leichtsinn oder Unbedachtsamkeit, als wegen der Hoff- 
nung, dass die Wohlfoilheit länger anhalten werde. Wird 
dagegen ein Theil der Besoldung nach einem vieljährigen 
Preis-Durchschnitte auf Getreide gesetzt, so hat dies für 
dieBesoldeten den Nutzen, dass sie beim Wechsel der 
Getreidepreise nicht leiden, die Regierung aber hat dann 
nicht nöthig, Thenrungszulagen zu geben, und bezieht 
sie noch Getreideeinkünfte, so werden diese hierbei nach 
einem Durchschnittspreise verwendet, folglich bringen 
die Preis Veränderungen weniger Störung im Finanzwesen 
hervor." 

In Anmerkung berichtet Bau, dass so z. B. in 
Bayern 1819 gewünscht worden ist einen Theil der 
Besoldungen auf Getreide zu setzen, dass im Jahre 1826 
(Verordnung vom 16. Februar) in Folge dessen dies bei 
neuen Anstellungen eingeführt wurde. Eine Verord- 
nung vom 18. Januar 1845 regelte später dieselbe 
Angelegenheit, aber wegen der gänzlichen Ablösung der 
Getreidegefälle wurden von 1850 an die neuen Besol- 
dungen wieder ganz in Geld angesetzt. 
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Ad 4) — Die Reisspeichornng für Jahre der Noth 
fand früher in allen Daimiaten statt. Nach dem Sturz 
der Tokagawa- Regierung gingeo die i, Oisoo'S (Beis- 
speicher für Noth) ein und ihre Bestände wurden für 
den Bedarf des Augenblicks verwendet. Ihr Ein- 
gehen und der neu eingeführte Reis-Export» welcher 
das Land von Reisbeständen entblösst, und dieses aus- 
serdem noch bei stärker als früher zunehmender Be- 
völkerung, — diese drei umstände zusammen begründen 
eine ernste Gefahr. Von humanem Standpunkt aus ist 
zu wünschen, dass nie Hungersnoth über das Land 
hereinbrechen könne und vom politischen Standpunkt 
aus betrachtet dürfte nichts so gefährlich für die gegen- 
wärtige Regierung sein, als eine. Missernte und folgende 
Hungersnoth, welche von der Yolksmeinung unfehlbar 
dem Aufhören der Oisoo's und dem Reisexport, 
zugeschrieben werden würde, selbst wenn der Export 
in Wahrheit gar nicht gross genug gewesen sein sollte 
um solche Folge zu haben. Die Exportirung voü 
Reis, sei es nun Seitens der Privaten oder Seitens der 
Regierung ist nur dann volkswirthschaftlich und 
politisch zu empfehlen, wenn durch Reisspeicher für 
ausreichende Reisbestände gesorgt ist. 

Bei eventueller Wiedereinführung der Gisoo's neben 
der Einrichtung von Grundsteuerfonds in Gun, Ken und 
Staat, denken wir uns den in die Gisoo's abgelieferten 
Betrag an Reis aus den Grundäteuerfonds der Staats- 
kasse vergütet, so dass die Gisoo also in Wahrheit nicht 
neben den Grundsteuerfonds, sondern als ein Theil 
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derselben bestehen würden. Die Grnndsteaerfonds hätten 
demnach drei Aufgaben : 

1 1 Hnngersnoth zu verhüten ; 

2, Den Eingang der Grandstener zn sichern ; 

8, Die Grundstenerpflichtigen in zahlangs^ und 
productionsfähigem Zastand zn erhalten. 

Ad 5) — Ich schlage Beis-Abonnements yor. Da- 
runter verstehe ich folgende Einrichtung. Es ist Jedwe- 
dem, der für dauernd zahlungsfähig zu halten ist, ge- 
stattet sich für eine Beihe von Jahren die periodische 
Lieferung einer bestimmten Quantität Reis, lieferbar von 
einem bestimmten Hegierungs - Beisspeicher, immer 
zn demselben Durchschnittspreise des betreffenden Ortes 
und Speichers, dorch den Eintritt in das Abonnements- 
Yerhältniss zu sichern. Er übernimmt dagegen die Pflicht 
in entsprechenden periodischen Zwischenräumen den 
betreffenden Durchscbuittsreispreis an die ihm angege- 
bene Begiernngskasse wie eine Steuer zu erlegen. 
Kommt er dieser Verpflichtung nicht nach, z. B. in einem 
Jahr wo der Marktpreis des Beises billiger ist^ so wird 
das Abonnementsgeld ganz wie eine Steuer eingetrieben, 
eventuell executorisch. Von dieser Pflicht kann er sich 
unter Uebertragung des Abonnements auf eine ande- 
re Persönlichkeit nur dann befreien, wenn die bezügliche 
Regierungsbehörde mit der üebernahme des Abonne- 
ments durch den Andern zufrieden ist, weil sie diesen 
ebenfalls für dauernd zahlungsfähig erachtet. Für das 
bezahlte Abonnementsgeld erhält der Abonnent Beis- 
An Weisungen auf den betreffenden Begierungsspeicher, 
fällig von je einem bestimmten Tage ab ; der Beis ist 
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lieferbar nicht nur an die Person des Abonnenten, sondern 
überbanpt an den Präsentanten der Rcisanweisnng. Zu 
der Weiterbegebung der Beisanweisnng ist also keine 
Regiernngserlaubniss nöthig. Dieses wird bequem 
sowohl für den Abonnenten, als auch für den Speicher- 
beamten sein. — Das Reisabonnement würde den der 
Regierung gesteuerten Reis also immer zum vieljährigen 
Durchschnittspreise verwerthen. Der Reistheil der Beam- 
tengehälter (siehe Punkt 3) würde in ebensolchen 
weiterbegebbaren Reisanweisungen dem Besoldeten aus- 
gezahlt. 

Ad 6)— Ueber die staatliche Sakefabrikation handelt 
der letzte Theil dieser Arbeit. An die staatlichen Sake- 
fabriken würde der Reis immer zu dem feststehenden 
Durchschnittspreise des liefernden Regierungsspeichers 
abgegeben. 

In den Verwendungen 3 bis 6 würde der Reis also 
zu mehrjährigem Durchschnittspreise d. i. zudem Durch- 
schnittspreise der Grundsteuerregulirung verwerthet und 
die Annahme dieser Naturalsteuer hätte demnach nicht 
die geringste Unordnung für den Staatshaushalt zur 
Folge. 

§. 4. 

Die ZU hohe Grundsteuer ist der erheblichste 
Hinderungsgrund für Japans Fortschritt. 

Die Entwicklung der Volkswirthschaft Japans liegt 
einerseits sicherlich in der Entwicklung seiner indus- 
triellen Fähigkeiten nnd der Eröffnung seiner minera- 
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lischen Schätze, andererseits aber anch, — ^and zwar 
hanptsächlic h — , in der Aasdehnang and Hebang 
seiner Land wir thschaft Ich weiss mich darin mit wohl 
allen Japan wohlmeinenden einsichtigen Fremden einig 
(von Schriftstellern über Japan will ich nnr Mounsey» 
Griffis, da Boasqaet, Naamanu and Le Gendre nennen), 
dass die hauptsächlichste, die nothwendigste Hebang der 
japanischen Volkswirthschaft in landwirthschaftlicher 
Bichtang za finden ist. 

Wenn nan der Landbaa in bedentendem Masse er- 
weitert werden soll, wenn die grossen wüstliegenden 
Strecken in Kultar genommen, Ackerbau- Werkzeage 
verbessert and bis zu einem gewissen Grade Maschinen 
eingeführt, wenn endlich der Viehstand beträchtlich 
erhöht werden soll, dann kann dieses nicht allein 
dnrch ganz neue Anlagen yon Wirthschaften ge- 
schehen ; eine nachhaltige, umfassende, grossartige 
Yerbesserung und Erweiterung der Landwirthschaft 
wird vielmehr von den Bauern selbst auf Grund ihrer 
schon bestehenden Wirthschaften geschehen müssen. 
Dass zu diesen kleinen Einzelverbesserungen, welche in 
ihrer Masse dann schliesslich ungeheuere Summen er- 
geben, der Bauer selbstgespartes Geld habe, ist noth- 
wendig. Die nothwendige Vorbereitung für eine ein- 
trägliche Entwicklung der japanischen Landwirthschaft 
ist also den Bauer sparfähiger zu machen ; eine Hebung 
der bestehenden Landwirthschaft verlangt gebiete- 
risch als Vorbedingung eine Ermässigung derGruudsteuer, 
so dass jeder Bauer ein kleines Kapital ansammeln könne- 
Gibt der Staat erst den Bauern Gelegenheit bei der 
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jetzigen Wirthscliaftweise wohlhabend zn werden, so hat 
er damit ein Mittel geschaffen, welches in späteren 
Jahren die Agricult arschätze des Landes zur Hebnng 
bringt. 

Nach noch einer andern Richtung hin ist eine 
Ermässigang, ja sogar eine gänzliche Befreiung von der 
6ruudsteaer nothweadig, falls sich die Landwirthschaft 
gedeihlich erweitern soll. Wenn der Staat den Verbesse- 
rungen oder ackerbaulichen neuen Unternehmungen mit 
der Steuerveranlagung auf dem Fusse folgt, so entmuthigt 
er, statt zu Verbesserungen und ackerbaulichen Unter- 
nehmungen zu erronthigen. So rottet die bohe Grund- 
steuer den Trieb und die Lust aus bestehende Wirthschaf- 
ten zu verbessern, zu erweitern, neue zu schaffen- Sie ist 
80 die herbste Hinderung der nöthigen Agricultur-Ent- 
wickluDg des Landes. Die Regierung sollte Verbesse- 
rangen und ackerbauliebe neue Unternehmungen 
dadurch belohnen und dadurch zu ihnen anreizen, das s 
sie die Mobrerträge in Folge von Verbesserungen erst 
nach einem Zeitraum mehrerer Jahre zur Besteuerung 
gelangen und dass sie die Rein-Erträge von neu urbar 
gemachtem Land viele Jahre ganz, oder zum grossen 
Tbeil nnbesteuert bleiben Hesse. So bewilligte das 
Preussische Grundsteuer-Gesetz für die Westphälischen 
Provinzen vom 21. Jauuar 1839 in §. 29, um eine Beloh- 
nung auf Urbarmachung und Gultur- Verbesserungen za 
setzen, dass : 

a, bei üolzanpflanzungen oder Ansäänngen auf 

wüsten Läudereien, 

b, bei Austrocknung von Sümpfen, 
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c, bei Wein-und Obstpflanzunffen,^ 

^ ° I auf 16 Jahre lang 

d, bei Anlage von Gärten, Äckern, [ Ä"'lä°oSilnd" 

V reien. 

Wiesen, Weiden, J 

in dem Falle a 30 Jahre 

n 9* ff C ZO ,, 

9f 9» ff b 20 y, 

y> »» » d 10 yi 

Steuerfreiheit für die Verbesserung eintreten solle. 

Immer aber wird, nm einen Aufschwang der Land- 
wirth Schaft he rbeizuf (ihren > diese auch mit fremden 
Kapitalien arbeiten müssen. Der landwirthschaftliche 
Credit verlangt eine andere Organisation als der com- 
mercielle. Aber welcher Art auch die Oreditorganisation 
sein möge, die der Landwirthschaft Geld zuführt, 
Kapitalien werden immer nur dann der Landwirthschaft 
zufliessen, wenn sie sie ungefähr gleichhoch verzinst wie 
andere Anlageweisen. 

Anlage in Japanischen Staatspapieren verzinst nun 
das Kapital mit circa 8^ %, wie ans dem Curszettel der 
Japanischen Stftatspapiere, welchen ich für das Datum des 
7. October 1878 in meinem 2. Vortrage über die „Ja- 
panische Staatsschuld" aufstellte, hervorgeht. 

Nach der ursprünglichen Grundsteuer- Veranlagung 
blieb dem veranschlagten Verkaufswerthe der Liegen- 
schaft eine Verzinsung von 6 % ; seit der Grundsteuer- 
Ermässigung vom 4, Januar 1877 um i % Staatsgrund- 
steuer und \ % Ken-Grundsteuer ist also eine Verzin- 
sung von 7 % für Anlage von Kapital in der Land- 
wirthschaft vorhanden. Die Landwirthschaft ist demnach 
mindestens noch um 8^ minus 7 = I J % des Verkaufs- 
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wertlies der Grandstücke ü b e r s t e n e r t. Es ist be- 
wnndernngswürdig wie klar nnd richtig die japanischen 
Gesetzgeber bereits im Jahre 1873 erkannt hatten, um 
wie viel die Landwirthschaft zn hoch besteuert und um 
wie Tiel sie zn entlasten sei. Bereits im Jahre 1873 
erklärte die Kegierung in einem öffentlichen Erlass ihre 
Absicht die Grundsteuer nach und nach, so wie es 
anginge; bis auf 1 % des Verkaufs werths der Liegen- 
schaften zu ermässigen. unter diesem 1 % ist die 
Staatsgrandsteuer, abgesehen von den localen Ken- 
Grundsteuer- Abgaben, verstanden« Diese Staafsgrund- 
steuer beträgt jetzt 2\ % des Verkauf swerthes, die schon 
in Aussicht genommene weitere Ermässigung also 1^ 
%, eine Ziffer für die Ermässigung auffallend nah der 
durch mich oben berechneten von 1^ %. 

§. 5. 

Ausgleichung durch Steuern auf das 
nicht - landwirthschaftliche Einkommen. 

Ich würde aber glauben meinem vorgesetzten 
Zweck, der Förderung der Landwirthschaft nicht völlig 
gerecht zu werden, wenn ich, gelegentlich dieser Aus- 
gleichung des Zinsertrages der verschiedenen Geld- Anla- 
geweisen die Aufmerksamkeit nicht noch auf folgenden 
Punkt lenkte : 

Die Ausgleichung des Zinsertrages, bei Land 7% 
und bei sonstiger sicherster Anlage 8^ %, lässt sich nicht 
nur erreichen durch Hinzufügung von H zn den 7 ver- 
mittelst Steuer-Ermässigung, sondern auch noch in an- 
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derer Weise durch Fortnahme von 1^ von den 8^ % yer- 
mittelst Bestenemng aller andern Einkünfte und aller 
anderen Arten das Yermögen werbend anznlegen*). Mit 
anderen Worten heisst das: Schätzungen , welche von den 
Bauern absehen und den übrigen Theil der BevöIkjBrung 
treffen, wie : Hausstener, Gewerbesteuer; Zinsrenten- oder 
Kapitalsteuer, Einkorn mensteueroder wie alle diese in den 
europäischen Staatswirthschaften üblichen Besteuerungen 
der Einkommen der Bürger heissen mögen, welche aus der 
werbenden Anlegung des Yermögens entspringen und 
dieses Einkommen zu Gunsten des Staates vermindern, 
machen, indem sie gerecht ausgleichend wirken, die 
Landwirthschaft fähiger Kapitalien an sich zu ziehen, 
machen sie creditfähiger und dadurch productionsfähiger. 
Denn das Kapital wird dann die Landwirthschaft nicht 
mehr vermeiden und nicht mehr mit Vorliebe die an« 
deren Arten der Kapital- Anlage aufsuchen, sondern wird 
in gleichem Yerhältniss auch ihr znfliessen. 

Die Ausgleichung zwischen den 7 und 8^ könnte 
endlich in noch vielfach anderen Weisen, z. B. durch 
Hinzufügung von j zu den 7 uud Abzug von § von den 
8^, so dass beide Posten auf 7| gebracht wären, gesche- 
hen ; d. h. es könnte auch eine weitere Ermässigung der 
Grundsteuer um § % des veranschlagten Verkaufs- 
werthes der Liegenschaften und eine Besteuerung der 
übrigen Arten Vermögen werbend anzulegen mit ) % des 



*) Späterer Zusatz. Dass der effectivc Zinsf uss für Anlage 
Ton Geldern in Japanischen Staatspapieren sich seit 1886 auf 5 % er- 
niedrigt hat, ist von hohem Werth für die Landwirthschaft. 
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Vermögens eintreten. Sowohl diese als auch andere 
ähnliche Oombiuationen würden ausgleichend und des- 
halb nützlich wirken. Dass die Grandsteuer in der 
japanischen Staatswirthschaft einen nnverhältniss- 
massig grossen Platz neben den andern Schät- 
zungen und Steuern einnimmt, geht auch ans der unten 
folgenden vergleichenden Tabelle hervor, welche ich, so 
weit sie die übrigen Staaten angeht, Rau's Grundsätzen 
der Finanzwissenschaft, Auflage von 1865, Band II, Seite 
10 entnehme. 

Rau unterscheidet „ Gebühre n,'* „S c h a t- 
z u n g e n,'' „A ufwandssteuer n/' 

,,Die Gebühren werden bei solchen Gelegen- 
heiten gefordert, wo der einzelne Bürger mit einer 
Staatsbehörde oder einer wesentlichen Staatsanstalt 
in eine gewisse besondere Beziehung kommt. Sie 
können als eiue besondere Vergütung für den Aufwand 
angesehen werden, welchen die Staatsgewalt bei irgend 
einer Veranstaltung zu machen hat, und haben insofern^ 
mit der Bezahlung für geleistete Privatdieuste Aehnlich- 
keit." (Rau §. 227) Rau nennt unter andern als G e b ü h- 
ren (§. 230): Stempelgefälle, Taxen von Amts- und 
Würdenertheilungen, Gerich tssporteln, Abgaben von 
Liegenschaftsverkäufen und andern Verträgen, Schen- 
kungen, Erbschaften, Strafen, Polizeisporteln, Wasser- 
baubeiträge, Strassengeld, Wasserzoll, Abgabe von G^- 
werbsverleihungen, von Erfind uugspatenten, Schulgelder 
etc. 

In §. 262 gibt Rau die Unterscheidung zwischen den 
Schätzungen und den AufwanddSteuern, er sagt: 
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,, Sieht man auf die Art und Weise, wie die Steuern 
nach der Beitragsfäbigkeit der Bürger eingerichtet 
nnd biezn an gewisse Gegenstände angeknüpft werden 
können I so ergeben sich folgende zwei Art«n.: 

1, Man kann die Vermögensurastände oder die 
Stenerfähigkeit jedes Einzelnen erforschen und ihm 
darnach einen gewissen Theil seines steuerbaren Ein- 
kommens oder seines Vermögens abfordern. Hier hat 
man es niit Personen zu thun, denen für jedes 
Jahr eine gewisse Steiierschnldigkait aufgelegt wird, und 
man muss sich der Mühe unterziehen, den Ertrag der 
Erwerbsquellen aller Bürger zum Gegenstande einer 

sorgfälligen Untersuchung zu machen Solche Steuern 

können mit dem Namen Schätzungen bezeichnet 
werden. 

2, Man kann von gewissen Verwendungen des Ver- 
mögens auf dessen Grösse schliessen und daher die 
Steuern an die Ausgaben der Steuerpflichtigen an- 
lehnen Die Steuern dieser Gattung nennt man 

gewöhnlich Verbrauchs-, Verzehr nngs- oder 
Consumtionssteuer, noch bezeichnender können 
sie Aufwandssteuern heissen.*' In §• 294 be- 
merkt er: „Es ist üblich geworden, die Aiifwandssteuern 
ind i rec te, die Schätzungen directe zu nennen/' 

Als Schätzungen nennt Rau u.A. Grundsteuer, 
Haussteaer, Gewerbesteuer, Zinsrenten- oder Capital- 
steuer, Kopfsteuer, Einkommens-, Vermögenssteuer, als 
Aufwandsteuern u. A. die auf Wohnung, Hunde, 
Pferde, Wagen, Bediente, die Accise, (Thoraccise, Mehl- 
und Schlachtsteuer, Wein-, Bier-, Branntweiuauf schlag, 
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Tabakssteuer, Runkelrübenznckersteuer, Stempel auf 
Spielkarten, Kalender, Zeitnngen), die Grenzzölle. 

um die Yergleichbarkeit mit Rau's Ziffern 
herzustellen, schliessen wir ans seiner Eintheilnng der 
Steaerauflagen an und ordnen das Japanische 
Ziffernmaterial ans dem Staatshanshalts- Voranschlag 
18 -ff nach seiner Weise. 

So finden wir als Summe der Schätzungen 
41,695,195 Ten, wovon die Grundsteuer 40,373,935 Yen 
oder d6,g 3 % ausmacht. Für Schätzungen und 
Anfwandsteuern zusammen finden wir 
47,557,592 Yen, von welchen derselbe Grundsteuer- 
betrag 84,gf^ % ausmacht. 

Wir erhalten demnach folgende Tabelle : 



Es beträgt die Grundsteuer in Procenten : 



in 

Japan*) , 

Spanien , 

Bayern , 

Frankreich... 
Oesterreich... 

Belgien , 

Würtemberg 

Preussen 

Baden 



1, To&doiBehatioigen 
illflii. 



t,iw dei Sehitiiogei 
ood Aofwaidiiteoeri 
iBiiamei. 



97 % 

76 
69 
59 
44 
58 
57 
88 
45 



85 % 

40 „ 

29 „ 

29 „ 

28 „ 

25 „ 

25 „ 

18 „ 

16 „ 



*) Späterer Zusatz. In gleicher Weise berechnet betrug die 
Grundsteuer 18|| 96,37 % und 18^| 95,84 % von den Schätzungen 
aUein, 18}| 66,16 und 18}} 66,87 % von Schätzungen und Aufwands- 
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Ad I.) — P rocen tbet ra g der Orand- 
steaer Ton den Schätzungen allei n.-* 
Die Europäischen Staatswirthschaften ziehen ans deu 
anderen Schatznngen ungefähr gleich hohe Ein- 
künfte, wie ans der Grandstener, die Grundsteuer 
verhält sich zu den andern Schätzungen in Frank- 
reich wie 59 zu 41, in Oestreich wie 44 zu 56, in Preus- 
sen wie 88 zu 62 ; in Japan aber wie 97 zu 3. In 
Japan geben sämmtliche andere Schätzungen zusammen 
nur ^ des Betrages der Grundsteuer. Rechtfertigt 
der Gesammtwerth der Erzeugnisse des Bodens 
▼erpflichen mit dem Gesammtwerth der Erzeugnisse der 
Industrie dieses Yerhältniss? Die verneinende Antwort 
gibt die Statistik des Finanzministerinma von 1876, 
mitgetheilt in General Le Gendres Progressive Japan pag. 
293. Hiernach betrug der Gesammtwerth der Erzeugnisse 
des Ackerbaues und der Forstwirthschaft zusammen 
ungefähr 269 Millionen gegen ca 159]^ Millionen Yen als 
Werth der Ergebnisse der Fischerei, der Manufacturen 
und der Bergwerke. Dieses wijrde für Japan ungefähr 63 : 
37 als das richtige Yerhältniss von Grundsteuer zu den 
andern Schätzungen erscheinen lassen. 



steaern sasammen. Hierbei benutzte ich für 18f} die Staatshanshalt- 
Bechnang der wirklieben Einnahmen und Ausgaben und för 18 ^J den 
VoranaclilafT) bei einigen ungenügend specialisirten Posten mir mit Wahr- 
tcbeiiilicbkeitsannahmen helfend. Die stark veränderte Stellung der 
Qrundstener gegenüber den Aufwandsteuem rührt von der stärkeren 
Anziehung der Steuern auf Sake und Tabak und der Neueinführung der 
Steuern auf mediciniscno Drognen, Shoyu und Conditorwaiiren her. 
Die Be^^ründuug meiner Ucchnuiig folgt auf Seite 282. 
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Tabelle zn der Anmerkung auf 
Seite 280 und 281. 


18 ff 
(BudgfL) 


18 H 
(JabraminoBg; 


18« 
(Badpt) 


Schätzungen. 

Grundsteuer 


Yen. 

40,373,935 

? 83,884 
45,o54 
81,992 

10,346 
132,989 
236,729 
300,987 

6i,6S3 

54,446 

3o4,68o 

8,5oo 


Yen. 

43,342,188 

83,884 

18,806 
135,219 
453,869 
435,974 

87,720 
? 54,446 


Yen. 

42,559,441 
? 83,884 

i8,2o5 
24 1,037 
485,3o5 

22I,850 

264.824 

49,320 

67,141 


Paclit vrin Läiulereieu in d. oflFcn. 
Hafen 


Abj^beu des Liu-Kiu-Hau 

Besteuern npr der Beaniteiigehälter. 
Gewerbesteuer von 

Berjf werken (für || „rcnts of 
mines** ? ^ <...■......... ..>• 


Schiffen 


Fuhrwerken •• 


Haiidelsaesellschaften 


Banken • 


Rois- Börsen 


KfFecten-Börsen 


Pferde-und Viehhändlern 

Droffuisten 


Sakefabriken 


? 3o4,«8o ? 3o4,68J 
47,200 27.8ial 


Kft'jihändlern 


Advooaten 


10,270 


26,582 


Andere Licenzen 




Sa der Schätzungen : 


41,695,195 


44,974,256 


44,4o4,525 


Aufwandssteuem. 

Zölle 


Yen. 

1,933,739 

382,509 

3,197,475 
346,674 


Yen. 
2,613,291 

864,712 

16,024,944 
280,849 

310,496 


Yen. 

2,704,553 

200,000 

13,393,043 
1,244 »002 

360,770 

1,273,210 

543,925 


Steuer auf Erzeugnisse d. nöi*dl. 
Provinzen 


Sakestener (al)er abzüglich der 
Sakece werbeateuer ) 


Tabaksteuer 


Steuer anf Droguen (abzügl. 

I)roguisten-Go\v,-St.) 

Steuer auf Shovu 


,, „ Coudltorwiuiren 


Sftder Aufwandssteuern. 


5,862,397 


20,094,292 


19,719,503 
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Ad2) Pro centbetrag der Grandsteaer 
Ton den Schätzungen und A uf wandssteuern 
zasammeD. Die Europäische FinaDZwirthschnft zieht 
nur ungefähr 2 bis 3 Zehntel ihrer Steuereinnahmen aus 
der Grundsteuer, Japc^i aber 8 bis 9 Zehntel. Die schon 
geforderte Äenderung des Steuer Verhältnisses bei den 
Schätzungen, ausserdem aber bei den Aufwandsteuern eine 
Erhöhung der Importzölle, die auch aus andern volkswirth- 
schaftlichen Gründen noch wünschenswerth ist und 
eine Erhöhung der Einnahmen namentlich aus dem Sake 
dürften das erwiesene Missverhältniss günstig ändern, 
üebrigens bemerke ich hier gleich, um Miss Verständnisse 
zn verhüten, dass die Mehreinnahme aus dem Sake am 
besten nicht durch Erhöhung der Sakesteuer, sondern bei 
gleich hochgelassenem Sakepreiso durch staatlichen 
Monopolbetrieb zu erzielen ist. 

Der Vollständigkeit wegen musste ich diesen 
Hinweis, dass die Ausgleichung des Missverhältnisses der 
zn geringen Verzinsung der in der Landwirthschaft ange- 
legten Capitale auch durch die Erhöhung anderer Steuer- 
einnahmen zu erzielen wäre, hier anfügen. Ueber Nutzen 
und Schaden dieser flüchtigerwähnten anderen Schatznngs- 
und Steuerformen, ihre Ausführbarkeit oderUnansfüh rbar- 
keit, Einträglichkeit oder Kostbarkeit, über Vortheile oder 
Nachtheile der indirecten Steuern vor den directen etc. etc. 
in dieser Arbeit hinsichtlich Japans Erörterungen zu 
geben wäre nngehörig. Jeder einzelne solcher Steuervor- 
schläge würde seine eigene eingehende Kritik verlangen. 



o>©;o 



IV. 



DAS SYSTEM 



DER 



UISSERNTEN - SECEÜNQSFONSS 



IN 



JAPAN. 

(1888.) 



I. 

Zur Geschichte des Misserntendeckungswesens. 

Die Vorgeschichte der gegenwärtig in Japan ein- 
geführten Missemten-Deckungsfonds lässt sich Yom 
granesten Alter th am Chinas durch das Mittelalter Japans 
hindurch verfolgen ; andere Wurzeln dieses Systems grei- 
fen nach Europa hinüber, insbesondere nach Frankreich, 
Westphalen und den Preussischen Bheinlanden; auch hat 
die Japanische Gesetzgebung während des ersten Decen- 
ninms der gegenwärtigen Regierung den Gegenstand des 
landwirthschaftlichen ünterstützungswesens mehrfach in 
Einzelpunkten behandelt, bis schliesslich diese ver- 
schiedenen Bestandtheile in dem jetzt geltenden Gesetze 
vom Jani 1880 consolidirt wurden. 

In China und Japan war das ünterstützungs- 
wesen bei landwirthschaftlichen Nothständen von jeher 
eng mit dem Beisspeicherwesen verbunden und sehen 
wir dieses daher noch in die gegenwärtige Einrichtung 
seinen Schatten werfen. Von Ghiua her wurden die 
Einrichtungen nach Japan verpflanzt. 

Nach dem Zweck kann man in China füuf Arten 
öffentlicher Beisspeicher, resp. bei Berücksichtigung von 
Gerste und Hirse fünf Arten öffentlicher Getreide- 
speicher unterscheiden : 

1. Die zur Aufnahme der Natnralreissteuer ; 
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2. Die beim Transport dieser Natnralstener von einer 
Provinz znr andern oder zur Hauptstadt gebraachten 
Transportspeicher ; 

3. Die PreisHUsgleichiings - Beisspeicher, welche 
durch Ankauf von Beis in billigen Jahren zu 
füllen und durch billigen Verkauf des Reises in 
theneren Jahren zu leeren sind. Sie dienen der volkswirth- 
schaftlichen Preispolitik, sollen in den billigen 
Jahren zu Gunsten der Reisproducenfen den Preis' 
erhöhen, in theueren Jahren zu Gunsten der Keisconsu- 
menten den Preis erniedrigen. 

4. Die ünterstützungsreisspeicher der Dörfer, 
welche sich durch eine, in den guten Jahren bei reichli- 
chen Ernten von den Landleuten nach Yerhältniss 
ihres Ernt e-ü eberflusses erhobene Natural- 
zuschlags Steuer füllen und nach Missernten zur 
Unterstützung der Hungersnothleidenden unter den 
Dorfgenossen dienen*) ; 

5. Die ÜDterstntzuDgsreisspeicher der Kreise^ 
welche durch Naturalabgabe zu füllen waren und die 
Dorfspeicher ergänzten.**) 

Die Beissteuerspeicher(l) muss es von da 
an in China gegeben haben, wo es Reissteuer gab, also seit 
ältesten Zeiten, die Reissteuer- Transpor t- 



*) So nach L^ond' Herrey-Saint- Detiys' „Recherches snr 
l'agriculture des Cbinois et snr les vegetanx, les animanx et les prooedes 
agricoles que l'on pourrait introduire avec avanta^ dans 1' Kurope occidcntale 
et le nord de TAfrique, suivies d'uiie analyse de la grande Kiicyclopedto 
ChSou cht tkong khao, (Paris. Alloiiard et Kaeppdin. 1850 p.ig. 2l7.) 

**) Saint Denysy a. a. O., fasst irrthüiulicherweisc die dritte und 
fünfte Art der Speicher als eine auf. 
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8 p 1 c h e r (2) werden afs in 57-54 v. Chr. bereits beste- 
hend erwähnt*), die Preisansgleichung s-R e i s- 
8 p e i c h e r (3) wurden damals zuerst eingerichtet**) und 
Laben von da an fast zwei Jahrtausende 
hindurch trotz allem Wechsel der Dynastieen ihrem 
grossartig gedachten wohlthätigen Zweck obgelegen 
für dasjenige Product, nach welchem sich die Preise 
aller andern Producte und Waaren hauptsächlichst 
richten, die Preisschwankungen zu mildern und trotz 
verschiedenen Ausfalls der Ernten ihm nach Möglichkeit 
eine gewisse mittlere Preishöhe zu sichern. Die Aufgabe 
dem Gelde die gleiche Kaufkraft zu erhalten, welche 
Mono- wie Bi-Metal listen heutzutage bei uns unter 
Qusern wirthschaftlichen Verhältnissen von der Seite des 
Geldwesens aus zu lösen suchen, wurde in China von 
der Seite der Hauptwaare angepackt. Wir dürfen wohl 
in dieser weisen Institution der Reispreisausgleichuug 
einen der Gründe des wirthschaftlichen Wohlergehens 
China's erblicken.***) Auch leuchtete ihre grosse 



*) Bei einem Tmusport von 4)000,000 Koku Keis durch 60)000 Mann 
nach der HanptsUdt. S. Matwanlin's ,, Gelehrtes Lexicon", Jap, 
"Banken tsuu ko'S BuJi 21, Seite 3. 

**) Auf Vorschlag des Viceniinisters des Ackerbanniinistcnams, als 
die Hancrn in Folge ungemein reichlicher Ernte durch den niedri^n 
ifeispreid (,,5 Sen pro Koku**) Noth litten. S. Matwanlin, ehend^is. 

***) Der Chinesisclien U e i s-Preisausgleichungsmetluxle entsprach 
unter Kuropäidchen Verhältiiiüscn die B ro t-PreisausjjleichungsmoÜKide 
Napoleons III. für Paris. In Frankreich Oeld-» in China Natural- 
wiithschnft, in Fi*ankreich Getreide, welches die Zwischenhünde des 
Müllers und des Bäckers erfordert, in China Bein, der ohne Weiterver- 
arbeitung in der Gebrauch übergeht,— Äussere Unterschiede, welche die 
innere Gleichheit beider Methoden dem Auge nicht verhüllen können : 
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Nützlichkeit schon früh der Japanischen Regierung ein. 
Der Kaiser Jnnjin-Tenno, der von 7ü9-764 n. 
Chr. regierte, Hess hier zuerst die „Preisnnsgleichung«- 
Reisspeicher***) bauen und sehen wir die Methode dieser 
Preisregiilirnng nun auch in Japan mindestens zwei- 
hundert Jahre lang geübt. Die Anwendung wird in 
der Geschichte Japans ausdrücklich erwähnt für die 
Jahre 7(55, 773, 867, 878 nnd 957**). Zur Zeit des 
kriegerischen Mittelalters nnd des Emporwucherns des 



,,Im Jahre 1854 wurde .... eine Cais$B de terviee de la bamlanfferie 
gegründet) eine eigentliche Zirangflsparkasse, in welche die B&cker in 
billigen Jahren gewisse Prozente ihres Qewinnes zahlten, aus der sie 
dagegen in theueren ihre darch die Fixirung des Brotpreises entstehenden 
Verluste ersetzt erhielten. So kam es» dass in den Tlieuerungsjahren Ton 
1854 bis 1856 die Bevölkerung von Pari» kaum zu leiden hatte, denn die 
Kasse leistete in dieser Zeit nicht weniger als 55 Millionen Franks 
Zuschüsse an die Bäcker, eine Summe, welche sie später nach und nach 
wieder einzog/' (VergU Jollos: Die Brottaxe in Paris» 
Schmoller*s Jahrb. f. Ges.» Vcrw. u. Volksw., 9 Jahrg. 1885 and 
Kurt von liohrscheidt: Die Brottaxen und die 
Gewichtsbäckerei, Conrad's Jahrb. f . Nat. u. Stat.»K. F. XV. 
6. Heft.). Die in Paris practisch bew&hrte Einrichtung der Brot- 
Preisaussgleichnng fiel einerseits dem Moloch der Manchestertheorie, 
andererseits der kleinmüthigen Ablehnung einer Staatspflicht, die China 
seit zwei Jahrtausenden anerkannt hat, znm Opfer. Kouher betonte 
nümlich in seinem Kapport an den Kaiser Napoleon II f. im Jahre ]86!t, 
jdnss ans der Befugnis» der Behörden, das Brot zu taxiren, vom Volke 
auch die Pflicht hergeleitet werden wninle, es stets billig su erhalten. 
Kine solclie Garantie dürfte aber der Staat nicht in der Lage sein zu 
flbernehmen.^' 

Die neueste Zeit hat auch eine neue fjösung der alten Aufgabe 
gebnu'ht : duixih Weltverkehr und Communalbäckereien. 

*) Jap.: „Joheisoo." 

**) Näheres hierüber we«le ich in meiner demnächst zu veröffent- 
lichendeu Arbeit über die Japanischen Hungers uöthc mittheilen. 
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FeudalweseDS verfallen die staatlichen Reisspeicher*) 
nnd ich finde keine Erwähnung mehr der Auwendang 
der Reispreis- Ausgleichung durch Verkäufe ans solchen 
Magazinen. Godaigo-Tenno sieht sich daher bei einem 
Notlistande im Jahre 1321 trotz seines Wunsches Hülfe 
zu bringen genöthigt, sich mit der ziemlich lahmen 
Massregel zu begnügen, dass er die Wohlhabenden 
ermahnt ihre Reisvorräthe den Armen zu verkaufen. 
Erst die gegenwärtige Regierung dachte an eine Neube- 
lebung der alten früher so vortrefflich wirkenden 
Massregel. Durch die Bekanntmachungen No. 4 B. 
d. d. Jaunar 1877, und No. 27 B. d. d. Juni 1878, wurde 
im Finanzministerium wieder ein Amt zur Ausgleichung 
des Reispreises**) geschaffen, es aber durch Bekannt- 
machung No. 43, d.d. Nov. 1882 schon wieder aufgehoben. 
Vom November 1882 an widmet sich nun der Central- 
Misserntendeckungsfonds bei seiner Yermögensan legung 
auch dem Geschäft des Reiskanfs und -Verkaufs wie die 



*) Einer der Vorwürfe, welchen die Fflrsten Mori, Shimadzn, 
Nsbeshima ttnd Yamanouchi in ihrer gemeinBamen Denkschrift, mit 
welcher sie ihre Landschaften Chöshiu, Satsuma) Hizen und Tosa an S.M. 
den gegenwärtigen Kaiser zurückgaben, gegen die Vorfahren der lebenden 
Feudallierrcn erhoben, war, dass dieselben „sich einst mit Gewalt der 
Kaiserlichen Vorrathshänser und der darin enthaltenen Vorräthe 
bemächtigt hätten.*^ Vergl. John H. Gubbins' üebersetzung der Denk- 
schrift* Parliamontary Papers C— 8832, Seite 98 fP. 

**) Vergl. H o o k i t e i 3' o, (die Japanische Gesetzsammlung), heraus- 
gegeben im April lb87 von Hooseikiyoku (Amt für Gesetzeutwer- 
fnng) S. 116 und 117. betr. der Einrichtung und Abschaffung des „J ohei- 
k i y o k n". — Zufällig wurde gerade Tausend Jahre früher, im Jahr 876, 
unter Tozei-Tenno auch ein besonderes Amt zur „Ausgleichung des Beis- 
prcises'S das „Johei^shi", geschaffen. 
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provinziellen M issern tendeckungsfonds sclion seit Beginn 
ibrer Thatigkeit im Januar 1881. Die Erfolge dieser 
Getreide-Geschäfle der Missemtendeckungsfonds werden 
wir weiterhin bei Klarleguug ihrer Vermögensverwaltung 
zu besprechea haben. 

Die Unterstützungs-Speicher der 
Dörfer (4) wurden sowohl nach Matwanlin, 
als nach der Landwirthschaftlichen Encyclopaedie in 
China 583 n. Chr. eingeführt*). Die Art ihrer Fül- 
lung scheint in der alleren Zeit verschieden gewesen zu 
sein, von der späteren. Unter der Sui-Dynastie (589 bis 
Gl 8) hatte eine FHmilie höchstens 1 Koku Gerste oder 
Hirse jährlich beizusteuern. Unter der Tang-Dynastie 
(618-907) wurde anfänglich die Grösse des Grund- 
besitzes als Maasstab der Beisteuer genommen und zwar 
mussten für J^j^ Tan (= ca 1 Ar) 2 Sho (= ca 3.6 Liter) 
Gerste oder Hirse eingeliefert werden. Wenn dem 
Ernteregister (jap. : ,,Seibiobo'') gegenüber die Ernte 
40 % weniger betrug, so wurde die Hälfte des Beitrags > 
wenn 70 % weniger, so der ganze Beitrag erlassen. Die 
Nicht-Grundbesitzer wurden in 9 Klassen getheilt. Die 



*) Für dtisselbe Jahr bericlitct Matwanlin (n.rt.O. Seite 4 und 5) 
nnsfnlirliclier für drei vcvscliiedene l'rovinxt'n mit Angabe von deren 
N.iuion .iiicli von der Anlegung in der einen von Heisstener-, in der andern 
von Kfispreisansgleicliungs-, in der dritten von Reistransport-Spcicheni. — 
ij H i n t 1) c n y s niissversteht seine Qnelle, die Kncyclopädie der Laiitl- 
wirtliHcbaft und Gärtnerei, wenn er auf dasselbe .}alir &83 (,,das 3. Jahr 
der lV'rio<le Khai-koanff*') die erste Gründung von Getreidespeichern setzt, 
Wflclie er zwar „(frenierx (Cassinlance pub't'que'* nennt, denen er aber genau 
die GeHchäftsniethiKleder i'reisatisgleichnngs^peii'her znsciircibt. Dicefste 
Gründung der Preisau»<gleichung88peicher fällt ca 620 Jahre früher, wie 
»^•lu)n üben bemerkt. 
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unterste Klasse ddcI die eiogewanderteu Fremden hatten 
koiuen Beitrag zu leisten, die andern 8 Klassen von 5 To 
bis 5 Koku (90 bis 900 Liter). In schlechten Jahren 
wurde das Getreide zur Unterstützung ausgegeben oder 
als Saatkorn, welches, im Herbst zurückzuzahlen war, 
ausgeliehen*). 

Die oben eingangs gegebene Beschreibung Saint 
Denys' der Art der Füllung der ^^greniers des 
Y i 1 1 a g e 8 '' aus dem Ernteüberfluss betrifft^ scheint 
mir, eine spätere 2Jeit. 

Den Chinesischen Ünterstützungs-Speichern der 
Dörfer entsprechen in Japan die „ Gisoo ", Unter- 
tersttitzungsspeicher für Noth, wörtlich „ Beisspeicher 
der allgemeinen Menschenliebe '^ — Wann sie zuerst 
gegründet wurden, kann ich für Japan nicht angeben* 
Zur Zeit der Bestauration 1868 bestanden sie, gingen 
aber, als auf die Zwangseinlagen von Beis nicht mehr 
gehalten wurde, bald darauf ein. In welchem umfange 
sie bestanden und ob etwa auch ihre Beisbestände 
bei Auflösung der Daimiate („ Han '' ) an den Staat 
übergingen, darüber habe ich nichts erfahren können. 
Mir sind bis jetzt keine geschichtlichen Nachrichten über 
das Wirken dieser „ Gisoo " bekannt geworden. 

*) Ich entnehme diese Kotizen dem 56. Btich der oben citirten grossen 
ChinesUcheu Encjclopaedie der Landwirthschaft und Gärtnerei, betitelt 
Chinesich: ,,Cheoa cht thong khao/* japanisch: ,)Diuzi tsöko,'' 
deutsch : ,, Zeitstudien'*, welche in 78 Büchern zu Peking im Jahre 1737 auf 
Befehl des Kaisers K i e n l u n g veröffentlicht wurde. Herr S. Saito hatte 
die Freundlichkeit das betr. Buch für mich durchzusehen. Saint Denys* 
Referat giebt hierüber nichts. Kr sagt nur, dass in China bestimmte 
Vorschriften die Zahl der öffentlichen Getreidespeicher im Verhältniss zur 
Ausdehnung der Provinzen und die in ihnen aufzubcwahrandc Getreide- 
nieuge im Verhältniss zur Bevölkerungszahl des betr. Gebiets regeln. 
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Die Unterstützungsspeicher der Kreise (5) wurden i n 
China (nach der Landwirthschaftlichen Encyclopaedie, 
Bach 56) unter der Sut-Dynastie im Jahre 585 zaersfe 
eingeführt; also nur zwei Jahre nach der ersten Einrich- 
tong der Dorf-Ünterstützungsspeicher, — wie mir 
scheint, als eine systematische Ergänzung dieser. Ihre 
Füllung geschah; nach einer Verordnung vom Jahre 
586 durch Naturalabgabe« Zu diesem Zweck wurden 
3 Klassen der Bevölkerung unterschieden; die erste 
Klasse steuerte jährlich höchstens 1 Koku Reis bei, die 
zweite 7 To, die dritte 4 To. Sie I i e h e n in schlechten 
Jahren Reis aus, der spätestens im elften Monat zurück- 
zugeben war. Ein Theil ihrer Reisvorräthe („der im 
dritten Speieher'') durfte nur in äusserster Hungersnoth 
angegriffen werden und hatte dann nur zur Unterstüt- 
zung der bäuerlichen Bevölkerung in den bedürftigsten 
Plätzen zu dienen. 

Ob diesen Kreis-Unterstützungsspeichern in Japan 
irgend eine besondere Art Speicher entsprochen hat, ist 
mir nicht gelungen festzustellen. 

üeber den umfang des Reisspeicher- 
wesens in China giebt eine statistische Notiz Mat- 
wanlins für die ältere Zeit eine gewisse Vorstellung. 
Nach seinem Lezicon, Buch 81. Seite 6 — 7, befanden sich 
im Jahre 749 unter der Tang- Dynastie 

in den Stener-Speichern 49ii36|i84 Koka Reis 

ff „ Unterst&tzangsspeicbern der Dörfer 63,177,660 ,, ,1 
f, ff BeiBpreifl-Aasgleichangsspeicheni 4|6o2,aao „ „ 

Wo die Japanische Geschichte Reisverthei- 
lungen zur Unterstützung des Volkes erwähnt, ist es stets 
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der Herrseber, ,*die Reglern ng*S dem die in Notli zur Hülfe 
dienenden »yBeservereisspeicker'' (»iJobisoo^') gehören, in 
ältester Zeit die Kaiser, in der Feudalzeit die Sbogune 
und die Daimiyo's. Daber wird aucb immer wieder bei 
Notbständen berichtet : „ Die Regierung öffnete ibre 
Reservereisspeicber und tbeilte Reis an das Volk aus.*' 
So z. B. der Kaiser in den Jabren 849. 851. 858.,*) in 
jenem selben Jahrhundert, wo wir aucb die Preisaus- 
gleicbnngsmethode in üebung sahen.; so später im 
Namen des Kaisers die Tokugawa-Shognue, z. B. in den 
Jabren 1681. 1701. 1784 und 1788. Die Japanischen 
Reservereisspeicber wurden, wie mir scheint^ nur durch 
Zurückbehaltung von Steuerreis gefüllt erhalten, 
nicht wie die Chinesischen durcb Naturalsteuerzuscblag 
in besonders guten Jabren. Zur Zeit als die Daimiate, 
die „Han'S aufgelöst wurden, im 7. Mondmonate **) des 
Jabres 1871, wurden aucb deren Reisspeicher aufgehoben 
und ihr Inhalt zu Gunsten der Staatskasse ausgeleert, im 
Wertbe von ca 1| Millionen Yen.***) Sie hatten wohl 
gerade in den letzten Jabren vor ihrer Aufhebung grossen 
Ansprüchen in Folge zweier schwerer Missernten in den 



*) Im Jahre 858 werden als die die Vertheilung besorgenden Ämter 
das „Kokuso-In" (Kornspeicheramt) und das „Minbu-Kin-ln" (Keis- 
spdcheramt) genannt» 

**) Erst mit dem 1. Janaar 1878 wui-de der Gregorianiche Kalender 
angenommen. 

***) Siehe des Finanzministers Okuma Shigenobn's Bericht an 
den Daijo Daijin Sanjo Saneyoshi, d. d. 27. Dec. 1879 über die 
wirklichen Einnahmen nnd Ausgaben in den acht Fiscaljaliren von Beginn 
1868 bis Jani 1875, Buch I, Kap. I., Theil J., Tab. No. 1., Section XI' 
Dort sind als ausserordentliche Kinnahme unter anderm aufgeführt : 
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Jahren 1868 und 1869 genügen müssen. — Dieses führt 
uns zn der Behandlang des landwirtbschaftlichen Noth- 
standwesens in der Periode Meiji. 

Die erste Verordung, d. d. Juni 1868, gleich nach 
den kriegerischen Ereignissen der Bestanration, be- 
stimmt, dass die Unterstützung der durch Kriegs- 
brände Geschädigten den einzelnen Provinzen über- 
lassen bleibe, was auch heisst, dass sie sich derselben 
annehmen mögen oder nicht. Der eigentliche Character 
dieser Schäden als einer Gesammtlandessache findet also 
noch keine Anerkennung. — Im Gegensatz hierzu fällt 
die Noth der Landlente „aus zufälligen Unglücksfällen", 
also auch die durch Kriegsschäden verursachte, neben der 
aus eigentlichen Missernten entspringenden, unter die 
Aufgaben der heutigen Decknngsfonds. 

Im Jahr der Missernte 1869 werden, namentlich in 
dem Kenverwaltuugsgesetz und in den Instructionen über 
die Verwaltung der Fu-Ken, Bestimmungen über 
Vorsorge für schlechteJahre und für Hungers- 
n ö t h e und über die Unterstützung der Noth leidenden 



Fonds zur Rinlösung des von den Han 

emittirten PapiergeUU'8 3,455,049 

Fonds, vom Bakufu und den Han hinterlassen, . 2,162,674 

Reservefonds der Han 1,523,809 

Nur diesen letztgenannten Posten betrachte ich aU den WeHh des 
Inhalts der Reservereisspeicher bei ihrer Uebergabe. 

Nach Okuma Shigenobu's „ General view of financial policy 
during thirteen years (1868-1880)/' Tokio 1881, p. 16, standen übrigens 
dem Einlösungsfonds fast 23 Millionen Yen emittirten Han-Papicrgeldes 
als Passivum gegenüber. Es ist also nicht anzugreifen, dass die Regierung- 
in ihrer Finanzuoth auch den Reservefonds der Hau zunächst in die 
Rcichsstaatskasse fliesscn Hess. 



— 297 — 

getroffen, anch die Zahl der Tage und die Mengen an 
Nafaralreisunterstützang für Schäden durch Nässe 
und durch Feuersbrünste geregelt. 

Im Jahr 1870 sind es namentlich Bestimmungen 
über Unterstützung bei Brandschäden hinsichtlich 
der Ausleihung und ratenweisen Rückerstattung von 
Nahrungs- und Saatkorn sowie von Geldern zur 
Wiederbeschaffung verbrannter Ackergeräthe, und über 
Zahl der Tage und Mengenbeträge der Naturaheisnnter- 
stüt Zangen für Männer und Frauen. 

Mit der Einführung der Geldwirthschaft treten 
(Juni 1871) Geld ausleihungen an Stelle der Natural- 
ausleihungen. 

Die nächsten Jahre ändern an den Bestimmungen 
hin und her ab, ertheilen Ausführungsan Weisungen etc 
bis im April 1875 als neuer wichtiger Punkt die Unter- 
stützung der Nothleidenden bei Epidemieen 
hinzutritt. 

Alle diese früheren Einzelbestimmnngen hebt auf, 
konsolidirt, und erweitert das Unterstützungsgesetz vom 
12. Juli 1875. (No. 122.)Es nennt als Unterstützungs- 
anlässe Dürre, Nässe, Sturm, Erdbeben, 
Epidemieen, Flussüberschwemmungen, 
Brände, (letztere aber sind nur beiläufig genannt in einer 
Anlage) Y i eh s t e r b en, aus Naturereignis- 
sen herrührendesUnglück. Es kennt 2 Arten 
der Hülfe : gescheukweise Unterstützung und Darlehen. 
Die Darlehen sind entweder schleunige (bei Hausverlust 
zum Hüttenbau höchstens 5 Yen, zur Wiederanschaffung 
zerbtörter AckeibaugciälLschaftea höchstens 10 Yen) 



— 298 — 

oder erst nach Einholung der Genelimigiingdes Ministers 
des Innern zn gewährende (so, bei Nothstanden aas den 
nicht aufgezählten ungliick liehen Naturereignissen, znr 
Beschaffung von Nahrung und Saatgetreide und beim 
Sterben landwirthschaftlich benutzter Pferde und 
Ochsen). Die geschenkweisen Unterstütz nngen sind 
immer schleunige : bis dat, qui cito dat. Sie 
bedürfen aber auch dieser practischen Verdoppelung, 
denn sie sind in ihren Beträgen ziemlich gering : 
Personen, die Haus und Habe durch Nässe, Dürre, Sturm 
oder Erdbeben verloren und in augenblickliche Noth 
geriethen, desgl. die von einer Epidemie Betroffenen, 
werden 15 Tage lang natnraliter mit Beis unterstützt, 
pro Tag und Mann (zwischen 10 und 70 Jahren) mit 3 
Go unenthülsten Beises, pro Greis, Knabe oder Frau 
mit 2 Go eben desselben. Hiernach erhält also eine 
Familie, bestehend aus Mann, Frau, 2 Kindern und 1 
Greis zusammen 11 Go pro Tag, in 15 Tagen also 165 Go 
oder rund ^ Koku. Kostet 1 Koku Beis selbst ziemlich 
theuer angenommen 6 Yen, so erhält eine ganze 
Familie durchschnittlich nach diesem Unterstützungs- 
gesetz doch höchstens 1 Yen geschenkweise Unterstütz- 
ung überhaupt. Und das Darlehn zu Hüttenbau und 
Ackerbangeräthschaften zusammen kann auch nur höch- 
stens 15 Yen betragen. — An die Stelle von Beis konnte 
auch doppelt so viel Gerste oder 3 mal so viel gemischtes 
Getreide*) treten. 



*) „ Z a k o k u *', gemischtes Getreide, d« h. Bohnen, Buchweizen und 
3 Arten Hirse (Awa, Kolbenhirse; Hijei Hahneuf usshirse ; Morokoshi, 
Mohrenhirse). 
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Auf Grand dieses UntersiüLzuug»gesetzes wurden, 
wie ich, um einen Anhalt zur Beurtbeilang der Grösse 
der Wirksamkeit desselben 7.a geben, bemerken mag 
beispielsweise in den 1^ Jahren vom 1. Jnli 1879 bis 31. 
Dec. 1880 Yen 501,751.866 (Darlehen) vom Finanz- 
ministerinm gezahlt.*) Da die Nothstände verschiedener 
Jahrgänge ganz verschieden sind, darf man diese Ziffer 
nnr in bedingten Vergleich mit den Ziffern der nach dem 
jetzigen Gesetz gezahlton ünterstätzangen stellen. 

Im Sept. 1877 erschien auf die anderweitige 
Begalirnng der Grnndstener folgend eine Yerordang (No. 
62) über die Grnndsteuerstundnngin Missernte- 
jahren nnd nachträgliche ratenweise Zahlung derselben : 
Wenn eine ganze Dorfflnr aas Elementaranglücks- 
fällen 50 % Minderertrag gegenüber der bei der Grand- 
stenerregnlirang angenommenen Erntemeng:e gehabt hat, 
ist dem Dorfe die Grundsteuer zu stunden. Bei 
den einzelnen Bauern desselben wird dann Bücksicht 
genommen auf die Procentziffer von deren Schaden. Bei 
völliger Missernte ist der ganze Steuerbetrag vom 
folgenden Jahre an gerechnet in 10 Jahren ratenweise 
zu zahlen, bei 50 % Missernte ist der halbe Steuerbetrag 
ebenso in 5 Jahren zu zahlen und so für die dazwischen 
liegenden Procentziffern (90 — 100, 80 — 90 etc) nach 
Yerhältniss (mit Vertbeilung auf 9, 8 etc Jahre). Wird 
ein Dorf noch während des Laufes des Stund ungstermines 
von einer zweiten so schweren Mindererute getroffen, so 



*) Vergl. Enten Bericht über Einnahme und Ausgabe des Missorn- 
ten-Deckanggfonds, 9. Mai 1883, Erläuterung No. 2. 
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wird auch für diese ein entsprechender Betrag Grund- 
steuer gestundet und der zweite ßatenlauf beginnt erst 
nach Beendigung des ersten, so dass keine Accumulirung 
etwa von 2 oder mehr gestundeten Raten für dasselbe 
Jahr stattßüden kann. Bei dieser Ordnung der Sache 
kann die zur gewöhnlichen Grundsteuer last hinzutretende 
Last aus der Stundung nie mehr als 10 % der ersteren 
sein. In dem 2. Missernten jähre selber wird ferner auch 
die Rate aus der ersten Grundsteue^'stundang nicht ein- 
gezogen ; hierfür verlängert sich aber die Zeit des Rateu- 
lanfes um 1 Jahr. Wird ein Grundstück, welches noch 
gestundete Grundsteuerraten schuldet, während des 
Stnndungstermins durch Naturereignisse zum Oedland, 
so kommen die gestundeten Beträge nicht weiter zur 
Erhebung. — Alles dieses gilt aber nur vom Reis- 
lande, jedoch kann ,,bei ausserordentlich grosser 
Missernte" auch die Grundsteuer des Ackerlandes auf 
besonderen Antrag gestundet werden. 

Diese Grundsteuerstnndungsordnung war ungenü- 
gend und unbefriedigend, weil sie den individuellen 
Nothstand erst bei solchem des ganzen Dorfes berück- 
sichtigte und für den letzteren den Nachweis der enormen 
Höhe eines nur 50-procentigen Ernteertrages gegenüber 
dem bei der Grnndsteuerreguliruug angenommenen Ernte- 
ertrage verlangte. 

Ans einer, auf Französischem Vorbilde*) beruhen- 
den, eigenthüm liehen Einrichtung in der Grandsteuer- 



•) Die Rheinläiidisch-Westphälische Einrichtung hat ihren ersten 
Ursprung in dem Rcniissionsfouds {Fonds de non valeurs) der von der 
Atsemblee Constituante in Frankreich luittclat Gesetzes vom 1. Doc. 17U0 
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Terfassnng Westphalens und der Rhein- 
land e *), eiuem Deckangsfonds ^,zar Uebertragang 
der Ausfälle, imgleicheu zur Zahlung der nothwen- 
digen Erlasse und Unterstützungen'' schälte ich meinen in 
der oben abgedruckten Arbeit über die Ermässigung der 
Grundsteuer enthaltenen Vorschlag eines Systems von 
Grundsteuer- DeckuDgsfonds heraus**). 

In jener Rheinland isch-Weslphälischen Grundsteuer- 
Einrichtung haben die Gruudsteuerpäichtigen ausser- 
halb der Grundsteuerhaaptsumme 1^ % derselben zu dem 
Grundsteuer- D eckungsfonds des Regierungsbezir- 
kes zu zahlen. Aus einem zweiten Zaschlagsbetrag von 
^ % ist ein, für alle Regierungsbezirke der westlichen 
Provinzen gemeinschaftlicher Fonds gebildet worden, der 
nöthigenfalls zur Verstärkung des Grundsteuer-Dek- 
kungsfonds dient, wenn die demselben überwiesenen 1^ % 
der Grundsteuer-Haaptsumme in einzelnen Jahren nicht 
hinreichen, um die vorkonlmenden Ausfälle oder die nach 
den bestehenden Vorschriften zu gewährenden Erlasse zu 
decken, welcher gemeinsame Fonds aber zunächst 
und hauptsächlich auch auf die Erhaltung des 



eingeführten und iiamentlich durch das Gesetz vom 23. Nov. 179S 
genauer geregelten Finnzösiaehen Grundsteuer» welche in den Zeiten der 
Französischen Herrschuft auch für Rheinland-VVestphalen Geltuns: 
hekain. Dieser Remissions Fonds wurde ehenso wie der jetzige Grundsteuer- 
Deck nngsfonds durch einen Zuschhig von 2% zu dem eigentlichen 
Steuerkontigente gespeist. (S. H. A. Mascher. Die Grundsteuer- 
Regelung in Preusseu auf Grund der Gesetze vom 21. Mai 1861. Potsdam 
liHVZ. Seite 43.) 

*) S. die Preussische Gesetzsammlung) nnterm 21 Jan. 1839. 

**) S. oben S. 253 bis 256, 270 und 271. 
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Katasters zu yerwenden ist. Diese Beziehung zur 
Erhaltung des Katasters merzte ich aus. 

Meinem Vorschlage wurde eine unerwartet rasche 
Folge gegeben. Mein hochverehrter Chef, der Finanz- 
minister Okuma Shigenobu nahm^ unter Zu- 
stimmung des Daijoknwan schon in das Budget für das 
Piscaljahr 1. Juli 1879-80 einen Betrag von Yen 1 ,200,000 
auf als Staatsbeitrag zum „Bikö tshctshikn kin'S 
„Missernten- Deckungsfonds*'. 

Er begleitete diesen Posten in den Bemerkungen 
zum Budget mit dem Hinweis, dass, nachdem an die 
Stelle einer sich nach den Ernteerträgen richtenden 
Grundsteuer wechselnden Betrages eine sich nach der 
Dnrchschnittsernte der vergangenen fünf Jahre richtende, 
in ihren Beträgen feste Grundsteuer getreten sei, welche 
der Regierung nicht mehr gestatte in guten Jahren 
üeberschnssbeträge anzusammeln, nnnmehr ein Jeder 
selber die Verantwortlichkeit übernommen habe bei 
reichlichen Brnten zu sparen und Vorsorge für Zeiten 
der Noth zu treffen. Die Begierung könne, da sie nicht 
mehr erhalte als recht und billig sei, bei fester Grund- 
steuer keine Nachlässe an derselben bewilligen. Meist 
verschwendeten die Leute aber alle ihre Ueberschnssein- 
nahmen in guten Zeiten ohne Acht für die Zukunft zu 
haben, gerietheu dann bei schlechten Ernten in Noth und 
würden unfähig ihre Steuern zu zahlen. Das von der 
Regierung im Jahr 1877 in Wirksamkeit gesetzte System 
der Stundung der Grundsteuer mit nachträglicher Raten- 
abzahlung mache jene, die so sorglos es unterliessen 
irgend eine Vorsorge zu treffen und die desshalb schon die 



— 303 — 

eioe AbgHbe znr festgesetzten Zeit uicht zahlen könnten» 
noch hülfloser, wenn sie nun neben der Grundsteuer des 
einen Jahres noch eiuen gestundeten Betrag zu entrichten 
hätten. Auf Grundlage der Vergangenheit könne man 
für die Zukunft voraussageu, dass, wenn man das obige 
System auf weitere Jahre fortsetze, Verschuldung aus 
diesem Grunde im ganzen Lande herrschen werde. 
Ursache der Noth sei, dass kein Plan bestehe um die 
Leute in Stand zu setzen eine Reserve für schlechte Jahre 
furückzulegen, sobdern nur eine Einrichtung, die sie 
nach vorgekommenen Unglücks jähren noch mehr belaste; 
kein Plan bestehe die Kräfte zu vereinen um den Ca- 
lamitäten entgegen zu treten. Solch ein Plan sei nun in 
diesem Jahr zur Reife gelangt. Die Regierung beabsich- 
tige znr Errichtung öffentlicher Fonds gegen mögliche 
Unglücksfälle anzuspornen uud sei desshalb zu dem 
Eutschlnss gekommen, indem sie die Staatsausgaben so 
viel als möglich beschränke, 3 ^/q der jährlichen Grund- 
steuer oder jährlich 1,200,000 Yen als ihre Beihülfe zu 
diesem Fonds auszuwerfen. 

Ich hatte die Genugthuung im December 1879 mit 
dem Entwurf des Gesetzes betr. den Missernten-Dek- 
knngsfonds betraut zu werden, mit der Weisung auch die 
G r lindste uerpflicht igen mit 3 % Zuschlag heranzuziehen. 

Mein Entwurf behandelte in 16 Artikeln : 

Abt. 1. Die Oi'ganisation eines Systems von Miss- 
ernten-Deckungsfonds, einer central, einer in jeder 
Provinz, eventuell auch in den Kreisen freiwillig von 
Gemeinde verbänden eingerichtete. Ressortverhältuiss. 
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Art. 2. Aufgabe des Systems : 
a. Ausfälle in der Eiimahme des Staates aas der 
Grundsteuer zu verhüten 
und b. den durch Unglücksfälle oder Missernten in 
grosse Nüth gerathenen Grundsteuer- 
pflichtigen in der Noth zu helfen." 

Art. 3. Vertheiluug der einzelneu Aufgaben auf 
die einzelnen Theile des Systems. 

Art. 4. Die Beiträge des Staats : 100,000 Yen zum 
Cenlralfonds, 300,000 Yen zu den Provinzfouds, und 
800,000 Yen zu den Kreisfonds. 

Akt. 5. Die Beiträge der Grundsteuerpäichtigen: za 
den Kreisfonds 3% der Grundsteuer. 

Akt. 6. Bewilligung und Ablehnung der Unter- 
stützungsanträge. Berufung. 

Art. 7. Verwaltung durch Staatsreseivefouds- 
ver waltung, Präfecten, Landrnth. 

Art. 8. Tragung der Verwaltungskosten. 

Art. 9. Vermögensanlage in Staatspapieren und 
Postsparkasse. 

Akt 10, 11 und 12. Ueberwachung der Geschäfts- 
führung und Decharge-Ertheilung füi: die 3 Arten 
Deckungsfonds. 

Akt 13. Statistik und Veröffentlichung von 
Berichten. 

Art 14. Verfahren bei Wiedereingehen freiwillig 
eingerichteter Decknngsfonds in den Kreisen. 

Akt. 15. Unzulässigkeit der Beschlagnahme 
von bewilligten Unterstützungen und Darlehen durch 
Gläubiger. 
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Art. 16. AnfhebuDg des Beglements über Grnnd- 
steuerstundung. 

Mein Entwurf erfuhr bei Darchlanfang der weiteren 
gesetzgeberischen Stadien selbstTerständlich eine Umar- 
beitung, hauptsächlich im Sinne der Vereinfachung 
nnd Kürzung, aber auch durch Aufnahme historischer 
Züge des bisherigen Unterstätzungswesens. Die un* 
terste Stufe, die Kreis-Fonds^ wurde beseitigt, weil die 
Landkreise noch keine Kreisvertretnng (Gun-Kuwai) 
hatten und die von mir vorgeschlagene Anlehnung an die 
Vertretungen der noch kleineren Gemeindeverbände 
(Cho-son-kuwai, Sodai) Schwierigkeiten machte. Damit 
fiel auch der Vorschlag den Kreis-Decknngsfonds im 
Kreise zugleich als landwirthsc haftliche 
Kreditkasse f nngiren zu lassen, mit dem Zwecke : 
,,den durch oben genannte Unglücksfälle ohne eigene 

Schuld in Noth gerathenen Grundsteuerpflichtigen 

ratenweis rückzahlbare unverzinsliche Vorschüsse bis 
zur doppelten Höhe ihrer betreffenden Grundsteuer zu 

gewähren, wenn solche Vorschüsse noth wendig 

seien, um die betrefiFenden Grundsteuerpflichtigen in 
productionsfähigem Znstande zu erhalten.'* 

Gerade diesen Vorschlag möchte ich der Verges- 
senheit entreissen, weil, wenn einst die Kreisvertretungeji 
(Gnn-kuwai) eingeführt sein werden, und die Missernten- 
deckungsfonds um eine untere Stufe erweitert würden, 
er ein wirksames Mittel zur Bekämpfung des ländlichen 
Wuchers bieten würde. 

Ein weiterer Tortheilhafter Unterschied des Gesetzes 
gegenüber meinem Entwürfe liegt darin, dass das Gesetz 
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die EntrichtuDg von Beiträgen der Grundsteuerpflichtigen 
allgemein obligatorisch macht, während mein 
Entwurf die Errichtung wenigstens der Kreisfonds mit 
solchen Beiträgen noch dem freiwilligen Entschlüs- 
se der Provinzialtage überliess, andererseits aber die 
Kreise ohne eigene Kreisfonds auch nicht aller Wohlthateii 
der Einrichtung theilhaftig machte. 

Ich lasse nunmehr die jetzt geltende Misseruten- 
deckungs-Ordnnng folgen. 
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IL 

Die gegenwartige Regelung 

dee 

Misserntendeckungswesens. 

Bekanntmachimg No. 31. vom 15. Juni 1880. 

Die unten folgende Missernten-Decknngs-Ordnung 

soll am 1. Januar 1881 in Kraft treten. Das im Jnli 

1875 nnter No. 122 veröffentlichte Reglement über 

zeitweilige Unterstütznng von Armen und das im Sept. 

1877 nnter No. 62 veröffentlichte Reglement über Grand- 

steuerstnndung in Misserntejahren treten an demselben 

Tage, an dem dieses Gesetz in Kraft tritt, ausser 

Wirksamkeit. 

Der Beichskanzler 

Sakjo Sakryoshi. 
Der Missemten-Deckungs-Fonds. 

Art. 1. Unter Missemten-Deckangsgeldern ver- 
steht man die Gelder, welche denjenigen Bedürftigen, 
die dnrch eine äusserst grosse Missernte oder dnrcb 
nnverschnidete Unglücksfälle in Notb geratbeu sind, zpr 
Beschaffung von Speise, Hütten, landwirtbschaftlichen 
Geräthen und Saatgetreide zu verabreicben sind. Auch 
ist aus denselben denjenigen, welche aus gleichen Grün- 
den die Staatsgrundsteuer nicht entrichten können, Un- 
terstützung zu gewähren oder darzuleihen. 
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Art. 2. Jede Provinz (Fii, Ken) soll von jedem 
Grundbesitzer einen in einem bestimmten Verhältniss 
zn seiner Grundsteuerentrichtang stehenden Betrag 
öffentlich einziehen, um so einen Deckungsfonds zu 
bilden. Ueber die Höhe der Beitragsquote beschliesst der 
Provinzial- Landtag (Fu-ken-kuwai). Die Gesammtsnmme 
dieser Beiträge darf aber nicht kleiner sein als die 
Staatsdotatton. 

An merknng. Für die Städte (Shi-kai) kann der 
der Proviuziallandtag, unter Genehmigung der Re- 
gierung, eine andere Einziehungsweise, als für' die Land- 
kreise (Gun, Son) beschliessen. 

Abt. 3. Der Staat unterstützt den Deckungsfonds 
jährlich mit 1,200,000 Yen. 

Akt. 4. Von dieser ünterstütznngssumme fliessen 
300,000 Yen zu einem Central-Decknngsfonds unter Ver- 
waltung des Finanzministers. Die übrigen 900,000 Yen 
sind auf alle Provinzen im Verhältniss der Höhe ihrer 
Grundsteuerentrichtung zu vertheilen. 

Art. 5. Vorschläge über die Einziehung, Veraus- 
gabung, Verwahrung an einem oder mehreren Orten und 
über den Getreideeinkanf des Provinzi&ldeckuugsfouds 
sind von dem betr. Stadt- oder Provinz-Präfecten (Chiji 
oder Kenrei) dem betr. Proviuziallandtag vorzulegen und 
die Beschlüsse des letzteren den Ministern des Innern und 
der Finanzen mitzutheilen, von deren Genehmigung die 
Ausführung abhängt. 

Das Getreidedepot darf die Hälfte des Deckuugs- 
fonds nicht übersteigen und ist die andere Hälfte in 
Staatspapieren anzulegen. 
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Art. 6. Die VerausgabuDgsweise des Deckungs- 
foDds» über die der ProyiDziallandtag Beschluss za fassen 
hat, bewegt sich innerhalb folgender Grenzen : 

1. Nur an diejenigen, welche sich wegen erwähn- 
ter Unglücksfälle nicht selbst ernähren können, sind 
Gelder für Speise zu verabreichen und zwar höchstens für 
30 Tage. 

Für jede Haushaltung betragen die Gelder zum 
Hüttenbau höchstens 10 Yen und die Gelder zu landwirth- 
schaftlichen Geräthen und Saatgetreide höchstens 2p 
Yen. 

2. Unterstützungen und Darlehne zur Zahlung der 
Grundsteuer sind nur an diejenigen zu geben» welche» 
ohne dass sie Haus und Grund verkauften, ihre Grund. 
Steuer wegen der erwähnten Unglücksfälle nicht würden 
entrichten können. 

Abt. 7. Wenn die Unterstützungen an die Be- 
dürftigen, und die Unterstützungen und Darlehue zur 
Grundsteuerzahlung, zwei Dritttheile des Provinzial- 
Deckungsfonds übersteigen, so ist dieser Umstand von 
dem betr. Stadt- oder Provinz-Präfecten anzumelden 
und hat der Zuschuss aus dem Centraldeckungsfonds 
nach Berathnng der Minister des Innern und der 
Finanzen zu erfolgen. 

Art. 8. Diejenigen Provinzen (Fu, Ken), Stadt- 
und Landkreise (Ku, Gun), Gemeinden und Gemeinde- 
verbände (Cho, Son), die von früher her einen öfiFentlichen 
Deckungsfonds besitzen, können denselben in den einzu- 
richtenden Missernten-DeckungsConds einschütten. 

Art. 9. Der Finanzminister bat die Ausgaben und 
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Einnabmen des Provinzial-DeckQngsfoDds jährlich oder 
ausserordentlicherweise zu prüfen. 

Akt. 10. Der Stadt-, bez. Provinz-Praefect soll 
jährlich im Jnli über die Ausgaben und Einnahmen 
des betr. Provinzial-Deckungsfonds an die Minister des 
Innern und der Finanzen berichten und beide Minister 
gemeinsam sollen jährlich die Ausgaben und Einnahmen 
sowohl des Central-, als der Provinzial-Deckungsfonds 
öffentlich bekannt geben. 

Abt. 11. Dieses Reglement hat 20 Jahr lang 
Gültigkeit. Ueber die Verwahrungsart des nach Ablauf 
dieser Frist vorhandenen Vermögens des Provinzial- 
Deckungsfonds beschliesst der Proviuzial-Landtag. 



In Sachen des Missernten-Decknngs-Fonds sind 
weiter zwei kurze Verordnungen erschienen. — Nach der 
ersten hat die Beitreibung der Beiträge zum Provinzial- 
deckungsfonds in gleicher Weise wie die der Grand- 
steuer stattzufinden. Der Beitrag zum Provinzial- 
deckungsfonds kann jedoch denen, welche in dem betr. 
Jahre eine Unterstützung oder ein Darlehen aus dem 
Fonds empfangen haben, erlassen werden. — Nach der 
zweiten Verordnung sind Klagen gegen den Missernten- 
Deckungsfonds vor Gericht zu bringen. 



Eine Vergleichung der Bestimmungen des neuen 
Gesetzes mit denen der aufgehobenen Reglements 
hinsichtlich des Armenunterstützungswesens und der 
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GruudsteuerBtuziduDg, wird klarstelleD, wie viel günstiger 
dio gegenwärtige Ordnung für die Bedürftigen ist. 
Während sich früher die geschenkweisen Unterstützun- 
gen, wie oben nachgewiesen, nnr auf ca 1 Yen pro Familie 
belaufen konnten , können sie jetzt nicht nur ca 32 Yen 
uud mehr für Speise» Hütteu, Geräthe und Säämereien 
betragen, sondern auch noch um eine nicht rückzahlbare 
Unterstützung zur Zahlung der Grundsfeuer vermehrt 
werden. Wo jetzt nicht rückzahlbare Unterstützung gege- 
ben wird, wurde früher allerdings ein zurückzahlbares 
Darlehen gewährt,aber auch nur bis zu einem halb so hohen 
Maxi mal betrage als jetzt die Unterstützung: zu Hüttenbau 
früher höchstens 5 Yen, jetzt 10 Yen, zur Anschaffung von 
Ackerbaugeräthen und Saatgetreide früher höchstens 10 
Yen, jetzt 20 Yen. Während früher die Grundsteuer nur 
gestundet wurde, kann jetzt dieselbe auch ganz erlassen, 
oder zum Theil erlassen und zum Theil (in Form des raten- 
weis rückzahlbaren Darlehns) gestundet werden. Und 
während früher die Grunds teuerstundnng erst eintiat be. 
hoher Noth der ganzen Dorfgemeinde, erfolgt die Hülfe zur 
Grundsfeuerzahluug jetzt schon bei individueller Nothi 
Während früher ein Ernteertrag von nur 50 % des bei 
der Grundsteuerregelung angenommenen Ernteertrages, 
also eine enorme Missernte nachgewiesen werden musste, 
ist jetzt, obgleich es auch heisst „bei äusserst grosser 
Missernte", doch in Folge des Wegfalls der genauen 
Zahlenbegrenzung dem wohlwollenden Ermessen der 
Beurtheiler des Antrages ein elastischerer Spielraum 
gelassen. Während früher nur die Missernte des Heises 
regelmässige Berücksichtigung fand, wird jetzt kein 
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Unterschied zwischen dieser und der anch anderer Feld- 
früchte gemacht. Während früher nur Missemte die 
Grundstenerstundnng begrünilen konnte, erfolgt die 
Hülfe zar Grundstenerzahlung jetzt auch bei Noth aus 
irgend einem der anderen Gründe (Brandi Yiehsterben, 
Epidemie, Kriegsschaden etc. etc.) Dagegen ist aber 
allerdings die Möglichkeit ein Darlehen znr Wieder- 
anschaffang verunglückten und umgekommenen land- 
wirthschaftlich benützten Yiehes (Pferde und Ochsen) 
jetzt weggefallen. Solche Darlehen sind früher aber 
auch nur äusserst selten gewährt worden, da sie an 
vorgängige Genehmigung des Ministers gebunden waren. 
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III. 

Bericht über die Wirksamkeit der Missernten- 
Deckungsfonds 

vom 1. Januar 1881 bis 31. März 1886. 

Der Name Missernten-Deckungsfonds ist, wie aus 
dem oben wiedergegeben en (resetz hervorgeht i eigentlich 
zu eng, da der Fonds nicht nur bei Missernteni sondern 
ancli bei anderen nnverschnideten Unglücksfällen, wie 
Brand, Yiehsencheni Epidemien, Erdbeben, Bergsturz 
etc. etc. in Wirksamkeit tritt. Er ist aber eine möglichst 
getreue üebersetzung der Japanischen Benennung : 
,iBikö Tsho Tshiku Kin", welches wörtlich 
,,Spar- und Bewahrgeld für Missernten" bedeutet Den 
that sächlichen Leistungen des Fonds gemäss würde man 
ihn am richtigsten als „Landwirthschaftliche 
Nothstands-Kasse" bezeichnen. Die Eng- 
lischen Zeitungen übersetzten den Ausdruck anfänglich 
mit ,iFamine Belief Fund'S später der Leistung gemässer 
mit „Agricultural Distress Fund". Die Französische 
üebersetzung des officiellen y;B>esum6 Statistique" mit 
„Fonds de pr^voyance pour secourir les personnes 
victime« des divers sinistres'^ lässt die Einschränkung 
der Wirksamkeit der Kasse auf Unterstützung nur der 
ti-rundsteuerpfiichtigen gar nicht zur Geltung kommen. 
Andererseits liess meine, ursprünglich in Anlehnung an 
die rheinländische Einrichtung gewählte Bezeichnung 
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nGrundsteuer-Deckaugsfonds'' din der Einrichtung auch 
von mir zugewiesene Aufgabe der allgemeinen Unter- 
stützung der bedürftigen Landwirthe nach Unglücks- 
fällen im Namen zu sehr ausser Acht und war ausserdem^ 
sobald auch die Landwirthe neben dem Staate Beiträge 
zu dem Fonds leisteten, noch dem berechtigten Einwurf 
ausgesetzt, dass dieser Name nicht zur Beliebtheit der 
Einrichtung beitragen könne. 

Eine Berichterstattung über die Wirksamkeit der 
Missernten-Deckungsfonds wird durch den in Artikel 10 
des Gesetzes vorgesehenen jährlich gemeinsam zu 
veröffentlichenden Bericht der Minister des Innern und 
der Finanzen ermöglicht. Bis jetzt sind 6 solcher Berichte 
erschienen. 



Bekanut- 
machunff das 

Finaxiz- 
Minlsteriumii. 


Nummer 

des 
Berichtes. 


Datam 

des 

Berichtes. 


Zeitraum der BerichtersUttong. 


No. 43 


Erster. 


9. Mai. 1883 


r. Jan. 1881 bi« 30. Juni 1881 


» 10 


Zweiter. 


31. Jan. 1884 


I. Juli. 1881 „ „ „ isai 


130 


Dritter. 


10. Nov. isa» 


„ „ 1882 „ ., „ im 


>i 113 


Vierter. 


21. Aug. i88s 


,. ,. 18% » .. n »sa» 


46 


Fünfter. 


30. Mai. 1886 


„ ,» 1884 M ,. M t88s 


43 


Sechster. 


12. Apr. J887 


I. Juli. 1885 bis 31- Marx 1886 



Der Gesammtzeitraum, den die Berichte 
decken, beträgt also 5J Jahr. Der erste derselben 
erstreckte sich, weil die Einrichtung erst in der Mitte des 
Rechnungsjahres thatsächlich in Wirksamkeit trat, nur 
über ein halbes Jahr, der letzte, d. i. der sechste, wegen 
Aenderung des Fiscal Jahres nur über 9 Monate. 
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Den Hauptbestandtheil dieser Berichte bilden jedes- 
mal 8 Tabellen : 

Tabelle 1. — Einnahme nnd Aasgabe des Ceotral- 
londs (üebertrag aus dem vorigen Juhre, Einnahme» 
Aasgabe, Rest und die Einzelposten des Restbestandes : 
Baar, Depositen, Getreide» Staatspapiere). 

Tabelle 2. — Einnahme nnd Ausgabe der Provin- 
zial-Missernten-Deckungsfonds (Einnahme^ Aasgabe, 
Rest.) 

Tabelle 3. — Vergleichung der Einzel-Posten der 
Einnahme and Ausgabe der Provinzial-Fonds mit dem 
Vorjahr. (Als Einnahmen werden aufgeführt : 
Uebertragi Staatsdotation, Zuschass aas dem Centralfondsi 
Beitrag der Orandsteuerpflichtigen» Nachschuss für 
rückständige Beiträge;, Zinsen von Staatspapieren, desgl. 
von Depositen, Gewinn, Rückzahlungsraien von Darlehen 
zur Grandsteaerentrichtung, und verschiedene Einnah- 
men. Die Ausgabe setzt sich zusammen aus: ünter- 
stützuDg zur Beschaffung von Nahrung, Hütten, Ackerge- 
räthschaften, Säämereien, Unterstützung zur Gruudsteuer- 
entrichtung, Darlehen für denselben Zweck, Getreide- 
speicher-Bau- und Reparaturkosten »Verluste, verschiedene 
Ausgaben.) Für den Restbetrag werden die Bestandtheile 
in gleicher Weise wie beim Gentralfonds angegeben. 

Tabelle 4. — Einzelposten der Baareinnahme der 
Provinzialfonds (üebertrag, Staatsdotation, Zuschuss aus 
dem Gentralfonds, Beiträge, Nachschuss, Zinsen von 
Staatspapieren und von Depositen, Gewinn, zurück- 
gezahlte Grundsteuer- Darlehen, verschiedene Einnahmen, 
Summe.) 
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Tabelle 5. — Einzelposten der Baaraaagabe und 
der baare Kassenbeatand der Provinzialfonds (Nahrimgi 
Uüttenbaa, Ackergerätbei Säämereien, Grundateuernnter- 
atützungf Grundsteuerdarlehen, Yerlaste, Magazinbau- 
und Beparaturkosteu, diverae Auagaben, Samme, Baar* 
beataud.) 

Tabelle 6. — Die Unter atützongen aua den Pro- 
vinzialfonds» nach den ünglücksarten unterschieden 
(Brände, Üeberschwommung, Sturm, Hagel, Dürre, 
Schnee, Bergsturz, Erdbeben, achädliche Insekten, 
schlechte Ernte, Krankheit, Summe.) 

Tabelle 7. — Einnahme und Ausgabe der Pro- 
vinzialfojids auf dem StaatsefiFectenconto (Uebertrag, 
Einkauf, Verkauf, Einlösung, Bestbestand, Alles unter- 
schieden nach Nenuwerth und Anschaffungspreis.) 

Tabelle 8.— Einnahme und Ausgabe der Pro- 
vinzialfonds auf dem Getreideconto (uebertrag, Ankauf, 
Verkauf, Vermehrung beim Measen, Verminderung beim 
Meaaen oder durch ümtauach oder Verderben, Natural- 
unteratützung, Rest; für jeden Posten Koku-Zahl und 
Anachaffungapreia.) 

Den Tabellen werden erklärende Bemerkungen vor- 
ausgeschickt, welche aber nur in seltenen Fällen mehr 
als eine beschreibende Becapitulation ihrer Ziffern 
enthalten. 

Als weitere Quelle benutzte ich das „Resume Sta- 
tistique de V Empire du Japon'* (1887), welches auf den 
Seiten 50-52 zwei Tabellen über die Wirksamkeit des 
Miaaernten-Deckungsfonds, aber nur für die Jahre 1880- 
1884^ mittheilt: Tab. 1. Nond/re des personnes assistees 
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8UT lefonds de prevoyance et montant des gecoiir» aßcordea, 
und Tab. 2. Serours accordes par nature des sinistres. 
Diese Statistik enthält gegenüber dem Bericht der Mini- 
ster in so fern Nenes, als sie die von jenen nicht erwähnte 
Zahl der unterstützten Personen resp. Familien angibt. 
Die entsprechenden Angaben auch für die Jahrgänge 
1885 and 1886 verdanke ich den gefälligen Bemühungen 
des Chefs des Statistischen Bnreans des Yerkehrsminis- 
terinm^s, Herrn Kure. 

In den Berichten der beiden Minister lasse ich die 
j^ngaben für die einzelnen Fa-Ken, in den Tabellen des 
Rösame Statistiqne die für die grösseren Grebietsabschnit- 
te unberücksichtigt, indem ich nur die Gesammtsnmmen 
für das ganze Reich benutze. 

Auf Grundlage der eben angegebenen Materialien 
habe ich 19 Tabellen entworfen, von denen die ersten sie- 
ben die Leistungen des Missernten-Deckungsfonds, 
die nächsten drei seine Einnahmen und Aus- 
gaben, und die letzten nenn seiue Vermögen s- 
verwaltnng behandeln. 

Viele der von mir gebrachten Ziffern wurden durch 
Rechnung aus den Berichten der Minister abgeleitet. 
Diejenigen meiner Ziffern, welche den jeweiligen Ver- 
mögensbestand angeben^ unterscheiden sich von den 
entsprechenden officiellen dadurch, dass ich die 6 rund - 
Steuer-Darlehensreste, welche die officiellen Berichte aus 
dem Vermögensnachweis fortlassen, stets in denselben 
aufgenommen habe. Da die Berichte sich nur über 
einzelne Jiihre erstrecken, rühren selbstverständlich alle 
Summen und Durchschnittsberechnungen für den ganzen 
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Zoitranm von mir her, ebenso femer auch die Berech- 
nungen der Darchschnitte der ünterstiitzongen sowie 
der Preise des Keises und der Effecten, und die der 
Erträge der verschiedenen Anlagearten, auch alle Pro- 
centzahlen. Meine Tabellen haben durch das Zusam- 
menwirken dieser Umstände ein so verändertes Aussehen 
erhalten, dass ich mich veranlasst sehe sie in detaillirt 
genauer Berechnung zu geben, um ihnen das Vertrauen 
in ihre Richtigkeit und Zuverlässigkeit zu sichern, an- 
statt mir eine übersichtlichere Abrundnng, wie in 
meinem begleitenden Texte zu gestatten. 



Leistungen des Missemten-Deckungsfonds. 

Tabelle l. — Greldbetrag der gegebenen Unter- 
stützungen. 

Tabelle 2. — Zahl der gegebenenünterstützungeu. 

Tabelle 8. — Dnrchschuittsbetrag der Unterstüt- 
zungen. 

Tabelle 4. — Mittelbetrag der Unterstützung 
Einer auf alle Arten unterstützten Familie. 

Tabelle 5. — Zahl der mit Wohnung unterstützten 
Familien und die Ursache ihres Nothstandes. 

Tabelle 6. — Die Unterstützungsbeträge (ein- 
schliesslich der Grundsteuer-Darlehen), geschieden nach 
den Ursticben der Nothstände. 

Tabelle 7. — Der Stand der Darlehen behufa 
Zahlung der Grundsteuer. 
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Tabelle 1. — Geldbetrag der gege- 
benen Unterst ützunge n.— In den 5-^ Berichts- 
jahren wurden überhaupt 3,288,000 Yen zu Unter- 
stützungen, oder, wenn man die .Grundsteuer d a r ] e h e n 
nicht mit einrechnet, etwas über 2^ Million Yen yer- 
ansgabt. Die Noth, welche durch Zerstörung der 
Wohnung entstand^ überwog offenbar sogar noch die 
durch die hohe Grundsteuer veranlasste. Denn wir sehen, 
dass 33,2 ^Iq des Gesammt-Unterstützungsbetrages zum 
Zweck des Hüttenbaus, und nur annäherjud eben so viel, 
nämlich nur 30,4 ^/^ behufs Erleichterung der 
Zahlung der Grundsteuer gegeben wurden. Eine 
wirkliche Gebäudeversicherung, an 
Stelle einer Höchstunterstützung zum 
Hüttenbau von 10 Yen pro Familie 
würde also, scheint es, fast ebensO"> 
viel zur Linderung der landwirth« 
schaftlichen Noth beitragen, als eine 
Ermässigung der Grundsteuer. 

Der Gesammtaufwand behufs Erleichterung der 
Gmndsteuerzahlung betrug ca 1 Million Yen ; die Pro- 
vinzialfonds gewährten aber nur ca ^ dieser Summe ä 
fonds perdu und fast ^, nämlich 777,000 Yen mit Ver- 
pflichtung der Rückzahlung. 

Die Ausgaben für Ackerbaugeräthe und Sämereien 
zusammen betragen fast ebenso viel, wie die für Speisung. 
Es wurden nämlich zu Sämereien 209,000 Yen oder 
6,4 o/o, zu Ackerbaugerälhen 383,000 Yen oder 11,6 «/o 
und zu Speisung 603,000 Yen oder 18,4 ^/^ der Ge- 
sammtunterstütznngssnmme verwandt. 
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Der Betrag für Speisnng setzt sich zusammen ans 
einem Baarbetrag (Spalte 2) und dem Werth der Nataral- 
anterstützang (Spalte 3); desshalb nehme ich diese beiden 
Spalten hier anmerkangsweise auf. Sp. 3 harmonirt 
mit Tab. 12 Sp. 16. — um den Zusammenhang mit Tabelle 
8 Sp. 13 klar znsteilen I wurde die Sp. 12 berechnet und 
hier eingerückt. 

Tabelle 2. — Z ahl der gegebenen ün- 
terstütznnge n. — Insgesammt wurden 880,000 Fa- 
milien mit Wohnungi Ackerbaugeräthen, Sämereien, 
Ornndsteuer»Beihü1fen oder Darlehen unterstützt, aus- 
serdem aber noch 3,800,000 Personen mit Speisnng. 
365,000 Familien erhielten Unterstützung, resp. Darlehen , 
behufs Zahlung der Grundsteuer, 234,000 zur Wohnung, 
226,000 zu Sämereien, 54,000 zur Wieder-Anschaffung 
▼on Ackergeräthen. — Auch diese Tabelle erweist 
als vorherrschende N o ths ta nd sn r- 
sachen die hohe Grundsteuer und die 
Uny er sicher bar ke i t des Gebändebe- 
sitzes. 

Die Zahl von .880,000 unterstützten Familien lässt 
übrigens den Umfang der Leistungen des Fonds grösser 
erscheinen, als er in der That ist ; denn jede Familie ist 
ebenso viel mal als unterstützte Familie gezählt worden, 
als sie verschiedene Arten der Unterstützung empfing. 

Wenn man für jeden Jahrgang die Zahleo der auf 
verschiedene Art unterstützten Familien mit einander 
vergleicht und dann nur die Mazimalzahl unter diesen 
verschiedenen Unterstützungszahlen in Betracht zieht, 
wie auf Grund der Tab. 2 unten geschieht, so sieht man^ 
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Zeitraum» 



Höchste Zahl 
der 



Unt 
Tab. 2. 



unterstützten 
Familien. 



1. 



3. 



I. 


Jan. 


i88i 


bis 


3o. 


Juni 


1881 


I. 


JnU 


i88i 


n 


n 


» 


1882 


» 


n 


1882 


n 


n 


» 


i883 


» 


n 


i883 


» 


n 


n 


i884 


19 


n 


i884 


n 


r» 


n 


i885 


I. 


Juli 


i885 


n 


3i. 


März 


1886 



Spalte 3 
3 
8 
5 

8 



4,691 

20,116 

24>58o 

io8;883 

ioO}455 

70,902 



I. I. 1881 bis 3 I. III. 86, Sa 



329,627 



dass die Zahl der überhaupt unterstützten Familien bis auf 
ca 330,000 zusammenschmelzen kann. Denn wenn in 
dem ersten Zeitraum z. B. 4,691 Familien mit Wohnung, 
2,311 mit Ackergeräthen und 1,807 mit Sämereien unter- 
stützt wurden, so ist es sehr wohl möglich, dass mit dem 
Hans durch Feuersbrunst oder Ueberschwemmung zu- 
gleich auch die Ackergeräthe und das Saatkorn zerstört 
wurden und dass von den 4,691 zum Hüttenbau unterstütz- 
ten Fatnilien 2,311 auch mit Ackergeräthen und 1^807 
auch mit Saatkorn unterstützt wurden. Wir hätten es 
dann also nicht mit 8,809 „verschied enen'^ Familien, 
sondern nur mit 4,691 Familien, der höchsten Zahl unter 
all den ünterstützungszahlen des betr. Zeitraums, zu thun« 
Stellt man nun aber 330,000 unterstützte Fami- 
lien oder auch eine etwas höhere Zahl den 3,800,000 mit 
Speisung unterstützten Personen gegenüber, so er- 
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hellt, dass Letztere nicht einfach die Kopfzahl der vor- 
genannten Familien ausmachen können, da die Familie 
eine zu grosse Durchschnitts mitgliederzahl erhielt^. Es 
muss also Speisungsunterstützung an sehr viele, sage 
an ca 2 Millionen Personen vertheilt worden sein, welche 
auf keine der anderen Arten Unterstützung erhielten. 

Das Besume Statistique überschreibt irrthüralich 
nur die Spalte der Wohnuugs Unterstützung mit „Zahl 
der Haushaltungen*' und alle übrigen Spalten mit „Zahl 
der Personen". Aus den Gesetze, seinen Ausführungs- 
bestimmuDgen und aus der Natur des Sachverhaltes geht 
aber hervor, dass es sich nur bei der Speisung um Zahl 
der uDtersützten Personen und bei allen übrigen ünter- 
stützungsarten um Zahlen der Haushaltungen oder 
Familien handelt. — Nur wenn man bei den Unter- 
stützungen iticht berücksichtigt, an wen sie gegeben 
worden sind, ist es zulässig eine GesammtzifiFer derselben 
zu geben, wie in Tab. 2. Sp. 8. auch von mir geschehen ist. 

Tabelle 3. — D urchschnittsbetrag der 
Unterstützungen. — Aus Tab. 1. und 2. ist Tab. 
3. abgeleitet worden. Für den ganzen Zeitraum betrug 
der Durchschnitt einer einzelnen Unterstützung nur 
0,703 Yen, der der einzelnen Familienunterstütznng 3,052 
Yen und der der einzelnen Personen 0,159 Yen. Die 
Beträge sind also recht unerheblich und wenn auch, bei 
der grossen Zahl der Unterstützungen der insgesammt 
aufgewandte Betrag auf mehrere Millionen steigt^ so ist 
doch anzunehmen, dass die Unterstützungen nur eine 
Linderung, aber keine Beseitigung der Noth bewerk- 
stelligen konnten. Die Häufigkeit derUnter- 
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stütznngsbedürftigkeit einerseits und 
das geringe i^usmass derUnter- 
stützungssnmme andererseits, scheinen 
mir ein grosses Bedürfniss nach Land- 
wirthschaftlicher Versicherung, 
welche nicht nur Noth lindert, sondern 
Verluste nahezu voll ersetzt, zu 
beweisen. 

Der Darchschnittsbetrag der Familienunterstützung 
zu Hütten bau betrug 4,661 Yen, der zu Acker baugeräth- 
schaften 7,0*4 Yen, der zu Sämereien 0,923 Yen. Wie 
man sieht, erreicht der Darchschnittsbetrag den zulässigen 
Höchstbetrag von 10 Yen zu Wohnung und 20 Yen zu 
Geräthen und Saatkorn zusammen bei weitem nicht. 

Die Beihülfe zur Zahlung der Grundsteuer betrug 
durchschnittlich nur 1,445 Yen und das Darlehen zu 
gleichem Zweck nur 3,709 Yen. Man sieht hieraus, dass 
es sich bei den zur Grundsteuerzahlung Unterstützten 
fast nur um Z werg- Land wir thschaften gehandelt hat. 
Auch hierin liegt eine Befürwortung der Kinfüh- 
Tung wirklicher landwirthschaftlicher Versicherung. 
Die Missernte n-D eckungsfonds kom- 
men, als bl OS se No ths tands k assen, fast 
ausschliesslich denkleinstenderLand- 
wirthe zu Gute, und arbeiten so der 
Entstehung eines landwirthschaf tlic hen 
Proletariates allerdings entgegen; 
landwirthschaf tliche Versicherung aber 
käme allen Landwirthen gleichmässig, 
auch den grossen zu gute. 
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Besonders winzig sind die Darchschnittsbeträge der 
Speiseunterstützung. Nach dem in Tab. 12. Sp. 7. 
gegebenen Durchschnittsankaufspreis des Reises kam 
den Provinziftlfonds 1 Go, d. i. 1/1000 Koku, wie unten 
folgt zu stehen, und können wir daraus berechnen, wie 
viel Go die Unterstützung pro Person in jedem Zeitraum 
ungefähr betrag : 





I Go Reis 


I Speise- 
Unterstüt- 


I Speiso- 


Zeitraum. 


kostete 

(lurch- 

schnittl. : 


zung betrug 
durch- 
schnitt. : 


Unterstüt- 
zung betrug 
annähernd: 




Yen. 


Yen. 


Go. 


1. 


2. 


8. 


4. 


I. Jau. i88i bis 3o. Juni i88i 


0.cx>7Oi6 


0.189 


26.9 


I. Juli i88i „ „ „ i88a 


0.00^17 


0.289 


49.7 


„ ,, 1882 „ „ „ i883 


0.004578 


0.305 


66.6 


„ « 1883 „ „ „ i884 


0.004002 


0.364 


91.0 


» „ i884 „ „ „ i885 


0.004045 


0.096 


23.7 


I. Juli i885 „ 3i. März 1886 


0.004088 


0.X66 


4o.6 


Durchschnittlich : 


0.004257 


0.159 


37.3 



Nach dem früheren Unterstützungsreglement waren 
höchstens 15 Tage lang 3 Go Reis pro Mann und 2 Go pro 
Frau, Kind oder Greis zu verabreichen; nach diesem 
konnte also die verabreichte Menge im Maximum nur 
45, bez. 30 Go betragen. Nach dem jetzigen Unter- 
stützungsgesetz sind nun überhaupt durchschnittlich ca 
37 Go pro Person verabreicht worden, also ungefähr 
ebenso viel als der frühere Höchstbetrag. Im Jahre 
1883/84 sehen wir aber den Durchschnittsbetrag auf 
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91 6o steigen, d. h. auf das Doppelte, was früher dem 
Manne, das Dreifache, das früher Weibern, Kindern und 
Greisen verabreicht werden durfte. Die grössere Elastici- 
tät des gegenwärtigen Gesetzes in der Bemessung der 
nöthigen Unterstützung ist sicher ein Vorzug desselben. 

Die in Sp. 4. so eben errechneten Mengen sind nur als 
annähernde zu betrachten, auch desshalb weil sie sich auf 
den Engros- und nicht den Detail-Preis des Reises stützen. 

T a b e 1 1 e 4. — M ittelbetrag der Unter- 
st ützun g Einer auf alle Arten unterstützten 
P a m i 1 i e. — Das Minimum und das Maximum der Einer 
Familie in jeder der verschiedenen Hilfsarten thatsächlich 
gezahlten Unterstützungen ist nicht bekannt, ebensowenig 
der Einer Familie durch die mehrfache Art der Unter- 
stützungen gewährte wirkliche Höchstbetrag. Wollen wir 
uns nach dieser Richtung hin eine Schätzung erlauben, 
so bleibt uns nichts übrig als einen annähernden 
Höchstbetrag durch Addition aller Durchschnitt s- 
beträge der Unterstützungen zu gewinnen. 

Eine auf alle Hilfsarten unterstützte Familie hat 
80 im grossen Durchschnitt ca 18^ Yen erhalten. Doch 
schwankten diese Beträge je nach den Jahren zwischen 
80 und 16 Yen. 

Hieraus lässt sich ersehen^ dass die Hülfe der Miss- 
erntendeck uugsfonds in sehr zahlreichen Fällen nach 
hiesigen Geld Verhältnissen doch eine sehr kräftige, ins 
Gewicht fallende gewesen sein muss. 

Tabelle 5. — Z ahl der mit Wohnung un- 
terstützten Familien und die Ursache 
ihres Noth stand es. — 234,100 Familien wurden 
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wegen Zerstörong ihrer Wohnungeii durcli die Elemente 
mit 1,091,000 Yen (Tab.l.Sp.5.)oder mit durchschnittlich 
4,66 Yen zu Hütten bau unterstützt. Die grösste Zahl 
ihrer Wohnungen, fiel dem Sturm (Taiphun!) zum Opfer, 
nämlich über 99,000 oder 42,87 % der Gesammtzahl der 
zerstörten Wohnstätten. Nächstdem verursachte ü e b e r- 
schwemmung unter den Gebäuden die meiste Zer- 
störung; üeberschwemmungen zerstörten über 70,000 
Wohnungen oder nahezu 30 %. Feuer stand in 
dieser Berichtsperiode erst in der dritten Linie ; es ver- 
zehrte über 64,000 Häuser oder 27^ %. Erdbeben, von 
dem wir aus der japanischen Geschichte wissen, dass 
es zuweilen hier entsetzliche Verwüstungen in Stadt und 
Land angerichtet hat, Bergsturz und Schneedruck 
spielten in dem betrachteten Zeitraum keine grosse 
Bolle ; immerhin aber fielen ihnen zusammen doch 395 
Wohnstätten zum Opfer. 

Ich darf in obigen Zahlen wohl 
eine ausdrückliche Bestätigung der 
Grundidee meiner „ Collectiv-Ver- 
sicherung der Gebäude in Japan'' 
(1878) erblicken, dass es nicht genug 
wäre die Gebäude gegen Feuer zu 
versichern, sondern dass die Siche- 
rung de« Wohlstandes und die Siche- 
rung des Hy p o the k a r k red i tes hier 
eine Versicherung der Gebäude gegen 
die Gollectiv-Gdfahr erheischen. Ich 
wiederhole, nach der vorliegenden Statistik des be- 
trachteten Zeitraums wurden von jenen 234^00 zer- 
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störten Gebäuden nur 29.»7 % durch Feuer und 70.(» % 
darch andere Elemente zerstört I 

Tabelle 6. — D ie ünterstützungsbeträge 
(einschliesslich der Darlehen zur 
Zahlung der Grundsteuer), geschieden 
nach den Ursachen der Nothstände. — 
Der Gesammt-Unterstülzungsbetrag von 3,288,000 Yen 
(vergl. Tab. 1. Sp. 10. und Tab. 6. Sp. 13.) lässt sich 
nach zehn elementaren Ursachen der Nothstände schei- 
den. Den grössten Hülfsbetrag beanspruchte Ueber- 
schwemmung mit 1,024,000 Yen oder 31,i5 %, den 
nächstgrossen Brand mit 897,000 Yen oder 27,27 %, 
einen annähernd gleichen, Sturm und Hagel zusammen 
mit 824,000 Yen oder 25,o6 %. Nahezu eine halbe 
Million Yen oder 15,ib % beanspruchte Dürre. Keine 
der übrigen Ursachen, Schoee, Bergsturz, Erdbeben, 
schädliche Insecten, Epidemieen und Mindererute über- 
haupt {ohne nähere Angabe des Grundes, wie etwa zu 
anhaltender Bewölkung) kostete l % oder 33,000 Yen 
des Gesammtunterstützungs-Betrages. 

In den ersten zwei ein halb Jahren der Berichts- 
periode verursachte stets Brand den grössten Nothstand, 
im vierten die Dürre, im fünften der Sturm und im 
sechsten die Ueberschwemmung. 

Sturm und Hagel wird in den Berichten fünf Mal 
auseinander gehnlten, einmal aber in einer einzigen 
Ziffer zusammengefasst. Wenn wir diesen letzteren 
Schaden ganz dem Hagel anrechnen, so kommen auf 
Sturm allein 785,000 Yen oder 23^7 %, und auf Hagel 
allein 39,000 Yen oder 1,19 % der Gesammt-Unterstüt- 
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zung. Wir dürfen hierbei wolil anf die naturwissen- 
schaftlich merkwürdige Thatsache der Seltenheit des 
Hagels in Japan hinweisen. Eine blosse Hagel- 
versicherung für Japan, in Nachahmung des 
Europäischen Vorbildes, wäre ganz verfehlt ! 

Tabelle?. — Der Stand der Darlehen 
behufs Zahlung der Grundsteue r. — Wäh- 
rend der ganzen Berichtsperiode wurden 777,000 Yen 
Darlehen zur Erleichterung der Grnndsteuerzahlung von 
den Missernten-Deckungsfonds hinausgegeben und 
114,000 Yen daraaf von den Schuldnern bereits wieder 
zurückgezahlt^ so dass am Ende der Periode, am 31. 
März 1886, 663,000 Yen an Darlehen noch als Rest 
ausstanden. Die Spalte 6. unserer Tabelle gibt den 
Darlehensrest für das Ende jedes Rechnungsjahres. Es 
sind dies jene Ziffern, von denen ich schon oben erwähn- 
te, dass ich sie als Activa in den Vermögensnachweis 
aufgenommen habe. Ein Irrthum hierbei wäre meiner- 
seits nur in sofern möglich, als möglicherweise einige 
Forderungen aus Darlehen niedergeschlagen worden sein 
mö^en, in welchem Falle sie dann natürlich als Activura 
verschwunden wären. üeber solche Nachlässe fehlt 
aber jeder Nachweis; sie sind auch unwahrscheinlich. 
Mit eben genannter eventueller geringer Einschränkung 
sind die weiter unten gegebenen Vermögensziffern genau. 

Einnahmen und Ausgaben der Missernten- 
Deckungsfonds. 

Tabelle 8. — Einnahme, Ausgabe und Vermö- 
genssiand der Proviuzialfonds. 
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Tabelle 9. — Einnalime, Ausgabe und Vermö- 
gensstand des Centralfonds. 

. Tabelle 10. — Ausweis über den Zuschuss des 
Centralfonds zu den Frovinzialfonds. 



Tabelle 8. — E innahm e, Ausgabe und 
Vermögensstand der Provinzialfond s.-^ 
Einnahme und Ausgabe gebe ich in dieser Tabelle ohne 
die durchlaufenden Posten, welche sich nur auf die 
Anlagoart des Vermögens beziehen, wie Ankauf, 
Verkauf und beziehungsweise Einlösung von Staatspa- 
pieren und Getreide, auch ohne Darlehen-Hinausgabe, 
bez. -Rückzahlung. Die Einnahme der Frovinzialfonds 
während der ganzen Berichtsperiode betrug 11,387,000 
Ten, und ihre Ausgabe 2,885,000 Yen, so dass ihnen am 
31. März 1886 ein Vermögen von über 8i Millionen Yen 
verblieb. 

Die Einnahmen setzten sich zusammen aus den 
verschiedenen Arten Beiträgen, aus Zinsen der Anlagen, 
Gewinn und Diversem; die Ausgaben aus Unterstützun- 
gen und hauptsächlich von den Reisvorräthen verursach- 
ten Kosten. 

Die Haupteinnahme erwuchs den Frovinzialfonds 
aus Beiträgen der Staatskasse, nämlich 4,916,000 Yen ; 
einen nahezu gleich grosseti Betrag, nämlich 4,802,000 
Yen brachten die Landwirthe selbst auf. Der Staats- 
beitrag bestand erstens aus der regelmässigen Staatsdo- 
tation von im Ganzen 4,725,000 Yen und zweitens in 
vier Rechnungsjahren ans ausserordentlichen Zuschüs- 
sen aus dem nur von der Staatskasse gespeisten Central- 
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der Provinzialfonds für Staatspapiere und Reis durch- 
schnittlich gezahlt wurden. Das Detail dieser Berechnung 
geben die Tabelle 16 Sp. 2, 3 und 4 und die Tab. 12 Sp. 
ö, 6 und 7. 



Zeitraum. 



Durchschnitfclicherli 
Ankaafs-Cura 

der S*aatspapiere 
pro 100 Yen 
Nennwerth. 



Durchschnittlicher 

Ankaufspreis 

des Reises pro 

Eoku. 



I. Jan. i88i bis 3o. Juni i88i 
„ Juli i88i „ „ „ 1882 
n n i88a „ „ n i883 
„ „ i883 „ „ „ 1884 



Yen 



i884„ 



i885 



I. Juli i885 bis 3i. März 1886 



72.Q31 
74."5 

77-'47 

93.330 

93.583 

ioa.664 



Yen 



7.016 
5.817 
4.578 
4.00a 
4.045 
4.088 



Der entgegengesetzte Preislauf der beiden Güter 
springt in die Augen. 

Versuchen wir es den oben erwähnten Gewinn- 
posten von 233,000 Yen getrennt für Staatspapiere und 
Beis darzustellen, so kann dieses bei einem Zurückgehen 
auf die Einzelberichte der 48 Fondsverwaliungen*) 
wenigstens schätzungsweise geschehen. Nach Prüfung 
derselben scheinen mir von dem Gewinn ck 2 15 »000 
Yen auf Staatspapier- und ca 18,000 Yen auf Reis- 
Geschäfte zu fallen. Salto errore würde ich die Spalten 
8 und 9 der Tabelle 8 schätzungsweise, wie folgt, 
schreiben : 



*) Tokyo-, Kijoto- und Osaka-Fu, Kanagawa- und Äicbi-Keii besitzen 
für die Stadt- und Landkreise ( Ku und Ouh ) getrennte Missernten- 
deckungsfonds; daher bei nur 43 Fu-Ken der Hauptinseln doch 48 Fonds- 
verwaltuDgcn. Yesso, Liukiu und die Bouin-Inseln entbehren noch der 
Misserntendeckungsfonds. 
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e w i 11 n. | 


Zeitraom, 


Auf Staatspapiere. 


Auf JReis. 


1881/82 


292.3« 


11.07« 


i88a/33 


6,818.127 


— 


1883/34 


102,440.98g 


3,889.325 


1884/85 


36,719,^81 


12,846.406 


1885/86 


68,754.271 


1,083.598 


Sa.: 


215,025.323 


i7>83i.307 


232^56.630 1 



Versuclien wir es ebenso den oben erwähnten 
Verlust posten von 182,000 Yen getrennt für Staats- 
papiere und Reis darzustellen, so kann auch dieses 
wieder durch ein Zurückgehen auf die 48 Einzelberichte 
wenigstens schätzungsweise geschehen. Nach Prüfung 
derselben scheint sich mir s. e. (für Tab. 8. Sp. 14. und 
15.) der Verlust zu vertheilen : 





Verlust. 1 


Zeitraum. 


Auf Staatspapiere. 


Auf Beis. 


1881/82 


— 


10,227.811 


1882/83 


— 


3)846.454 


1883/84 


988.351 


47*863.784 


1884/85 


**) 3,701.515 


82,360.489 


1835/86 


2,607.358 


29,936.57« 


Sa.: 


7,297.224 


174,235.114 


181,532.338 1 



*♦) Einscliliesslicli eines Verlustes, bei der Iwate-Ken-Fonds Verwal- 
tung, von 1,449.460 Yeu; zu dessen Characterisirung jeder Anhalt fehlt. 
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Tabelle 9. — E innabtne, Ausgabe und 
Vermögensstand des C en t r alf ond s • — 
Diese Tabelle erstreckt sich, wie anch die später za be- 
sprechende Tabelle 11. B., statt über den Zeitraum von 
oi Jahren, über einen solchen von 6| Jahren. Ich 
bemerkte schon oben in der Vorgeschichte des Gesetzes» 
dass das Budget bereits vom 1. Juli 1879 an den Jahres- 
Betrag von 1,200,000 Yen für die Unterstützung der 
Landlente unter gleichzeitiger Ankündigung des Planes 
auswarf, dass dann das Gesetz selber erst unter dem 
15. Jani 1880 erlassen und vom 1. Jan. 1881 an in Wirk- 
samkeit trat. So zahlte das Finanzministerium bereits 
1,800,000 Yen zu dem Fonds und bestritt aus dieser 
Summe 501,752 Yen Unterstützungen, oder richtiger 
Darlehen, welche den Bedarf dieses Zeitraumes nach 
dem vorigen Unterstützungsreglement bildeten, vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes. Der Rest von Yen 1,298,248 
wurde in den Centralfonds am 1. Jan. 1881 aus- 
geschüttet. 

Bei dieser Freigebigkeit des Staates, welche durch 
den Wortlaut des Missernten- Deckungsfonds- Gesetzes 
keineswegs vorgeschrieben war, darf man der Finanz- 
verwaltung keinen Vorwurf daraus machen, dass sie die 
in dem Missern ten-Deckungs-Centralfonds bei ihr hinter- 
liegeudcn Summen ohne Verzinsung liess. Sie hielt 
einen stets bereiten Baarschatz für nöthig zu Beginn, 
bis die Provinzialfonds ein reichlicheres Vermögen 
angesammelt hätten. Mein Entwurf hatte für den Cen- 
tralfonds Anlage in Staatspapieren vorgeschlagen. Das 
erlassene Gesetz enthielt keine derartige Bestimmung. 
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Um so mebr ist anzuerkennen, dass die den Interessen 
des Centralfonds zuwiderlaufende Praxis im Jahre 
1883/84 verlassen und derselbe seitdem in Zinsengenuss 
gesetzt wurde. 

In dem Zeitraum vom 1. Jan. 1881 bis 31. März 
1886 betrug die Staatsdotation des Centralfonds 1,575,000 
Yen oder mit oben erwähnten 1,800,000 Yen zusammen 
3,375,000 Yen. 

Die Zinsen von Staatspapieren uud Depositen vom 
1. Juli 1883 bis 31. März 1886 beliefen sich auf 196,000 
Yen, doch stecken in dieser Summe auch einige, wohl 
nur nebensächliche, „Vermischte Einnahmen'' und ,, Ge- 
winne bei Getreideverkäufen." 

Die Gesammteinnahme betrug über 3,571,000 Yen. 

Die Ausgaben wurden verursacht erstens in der 
Periode vor Inkrafttreten des M issernten- Deckuugsfonds- 
gesetzes durch ca 502,000 Yen Unterstützungen (Dar- 
lehen, welche an die Staatskasse lückzahlbar blieben), 
zweitens nach Inkrafttreten desselben durch 191 ,000 Yen 
Zuschuss zu solchen Provinzialfonds, deren Bestände auf 
J erschöpft waren und drittens 166,000 Yen durch die 
Beisgeschäfte des Centralfonds. 

Die Gesammtsumme der Ausgaben, 860,000 Yen, 
von der der Einnahmen 3,571,000 Yen in Abzug gebracht, 
zeigt für den Centralfonds am Ende der Berichtsperiode 
ein Vermögen von 2,711,000 Yen. 

Tabelle 10. — Ausweis über den Zu- 
schuss des Centralfonds zu den Pro- 
vinzialfonds. — Die Einzel-Posten bei der Ein- 
nahmerechnung der Provinzialfonds (Tab. 8. Sp. 4) 
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,,Zaschnss aus dem Ceotralfonds'' und die in der Aus- 
gaberechnung des Centralfonds (Tab. 9. Sp. 7) ».Znschuss 
zu den Provinzialfonds** stimmen auf den ersten Blick 
nicht überein, während sie doch übereinstimmen soll* 
ten. Die Frovinzialfonds haben die Zuschüsse, sobald 
sie erwachsen oder bewilligt waren, schon vor der that- 
sächlichen Zahlung, in ihre Bechnung aufgenommen, 
während beim Centralfonds erst die wirkliche Zahlung 
gebucht wurde. Schliesslich beliefen sich die Beträge, 
wie schuldig, bei beiden auf genau dieselbe Ziffer, 
191,442.693. 



Die Vermögensverwaltung der Missernien- 
Deckungsfonds. 

Tabelle 11. A. und B. — Die Anlageart der 
Missernten- Deckungs-Fonds. (A. Die Provinzial-Ponds, 
— B. Der Centralfonds). 

Tabelle 1 2.— Die Getreide-Geschäfte der Pro- 
vinzial-Ponds. 

Tabelle 13. — Berechnung des Selbstkosten- 
preises des Reises der Provinzial- Fonds. 

Tabelle 1 4. — Die Getreide-Geschäfte des Cen- 
tral-Fonds. 

Tabelle 15. — Berechnung des Selbstkosten- 
preises des Reises des Central-Fonds. 

Tabelle 16. A. und B.— Die Geschäfte der 
Missernten-Deckuugsfonds in Staatspapieren. (A. Die 
Provinzial-Fonds. — B. Der Central-Fonds.) 
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Tabelle 17. A. und B. — Zinsenerträgniss der 
Missernten- Deckungsfonds aus Staatspapieren. ( A . Die • 
Provinzial-Fonds. — B. Der Ceutral-Fonds.) 

Tabelle 1 8. — Zinsenerträgniss der Provinzial- 
Missernten-Deckungsfonds aus Depositen. 

Tabelle 19. — Das Vermögen der Provinzial- 
und des Central- Fonds zusammen und seine Anlagearti 
am 31. März 1886. 



Tabelle 11. A. und B. — Die Anlageart 
des Vermögens der M i s se r n ten- U e k - 
k n n g s-F o n d s. 

A. Bei den Frovinzialfond s. — Um eine 
bessere üebersicht über die Benutzung der verschiedenen 
Anlagearten zu gewinnen, habe ich die Tabelle 11 in 
ihren Hauptspalten procentuarisch berechnet. 



Am Knde 

des 

betr. Zeitraams. 


Der jewc 

angelegt 
in 

Staats- 
papie- 


jiUge Ver 
gesc 

angelegt 
in 


niögenssta 

>tzt. 

angelegt 
in 

Darle- 


ndesioo 

angelegt 

in 
Depo- 
siten 

und 




ren. 


Reis. 


hen. 


Baar. 


Vergl. Tab. ii. A. : 


Sp. 4. 


Sp. 7. 


Sp. 9. 


Sp.lO&ll. 


I. Jan. i88i bis 3o. Juni i88i 


5o.8 


4.4 


— 


44.8 


I.Juli i88i „ „ „ 1882 


65.3 


7.3 


0.2 


27.2 


„ „ 1882 „ „ „ 1883 


68.4 


9.2 


0.7 


21.7 


» r> i883 „ „ „ 1884 


60.8 


17.2 


4.6 


17.4 


» » i884 „ n » i885 


67.6 


lO.o 


5.7 


16.7 


I.Juli i885 bis 3i. März 1886 


67.0 


9.7 


7.8 


I5.5 
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Zuerst legten die Provinzialfonds die Hälfte 
ihres Vermögens in Staatspapieren an, bald aber 
steigerten sie das Verbältniss auf ca zwei Drittel. 
Nur in dem Jahre 18|f , durch sehr niedrige Reispreise 
zu sehr starken Anlagen in Beis veranlassti sank die 
Anlage in Staatspapieren vorübergehend auf 61 %. 

Nach dem Missernten-Deckungsfonds-Gesetze sind 
die Provinzialfonds berechtigt die Hälfte ihres Vermögens 
in Reis anzulegen. Von dieser Gestattung machten 
sie niemals Gebrauch. Vorübergehend stieg ihre Anlage 
in Reis in genanntem Jahr auf 17 %t nachdem sie in 
einem Ruudschreiben der beiden Minister des Innern 
und der Finanzen ermahnt worden waren, die billigen 
Reispreise zu grösseren Ankäufen in Fürsorge für Miss- 
ernte- und Hungersnothjahre zu benutzen. Im Allge- 
meinen scheint die Politik der Provinzialfonds, dieselben 
als ein Ganzes betrachtet,*) zu sein, ungefähr -^ ihres 
Vermögens so anzuwenden. 

Der in Darlehen zur Zahlung der 
Grundsteuer angelegte Theil stieg stetig. 

Der in Depositen und Baarkasse ge- 
haltene Bestand machte von Jahr zu Jahr einen gerin- 
geren Theil des Ganzen au8> ein für den Ertrag des 
Gesammtvermögens sehr günstiger umstand ; von 45% 
des Vermögens ging er auf 15| % zurück. Wenn wir 
etwa fragen, ob die von den Provinzialfonds zu unmittel- 
barer Verwendung im Falle unvorhergesehener grosser 

•) Von den 48 Pondsverwaltnngen betrieben das Beisgcschäft nach 
dem ersten Bericht nur 6, nach dem zweiten 15, dritten 14, vierten 28, 
fünften 29 und seclisten 27. 
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plötzlicher Unglücksfälle bereit gehaltenen Mittel auch 
nicht za unbedeutend waren, so erhalten wir aus den 
absoluten Zahlen die Antwort, dass die zu sofortiger Ver- 
fügung stehenden Golder von 877,000 Yen stetig auf 
1,819,000 Yen stiegen. Ferner dürfen aber die Keis- 
bestände, da sie in nutura zur Hilfsleistung verwandt 
werden können, auch wie Baarkasse betrachtet werden ; 
sie stiegen in dem betrachteten Zeitraum von 87,000 Yen 
auf 822, 000 Yen. Schliesslich ist daran zu erinnern, 
dass die 5^700,000 Yen Staatspapiere, selbst abgesehen 
von ihrem börsenmässigen Verkaufe, durch ihre Lom- 
bardfähigkeit bei Banken als eine stets bereite Geldquel- 
le betrachtet werden müssen. — unter diesen umständen 
ist eine grosse Baarkasse in der That unnöthig. — 
Langfristige feste, kurzfristige und jederzeit abhebbare 
Depositen und Baargeld sind, für die Provinzialfonds, in 
den Berichten unscheidbar zusammengefasst, jedoch kann 
man sich ein ungefähres Bild, wie viel von dem 
Posten „Depositen und Baargeld" ans, guten Zins tragen- 
den Depositen und wie viel davon aus Baargeld, und 
keinen oder nur geringen Zins tragenden Depositen 
bestanden haben wird, machen. Es scheinen mir (auf 
Grundlage von Tab. 18. Sp. 6. und 7.) jeweilig ca 55 bis 
60 % des Postens in ausgiebigeren Zins tragenden De- 
positen angelegt gewesen zu sein. Dieses liesse 45 bis 
40 % des Postens übrig als Baargeld und Depositen mit 
unmittelbarer Verfügbarkeit. Trüge aber auch nur Ein 
Drittel des Postens den letzteren Character,so wären doch 
in den Provinzialfonds von 125,000 bis 440,000 Yen stets 
sofort baar verfügbar gewesen. 
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Nach vorstehender Erörterang scheinen die Provin- 
zialfonds ihr Vermögen rentabel und zugleich zweckdien- 
lich angelegt zu haben. Eine Kritik der Rentabilität 
ihrer Beisanlage gebe ich weiter unten. 

B. Yermögensanlage des Central- 
Fonds. — Die procentmässige Berechnung ergiebt : 
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Die Verwaltung des Centralf onds hat nach einander 
sich von drei verschiedenen Grundsätzen in der Anlage 
der Gelder des Fonds leiten lassen. — Sowohl in den 1 ^ 
Jahren vor^ als den 1^ Jahren gleich nach Erlass des 
Gesetzes behielt die Gen tralver waltung alle einkom* 
menden Gelder einfach baar in Kasse ohne irgend eine 
zinstragende oder Yortheil versprechende Belegung auf- 
zusuchen. Der Baarschatz stieg dabei in 3 Jahren auf 
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1,748,000 Yen. Der leitende Gedankengang dabei dürfte 
etwa folgender gewesen sein : Der Centralfonds soll als 
Ergänzungskasse dienen. Er kann überhaupt nur bei 
grossem umfangreichen Nothstande in unterstützende 
Wirksamkeit treten. Solch umfassendes Unglück kann 
Hunderttausende, kann aber auch Millionen beanspru- 
chen. Träte es ein und die Gelder wären zinstragend 
festgelegt, so könnten sie voraussichtlich nur mit grossen 
Verlusten so schleunig als erforderlich in baares Geld 
umgesetzt werden. Wollte man aber verlangen, dass es 
ohne Verluste geschehe, so fielen Lasten und Kosten der 
plötzlichen Geldbeschaffung wieder auf das Finanz- 
ministerium, wie früher, während doch gerade der 
Missernten-Decknngs-Fonds mit Dotation des Staates 
geschaffen worden ist, um den Staatsfinanzen diese 
unregolmässige Inanspruchnahme zu ersparen. — In der 
zweiten Periode, in den nächsten drei Jahren vom Juli 
1882 bis 1885, behielt die Centralverwaltung zwar noch 47 
bis 35 % baar zurück, belegte den Kest aber theils in 
Staatspapieren (39 bis 83 %), theils in Beis (14 bis 32 
%). Sie mag dabei etwa so argnmentirt haben : Ca 
900,000 Yen baar werden wohl genügend sein um einigen 
Provinzen ohne jeden Zeitverlust helfend beizuspringen, 
nachdem sie nun schon einiges eigenes Vermögen an- 
gesammelt haben. Tritt eine allgemeinere Kalamität 
ein, so wird diese vielleicht den Staatscredifc erschüttern 
oder den Verkauf der Staatspapiere so steigern, dass 
an Staatspapieren» falls man solche für den Centralfonds 
au die Börse brächte, Verlust gemacht werden würde. 
In einer solchen Kalamitätszeit wird aber der Beis ver« 
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mathlich sehr theaer werden ; hält man ein Beislager, 
80 kann man dieses in erster Linie und sogar mit 
Vortheil verkaufen ; ist es dann immernoch nöthig auf 
die Staatspapiere zarückzagreifen^ so wird der Gewinn 
am Reis den Verlust an den Staatspapieren bis zu einem 
gewissen Grade ausgleichen. — In der dritten Periode, 
vom Jali 1885 bis März 1886, ist die Anlage in Staats- 
papieren ganz aufgegeben worden, ebenso der B a a r- 
schätz so gut als ganz, (er beträgt nur noch 2 %), die 
Anlegung concentrirt sich auf Depositen (78%) und 
Reis (20%). 

Für diese ungemeine Bevorzugung der Anlage in 
Depositen (78 % des ganzen Vermögens), scheinen die 
drei den Depositen eigenen Vortheile gesprochen zu 
haben, dass am Kapital im Bedarfsfall kein Verlust zu 
erleiden ist, dass das Kapital eine Verzinsung erfährt und 
dass es jederzeit oder bald abhebbar ist. 

Die Berichte geben nicht an, wo deponirt worden 
ist. Da im Mai desselben Jahres 1885 durch Erlass No. 
13 des Daijokuwan eine Depositenkasse („Yokinkiyoku") 
im Finanzministerium gegründet wurde, so läge die 
Vermuthung nahe, dass die 2,112,000 Yen des Central, 
fonds in diese eingezahlt worden seien. Doch scheint 
dem nicht so zu sein, da in §.1. des Erlasses als 
Zweck der Depositen kasse nur aufgeführt wird die 
Fostsparkassengelder, die vom Gehalt einbehaltenen 
Sparbeträge der Beamten einiger Behörden, so wie auf 
Antrag Einlagen von Tempeln, Klöstern, Gesellschaften 
und sonstigen Privaten aufzunehmen. Die Missernten- 
fondsgelder werden nicht genannt. Wo nun aber auch 
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die Einlage derselben geschehen sein mag, sie ist offenbar 
unter günstigen Zinsbedingungen erfolgt. 

Für die zweite jetzt noch von dem Centralfonds 
benutzte Anlageform, die Beisspeicherung, scheint nicht 
so vieles zu sprechen. Der Beis darf bei dem Central- 
fonds nicht wie bei dem Provinzialfonds als gleichwerthig 
mit Baarkasse betrachtet werden. Die Provinzialfonds 
können den Unterstützungsbedürftigen den Beis natura- 
1 i t e r verabreichen, der Centralfonds hat an die 
Provinzialfonds in Geld zu zahlen. Und wollten die 
letzteren selbst Beis zu dem von jenem angesetzten Preise 
annehmen, so würde der Centralfonds doch meist noch 
bedeutende Transportkosten zur bedürftigen Provinz hin 
zu tragen haben, da seine Beisspeicher sich in Central- 
handelspunkten, nämlich in Asakusa (Tokyo), Osaka und 
Hiogo befinden. So lange der Centralfonds sowohl 
sicheren und guten Zins gebende Staatspapiere a l s 
auch Beis besass, konnte man den Besitz des letzteren 
auch aus dem Gesichtspunkt rechtfertigen, dass gerade 
bei Kalamitäten der Beis im Preis zu steigen pflege, 
während die Staatspapiere da meist sinken, so dass dann 
der Beisbesitz compensatorisch wirke. Jetzt besitzt der 
Centralfonds aber keine Staatspapiere mehr. Auch unter 
dem anderen Gesichtspunkt der systematisch ausgeführten 
volkswirthschaftspolitischen „ Beisp reis- Ausgleichung " 
können wir die Beis- An- und -Verkäufe des Centralfonds 
nicht betrachten, wie wir weiter unten bei der besonderen 
Besprechung seiner Beisgeschäfte darlegen werden. So 
bleibt eben nur der Gesichtspunkt derSpeculation, 
des gewagten, auf Gewinn zielenden Unternehmens, für 
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die Beurtheilang der Beis-Speicherung des Central fonds. 
— Die bisherigen Ergebnisse des Beisgescbäftes des 
Centralfonds legen wir ausführlich in den Tabellen 14 
und 15 dar. Sie scheinen gegen die Beibehaltung dieser 
Anlageform des Vermögens des Centralfonds zu sprechen. 
Tabelle 1 2.— D ie Getreide-Geschäfte 
der Provinzialfond s. — Die Provinzial- Fonds 
kauften in den 5^ Berichtsjahren 440,000 Koku Reis für 
1,874,000 Yen zum Durchschnittspreis 4.257 Yen; in 
derselben Zeit nahmen aber ihre Reisbestände durch 
Verkauf, Verderben, Abgabe zur Speisung Unter- 
stützungsbedürftiger ziemlich genau um die Hälfte wieder 
ab, so dass sie am Ende der Periode 221 ,000 Koku Reis, 
zu durchschnittlich 3.722 Yen besassen, im Gesammtwer- 
the von 822,000 Yen. Sie verkauften nämlich 207,000 
Koku für 1,010,000 Yen oder zu durchschnittlich 4.875 
Yen und gaben fast 700 Koku für 4000 Yen oder zu durch- 
schnittlich 5.829 Yen zur Speisung Hülfs bedürftiger ab, 
Ferner erfuhren die Reisbestände einen Mengenverlust, 
von 2000 Koku, durch Umtausch unenthülsten Reises in 
eine gleichwerthige, aber an Kokuzahl geringere Masse 
von enthülstem. Endlich erlitten die Reisbestände aber 
auch wirklichen Verlust sowohl in der Reismenge als im 
Werthbestande durch Verderben, Fäulniss, Eintrocknen 
und mindere Ausgiebigkeit beim Nachmessen. Diese 
Verluste werden auf ca 9^ Tausend Koku, im Werth von 
38,000 Yen beziflfert, zu durchschnittlich 4.021 Yen per 
Koku. Indem nun ebenso, wie alle die abgegebenen 
Mengen von den Reisbesiänden abgeheu, auch Sack für 
Sack die betreffenden ehemaligen Anschaffungspreise von 
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dem GesAmmtaukaufspreis abgezogen werden, entsteht 
der in den Berichten aufgeführte Werih des Best- 
bestnndes. Er besagt, die auf den Speichern noch 
vorhandenen Koku Beis haben znr Zeit ihrer 
Anschaffung so und so viel gekostet. 

Dieser ehemab'ge Anschaffungspreis der Beisbestände 
hat nur eine buchhalterische Bedeutung; er ist nur ein 
„ Buchwerth '* ; er ist nicht der wirkliche Werth, 
denn der ergiebt sich aus den jeweilig herrschenden 
Markt preisen. Auch darf er nicht mit dem „Selbst- 
kostenpreis" verwechselt werden ; hierauf komme 
ich weiter unten noch ausführlich zurück. 

Gehen von dem Speicher eine Anzahl Koku durch 
Verkauf ab, so werden sie, wie eben gesagt, mit ihrem 
ursprünglichen Anschaffungspreis abgezogen gleichviel 
welches auch der Verkaufspreis war. War der wirklich 
«ingenommene Verkaufspreis höher als der betr. ehemalige 
Anschaffungspreis, so haben wir unter der Einnahme 
noch eine Gewinnbuchung, war er niedriger, so unter der 
Ausgabe einen Verlustposten. Wir haben es also bei 
den gebuchten Verkaufseinnahmen mit Verkaufs b u c h- 
preisen zu thun, aus denen man erst durch Zuaddirung 
des angegebenen Gewinnes, bez. durch Subtrahirung des 
angegebenen Verlustes den Netto- Verkaufspreis (den 
wirklichen Verk-pr.) erhält. 

Zur Berechnung desselben benutzte ich die in den 
Tabellen im Texte Seite 833 gegebenen Werthe für 
Oewinn und Verlust aus dem Beisgeschäft, welche der 
Wahrheit sehr nahe sein werden. 
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Es ist interessant den Nettoverkaafspreis pro Koka 
dem Preis der neuen Ankäufe (Tab. 12. Sp. 7.) jedes 
betr. Zeitraums gegenüber zu stellen. 





Pro Koku. 




Netto- 
Verkaufspreis. 


Neuer 
Atikaufspreis. 


i88i 


— 


7.0.6 


1881/89 


8.414 


5.817 


i88a/83 


3.606 


4.576 


1883/84 


4.134 


4.00a 


1884/85 


4.140 


4.04S 


1885/86 


3.601 


4.088 


1881/86 
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In 3 Jahrgängen von 5 liegen die erzielten Netto- 
verkaufspreise vortheilhafterweise höher als die Zu- 
kaufspreise desselben Jahres. 

Tabelle 1 3. — B erechnung des Selbst- 
kostenpreises desBeises derProvinzial- 
F o n d s. — Zum Selbstkostenpreis fehlt dem Bucbpreise 
der Beisbestände der Provinzialfonds die Berücksichti- 



gung: 



1.) der Verluste und Gewinne bei Verkauf des 

Beises; 
2.) der Kosten der Speicher- Ausbesserungen ; 
3.) der Ausgaben für Speichermiethe, Gehalt der 

Magazinwächter, Fracht und Arbeitslöhne der 

Verladung ; 
4.) der Ziusverluste. 
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Endlich aber darf, fünffceiis, bei einer richtigen 
BerechnuDg des Selbstkostenpreises der Werth der 
„Verminderung" dnrch Verderben etc. Cf'ftb. 12 Sp. 12.) 
nicht wie ein Ertrag aas Verkauf von Reis vom 
Kaufpreis abgerechnet werden. Der Werth der Ver- 
minderung ist doch keine Einnahme ! Er ist ein Verlast 
an Menge, dem keine Verminderung des Gesammt- 
kostenpreises der Beisbestände gegenübersteht. Die 
Koku-Zahl der Verminderung ist also zwar von den 
Beständen, der untergegangene Werthbetrag aber nicht 
von dem Anschaffungspreise abzuziehen. D.h. je mehr 
Reis in den Speichern verdorben ist, um so höher stellt 
isch der Selbstkostenpreis des Restes pro Koka. 

Wir müssen also zu einer vollständig neuen Aufstel- 
lung schreiten. 

Wir geben die Posten der Berechnung der Klarheit 
wegen einzeln : 

Sd. 1. Zeitraum. 

Sp. 2. Selbstkostenpreis zu Beginn des Zeitraums. 

Sp. 3. Ankaufspreis neuen Reises. (Plus.) 
Dazu treten als Kosten : 

Sp. 4. Die Kosten für Speicherausbesserungen. 
(Plus.) 

Sp. 5. Die Ausgaben für Speichermiethe, Magazin- 
wächter, Fracht, Verladungslöhne. (Plus.) 

Als Einnahmen aus dem Reis stehen gegenüber und 
sind abzuziehen : 

Sp. 6. Werth der Reis-Unterstütziingen. (Minus.) 

Sp. 7. Netto-Ertrag der Reisverkäufe, d.h. die 
angebliche Verkaufssumme zuzüglich der 
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Gewinne und abzüglich der Verlaste aus 
Beisverkäufen. (Minus.) 

Nan müssen wir aber noch eine Correctar anbringen. 
Die nns zur Verfügung stehenden oben addirten Posten 
sind nämlich mehrfach etwas za gross, weil nicht-zn- 
addirende andere Aasgaben uuausscheidbar in ihnen 
mitenthalten sind. Der Posten in Sp. 4. enthält auch 
Kosten für Speicherbaaten, welch letztere nicht 
als reine Aasgabe zn betrachten sind, da ihnen ja in dem 
Gebäude ein Gegenwerth gegenübersteht, der Posten in 
Sp. 5 auch „vermischte Ausgaben'^ die sich nur zum 
Theil auf den Reis beziehen werden. In Berück- 
sichtigung dieser beiden umstände wollen wir als schät- 
zungsweise Ausgleichuog 10,000 Yen für jedes volle 
Jahr abziehen. Also : 

Sp. 8. Schätzungsweise Correctur. (Minus.) 
Aus Sp. 2 — 8 folgt dann : 

Sp. 9. Bisheriges Ergebniss der Selbstkosten. 
Wenn nun für den jeweiligen Zeitraum hinzugesetzt wird : 

Sp. 10. Verzinsung des Kapitales, (Plus), 
so ergiebt sich der wirkliche Selbstkostenpreis des Beis- 
bestandes am Ende des Zeitraums : 

Sp. 11. Wirklicher Selbstkostenpreis des Beis- 
bestandes. 

Zur Berechnung des durchschnittlichen Selbstkosten- 
preises pro Koku ist dann nöthig : 

Sp. 12. Kokuzahl des Beisbestandes. 
Hieraus ergibt sich : 

Sp. 13. Dnrchschnittsselbstkostenpreis pro Koka. 

Die W e r t h e für diese Tabelle entnehmen wir : 
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Sp. 2 ans Tab. 13. Sp. 11. 

Sp. 3 „ Tab. 12. Sp. 6. 

Sp. 4 „ Tab. 8. Sp. 17. 

Sp. 5 „ Tab. 8. Sp. 18. 

Sp. 6 „ Tab. 12. Sp. 16. 

Sp. 7 „ Sp. 5. der Tabelle Seite 346. 

Sp. 8 Scbätzangsweise Correctur. 

Sp. 9 Ergebniss der Sp. 2. bis 8. unserer Tabelle. 

Sp. 10 wird berechnet ans Sp. 2 plus Sp. 9 mal i, 

um den Mittelwerth des im Beis an- 
gelegten Kapitals zu erhalten. Von 
diesem Kapital ist die Zinseneinbusse zum 
Zinsfuss von 5 % p. a. berechnet worden. 

Sp. 11 = Sp. 9 + 10 unserer Tabelle. 

Sp. 12 aus Tab. 12. Sp. 18. 

Sp. 13 aus Sp. 11. und 12 unserer Tabelle. 

Zu 1,874,000 Ten, dem ursprünglichen Ankaufspreis 
der 440,000 Koku Reis, treten so 22,000 Yen Kosten für 
Speicherausbesserungen, 132,000 Yen Ausgaben für 
Speichermiethe, Wächter, Fracht und Verlad angs löhne 
und 162,000 Yen für Verzinsung des Kapitals. Hier- 
durch steigert sich der Gesammtkostenpreis auf 2,190,000 
Yen. Durch Verkauf, Verderben, Verlast beim Um- 
tausch und Natural - ünterstützungsgabe gehen ca 
219,000 Koku vom Beisbestande ab und schaffen dabei 
eine Einnahme von ca 857,000 Yen oder, zuzüglich eines 
schätzungsweise angenommenen Correctarbetrages von 
52,500 Yen, eine solche von 910,000 Yen. So stehen 
schliesslich 221,000 Koku einem Selbstkostenpreis von 
1,280,000 Yen gegenüber, während in der Rechnung der 
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Tab. 12 ein schliesslicher Buchpreis von nur 822,000 
Yen zu Tage trat. 

Da die Unterschiede zwischen dem bisherigen Buch- 
preis (Tab. 12 Sp. 19) und dem von mir berechneten 
und in Tab. 13 begründeten ,, Selbstkostenpreis*' (Tab. 
13. Sp. ]1.) recht beträchtliche sind, setze ich sie zum 
Vergleich hier nebeneinander. Um anzudeuten, dass ein 
schätzungsweise Element, die Correctar von 10,000 Yen 
pro Jahr und der 5 % ige Zinsenzuschlag vom Mittel- 
werth des im Beis angelegten Capitales in meiner Bech- 
nung enthalten sind, setze ich „ca,'' hinzu. 
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Eine richtige Berechnungsweise des Selbstkosten- 
preises ist für die Provinzialfonds von Wichtigkeit, ^eil 
sie nur bei solcher sich klar darüber werden können, wie 
sie bei ihren Beis- An- und -Verkäufen verfahren müssen 
und ob die Anlage eines Theiles ihres Vermögens in Beis 
zum Vortheil oder Nachtheil des Fonds ausschlägt. 
Selbst wenn sie den Beis billig gekauft haben, nimmt 
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sein Selbstkostenpreis im Laufe einiger Jahre der 
Lagerung durch die Speicherungs- und Zinsenkosten 
beträchtlich zu. Betrachten sie ihren zu niedrig gestellten 
Buchpreis als Selbstkostenpreis, so sind sie immer in 
Gefahr den Beis ohne es selber zu wissen, mit 
Schaden loszuschlagen, während sie dies nur ^ mit 
demjenigen Theile ihres Beislagers thun dürften, der bei 
längerer Lagerung dem Verderben ausgesetzt wäre, oder 
der bereits so hoch im Preise steht, dass bei längerem 
Zuwarten nur vermehrter Verlust als wahrscheinlich zu 
erwarten wäre. 

Auf Grundlage der Durchschnittspreise gesprochen 
scheinen die Provinzialfonds meist mit Schaden gegenüber 
ihrem Selbstkostenpreise verkauft zu haben, während nach 
ihrem Buchpreise sie fast immer mit Profit verkauft hätten. 







Durch- 


Durchsch- 








schnittl. 


nittl. Netto 








Selbst- 


Verkaufs- 


Verkauft 


Zeitraum. 




kostenpreis. 


preis. 


mit: 


* 




(Vergf. Tab. 
i3. Sp. i3.) 


(Vergl. Tab. 








la. Sp. 10.) 




I. Jaiu 1881 bis 3o. Juni 1881 


ca 8.572 


— 


— 


I. Juli 188I ,f yy ,f 


i88a 


„ 6.182 


8.414 


Gewinn 


„ ,, 1882 ,, ,y ,t 


i883 


„ 5.5Ö6 


3.606 


Verlnst 


„ „ i883 ,, ,, ,) 


i884 


„ 4.731 


4.134 


Verlust 


,, ,, 1884 M tt 1) 


i885 


„ 5.442 


4.140 


Verlust 


1. Juli i885 bis 3i. März 


1886 


„ 5.800 


3.60X 


Verlust. 



Der strenger berechnete Selbstkostenpreis würde den 
Provinzialfonds beweisen, dass sie die Hauptmasse ihres 
Eeises nur in Jahren ausserordentlicher Billigkeit, — wenn 
er, snge 25 oder 30 % billiger als der bei der Grund- 
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steaerregolirung angenommeae Durchschnittspreis der 
betr. Markörter ist — , einkaufen dürfen, und würde sie 
veranlassen ihre Beisbestände, abgesehen von den nicht 
mehr haltbaren sich zu sehr verschlechternden Theilen 
derselben, bis zn Jahren über-durchschnittlichen Beis- 
preises, ev. bis zu Theuerungsjahren aufzuheben. Solche 
Einsicht würde also zur Wiederbefolgang der alten ,;Beis- 
preisausgleichungs-Methode'' (s. oben) führen, geübt im 
Interesse der Fonds selber. Die Verluste der Fonds am 
Beis rühren von der Nichtbefolgung dieser Begel her. 

Folgt nun daraus, dass die Foudsverwaltungen nur in 
ganz billigen Jahren, deren Preise 25 — 30 % unter dem 
Durchschnitt liegen, kaufen dürfen? Sicherlich nicht, 
denn es ist eiae berechtigte Speculation, durch Zakäafe, 
wenn nur diese billiger als zum Selbstkostenpreis 
der Bestände und selber nicht zu thener geschehen, sich 
den durchschnittlichen Selbstkostenpreis niedriger zu 
stellen. Und so ist von den Provinzialfonds in der That 
immer verfuhren worden, zwar nicht ihrem Buchpreise, 
wohl aber dem wirklichen Selbstkostenpreise gegenüber. 



Zeitraum. 


Durchschn. 
Selbstkostenpreis 
zu Beginn d. Ztr. 


Dnrcbschnitt]. 
Znkanfspreis 




(Tab. i3. Sp. i3) 


(Tab. 12. Sp. 7) 




Yen. 


Yen. 


I. Jan. i88i bis 3o. Joni i88i 


— 


7.0x3 


I. Juli. i88i „ „ „ 1882 


8,57a 


5.8X7 


n » "88a „ „ „ i883 


6.18a 


4.578 


„ „ i883 „ „ „ 1884 


5.5fi6 


4.003 


„ „ i884 II >, „ i885 


4.731 


4.045 


I. JaU i885 bis 3i. März 1886 


5.44a 


4.088 


Am I, April 1886 


5.800 


— 


• *■■■ *• ^^^*«Ä M^^\^^^ •^■•■«•••■■•■«■•B 
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Aber auch für diese speculativen Zukaufe zur 
Niedrigerstellnng des du rebschnitt liehen Selbstkosten- 
preises sollte eine bestimmte Preisgrenze eingehalten 
werden, man sollte auf sie meines Erachtens verzichten, 
sobald ihr Preis über dem bei der Grundsteuer- 
regulirung angenommenen Durchschnitts reispreis der 
Gegend ( — oder auch über dem Durchsehnittsreispreis der 
letzten 10 Jahre für die betr. Marktörter— ) zu liegen 
käme, da sonst das Risico zu sehr vermehrt würde. 

Wenn die Provinzialfonds ihre gegenwärtigen 
Bestände (d. d. 31. März 1886) ohne Schaden los werden, 
so haben sie- weder Einbusse erlitten, da ja alle Verluste 
und Zinskosten in den Selbstkostenpreis aufgenommen 
sind, noch irgend einen Gewinn gemacht, da ja die 
bisherigen Gewinne zur Billigerstellung eben dieses 
Selbstkostenpreises gedient habeu. — Es ist zwar möglich, 
aber doch nicht recht wahrscheinlich, dass sie bei einem 
nahe bei 6 Yen liegenden Selbstkostenpreis pro Koka 
noch ohne Schaden davon kommen. 5 Yen 80 Sen als 
Durchschnitt aus dem ganzen Lande ist 
schon ein hoher Reis preis zu nennen. 

Tabelle 14. — Die Ge t re i de-Ge sc hafte des 
Centralfond s. — Die Berichte über d ie Getreidege- 
schäfte des Centralf onds sind viel unvollständiger, als die 
über die der provinziellen. Für den Central fonds findet 
sich nur anfangs- und Scliluss-Bestand jedes Zeitraums 
in Eokuzahl und Werth angegeben ; nähere Nachrichten 
über Menge und Werth der Käufe, der Verkäufe und des 
verdorbenen Reises, über Verminderung beim Messen» 
auch über eventuelle Mengeneinbusse bei etwaigem 
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Umtausch, fehlen. Man kann für jeden Zeitraum aus 
der Differenz von Anfangs- und Schlussbestand also nur 
die Netto-Zunahme, bez. Netto-Abnahme feststellen. 
Dieses habe ich in den Hauptüberschriften zu den Spalten 
5 bis 7 und 8 bis 10 angedeutet. — Die Durchschnitts- 
berechnung der Ankaufs-und Verkaufspreise pro Koku 
verliert dadurch viel an Werth, doch habe ich die Besul« 
täte derselben in der Tabelle gegeben. Z. B. ist der 
niedrige Durchschnitts werth 3.7»i Yen pro Koku für die 
Ankäufe des Zeitraums ]8|^ sicherlich zu niedrig; 
die Unrichtigkeit entsteht durch das Abziehen der Ver- 
käufe desselben Jahres. Die Verkäufe werden aber bei 
dem Centralfonds ebenso wie bei den Provinzialfonds mit 
den betr. ehemalige n, — hohen — , Anschaffungsprei- 
sen der verkauften Beismengen beziffert und der wirk- 
liche Minderertrag gegenüber dieser Buchung besonders 
als Verlust gebucht. Dass in 1884-85 Verkäufe statt- 
gefunden haben, ersieht man aus der Erwähnung von 
27,500 Yen Verlust bei Reisverkäufen in dem Zeitraum 
1884-85 (vergl. Tab. 15 Sp. 5). 

Abgesehen von den unbezifferbaren Mehr - An- 
käufen und Mehr- Verkäufen, erscheinen 163,000 Koku 
mit 821,000 Yen als Ankäufe mit einem Durchschnitts- 
preis von 5.045 Yen und 71,000 Koku mit 363,000 
Yen als Verkäufe mit einem Durchschnittspreis von 
5.097 Yen. Unberücksichtigt gelassen sind dabei 84,000 
Ten Ankäufe, deren Kokuzahl am Schluss der Berichts- 
periode noch nicht festgestellt war. 

Bei der unvermeidlichen Mangelhaftigkeit dieser von 
mir mehr der Analogie wegen aufgestellten Tabelle 14. 
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wird eiüe Berechnang des wirklichen Selbstkosten- 
preises des Reises des Centralfoads um so wichtiger. 

Tabelle 1 5. — B erechnung des Selbst- 
kostenpreises des Reises des Central* 
fonds. — Die Werthe für diese, der Tab. 13. analog 
aafgeistellte Tabelle entnehme ich : 

Sp. 2 aus Tab. 15. Sp. 9. 

Sp. 3 „ Tab. 14. Sp. 6. 

Sp. 4 „ Tab. 9. Sp. 9. 

Sp. 5 „ Tab. 9. Sp. 8. 

Sp. 6 „ Tab. 14. Sp. 9. 

Sp. 7 Ergebniss der Sp. 2 bis 6 unserer Tabelle. 

Sp. 8 wird berechnet aas Sp. 2. plus Sp. 7 mal i, 

am den Mittelwer'th des im Reis 
angelegten Kapitales zu erhalten. Von 
diesem Kapital ist die Zioseueinbusse zum 
Zinsfnss von 5 % p. a. berechnet worden. 

Sp. 9 = Sp. 7 + 8 unserer Tabelle. 

Sp. 10 aus Tab. 14. Sp. 11. 

Sp. 11 aus Sp. 9. und 10 unserer Tabelle. 

Za 821,000 Yen ursprünglichem Ankaufspreis treten 
24,000 Yen Kosten für Aufbewahrung des Reises und95,00O 
Yen für Verzinsang des Kapitals. Hierdurch steigert sich 
der Gesammtkostenpreis ouf 940,000 Yen. Ziehen wir die 
Netto-Einnahme aas Reisverkäufen, 220,000 Yen, davon 
ab, so ergiebt sich 720,000 Yen als der wirkliche Selbst« 
kostenpreis eines Reisbestandes von ca 92^000 Koku. 

Die unterschiede zwischen dem so begründeten 
Selbstkostenpreis und dem bisherigen Bachpreis oder 
ehemaligen Anschaffungspreis zeigt Folgendes : 
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Am Ende des 
Zeitraums : 




Bachpreis. 


Dchschn. 

Bach- 
preis pro 

Koka. 


Selbstko- 
stenpreis. 


Dchschn. 
Selbst- 
kosten- 
preis pro 
Koka. 












Yen. 


Yen. 


Yen. 


Yen. 


I. 


VII 


. 82 bis 3o. 


VI 


83 


298,133.0^3 


8.273 


305,587.3» 


8.451 


>» 


>» 


83 7f fi 


>» 


84 


524,078.139 


6.304 


557,223.401 


6.59« 


» 


j» 


84 „ „ 


>» 


85 


821,114.441 


5.045 


922,122.709 


5.667 


I. 


1» 


85 bis 3i. 


III 


.86 


458,446.»! 


5.007 


719,726.949 


7.970 



Wenn der Gentralfondd am 31. März 1886 seine ca 
92,000 Eoku Reisbestand zu 7 Ten 97 Sen pro Koku los 
geworden wäre, so hätte er von Beginn, bis zu Ende 
seiner Beisgeschäfts-Führung aas derselben weder Scha- 
den noch Vortheil gehabt. — Am 31. März 1886 waren 
nun nach dem japanischen Marktbericht die Engros- 
Preise für unenthiilsten Reis in Tokyo : 



I. Qualität 11. Qa. 111. Qu. 
Yen 7.04 6.57 5.80 



Durchschnitt!, also 
6.47 



Gegenüber seinem» allerdings zu niedrigen, Buch- 
preise von 5.007 Yen (dem ehemaligen Anschaffungs- 
preis ohne Zuschlag der weiter erwachsenen Kosten) 
hätte der Oentralfonds daher beim Abschluss am genann- 
ten Termine seine Reisbestände zu ca ]|- Yen pro Eoku 
höher verwerthen können, als sie ihm zu B uch stehen. 

Gegenüber seinem Selbstkostenpreise aber 
würde der Oentralfonds am genannten Zeitpunkte mit 
ca IJ Yen Verlust pro Koku abgeschlossen haben. 
Es ist das nur in anderer Form ausgesprochen! was die 
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Berichte selber über die Gebahrung des centralen Miss- 
ernten - Deckungsfonds mit ihrer Abschreibung von 
142,000 Yen , »Verlast auf die Beisgeschäfte des Cen- 
tralfonds'^ schon gesagt haben. Auch hier liegt der 
Fehler an der Nichtbefolgang der alten Reispreisausglei- 
chungsmethode, — liegt an einem Ankauf von Beis za 
einem über durchschnittlichen Beispreise, dem hohen 
Ankaufspreise 8.273 Yen pro Koka in 18f|-. Es sieht 
aus, als ob der Centralmisserntendeckungsfondsy der 
seine Reisgeschäfte um dieselbe Zeit begann, als das 
oben erwähnte Joheikiyoka aufgelöst wurde, von letz- 
terem dessen Beisbestände zu den hohen Anschaffungs- 
preisen der theueren Vorjahre übernommen habe. 



Es wird von Interesse sein, die Selbstkosten- 
preise des Beises bei beiden Arten Missernten- 
Deckungsfonds mit den jeweiligen Marktpreisen zu 
vergleichen. 

Die Beisspeicher des Centralfonds befinden sich 
jetzt zwar nur in Tokyo, Osaka und Hiogo, früher aber 
auch in Kurume (Ghikuzen) und Akamagaseki (bei 
Shimonoseki). Für Hiogo können die Preise von Osaka, 
für Kurume und Akamagaseki auch die des nicht fem 
gelegenen Nagasaki gelten. Gerade für Tokyo^ Osaka 
und Nagasaki giebt das „B6sum4 Statistique de l'Empire 
du Japon'' bis 1886 incl. die Beispreise. Für den 
Centralfonds lässt sich also ein sehr gerechter Verglei- 
chungs-Preis herstellen^ nur dass die Preise wegen des 
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Auseinander fallens von Yerwaltongs- und Kalender-Jahr 
um ein halbes Jahr verschoben sind. Nicht so für die 
Proyinzialfoods. Eine Publikation über die Preise an 
allen Marktörtern des Landes» bez. über einen Durch- 
schnittspreis für den ganzen Staat existirt für die betr. 
Jahre nicht. Daher dürfte es für die Provinzialfonds 
immer noch am gerechtesten sein ihren Selbstkostenpreis, 
da ihre An -und Verkäufe in allen Provinzen des Staates 
zerstreut stattgefunden haben» mit einem Mittel aus 
ihren eigenen Ankaufs- und Netto -Yerkaafsp reisen zu 
vergleichen und dieses Mittel als den durch- 
schnittlichen Marktpreis im Staat zu 
betrachten. 

Für diese Berechnung des Mittels benutze ich 
die Ankaufspreise aus Tab. 12. Sp. 7. und entnehme die 
Netto- Verkaufspreise des Koku Heises der Sp. 7. der 
Tabelle aaf Seite 346. Die halbe Summe beider, als 
durchschnittlicher Marktpreis bezeichnet, ist in Spalte 
5. der auf Seite 360 folgenden Tabelle eingesetzt. 

Hiernach lag der jev^eilige schliessliche Selbstkosten- 
preis des Reises beim Centralfonds fast stets höher 
als der durchschnittliche Marktpreis der Plätze, wo sich 
seine Reisspeicher befinden ; der des Reises bei den Pro- 
vinzialfonds auch mit nur einer Ausnahme stets 
höher als der durchschnittliche Marktpreis für den 
ganzen Staat. Sie haben beide wie es scheint mit ähn- 
lichem Verlust gearbeitet. 

Es würde ferner für uns von Interesse sein, die 
wechselnden Marktpreise einer längeren Reihe 
von Jahren kennen zu lernen, damit wir uns eine Vor- 
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Stellung bildeten von den Aassichten der Fonds anf den 
Wiedereintritt thenerer Beisjahre^ in denen sie dann 
ihren Beis ohne Verlast abladen könnten. Eine solche 
Beispreisstatistik für die Jahre 1868-1886 stelle ich aas 
folgenden Quellen her : 

1. Für 1868-1874. Der Bechnangs-Bericht des 
Finanzministers Okuma Shigenobu 
über die wirklichen Staats-Einnahmen und Aus- 
gaben von Jan. 1868 bis 30. Juni 1875, ver- 
öffentlicht am 27. Dec. 1879, lässt für 8 Perioden 
verschiedener Länge die Darchschnittsverkaufs- 
preise des Beises aas den Beisspeichern in 
Asakusa (Tokyo) ersehen. Ich benutze nur die 
7 ersten, ungefähr, je 1 Jahr langen Perioden, 
und lasse die letzte nur 6-monatliche fort. 

2. Für 1870-1877 wurden die Jahres - Darch- 
schnittsreispreise aller Marktörter des Beiches 
behufs der anderweitigen Begulirung der 
Grundsteuer und hieraus damals die Durch- 
schnitte für jeden Kreis festgestellt. Benach- 
barte Kreise wurden dann in passender Weise 
zu grösseren Districten (140 an Zahl) zusammen- 
gefasst. Aus handschriftlichem Material über 
diese Durchschnittspreise der 140 Districte, 
wähle ich drei zu Tokyo^ Osaka und Nagasaki 
gehörige Districte aus. 

3. Für 1875—1886. Für Tokyo, Osaka, und 
Nagasaki giebt das ,3^snm6 Statistique de 
TEmpire du Japon" die Beispreise. 

Diese 3 Quellen geben die Preise in Papieryen. 
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Marktpreise des Reises pro Koku, in Papier Yen. 



Jihr 


Tokyo 


Osaka 


Nagasaki 


Dnrck- 
duitt* 
MS<iei 

Nfnltei 


lokjo 


5Uid- 
kreitt 


Oaka 


7üid- 
kmie 


Xigmki 


UtiKi 
giaki. 
£re 






lokjoi 




Onb'i 




Dorfer 


2bii7 


I. 


3. 


3. 


4. 


5. 


6. 


7- 


8. 


1868**) 


5.421 












5.421 


1869 


7.476 












7.476 
0.541 


1870 


7.448 


7.187 




7.322 




4.963 


1871 


4.6to 


4.3?3 




4.067 




3.574 


4.046 


1872**) 


3.172 


3.960 




3.235 




2.70a 


3.168 


1873 


3.861 


5.613 




4.640 




4.<«6 


4.471 


1874 


5.917 


7.231 
6.978 




7.107 
5.346 




6.9x8 


6.866 


1875 


5.97 


5.28 


5.14 


4.7SI 


5.4" 


1876 


4.76 


4.400 


4.65 


4.138 


4.47 


3.781 


4.367 


im 


5.27 


5.140 


4.83 


4.612 


5.06 


4.769 


4.944 


6.2s 




5.40 




5.30 




5.65 


\im 


8.00 




7.42 




6.97 




7.46 


10.52 




10.33 




9.14 




10.00 


1881***) 


10.51 




9.50 




9.30 




8.04 


1882 


8.85 




6.3^ 




5.39 




i883 


6.45 








6.05 


i884 


5.4. 




5.23 




4.60 




5.08 


i885 


632 




6."3 




5.68 




6.18 


1886 


6.r3 




5.17 




4.97 

Dl 




5.39 


m bii 1886 


mMnIX 


: 6.123 ( 













*) Um den Preisen Tokyo's nicht ein Uebergewicht zu geben, sind für 
1870 — 1874 die zwiefachen Angaben in Sp. 2. und 3 erst zu je einer Ziffer 
vereint worden, ehe zur Berechnung des Durchschnitts (Sp. 8) geschritten 
wnrde. 

**) Die Werthe in Sp. 2, von 1868-1872 beziehen sich, 1868 auf 21. 
I. 68—11. ir. 69, 1869 auf 11. II 69—4. XI. 69, 1870 auf 4. IX. 69—25. 
X. 70, X. 1871 auf 25. X. 70—13. XI. 71, 1872 auf 13. XI. 1871—1. I. 
1873. Mit dem 1. Jan. 1873 beginnt in Japan die Zeitrechnung nach dem 
Gregorianischen Kalender. Die vorherige Rechnung nach Mondmonaten, 
Aenderungen im .Beginn der fiscalischeu Jahre und einschneidende Yer- 
waltungsereignisse verursachten die Wahl der eben genannten un- 
regelmässigen fiscalischeu Perioden. 

***) Das lUsumS Stat. bemerkt erklärend : „Der hohe Preis des 
Beises etc in den Jahren 1879-1831 wurde durch die Entwerthung des 
Papiergeldes verursacht." Auch auf 1882 passt diese Erklärung. 
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Der allgemeine Darchachnitt aus den 19 Notirangen 
beträgt 6 Yen 12 Sen. 

Unter den 19 Notirungen der Spalte 8 kommt der 
Marktpreis 



OQ 10 


Yen 
bis 






1 

1 


Mal 


vor 


on 9 


10 Yea 


99 


„ 8 




9 




1 


>> 


99 


,, 7 




8 




2 


99 


99 


„ 6 




7 




4 


99 


l> 


„ 5 




6 




5 


99 


>l 


„ 4 




5 




4 


J> 


>> 


„ 3 




4 




1 


99 


>> 



Ein Beispreis von über 8 Yen kam in den 19 Jahren 
3 Mal allerdings vor, aber in Folge von minderer E[aaf- 
kraf t des Papiergeldes. Naoh dieser üeber- 
sieht hätte der Centralfonds äusserst 
wenig Aussicht den Beis zu seinem 
letzten Selbstkostenpreise von 7 Yen 
97 Sen oder gar zu dem durch Zinsen- 
and Speicherkosten etc. später noch 
vergrösserten Preise los zu werden.— 

Leiteten wir aus obigen Preisen der grossen Han- 
delsplätze Durchschnitts-Preise für den Staat etwa 
mittelst der Annahme ab, der letztere Durchschnitts- 
preis werde je 2 Yen tiefer gelegen haben, — wozu uns 
eine Yergleichung der Ausweise in den Spalten 2 und 5 
der auf Seite 360 mitgetheilten Tabelle wohl berechtigen 
dürfte, — so käme unter den 19 Notirungen ein Marktpreis 
von mehr als 5.80 Yen, dem Selbstkostenpreis bei den 
ProTinzialfonds, auch nur 3 Mal in den 19 Jahren und 
zwar von 1880/82 vor. Die Aussicht zum Selbstkosten- 
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preise ihre BeisbeBtände später noch los zn werden, wäre 
also für die Provinzialfonds ebenso gering wie für den 
Gentralfonds. 

Tabelle 1 6. — D ie Geschäfte der Miss- 
ernten-Deckangsfonds in Staatspa- 
piere n. — Nach der Buchungs weise, welche wir schon 
oben beim Heise kennen lernten, wird aach bei den 
Effecten verfahren : Verkäufe, auch Einlösungen wer- 
den mit dem ehemaligen Anschaffungspreise der 
betr.. Stücke in den Bericht eingesetzt und dabei mehr 
erzielte Beträge besonders als Gewinn, minder erzielte 
besonders als Verlust gebucht. Dieses hat drei Folgen : 
es fallen erstens die Durchschnittsourse der Verkäufe 
(Sp. 7) zu klein, zweitens die der Einlösungen, die immer 
gleich 100 sein sollten, kleiner als 100 und drittens die 
des Bestbestandes (Sp. 12) zu gross aus. 

A. Die Provinzial-Fonds. — Dass die 
Durchschnittsourse der Verkäufe so viel zu gering 
ausfallen, ersieht man recht deutlich, wenn man sie mit 
denen der Ankäufe desselben Zeitraumes, d. h. Sp. 4 
unserer Tabelle mit Spalte 7 derselben vergleicht. 

Wir müssen also den Netto-Verkaufs preis 
erst berechnen. Aus den Angaben über Gewinn und 
Verlust auf Staatspapiere (S. 333) folgt als Differenz der 
Netto-Gewinn auf Staatspapiere bei Verkauf und Ein- 
lösung zusammen ; und aus den Spalten 8 und 9 unserer 
Tabelle 16 folgt nls Differenz der Netto-Gewinn bei der 
Einlösung allein. Netto-Gewinn bei Einlösung von 
Netto-Gewinn bei Verkauf und Einlösung in Abzug 
gebracht, lässt den Netto-Gewinn bei Verkauf übrig. 
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So erhalten wir : 
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Der so errechnete Darchschnitfcscara der Verkäufe 
stimmt viel besser mit dem der Ankäufe derselben Zeit 
überein. Verschiedenheit der Monate, wo hauptsächlich 
die Ankäufe und hauptsächlich die Verkäufe stattfanden, 
und verschiedene Mischung der Ankäufe und Verkäufe 
hinsichtlich der Arten an- und verkaufter Staatspapiere, 
genügen völlig um die geringen Differenzen zwischen 
beiden zu begründen. 







Durchschnittscun | 




Zeitraum. 


der 
Ankäufe. 


der 

Verkäufe, 

incl. der 

Gewinn- 

beträge. 


I. Jan. 


1881 bis 3o. Jnni 1881. 


ca 72.03» 


ca 72.031 


1. Juli 


1881 „ „ „ 1882. 


74. "S 


66.9^9 


>» »j 


1882 „ „ „ i883. 


77.147 


78.248 


ft if 


i883 „ „ „ i884. 


92.330 


92.1^7 


»» >> 


i884 ,» M M i885. 


93.sPa 


95.761 


i> ff 


i885 „ 3i. Mnrz 1886. 


102.« 4 


100.C85 



In dieser Uebereinstimmung darf ich wohl auch eine 
Bestätigung der Richtigkeit meiner Annahmen (S. 333.) 
hinsichtlich der Verluste und der Gewinne bei Reisver- 
käufen erblicken. 

Die Provinzialfonds kauften Staatseffecten, dem 
Nennwerth nach, 8,009,000 Yen, verkauften 
1,232,000 Ten, lösten 192,000 Yen ein, and behielten 
also einen Bestand von 6,585,000 Yen. 

Dem Anschaffungspreis nach, kauften 
sie für 6,836,000 Yen, verkauften sie für 961,000 Yen, 
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lösten sie ein für 175,000 Yen und behielten sie einen 
Bestand an Staatseffecten für 5,699,000 Yen. 

Ihr aasserdem stattgehabter Nettogewinn bei 
Verkauf betrug 191,000 Yen und bei Einlösung 17,000 
Yen; fhr durchschnittlicher Ankaufskurs 85.351 %, ihr 
wirklicher durchschn. Verkaufscurs 93.561 % und ihr 
Einlösungscurs natürlich 100% ; der Durchschnitt 
des ehemaligen Anschaffungspreises der Effecten des 
Bestbestandes 86.545 %. 

Das Effecten-Geschätt der Missernten-Deckungs- 
fonds war ungemein vortheilhaft für sie. Nicht genug, 
dass sie bei Verkauf und Einlösung grosse Gewinne 
machten und, wie aus der Tabelle 17 hervorgeht, ihr in 
Papieren angelegtes Vermögen hoch verzinsten, sie 
gewannen auch, für den Zeitpunkt des Abschlusses der 
Rechnungen, bedeutend an Kapital durch Curssteige- 
rung. Der Vergleich der Börsenpreise Ende März 
1886 mit dem Anschaffungspreise von 86.545% giebt den 
Gewinn, den die Fondsverwaltungen bei ßealisirung 
des Bestbestandes zu diesem Zeitpunkte gezogen hätten : 

Curse der Staatsschuldscheine, Ende*) März 1886. 

1.) 10% ige Capitalisirte Pensions-Schaldscheine Yen iio.ao 

a.) 8 y, Schuldscheine für die Tempel und Schreine „ io3.6o 

3.) 6 yf Schuldscheine zur Einlösung des Papiergeldes, 

Silberzinsen f, io4.oo 

4.) 7 >, Pensions-Schuldscheine „ 109.00 

5.) 6 }} i7 9t • f, 104.50 

6.} 6 ji Industrie- Anleihe, Inhaberscheine ,, io4.oo 



*) Genauer am 23 März. Der Curszettel für den 31. ist mir leider 
nicht zur Hand. 
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7*) 6% igo Iiidastrie-Anleihe, aa6 Namen gestellt ,, I03.oo 

8.) 4 f, Nene Staatsanleihe ,, 98.00 

9.) — Unverzlnsbare alte Staatsanleihe •• „ 37.S0 

'^•) 7% Nakasendo- Eisenbahn- Anleihe „ 111.70 

Von diesen 10 Arten Schaldsoheinen dürften haupt- 
sächlich die No. 4 bis 7 und No. 10 zur Anlage gedient 
und der Börsancurs sich somit auf ca 104 % für den ge- 
sammten Effecteabestand Ende März 1886 gestellt 
haben. Kapitalgewinn also ca 17^ %. Dar Mehrwerth 
des ESectenbestandas gegenüber dem Buchpreis ist 
demnach für jenen Zaitpunkt auf rund 1,150^000 Yen 
anzunehmen. 

B. Der Central-Ponds. — Die EfEecten- 
Geschäfte des Centralfonds zeigen die Eigenthümlichkeit, 
dass alle Ankäufe und alle Verkäufe sowohl im 
Nennwerth als für den Ankaufs- nnd Verkaufspreis 
genau al pari und ausserdem weder Verluste noch 
Gewinn gebucht sind. 

Die Anlage fand in 6 % igen Silberzins tragenden 
Staatsschuldscheinen zur Papiergeldeinlösung (^^Kinsats- 
Hikikaye-Kosaishosho^') statt. Dieselben wurden von 
dem Staatsschulden-Departement al pari zum Nennwerth 
100 gegen 100 Papieryen ausgegeben. Sie sind zur 
Zeit ihrer Ausgabe wenig ins Publicum gedrungen^ da 
ihr Zinsenertrag hinter dem von anderen Arten 
Japanischer Staatsschuldscheine damals zurückblieb» 
Zu den Zeitpunkten, wo ihr Wiederverkauf (vermuthlich 
an das Staatsschulden-Departement) stattfand, mag ihr 
Börsencnrs unter pari gewesen sein, z. B. za 
Beginn 1886 standen sie 97.20. 
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Die Anlage in diesen Papieren scheint hiernach 
nicht ein wirkliches Bigenthum an diesen Papieren 
begründet zu haben, sondern dieselben waren dem 
CentraUFonds Ton dem Staatsschulden-Departement 
gleichsam nar zeitweilig zugewiesen, um ihm eine 
Verzinsung zn verschaffen. 

WieaiisTrt^). 11. B. ersichtlich, fing diese Anlage in 
Effecten im gleichen Zeitraum an, wo der Ceutralfonds 
auch die Reisanlage begann (18ff), sie wurde gänzlich 
aufgegeben im Zeitraum 18f ^ um die Anlage in Deposi- 
ten Platz greifen zu lassen. Da für 18§f keine Effeoten- 
ziusen angegeben sind, mag der Verkauf der Masse, Yen 
860,200.00 am 1. Juli 1885 stattgefunden haben. 

Tabelle 1 7. — Z insen-Erträgniss der 
Missernten-Deckungsfonds aus Staats- 
papiere n. — Der in Japan landesübliche Zinsfuss hat 
sich in den letzten Jahren in bemerkenswerther AVeise 
verändert. Einen Beitrag zur Feststellung dieser 
Thatsache können wir durch eine Berechnung und 
Zusammenstellung des Zinsfusses, den die Fonds- 
verwaltungen in jedem Zeitraum durchschnittlich 
erzielten, liefern. Tab. 17 thut dies für die Effecten- 
Ziusen, Tab. 18 für die Depositen-Zinsen. Das Resultat 
beider lautet in gleichem Sinne, und wird ja auch 
durch die schon initgetheilten Tabellen der Durch- 
schnitts c u r s e dr^r Ankäufe und der Verkäufe der 
Staatseffecten der Proviuzialfonds bestätigt. 

Da in der Buchführung der Proviuzialfonds nur 
die wirklich fällig gewesenen und eiugegangeuen 
Zinsen Berücksichtigung fiuden uud über die in 
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abgdlanfeoeD Monaten erwachsenen, in dem näcbsfcen 
Zinsconpon steckenden, aber noch nicht zahlbar ge- 
wordenen Zinsen keine Berechnung anf gestellt wird, 
so können die für den nar 6- monatlichen ersten und 
den nur 9-monatIichen letzten Zeitraum berechneten 
Zinsfüsse auch zu hoch oder zu niedrig ausgefallen 
sein. 

In dem Zeitraum Januar bis Juni 1884 Hegt der 
von den angelegten Geldern erzielte Zinsfuss immer 
über 9 %, 1884/85 sinkt er auf ca 8.4 %, und von 1885 
bis 86 weiter auf weniger als 6 %. 

Der CentraUPonds erzielte nicht so hohe Zinserträge 
als die Verwaltungen der Provinzialfonds : 

Central-Fonds. Pronnzial-FoBk Leiitere erzielen nekr : 

1883/84 7.890% 9.218% 1.828% 

1884/85 6.891 „ 8.422 „ 1.631 „ 

Da der Centralfonds aber erst vom Jahre 1 883 an 
Staatspapiere besitzt und also sein erzielter Zinsfuss 
nicht durch die Ankäufe zu den niedrigeren Cursen der 
früheren Jahre gesteigert erscheinen kann^ wie der der 
Provinzialfonds, so ist es gerechter nur den Zuwachs 
des Jahres 1883/84 und seinen Zinsfuss mit dem bei dem 
Centralfonds zu vergleichen. Führen wir diese Berech- 
nung aus, so finden wir, dass dem Zuwachs allein 
ein Zinsfuss von 8.149 % entspricht gegenüber den 7.d90 
%, bei dem Centralfonds oder von 0.759 % mehr bei den 
Fi*ovinzialfonds als der letztere erzielte. 

1884/85 lassen sich die Zinsfüsse der Zuwüchse 
nicht vergleichen, da der Centralfonds trotz gestiegener 
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Capitalanlage doch weniger Ertragaiss davon erbielt. 
Dies erklärt sich daraus, dass der Ceatralfonds Silber- 
Zinsen zog, und deren Agio sank. — Der Zuwachs 
1884/85 der Provinzialfonds, wenn allein betrachtet, 
erzielte nur noch 5.924 %. 

Tabelle 1 8. — Z insen-Erträgniss der 
Provin^ial-Missernte n-D eckungsfonds 
aus Deposite n. — Der Zinsenertrag aus Depositen 
ist zwar in den Berichten angegeben, das in Depositen 
angelegte Kapital aber nur in Einer Summe mit der 
Baarkasse. Daher erscheint der Depositen-Zins* 
f u s 8 in Sp. 6. geringer, als er in der That war. 

Abgesehen von dem Semester des Beginnes der 
GeschäfDsthätigkeit der Fonds zogen dieselben aus 
Depositen und Baar stets mehr als 3 %, in dem Zeit- 
raum 1882 auf 1884 sogar mehr als 4 % mit dem Höhe- 
punkt von 4i % im Jahre 1883/84. 

Dasselbe An- und Absteigen des Depositen-Zins- 
fusses markirte sich auch in dem gleichzeitig von der 
Postsparkasse ihren Einlegern bewilligten Zinsfusse. 
Wir geben diesen daher bemerkungsweise in Sp. 7. an, 
obgleich die Provinzialfonds ihre flüssig zu erhaltenden 
Gelder nicht bei der Postsparkasse einlegten. Sie 
werden bei den Bankinstituten ihrer Provinz hinterlegt 
haben. Aus dem Gesichtspunkt der Begünstigung 
des provinziellen Geldumlaufes ist dieses letztere in der 
That auch vorzuziehen, wenn die gewählten Banken 
volle Garantie der Solidität bieten. 

Wenn die Banken den gleichen Zinsfuss mit der 
Postsparkasse gaben, so dürften von dem Posten „De- 
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poaiten und Baargeld" ca 55—60 Procent ans länger 
festgelegten Depositen und ca 45 bis 40 % aas jeder- 
zeit abhebbaren Depositen und Baargeld bestanden 
haben. — 

Eine Tabelle über die Depositenzinsen 
beim Centralfonds habe ich nicht aufgestellt, 
da Depositen beim Centralfonds erst in den letzten 9 
Monaten vorkommen. 

Der Centralfonds hatte am 81. März 1886 2,112,000 
Yen Depositen und hatte während der letzten 9 Monate 
74,000 Yen Depositenzinsen vereinnahmt. Von dem 
Depositenbetrage stammten 1,703,291 Yen aus Kapita- 
lien, die früher in Staatsschuldscheinen und im Baar- 
schatz angelegt waren. Ich nehme an, dass dieser 
Betrag die vollen 9 Monate zinstragend war. Aus 
früher in Keis angelegtem Kapital stammten 278,273 
Yen und aus neuem üeberschuss des Zeitraums 131,647 
Yen. Die Summe 409,920 Yen dieser beiden Beträge 
wird nicht von Beginn des Zeitraums an zinstragend 
gewesen sein ; ich nehme so nur die Uälfte davon an, 
20i,9G0 Yen. — Unter diesen Annahmen stellt sich 
der Depositeuzinsfass des Centralfonds p. ann. auf 
5.186 %, höher also wie der oben herausgerechnete, 
gleichzeitige von 3.272 % der Provinzialfonds, welcher 
aber, wie schon bemerkt, geringer erscheint, als er in 
Wirklichkeit war. 

Tabelle 19 A. und B. — D as Vermögen 
der Provinzial- und desCentral-Fonda 
zusammen und seine Anlageart, am 3 1. 
März 188 ö. 
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A. Nach den Berichte n. — Das in dem 
letzten der sechs Berichte für den 31. März 1886 
aufgeführte Vermögen der Provinzialfoads beläuft 
sich auf 7,839,000 Yen and das des Centralfonda auf 
2,712,000 Ten, woraus sich ein Gesam mtver mögen des 
ganzen Systems von Misserntendeckungsfonds im Be- 
trage von 10,551,000 Yen ergibt. 

B. Vervollständigt um die Darlehnsreste.— 
Wie ich in der Besprechung zu den Tabellen 7 und 8 
schon bemerkte, müssen aber die ausstehenden Rest- 
beträge der Darlehen, welche die Provinzialfonds in 
Beiliülfe zur Zahlung der Grundsteuer hülfsbedürftigea 
Landwirthen gegeben haben^ als Activam betrachtet 
werden. Sie beliefen sich am 31. März 1886 auf 663,000 
Yen. Zuzüglich dieser stellt sich das Gesammtvermögen 
auf über 11,214,000 Yen. 

Eine Vervollständigung auch durch Ein- 
setzung der Marktpreise würde die ausge- 
wiesene Vermögensziffern um fast 1^ Millionen Yen 
erhöhen. Der Vermögensnachweis der Berichte ist 
also sicherlich in höchst solider Weise aufgestellt. 
— Wie ich in der Besprechung der Tabellen 12 bis 17 
zeigte^ entsprechen die in den Berichten gegebenen 
Preise (die ehemaligen Anschaffungspreise) beim Reis 
weder den Selbstkosten noch dem Marktpreise und 
bei den Staatseffecten nicht dem Börsenpreis. 

Die Buchpreise des Reises betragen nur 3.722 und 
5.007 Yen pro Koku bei dem Pi-ovinzial- und bez. dem 
Gentralfonds. In Tokyo betrug der Durchschnitts- 
marktpreis am 31. März 1886, dem Tage des 
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Abschlosses der Rechnungen, 6.47 Yen {8. S. 357). Die 
91,567 Koka des Cent ralfonds standen also am ca. 1.463 
Yen oder am 133,963 Yen ssn niedrig zu Buch. Für den 
ganzen Staat mag der Durchschnitts markt preis ca 2 
Yen niedriger, bei 4.47 Yen, gelegen haben. Die 
220,778 Koka der Provinzialfonds standen dann um 
0.748 Yen pro Koka oder um 165,142 Yen zu niedrig zu 
Buch, die Central- und Provinzialfonds-Beisbestände 
zusammen also um rund 300,000 Yen. 

Wir zeigten oben bei Besprechung der Tabelle 16 
durch Mittheilung eines Curszettels der Staatsschuld- 
Scheine, für Ende März 1886^ dass der Böraencurs der 
von den Missernten-Deckungsfonds besessnen . Staats- 
Bchuldscheine sich am Eude der Berichtsperiode 
auf durchschnittlich ca. 104% gestellt haben dürfte, 
d. h. 17.455% höher als deren Buchpreis. Mithin war 
der Staatseffectenbestand der Fonds ca 
1,149,000 Yen mehr werth als er nach ihrem Buch- 
preise erschien. 
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IV. 

Ergebnisse. 

Ein wichtiges Ergebniss anserer vielseitigen Duroh- 
arbeitung der Ziffern der Berichte dürfte in der Orien- 
tirung aber den zweifelhaften Werth der Beisspeiche* 
rang als rentabler Vermögensunlage bestehen. Wir 
sahen darch eine strengere Berechnung der Selbstkosten- 
preise des Reises, dass am Schlass der Berichtsperiode 
der Selbstkostenpreis des Reises angefähr 
betrug : 

bei den Provinzialfonds 1,280,000 Yen. 

„ dem Centralfonds 720. »00 „ 

oder zusammen 2,000,000 „ 

Gegenüber dem Bachpreise von 1 ,365,000 „ 
giebt dieses eine Differenz von 635,000 „ 

ou dieser Differenz sind, selbst wenn man vermuthungs- 
weise die höheren Marktpreise des 31. März 1886 mit 
300,000 Yen mehr an Stelle der Buchpreise einsetzt, 
immer noch über 300,000 Yen als Verlast bis za 
genanntem Datum zu betrachten. 

Der Gesichtspunkt der Rentabilität allein ist also 
nicht genügend um die Beibehaltung der Reisspeichernng 
zu empfehlen. Prüfen wir, welche anderen Gesichts- 
punkte dafür angeführt werden köunen. 

Es dürften hauptsächlich die beiden folgenden sein : 
der des Schutzes gegen Hungersnoth und der einer 
ausgleichenden Einwirkung auf die Reispreise. 
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Bei beiden Gesichtspunkten liegt die Sache nun 
verschieden für den Centralfonds und für die Provinssial- 
fonds. An den Haupthandelsplätzen, an denen die 
Eeisspeicher des Centralfonds liegen, werden die 
Zufuhren und Reisausfuhren des Welthandels wirksamer 
und billiger die Preisausgleichung nnd den Schutz gegen 
Hungersnoth besorgen können. Mir scheint daher 
empfehlenswerth, dass der Centralfonds das Beisgeschäffc 
aufgebe. Von den provinziellen Fonds sind eine ganze 
Anzahl in Plätzen situirt, die auch für die Ab- und 
Zufuhren des Welthandels bequem gelegen sind. Für 
diese sehe ich keine Noth wendigkeit bei der Reis- 
speicherung zu bleiben, es sei denn, dass der Character 
der betreffenden Häfen als nicht offener eine bedauer- 
liche Barrikade zwischen ihnen und der aufmerksamen 
Unternehmungslust des Welthandels aufgerichtet hätte. 
Für letztere und für solche Plätze, welche überhaupt 
noch nicht an den Yortheilen der Dampfer- und Bahn- 
verbindungen Theil nehmen, für solche also, für die die 
Vortheile der modernen Verkehrsentwicklung noch nicht 
voll bestehen, ist die Umwandlung der alten Wirth- 
schaftsverhältnisse eben auch eine unvollständige nnd 
sie bedürfen meines Erachtens daher noch der unter 
den friJberen Wirthschaftsverhältnissen Jahrhunderte 
lang bewährten Reisspeicherung als Schutzmassregel 
gegen Hungersnoth und zur ausgleichenden Beein- 
flussung der Reispreise. 

Für die die Reisgeschäfte beibehaltenden Fonds er- 
scheint aber zur Vermeidung von grösseren Verlusten 
eine strengere Einhaltung der alten Reispreisansglei- 
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chuDgRmethode Dotliwendig, dass sie näinlich Acht auf 
den Tieljährigen DiirdischDittsreispreis ihrer Gegend 
geben, die gröäste Masse ihres Getreides in Jahren 
kaufen, wo der Marktpreis 25 — 30 % unter genanntem 
Durchschnittspreis liegt, Zukaufe zur Billigerstellung 
ihres durchschnittlichen Selbstkostenpreises nur aus- 
führen, sofern dies noch zu einem Preis unterhalb des 
genannten vieljährigen Durchschnittspreises ihrer Ge- 
gend geschehen kann, ferner, dass sie bei ihren Ver- 
käufen sich von den drei Gesichtspunkten leiten lassen : 
erstens dem der Beseitigung derjenigen Theile des 
Reisbestandes, welche von zweifelhafter Haltbarkeit 
erscheinen, zweitens dass freiwillige Verkäufe sonst nur 
zu einem Preise ausgeführt werden, welcher über dem 
vieljährigen Durchschnittspreis ihrer Gegend liegt und 
drittens dass sie selbst durch solche vortheilhafte Ver- 
käufe doch ihr ganzes Beislager nicht erschöpfen dürfen, 
um für etwaige noch theuerere Nothjahre Bestände zu 
haben. 

Wenn die Fonds auch ihre gewohnte Getreidebuch- 
führnng beibehalten, wäre, um sie zu einer einsichtigen 
Beurtheilung ihrer eigenen Geschäfte zu befähigen, zu 
empfehlen, dass sie für den Schlusstag jeder Periode 
ihrer Berichte an die Minister das Resultat einer strengen 
Berechnung des absoluten nnd des durchschnittlichen 
Selbstkostenpreises ihrer Beisbestände, und ausserdem 
noch den an genanntemTage an ihrem Platze herrschenden 
Marktpreis anzugeben hätten. 

Auch für die ESectenbestände wäre neben der 
bisherigen Angabe für den Schlusstag der Berichts- 
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periode die Angabe des Besnltates der Berechnung nach 
wirklichem Börsenpreis zu verlangen. Behufs Erziel nng 
der wünscheuswerthen Gleich mässigkeit könnten jeder 
dieser Fondsverwaltungen vora Finanzministerinni die 
der Berechnung für die verschiedenen St aatseffeoten zu 
Grunde zu legenden Börsenpreise, mit Berücksichtigung 
des nächstgelegenen Börsenplatzes, jedes Mal mitgetheilfc 
werden. 

Es würde ferner den Werth der Berichte sehr 
erhöhen, wenn die Gewinne ans Reis von denen ans 
Staatspapieren, ebenso die Verluste beider geschieden 
würden. Auch eine Trennung des Baargeldes und der 
verschiedenen Arten Depositen würde sich leicht be- 
werkstelligen lassen, ebenso wie eine Mittheilung des für 
jede Art der Depositen bezogenen Zinsfusses. 

Für den Central Eon ds, wenn dieser die Reisspeiche- 
rniig aufgibt, wäre wohl von Neuem in Erwägung zu 
ziehen, nach welchen Grundsätzen er die Belegung 
seiner Gelder regeln will. Sicherlich darf für den 
Central-Missernten- Deckungefonds ebensowenig wie für 
einen Reichskriegsschatz der Gesichtspunkt der höchsten 
Verzinsung der Gelder massgebend sein. Denn dieser 
Gesichtspunkt erheischt Festlegung und die Festlegung 
widerspricht dem eigentlichen Zweck des Fonds bei 
plötzlicher umfangreicher Noth bereit zu stehen. 
Während der letzte Grund bei einem Reichskriegsschatz 
aber jedwede Anlegung verbietet und ihm den strengen 
Character eines Baarschatzes aufnöthigt, verstreicht 
mehr Zeit zwischen dem Vorfall des Elementaruuglücks 
und der Inanspruchnahme des Centralf onds. Die Fest- 
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stellnDg des Bedarfs and das Erschöpfen der Provinzial- 
fonda nimmt einige Zeit in Anspruch. Es wird also 
genügen y wenn der Centralf onds etwa ein Fünftel seines 
Vermögens in Form von jederzeit abhebbaren Depositen 
bereit hält. Und dieses wird voraussichtlich bei all' 
jenen Unglücksfällen! die nur einzelne Provinzen 
bei-ühren, ausreichend sein. Anders bei Kalamitäten^ 
die das ganze Land verwüsten, Kalamitäten , wie sie 
Japan geschichtlich in der That mehrfach erfahren hat. 
Sind es Missernten in Folge von Dürre, Nässe, zu 
andauernder Bewölkung des Himmels, so ist der 
allgemeiner eintretende Nothstand schon einige Monate 
vorher erkennbar nnd lässt zur Kündigung der auf 
drei und sechs Monate festgelegten Depositen Zeit. 
Selbst die höchstverzinslichen» auf Jahresfrist festgeleg- 
ten Depositen sind aber anwendbar, wenn man nur Sorge 
trägt ihre Yerfallzeiten staffeiförmig über das ganze 
Jahr hin mit 14-tägigen Zwischenzeiten zu vertheilen. 
Zur Verstärkung der jederzeit bereiten Mittel gerade für 
den Fall grosser ganz plötzticher anvorhersehbarer Un- 
glücksfälle, (Taiphune, Erdbeben, Insectenplage), 
möchten wir aber doch auch von der Anlage in 
Werthpapieren Gebrauch gemacht sehen. Zwar werden 
diese in solchem Falle bei massenhaftem Verkauf auf den 
beschränkten Börsen des Landes, dann einen bedeutenden 
Verlust an Kapital verursachen. Bei dem aber nur in 
sehr langen Zeiträumen hin und wieder einmal Eintreten 
solcher ganz plötzlicher grosser Unglücksfälle, wird aber 
voraussichtsich der höhere vorangegangene Zinsertrag 
der Effecten diesen Kapitalverlust schon vielfach herein- 
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gebracht haben. Auch ist der Kapitalverlust über- 
haupt nur so lange zu befürchten, als Japan ausserhalb 
des Welt-Börsenverkehrs bleibt. Hat es seine Staats- 
papiere, welche bei der Wohlgeorduetheit seines Staais- 
haushaltesy wie ich schon 1878 in meiner Arbeit über die 
Japanische Staatsschuld auseinandersetzte, einen hohen 
Rang unter den Seh nidpapieren der verschiedenen Staaten 
einnehmen würden, «rst einmal auf den Welt börsen platzen 
wirksam eingeführt und diese daran gewöhnt, auch in 
Japanischen Papieren zu speculiren, so ist ein solcher 
Kurssturz aus Anlass einer elementaren Kalamität über- 
haupt nicht mehr zu fürchten. 

Dass sich die Berichte bisher so streng nur aui 
die Geldgebahrung der Missernten- Deckungsfonds be- 
schränken, ist zu bedauern. Eine wichtige, dankenswerthe 
Vervollständigung würden sie erfahren, wenn sie auch 
üV)er die Zahlen der unterstützten Familien und Personen 
Mittheilung machten, wie wir es oben thaten, und so 
noch deutlicher als bisher das segensreiche Walten dieses 
Japan bisher allein eigenthümlichen Systems von 
Misseruteu-Deckungsfonds in's Licht setzten. 
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V. 

Das landwirthschaftiiche Nothstandswesen 

in 

anderen Staaten. 

Einige Notizen über das landwirthschaftiiche Noth- 
standswesen in anderen Staaten werden erwünscht suia. 

In Britisch-Indien sind einige Jahre nach 
der grossen Hungersnoth Fon 1877 in Bengalen ^yfamine 
relief fuTids '* von der Regierang eingerichtet worden, sei 
es. dass sie jener Anlass allein ohne jeden Zusatnmeu heilig 
mit der Japanischen Einrichtung entstehen liess, 
sei es, dass die Anregung daza von hier kam. Letzteres 
ist nicht unwahrscheinlich, da zu jener Zeit als der 
Finauzminister ku m a schon den Plan der Missernten- 
dt'ckungsfonds, in den Beraerkungon zum 1878// 9 Budget 
angekündigt und in dasselbe 1,200,000 Yen als „ famine 
relief fand ** aufgenommen hatte, ein Secretär des 
Vicekönigs als Gast auf der Englischen Gesandtschaft in 
Tokyo weilte, welcher seinen Erhol ungs- Aufenthalt hier 
auch zu genauen Erkundigungen nach den Japanischen 
Grandsteuereinrichtungen benutzte. Das Ostindische 
Budget für 1887/88 hat übrigens den Beitrag zu dem 
Reservefonds gegen Hungersnöthe suspendirt. 

Die Grandsteuerdeck ungsfonds Frankreichs, 
Westphalens und der li heinlande sind oben 
schon kurz erwähnt worden. Aus der „Anweisung über 
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das bei der Verwendnng des Ornndsteuerdeckungsfonds 
u. 8. w. zu beobftchfende Verfahren/* ergangen zu dera 
Grundsteuergesetz für die westlichen PrOFinzen Preus- 
sens, vom 21. Jan. 1839., ist noch § 8 hervorzuheben, 
welcher beweist, dasa diese Preussischen Provinzen in 
ihrem Fonds eine doch bei weitem nicht so zulängliche 
Einrichtung besitzen, wie Japan. Es heisst dort : „§ 8. 
Erstreckt sich indess der durch eine Missernte oder 
durch andere Ereignisse entstandene Ausfall über den 
ganzen Regierungsbezirk oder einen beträchtlichen Theil 
desselben, so kann derselbe, weil die Steuernachlässe von 
den Mitteln des Deckungsfonds abhängig sind, in der 
Regel nicht berücksichtigt werden." 

Die neueste Gruudsteuerreform in Europa, das 
Italienische Grundsteuergesetz vom 1. März 1886, 
sieht nichts vor zur Bildung von Grundsteuer-Deckungs- 
fonds ; es ist vielmehr in Art. 38 bestimmt worden : 

„In dem Fall, wo infolge einzelner bei der Schätzung 
nicht vorgesehener Unglücksfälle wenigstens § des ge- 
wöhnlichen Grund Stücksertrages zu Verlust gehen, kann 
die Finanzverwaltung eine Ermässigung der Steuer für 
das laufende Jahr bewilligen. 

„In den ausserordentlichen Fällen, wo schwere Un- 
glücksfälle, auf die in den Schätzungen keine Rücksicht 
genommen ist, gewisse Grundstückszonen oder gewisse 
Kulturen treffen sollten, wird durch spezielle legislative 
Massnahmen Vorsorge getroffen werden.*' 

Besondere gesetzgeberische Acte, wie sie in Italien 
für die Zukunft in Aussicht genommen werden, ergingen 
in der Vergangenheit z. B. in Oesterreich bei dem 
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Misswacbs in Ungarn durch Trockenheit im 
J. 1863, und in der Schweiz, wo bei der Bhein ü b e r- 
schwemmang 1868 Cantonalhilfen Platz griffen. 

Auch in Preussen handelt kein ständiger 
Budgettitel von den landwirthschaf (liehen Noth stände n ; 
auch hier greift man zur Spezialgesetzgebung ; Uuter- 
stütznng Ostpreussens bei dem Misswachs in 
Folge von Nässe im J. 1867 ; Gesetz v. 22. Juli 1876 
zur Beseitigung der durch die Hochwasser im Früh« 
jähr 1876 herbeigji:;führten Verheerungen und gemeinge- 
fährlichen Zustände (6 Millionen Mark) ; und Hilfe bei 
dem oberschLsi^chen durch Ueberschwemmuug 
und Missernte herbeigeführten Nothstaud 1879, (Ges. v. 
3. Febr. 1880, 6 Millionen Mark aus einer Anleihe). 
Dieses zuletzt angeführte Preussische Gesetz diente 
dem vorübv^rgehenden Zwecke den Nothstand in seinen 
augenblicklichen Erscheinungen zu bekämpfen, indi-m 
es für die unmittelbare Unterstützung der Not hleideuden 
(mit Lebensmitteln, Viehfutter, Saatgut^ letztere beide der 
Regel nach gegen die Verpflichtung der Werthserstattung, 
und durch Eröffnung von Arbeitsgelegenheit) die 'Mittel 
zur Verfügung stellte. Für die weitere umfassendere 
Aufgabe das Nothstandsgebiet in seinen wirthschaftlichen 
Verhältnissen dauernd zu heben, stellte dann das Gesetz 
von 23. Febr. 1881 der Staatsregierung einen Betrag von 
16 Millionen Mark zur Verfügung. Ich darf wohl 
erwähnen, dass nur die dem erstgenannten Gesetz 
gestellten Aufgaben (aber ausschliesslich der Eröffnung 
von Arbeitsgelegenheit) unserer Nothstand ikasse 
zufallen. — In diesem Zusammenhang ist ferner das 
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Gesetz von 21. Jan. 1883, betr. die Bewilligung von 
Staatsmitteln (3 Millionen Mark) zur Beseitigaiig der im 
Stromgebiete des Rheins durch die Hochwasser 
im Spätherbst 1882 und Winter 18^^/33 herbeigeführten 
Verheerungen zu nennen und zwar insbesondere jene 
Bestimmung, welche die Staatsregierung ermächtigt au 
einzelne Beschädigte zur Erhaltung im Haus- und 
Nahriingsstande nach Maassgabd des nachgewiesenen 
Bedürfnisses Beihülfe als Darlehen oder auch uhne die 
Auflagt^ der Rückgewähr zu bewilligen. 

Mir erscheinen solche Gesetze als 
eine bed e n k 1 i c he c a r i t a t i ve Ungerech- 
tigkeit! 

Denn was unterscheidet die durch Rlieinwasser 
verursachten UeberSvhwemmungsschäden von denen 
HJiderer zahlreicher, nur kleinerer und desshalb 
auch kleinere Ueberschwemmungen verursachender 
Flüsse? Es ist nur die grössere Zahl der Beschädig- 
ten, welche das Herz des Gesetzgebers erb irmt, 
Während — nach den Worten des Preussischen Landwirth- 
Schaftsministers selber — ,, an fast allen Flussläufen 
Preussens dem landwirthschafi liehen Betriebe alljähr- 
lich enorme Verluste erwachsen." Was unterscheidet, 
um nur ein Beispiel herauszugreifen und ein wenig 
bekanntes Flüsschen zu nennen, die unter J e e t z e I 
Wasser ersäuften Gebiete von den durch Rheinwasser 
ü b e rs c h w e m ra t e n ?*) 

*) In dem von dem Minister für Landwirthscliaft, Domänen nnd 
Forsten an S. M. den Kaiser und König erstatteten Bericht ,,P r e uss e n s 
li a n d w i r ! h s c li a f 1 1 i c li e V e r w a 1 1 n n g in den Jahren 1881, 
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Man könnte als Orand für die Nichtanterstiitzang 
des Staates bei solchen kleineren Ueberschwemmungen 
anführen» dass bei letzteren nachbarliche Hülfe leichter 
sei. ^ber aach bei solchen kleineren Verlusten von ^ 
bis 1 Million Mark wird den Geschädigten nur ein höchst 
unbedeutender Theil durch nachbarliche Unterstützung 
wiederersetzt worden sein. Warum sollen die Bhein- 
Nothleidenden vom Staat unterstützt werden und die von 
kleineren Flüssen Nothleidenden nicht ? Die Einen sind 
so gut Staatsbürger als die Anderen. Offenbar liegt hier 
eine gesetzgeberische Ungerechtigkeit vor, — eine 
Ungerechtigkeit, die nur durch eine ständige Einrichtung 

1882 and 1883<< heissfc es Seite 874 : „Das Thal der J e e t ze 1 anterhalb 
Salzwedel leidet unter starker Ver8um)>£ang and wird schon bei milssigen 
atmosphärischen Niederschlägen innndirt. in den Jahren 1877y 1878 and 
1879 gingen die Ernten in die^r Niederung durch Ueberschwemmungen 
fast ganz verloren ; der dadurch veranlasste Schaden wird von Sachver- 
standigen auf jährlich 240,000 Mark, also in den drei Jahren auf 720,000 
Mark geschätzt.«^ 

Ueber die Ueberschwemmungen heisst es in demselben 
Bericht, Seite 346 : ,iAus allen Provinzen des Prenssischen Staates sind 
Klagen eingelaufen über den verwilderten Zustand der mittleren Flussläufe 
und über die enormen Sächden, welche daraus alljährlich der 
Landwirthschaft erwachsen.'* Nach einem sehr ausführlichen aktenmässi- 
gen Bericht (S. 866-383) fasst der Minister die geschilderten Zustände mit 
den Worten zusammen: lyDie Qewässer, noch immer auf verhältnissmässig 
weiten Strecken ohne alle PflegCi versagen liäuflg die nöthige Vorfluth und 
und lassen das Tlial versumpfen ; zahllose» regellos angelegte Mühlenstaue 
in den zum Theil gefällarmen Flüssen der Ebene steigern das Uebel ; Ufer- 
abbrüche und Versandungen schädigen Jahr aus Jahr ein ausgedehnte 
Bezirke. Solche kulturschädliche ZuständebeQnden sich in allen Provinzen 
nnd innerhalb derselben mehr oder weniger an fast allen Fussläu- 
fen; sie erstrecken sich insgesammt auf sehr ausge- 
dehnte Flächen und bringen unserm landwirth- 
schaftliche u Betriebealljährlich enorme Verlust e.<' 
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ssn beseitigen ist, die stetig Jahr ans Jabr ein helfend 
wirkt; gleichviel ob der Nothstand nnr 1|000 oder 
100,000 Familien betrifft. 

Eine solche Einrichtung besitzt 
Japan in seinem System der Missern- 
ten d ec kn ngs fonds und es darf sicher 
sein, dass dieselbe von anderen Staa- 
ten nachgeahmt werden wird. Die Gerech- 
tigkeit, das Bedürfuiss der Landwirthe und die Kegeln 
der Finanzwissenschaft'l'} verlangen dieselbe in gleichem 
Maasse. 

Das Bedürfniss muss in Europa ganz dasselbe sein 
wie in Japan, denn wo „Landwirthschaft" getrieben wird, 
giebt es auch Ernteschäden. 

Es wird vollauf genügen, wenn wir, um einen quan- 
titativen Maassstab zu geben, als ein Beispiel aus der 
Europäischen Staatengruppe Freussen resp. Deutschland 
allein zahlenmässig behandeln. 



*) Die Nothsfcandäkasse, als ständige Staatseinriclitung, würde einen 
jetzt nicht regelmässigen, aber immer von Zeit zu Zeit den grossen Allge- 
mein-Nothstäuden gegenüber wiederkehrenden Finanzbedarf, der bisher 
liänfig durch Anleihen gedockt wird, zu einem regelmässigen» durch 
Steuern gedeckten machen , gewiss ,,ein Fortschritt zum S>lideren*' in der 
Finanzwirthschaft. Vergleiche A. Wagner« Finanzwissenschaft, l.s. 
§73. Anm. ,,Ks ist daher gewiss als die solidere Praxis zu 
bezeichnen, wenn wenigstens ein Theil der Kriegskosten und sonstiger 
ausserordentlicher Ausgaben (z. B. für öffentliche Not h stände) 
durch Steuern bestritten oder nur vorübergehend durch 
schwebende Schulden, welche alsbald mit Stciiercrträgen wieder 
abgezahlt werden, gedeckt wird." 
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Ton den 54,907 Gemeinden und Outsbezirken ' 

des Freussischen Staates wurden in unversicherbarer 

Weise beschädigt : *) 



Durch: 


1878. 


1879. 


1880. 


ZUUUMD. 


Dordiieliiittlidi 


• 


• 












11 
hkln: 


11 
PmeitM! 


1. Kälte und Frost 


3^336 


2,027 


17,894 


23,257 


7,752 


i4."% 


2. Dürre 


903 


1,463 


i,5o5 


3,870 


1,290 


2.35 n 


8. Regen und Nässe 


965 


6,178 


8,6o5 


i5,748 


5,249 


9'^u 


4. üeberschwemmung 


391 


1,532 


1,844 


3,768 


1,256 


a.»9 „ 


5« PfUnzenkrank- ) 
heiteti u. schäd- - 


1,060 


1,562 


945 


3,567 


1,189 


a.'ö II 


6. Schädliche Tliiere 


8,806 


5,949 


1,553 


11,307 


3,769 


6.86,, 


7. Andere Schäden 


4 


3 


5 


12 


4 


0.01 „ 


Summe : 


10,463 


18,714 


32,352 


61,529 


ao,5o9 


37.35 „ 


Procented. Zahl d.! 
Qem. und Qut»- • 
bezirke : j 


19.°«% 


34.08% 


59.^% 


iia.06% 


37.3s% 





Wie in Japan sehen wir auch in Preussen die 
schadenbringendste Ursache mit den Jahren wechseln« 
1878 litt die Hanptzahl der geschädigten Gemeinden 
von thierischen Schädlingen (8805), ' 1879 die 
meisten von Regen and Nässe (6178), 1880 von 



*) Die Nummern I bis 4 entnehme ich dem „Jahrbach für die amtliche 
Statutik des Preussisclien Staates,*' 1883. Seite 200., die Nummern 5 bis 
7 der ,;Statistiwhen Corsespondenz des Pr. Stat. Barean's,'« 1881. L.-In 
No. 6 sind für mich unausscheidbar die Schaden durch die Reblaus miteut- 
halten. In der folgenden Periode 1881-1883 waren es übrigens nur 12 
Infectionsherde« Vergl. No. 28 der unten folgenden Bemerkungen über 
«^Kruteschäden durch Schädlinge, in Preussen 1881. 1882. 1883.* < 



— 388 — 

Kalte und Frost (17^94), nnd 1881*) könnten wir 
nocb binznfägen die meisten von Dürre (5G28). 

In der betrachteten Periode stand Kälte nnd Frost 
als Scbadenbringer obenan (jährl. dnrchschn. 14% aller 
Gemeinden nnd Gntsbezirke); es folgen Regen nnd 
Nässe (jährt, dnrchschn. 9^%), thierische Schädlinge» 
(fast 7%), Darre, üeberschwemmnng nnd pflanzliche 
Schädlinge mit nngefähr gleich grossen Beträgen (von 
je ca 2%). In den 3 Jahren erlitten insgesnmmt 61 ^29 
Gemeinden Ernteschäden, darchschnittlich also jährlich 
37.85% der 54,907 Gemeinden nnd Gntsbezirke 
Prenssens. 

Wie viele Landwirthe in den 61,529 geschädigten 
Bezirken verletzt wurden, wie schwerwiegend in Gelde 
ihr Schaden war, darüber liegt keine Statistik vor. 
Immerhin aber können einige Notizen ein Licht auf 
die Erheblichkeit der Schäden werfen. So heisst es in 
der „Statistischen Correspondenz,^ 1881. LT.: „Ueber 
die Höhe des dnrch Kälte nnd den Frost verursachten 
Schadens liegen zwar keine Erhebungen vor ; doch durfte 
die Annahme nicht niigerechtfertigt sein, dass insbe» 
sondere im Jahre 1880 der Boggen, welcher in einzelnen 
Landestheilen zu dieser Zeit (18. 19. und 20 Mai) in 
der Entwicklung bereits sehr weit vorgeschritten war, 
in Folge jener verderblichen Einwirkungen eine fast 
totale Missernte erlitten hnt'^ ... Der Roggen 
ist aber in Prenssen nicht nur im Staat, sondern auch 
in den meisten Provinzen die Hauptkörnerfrucht. 

•) 1881 geschadigt durch Kälte und Prost 4415, Dürre 5628, Regeo 
und N&sse 2055, Ueber»chwetumung 409. Vergl. l'r. Jahrb. etc., ». a. O. 



üeber die enormen jährlichen Schäden der 
Ueberschwemmungen citirte ich schon oben 
die Worte des Preussisch^n Ministers« Um an die 
grosse Mannichfaltigkeit der Arten der pflanzlichen 
nud thierischen Schädlinge in Deutschland 
zn erinnern, stelle ich noch aas seinem landwirthschaft- 
lichen Bericht die dort gegebenen Notizen für 1881 bis 
1883 in einer Liste zusammen. (Seite 390 nnd 391). 

üinsichtlich der Beträchtlichkeit der Verluste dnrch 
Schädlinge erinnere ich an den Coloradokäfer, nnd die 
Phylloxera, dnrch welch letztere in Frankreich 1879 nnd 
1880 (in Zasamroenwirknng allerdings mit Frost) über 
859,000 ha(Cho) Weingelände yernichtet wurden*). Aber 
auch die weniger berüchtigten Schädlinge bringen 
mindestens einzelnen Land wirthen erhebliche Schäden 
bei. Die sonst nur höher im Norden heimische, in 
Sibirien eine ständige örtlich wechselnde Kalamität 
bildende Graseule z. B. trat vor etwa 20 Jahren 
vorübergehend in der Nähe von Berlin, im Jahre 1881 
in Thüringen, in beunruhigender Weise auf und suchte 
dann im Jahre 1883 die Aland-, Elbe- nnd Grarbewiesen 
in verheerender Weise heim, indem sie in 3 Wochen ca 
500 ha Wiesen vollständig abfrass, wobei die Wiesen- 
unkränter von ihr vermieden und nur die guten Gräser 
und Kräuter verzehrt wurden**). (Siehe No. 21 der 
folgenden Liste). 



•}Stat. Corrosp, 1885. XIII. 
••) Der citirte Ber. <L Idw. Min«, Seite 86U 
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Es ist wohl nicht zu besweifeUi, dass diese in 61500 
Bezirken stattgehabten hindwirthschaftlichen Schäden 
in Zehntansenden von Fällen landwirthschaftUche 
N o t h bedentet haben werden. 

Dass ein Nothstand des bäuerlichen Ornndbesitees 
in einem grossen Theile yon Deutschland schon znr 
Zeit anzanehmen sei, sprach eine Resolution dea 
Deutschen Landwirthschaftsrathes bereits am 28. 
Februar 1884 aus.*) 

Der Nothstand ist da, die Noth- 
ttandskasse fehlt! In wie weit nun der 
constatirte Nothstand ans Ernteschäden herrührt, könnte 
man wohl erkennen, wenn es eine Statistik der Yer« 
schnldung des Grundbesitzes und ihrer Ursa- 
chen oder eine Statistik der Ursachen der 
Zwang sve rkä u fe für Preussen schon gäbe. 
Letztere ist zwar jetzt unternommen, ihre Resultate sind 
aber bisher noch nicht bekannt gegeben.**) Ich falle 
daher auf entsprechende Angaben für Baden und 
Bayern zurück. 



*) Interessante Belege, dass der Treussische Banemstand in den 
letzten Jahrzehnten nicht unerheblich an Temdn verloren habe, gab A. v» 
liisskowski. Ueber landwirthschaftlicho Knquftten. Schmollers Jahr* 
bächer IX. 920. 

**) Dieselbe ist mir während der letzten Correctur nnn doch noch znr 
Hand gekommen und in einigen Anmerkungen auf den folgenden Seiten 
kurz berücksichtigt: 1. Die Hypothekenbewegung im Preuss. Staate 
während des Rechnungsjahres 1886/87; 2. Die Ursachen der Zwangs- 
versteigerungen vorwiegend land- und forstwirthschaftlich benutzter 
Grundstücke in Preussen während d. Rechn. jahrcs 1886/87 ; 3. Ueber die 
wirthschaftliche Bedeutung laiidwirthschaftlicher Zwangsversteigerungen, 
von G. £vert»— in Heft 111, iV. 1887 d. Ztschr. d. £: Pr. StaL Bureaus. 
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Für Baden betrachtet die Statistik der liegen- 
Bchaftlichen Zwangsveräussernngen (1883)*) 10,4 % der 
die Landwirthe betreffenden Fälle als durch ,, N a t n r- 
ereignisse, wie schlechte Ernten^Ueberschwemmang, 
Hagelschlag I Brand'' veranlasst. 

,J)en Hauptgrund für die starke Verschaldang 
etblickeu die Erhebungsberichte (der Badischen land* 
wirthschaftlichen Enqaöte) in der raschen Anfein* 
anderfolge einer Reihe schlechter Ernten, 
durch welche sich die zweite Hälfte der siebziger Jahre 
bekanntlich in besonders hohem Maasse aasgezeichnet 
hat. Dazu kommt dann noch, dass in einigen Landes- 
theilen die Yermögensrerlaste, im Gefolge unergiebiger 
Ernten eintraten, durch andere elementare 
Ereignisse eine weitere Steigernng erfahren haben. So 
in einigen Orten durch wiederholte üeber» 
schwemmangen» in anderen durch Hagel seh* 
läge, in den meisten durch die Yerheerungen, welche 
die Kälte desWinters 1879 — 80 an Beben und 
Obstbäumen anrichtete/***) 

üeber die Ursachen der bäuerlichen Zwangs- 
▼erkäafe 1880 in Bayern gab Schäfflein seiner 
yjncorporation des Hypothekarkredits *' (Seite 8 und 4.) 
einschlägige Ziffern : unter 6686 Bauemganten 586 aas 
Naturschäden und zwar 242 Oantfälle aus Unglück in 
Familie, Hauswesen und Yiehstand, 210 aus Miss- 
wachs und Abnahme des Bodenertrages« 



•) Vergl. Stat. M itth. über das Orossh. Baden, Bd. IV. No. 12. 
1885, oder Bericht daraus ia der Statist Corresp., 1886. XLlIl. 
••) V. Miaskowskii a. a. 0. Seite 950. 
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130 aa3 Ueberschwemmang^ Dürre, Brand 
und Hagelschlag. 

Beachten wir, dass in Schäffle's Bayerischen Anga- 
ben auf den wirklichen Grund der Verschuldung 
nicht zurückgehen : Zins- und Aunuitäten-Üeber- 
bnrdung (675 Fälle), Schonungslosigkeit der Gläubiger 
(407), Wucher (330) und Wechselschulden (118), 
zusammen 1530 Fälle, so bleiben nur 5156 üraachs- 
angaben und von diesen Fällen machen die 586 ün« 
glücksvergantungen 11.3 % au8,<— ein mit dem für Baden 
erhaltenen Resultat von 10.4 % sehr übereinstimmendes 
Ergebniss. 

Man überschätzt daher sicherlich nicht, wenn man 
die elementaren Uaglücksfälle für ein Zehntel der Fälle 
des Ruins, für -^ der Fälle der Verschuldung, für y^^ der 
landwirthschaf blichen Nothlage verantwortlich macht.— 
In Preussen führte dieselbe 1881 zu 9855, 1882 za 
8583 und 1883 zu 7162 Snbhastationen hauptsächlich zur 
Land-und Forstwirthschaft dienender Liegenschaften.*) 

Die natürlichen der Landwirthschaft als solcher 
eigenen Ursachen der landwirthschaftlichen Noth 
verbinden sich in den verschiedenen Ländern mit ver- 
schiedenen Nebenursachen. 

Ein Hauptunt-erschied der Europäischen Länder und 
Japans besteht darin, dass in Japan die Wirkung der 



*) Siehe den mohrcilirteii llcriülit des Miiiistc» n. s. w., Seite 10. — 
1886/87 nur zu 2835. Vou d.iboi angegebenen 5469 ursüclilichen Vor- 
bältnisscu machten Naturereignisse and Wirthschaftsunfällc mit 338 
Angaben nur 6.ih % aller Ursachcu aus. Ztschr. d. K. Fr. St. B. 1887« 
111. IV. 206.207. 
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hohen und festen Geldgrnndatener als die Noth yer- 
schärfende Nebennrsache im Vordergrund steht; in 
Europa aber die landwirthsohaftliche Noth neben dem 
nnansbleibliohen Eintreten von Ernteschäden — nnd vielen 
▼eränderlichen nnd yeränderbaren Ursachen — in der 
Hauptsache aus der für alle Zukunft als n n a b ä n d e r- 
lich hinzunehmenden Entwicklung der enor- 
men Leistungsfähigkeit der modernen Verkehrsmittel 
entspringt. Die seit Bodbertns als Erklärnngsgrund 
der nblen Lage des Grundbesitzes so sehr in den 
Vordergrund gerückte Uebernahms-und Kanfrest-Ver* 
schuldung hat früher auch schon auf die Europäische 
Landwirthschaft eingewirkt, ohne zu einer Krisis zu 
führen. Erst die Entwicklung der Verkehrsmittel ist das 
n e n e, wie die Volkswirthschaf t im Allgemeinen, so die 
Landwirthschaft im Besonderen umgestaltende Element. 

Bei dieser Behauptung und ihrer Belegung möchte 
ich einen Augenblick verweilen, weil sich hieraus eine 
Folgerung für das Europäische Nothstandswesen der 
Gregenwart und einen solche für das Japanische der 
Zukunft ergiebt. 

Während früher bei schlechten Ernten 
der Europäische Landmann sich an höheren Preisen er- 
holen konnte, gleicht der Weltverkehr jetzt die 
Preise der Jahre schlechter und guter Ernten mehr und 
mehr aus, ja kann selbst die Preise in schlechten Jahren 
niedriger stellen als in guten. 

Ein Beispiel für viele. Es berechnete sich, unter 
eliminirender Berücksichtigung der verschiedenen Grösse 
der Anbauflächen, in Preussen: 
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Der Kömerertrag der 1883 iger Ernte in Prooeaten 
der Ernte von 1878: 

bei Winterroggen auf rund 76.5 % 

„ Hafer „ „ 62.7 „ 

,, Winterweizen ,-, „ 74.8 „ 
,1 Sommergerste y» i» 69.7 >» 

Nun betrug der Geldertrag 1883 It Tab. auf S. 397 : 

Demnach war bei den 4 Hauptgetreidefrücbten das 
1883iger Ergebniss im Mengenertrag IIa % nnd im 
Geldertrag 70.5 % des 1878iger Ergebnisses. Bei 
einer, 1878 gegenüber, 3,267,248 Tonnen betragenden 
Minderernte konnten sich die Prenssischen Landwirthe 
doch in keiner Weise an höheren Preisen erholen, sondern 
hatten einen Ausfall von 509,891,370 Mark. 

Dass dieses als eine Wirkung der Leichtigkeit nnd 
Bilh'gkeit des Bezuges der erwähnten G^treidefriichte aus 
dem Auslände (namentlich aas Bassland, Oesterreich- 
Ungarn nud Amerika), anfzafassen ist, wird nicht be- 
stritten werden.*) Nicht nur die wirklich geschehene 
Einfuhr drückt die Preise am Platze, sondern aach das 
Bewusstsein, dass bei Höherforderung die Ordre an das 
Anstand ergehen wird. 

Durch die Entwicklung der Verkehrsmittel hat 
eine der Europäischen Landwirthschaft unvortheilhafte 
Verschiebung in den Volks wir thschaften statt- 



*) In 1883 bezifferte sich für Deutschland der Zaschnss 
(Einfuhr abzüglich der Ansfiilir) für genannte 4 Früchte auf lf783,001 
Tonnen und, abzüglich auch ded zur Fabrikation der Mehlinehrausfnhr 
lieiiöthlgbcQ Weizenmehls, immer noch auf 1,666,814 Touiien. Veigl. 
Berichld. Min. u. s. w., Seite 19 & 20. 
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gefanden, nnvortheilhaft so lange nicht die Zurückschie- 
benden (^Tegenorganisationen getroffen sind : der nicht- 
landwirthschaftliche Theil der Bevölkerung ist jetzt in 
jedem Jahr im Vortheil, während er früher manchmal 
theuer nnd manchmal biUig, aber immer demselben 
Lieferanten» der einheimischen Landwirthschaft» 
zu zahlen hatte, kanf t er jetzt in jedem Jahre billig, 
bei gaten Ernten von der eigenen, bei schlechten yon 
fremden Landwirthschaften, oder zwingt mindestens die 
eigene Landwirthschaft, nm der drohenden Einfuhr 
auszuweichen, ihm doch die billigeren Preise des Welt- 
marktes zu bewilligen. 

Dass dieses zugleich Fortschritt ist, dass dieses 
Beseitigung der Hungersnöthe bedeutet, geht uns hier 
nichts an. Von dem berechtigten Standpunkt der Land- 
wirthschaft aus ist es noch Benachtheiligung. 

Diese Verschiebung in der Volks wirthschaft za 
corrigiren, mnsste die Europäische Land wirthschaft sich 
geschäfth'ch anders organisiren : entweder ans der guten 
Oeldertragszeit in die magere hinüber sparen, oder 
aus der schlechten Geldertragszeit auf die gute hinüber 
Schulden machen. Sie that und thut seit Jahrzehnten im 
Wesentlichen das Letztere,*) weil wohl Organisationen 
zum Schuldenmachen für sie da sind, aber, abgesehen 
▼on Vieh-| Hagel- und landwirtbschaftlicher tVuerver- 



'*') In Preuasen z. B. standen 1886/87 624 Millionen M. nen ein- 
getragenen Iftudlicben Hypotheken und Qraudsciiulden nar 49 L Millionen 
M. gelöschte gegenüber, so dass sich für dieses eine Jahr ein Ueberschnss 
von 138 MilL M. an nenen tülutragaugen ergiebt. Ztschr. d. K. Pr, St. 
B. 1887. III. IV. 1Ö2. 
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Sicherung nnd den allgemeinen Spargelegenheiten, 
keine landwirthschafllichea Sonder-Organisationen, die 
der Land vir irthschaft die Brträge gater Jahre hinüber 
sparten auf die schlechten.^) 

Japan hat in seinen Missernte n- 
deckangsfonds mindestens Eine solche 
den landwirthschaftlichen Bedürfnis- 
sen angepasste Sonder-Organisation. 

Ebenso wie in Japan in dem kurzen Zeitraum von 
'5^ Jahren aus der landwirthscbiftlichen Nothstandd- 
kasse ca eine halbe Million Familien und 3.8 Millionen 
Einzelpersonen mit im Ganzen 2^ Millionen Ten (resp. 
anter Einrechnnag der Grundsteuerdarlehen mit über 
Si Millionen Yen) unterstützt und zugleich von der 
Kasse für künftige grössere Nothstäude noch ein Ver- 
mögen von 11 bis 12 Millionen Yen angesammelt wurde, 
so würde sich in jedemEuropäischen Staate 
einem derartigen System von Uuterstütznngskassen ein 
weites Feld segensreicher Wirksamkeit bieten. 



•) Bis jetzt fehlen den Europäischen Volkswirthschaften tiber- 
haapt noch die Mtsserntendeckungsreserven in deren beiden einfachsten 
Formen der landwirtliscliaftlicheii Nothstandifkasso und der landwirth- 
flchaftlicheu Versicherung. — Die Hinüborsparuugen aus guten 
auf schlechte Jahre, die Capital reserve n, sind bei Hagel- nnd 
Viehversicherung angemein gering. Die Capitalreserven (unterschieden 
▼on den Process-, SchüdonreguUrungs- und Prämienreserveuy auch nn- 
terschieden von dem Unternehmung^- und von dem Qaranüekapital) 
betrugen in Preussen finde 1884, bei allen gegenjeitigeu Viehver- 
aicherungdgesellschaften nur 479,003 M., bei der gegens. HageWers. 
1 »886,000 Af., und hei den Hagelactiengeiiellschaften minus 1 »651 ,000 M» 
S. Bramer, Ztschr. d« K. Fr. Stat. B. 1886. 73-128. 
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Von den Enropaischen Staaten haben nan mehrere» 
nm dem Giuflusa der enorm gesteigerten Leistangafahig- 
keit der modernenVerkehrsmittel ein Paroli zn biegen nnd 
zar Correctar der dadurch zu Ungunsten der Landwirth- 
Schaft innerhalb der Volkswirthschaft eingetretenen 
Verscfaiebnng, landwirthscbaftlicheSchate* 
zolle aufgerichtet.*) Hier ist bereits die Gegen- 
Schiebung. Aber das ist für die Landwirthschaft noch 
nicht genug. 

Wie Japan anf Gh*and der nachgewiesenen Miteiti- 
wirknng der zu hohen Grundstener anf die Entstehung 
der Nathstände einen jährlichen Beitrag ans dem 
Grnndstenerertrag zu den landwirthsohaft- 
lichen Nothstandskassen giebt» so werden auch in Ea* 
ropa anf Orund des nachgewiesenen die Landwirthschaft 
benachtheiiigenden Einflusses der Verkehrsmittel ans 
dem Ertrage der landwirthschaftlichen Verkehrs- 
abgabe n» ans dem SohutzzoUeinkommen, fiir 
die befürworteten Nothstandskassen Staatsdotationen 
zu erreichen sein.**) Solche directeZulei* 
t n n g eines Theiles dieser so erhaltenen Mittel 
zur Unterstützung des Bauernstandes 



*) Piro Toniic : Weizen, Bxtggen, Hafer, Oento, a. i. w. 
Pentsch. Reich 60 m., 60 m., 40 m., 22.5 m., „„„ 

Frankreich 60 fr., 16 fr. SO fr., 18 fr. „ „ „ 

Italien 60 Lire, 80 L. AO h. 60 U, „„„ 

Schweden 28 Krön., 35 Kr., 10 Kr., 28 Kr. „ „ „ 

**) Das preussische Qosete v. 14. Mii iaS5 leitet einen Tlieil des 
Einkommens aus den laudwirthschafthiclien Sclinttzöllen allerdings den 
Commnitalverbändün zn, aber nicht insbesondere zu Gunsten nur land- 
wirthschaftlicher Zwecke. 
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and des KleiDgrnndbesitKes in seinem 
Kampfe nm die Existenz würde sich auch noch daraus 
rechtfertigen, dass Schntzzölle zwar den Orossgrnndbesit- 
zern, wenig aber den Banern nnd am wenigsten den 
Klei nbanern y welche nnr nnbedeutend Überschnss 
für den Markt erzengen , zu Gute kommen. 

Je mehr sich Japan in den Weltverkehr eingliedert 
desto mehr wird es ebenfalls der Autonomie in seinem 
Zollwesen bedürfen. Die jetzige vertragsmässige Ge- 
bundenheit an nnr 5 %ige Einfahrzölle wird später auch 
auf seine Landwirthschaft schädigend einwirken nnd 
wird es hindern noch ansgiebigere Fonds als bisher zur 
Erleichterung der Lasten seiner bänerlichen Bevolkerang 
SU yerwenden. 

Ist Japan den anderen Ländern mit seinen aiaatlioh 
dotirten Misaemtendecknngsfonds Torangegangeni so 
hat es auf dem Gebiet der Versicherung Grand ihnen 
nachzueilen. Hiervon im nächsten Abschnitt. 
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VI. 

Die Landwirthschaftliche Versicherung 

als 

Ergänzung 

der 

Landwirthschaftlichen Nothstandskassen. 

Die landwirthschaftlichen Nothstandskassen kom- 
men nur den auf Grund unverschnideter elementarer 
Unglücksfälle schon am Bande des wirthschaftlichen 
Bains Stehenden zu Gute. £s bedarf weiterer Einrich- 
tungen, welche das Herangedrämgtworden an den Band 
des Abgrunds verhüten, solcher Veranstaltungen, welche 
unverschuldeten Schaden, im Yerhältniss zum 
Schaden wenigstens tbeilweis ersetzen, ohne 
Bücksicht auf die Wohlhabenheit des Landwirths, e s 
bedarf der landwirthschaftlichen Ver- 
sicherung. 

Meine im Eingang dieser Schrift stehende Unter- 
suchung betont den fundamentalen yersicherangstech- 
nischen Unterschied der Feststellung acut oder chronisch 
verursachter Ernteschäden. So wollen wir denn auch 
hier unterscheiden : 

a, Ernteversicheruug gegen acute Gefahren 

b, Ernteversicherung gegen chronische Gefah ren oder 
M i s s e r n t e- Versicherung im engeren Sinne. 
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Da sich die Land^irthschaftliche Versicherung aber 
nicht auf die Ernte allein beschränkt, sondern auch die 
Gebäude, das Vieh, die Vorräthe, und den prodncirendea 
Grund und Boden umfasst, so haben wir 

A. Landwirthschaftliche Versicherung 
gegen acute Gefahren, und 

B. Missernte - Versicherung im engeren Sinne 
en betrachten. 



A. Landwirthschaftliche Versicherung gegen 
acute Oe&hren. 

Sehr bedeutende Theile derselben sind in 
Europa bereits eingerichtet : Feuer-, Vieh- und 
Hagelversicherung; auch ist, wenn auch nicht aus 
dem Gesichtspunkt der Versicherung, sondern aus dem 
der Hemmung der Ausbreitung der betr. Krankheit eine 
öffentliche Entschädignngspflicht bei gewissen Vieh- 
seuchen und bei den Zerstörungen des einen Schäd- 
lings des Weinstocks, der B e b 1 a u s, anerkannt^— 
letzteres beides wenigstens soweit die Deutsche Gesetz- 
gebung in Betracht kommt. 

Der Kürze halber beschränke ich überhaupt meine 
Berichterstattung wieder auf Deutschlan d.*) 



*) Vergl. H« Brftmer. Die Lebens- n. d. Feaerversicherang ia 
Freuflsen in den Jahren 1883 a. 1881 aowie die Ergebnisse der deutschen 
Versichernngsanstalten im Jalire 1881 mit Uückblicken auf 
frühere Jahre. ZeiUchr. d. K. Prenss. Stat. Bur. 1886. 73-128. 
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Es botnig \m Mir 18R4, in Mnrk, 
die Vercncherangssamme 

Bei 

den OflPentlicIien Fenen^ersichernngsiinstalten 29,343,012,000 

ff grösserem privaten Feneners. ges. auf 

Gegenseitigkeit 6,184,233,000 

„ Feueryers. Aktien gesellscliaften ca 89.250,000.0 00 

8»: €»74,777,245,000 
Abznzielieii für d. städtische, commercielle 
und ansserdontache Ven». gescliäf t, so- 
m-ie fär doppelt gerechnete rückversicherte 
Botriige, sage 44,777 >24i> ,000 

Hiemach bleibt*) 

Landwirthaohaftliche FeuerrenKiche- 

rang : ca 30,000,CX>0,000 

bei den gegenseitigen Oescllwhaften der 

Hagel versirhi'rnng. 888 ,038 /XX) 

„ den A k t i e n-Gcsellschaf ten d. Hagel vers. 897.041,000 

Hagelverslehemng S»: 1,786,078,000 

bei 4,026 privaten Vi eh vers. Anstalten Preus- 

8 e n 8**) (1888) 15l,125/X)0 

,f 16 grösseren deutschen Viefavers.- Qe- 

selltch. (1884) 68,496,000 

Viehversicherung S»- 209,621,000 

Landwirthschaftliobe Feuer-, Hagel- u. 

Viehversioherung sosammen ca 31,994,700,000 

*) Von dein Gesammtfeuer schaden fielen inPreassen ( 1885) 
allerdings nur 27 % auf die Städte nnd 78 % auf das Ijand, der r e l a t i ▼ e 
Verlast durch Feuer war auf dein letzteren aber auch viel erlieUicher : 
dernelbe betrug auf 1000 Kopfe in den Städten 1641}, in den lAudgeroein- 
dcn 2344} und in den Gutsbezirken 4941 } M. (Corr. in d. Ztschr. d. K. 
Pr. St. B. 1N87. XLVUI.) Die Gemimmt ver s icherun gssn mine 
dürfte hiemach für das Land doch geringer als für die Städte anzunehmen 
and obige Schätzung der landwirtbscbaftlichen Feuerversiclierungwuuinie 
annähemd richtig, eher zu tief als zu hoch sein. 

'^) Brämer hat 4,084 Anstalten mit 174yl22|000 M. Vers, sanraie. 
Ich zog für darin anch enthaltene 8 grossere deutsche Viehvers.-Ges.» 
um Doppel Zählung zu vermeiden 22,997/XX) M. Vers, sninineab, welche 
auf sie fällU 
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Tn Deutschland siud also gegen 32 Milliarden 
Mark landwirthschaftlichen Eigen- 
t h a m s unter dem Schutz der Versicherang, davon ge- 
gen 30 Milliarden Mark unter dem der landwirthschaft- 
lichen Feuerversicherung, eine Summe 5 bis 
6 mal so gross als der abgeschätzte Yerkaufswerth de9 
gesammten Japanischen Grundeigenthums,— was hat 
Japan dem Ähuliches an die Seite zu stellen T 

Ueber II a g e 1- und V i e hversicherung ist zwar 
nicht so Befriedigendes zu berichten, doch schützten sie 
immerhin gegen 2 Milliarden Mark landwirth- 
schaftlicheD Eigenthums» die Hagelversicherung mit ca 
1 ^ Milliarden Mark einen Erntewerth ungefähr drei Mal 
so gross wie der einer guten Reisernte ganz Japans» die 
Viehversichorung einen Viehbestand von mehr als 
100,000 Pferden und einer halben Million Bindern. 'i') 

Und doch, wie ungenügend ist das immer noch ! 
ungenügend nach zwei Seiten hin, ungenügend in der 
Umfassung des versicher baren Besitzes und ungenügend 
in der Ausdehnung des dem versicherten Besitze ge- 
währbaren Schutzes. 



*) Uebor die Aiudehnniig der Viehvenicherang in Preussen nooh 
einige statistische Notizen« Von 8,124,046 viehbesitzenden Haushaltun- 
gen Preussens (10. I. 1883) hatten im Jahr 1883 643,659 oder 17.4 % 
Versicherung genommen und zwar für 1,243,713 Stück Vieh. (S. Stat. 
Jahrb. f. Preussen V. 214. und Brämer, a. a. O. Seite 120). Die 
Besitzer weniger Stücke Vieh, welche in Japan ja fast den 
ganzen Viehbestand in Händen haben, versichern am Meisten. 
Auch der Prouss. Landw. Minister sagt, a. a. O. S. 250: ,,l!iiue allge- 
meinere Verbreitung Iiat die Viehvorsicherung nur unter den kleinereu 
und mittleren Besitzern der wcstUchcu und mittlereu Provinzen.*' 
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ungenügend in der ümfassnng des 
Ter 81 eher baren Besitzes: 

Hagelversicherung. — ^In Prenssen bildet sie 
zwar bei grösseren Gutsbesitzern die Regel, bei der 
bäuerlichen Bevölkerang aber die Aus- 
nähme*). In Baden belauft sich die Zahl der ab- 
geschlossenen Hagelversicherungsverträge bei im Ganzen 
200,000 landwirthschaftlichen Hanshaltungen durch- 
schnittlich auf nur 1,200, d. i. auf 0.6 % der ersteren 
Zahl ! **) Ebenso in anderen Theilen Deutschlands***)* 
Bayern hat den ersten grossen Schritt vorwärts mit 
dem Gesetz v. 18. Febr. 1884, gethan, durch welches der 
Staat Bayern die Leitung einer Hagelversichernngsgesell- 
schaft auf Gegenseitigkeit in die Hand genommen hat. 

Viekversicherung.'ln P r e u s s e n****) waren 1883 
von 



*) 6er. d. Ldw. Miiu, Seite 247.— In den 8 Jahren 1881-83 wnrden 
80} Millionen Mark v. d. Gesellschaften an.Entschädigaiigen ausgezahlt.-» 
Gesaramthagelschaden unbekannt. 

**) A. V. Miaskowski. Ueber landwirthschaftiiche KiKiuAten. 
Schmollers Jahrbücher. IX. 934. 

•••) Ueber Würteinberg g, ß. Scharpffs Referat über die 
dortige Enqndte, in Schraollers Jahrb. XI. 13L5. — Nach der Stat. Corresp. 
1883 XV. hatte Würiembei^ (1828-1882) durchschnittlich im Jahr 2,389,000 
M. Hagelschaden. 

In Oesterreioh betrug der der Landwirthschaft in den 11 Jahren 
1872/82 durch Hagel zugefügte Schaden 117 »00,000 fl., von welcher Summe 
laut der amtlichen Statistik nur 6)400,000 fl. oder 5.47 % Seitens der Hagel- 
versicher ungsgesellichaften ersetzt wurden. Novemberheft d. X. Jahi^. 
der Stat Monatsschrift. Wieu 1884. 

••*•) Die Bestandxahlen nach der Zählung am 10. Jan. 1883, Stat. 
Jahrb. f. d. Deutsche Reich. 1885. S. 31. j die Versichcrungsaugaben nach 
Brftmor, k. a. 0. S. liO. 
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2,417,138 Pferden nur 99,884 oder 4.1 % 
15,785,322 Rindern „ 508,357 „ 3.2 „ 
19,185,362 Schafen „ 6,431 „ 0.08,, 
9,205,791 Schweinen „ 571,516 „ 6.2 „ 
2,639,994 Ziegen „ 5,125 „ 0.2 „ 

versichert.*) Mehr als 9b% der Verlaste aas Viehtter- 
ben tragen die Preassischen Landwirthe darch Yer- 
sicherang ungedeckt. Allerdings wird noch fär die 
wegen Seuchen Verdachts auf polizeiliche Anordnung 
getödteten Thiere eine Entschädigung aus öffentlichen 
Fonds (des Reiches, des Staates oder der Provinz) gelei- 
stet. Dieses macht aber wenig aus.**) — Auch in W ü r- 
t e m b e r g „ist die Y iehversicherung eine sehr spar-« 
liehe.*' ***) 

Ungenügend in der Ausdehnung des 
dem versicherten Besitze gewährba- 
ren Schutzes, wie die Tabelle auf S. 408 zeigt. 

Hagel, gegen den Versicherung genommen werden 
kann, schädigte also nur Ein Siebentel so viele 
Gemeinden und Gutsbezirke als die anderen aont 
wirkenden Schadenursachen, gegen die nicht Ver- 
sicherung zu finden ist. 



*) Aasserdera in gemischten Viehbeständen 52,400 Stück« 
**) In den 4 Etats jähren 18} | wurden «us der Staatskasse und von 
Provinzial- und Communalverbänden zusammen auf Qrund der §§. 67 u. 
60 des Viehsenchen- Ges. v. 25. Juni 1875 für 8840 getödtete rotz- kranke 
od.-verdAchtige Pferde 1,657,262 M. und für 8087 getödtete lungenseuche- 
kranke od.-verdächtige Kinder l,4l 1,068 M. gezahlt. Durchschnittlich 
jährlich also zusammen rund 767^000 Mark.Vei^l. Stat. Jahrb. f. Preussen, 
V. 219.22L und 224. 

•••) Vergl. die angeführte EnquÄte, 1. c. S. 1315. 
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Giebt ea aber Tolkäwirthachaftlich oder veraiche- 
rangstechnisch wobi einen unterschied zwischen einer 
verhagelten nnd einer erfrorenen Boggen* 
ernte ? Einen solchen TJuterschted, dass es veruünftig 
ist gegen die eine Gefahr Versichernng zn bieten und 
an nehmen, and gegen die andere uuinögUch f Oder> 
welcher Yersicheraagdaatersohied * ) ist zwischen 
einer verhagelten Getreideernte nud einer von Schäd- 
lingen kahl gefresseoen Wiese 7 Warum sollte gegen 
solche gans unverschuldeten, leicht erkennbaren 
Unglücksfälle der Grundsatz der Vetiiheilung des den 
Einzelnen erdrückenden Schadens auf viele Schultern 
nicht ebenso Platz greifen können, wie bei der 
Yerhagelung f — Die Europäischen Volks« 
w ir thschaf ten scheinen mir auf dem 
Gebiete der E rn te ve rsic her u ng an* 
logisch undansystematisohorganisirt 
z n sein. 



*) Der Unterschied ist, für den Insectenschaden wenigstens, ein rein 
verwaltnngsmässiger: der Hagel fordert keine, der 
Insectenschaden erfordert eine laiidwirthschaftlich polizeiliche 
Thättgkeit zur Verhütung der Wiederkehr, der Weiterverbreitung und 
der späteren Schädigung anderer Nachbargebiete. Aber dieser Unter- 
schied spräche nur für eine Einbeziehung solcher Insectenschaden in eine 
Versicherung, Denn wie einst die öffentlichen Feuersocietäten einen 
Wiederaufbau des Gebäudes und zuweilen sogar einen besseren bmnd- 
sichereren verlangten nnd an dessen Nachweis die Auszahlung der 
Entschädigung knüpften, so könnten auch hier an den Nachweis der 
geleisteten Ausfuhrung der polizeilich etwa vorgeschriebenen Schutz- 
maassregeln die Kntschädigungszahlungen gebunden sein (wie im Fall 
der oben angeführten Gnweule z. B. frühzeitiges Abmähen der Wiesen, 
Salzstreuen y Walzen und Gebrauch von bedch werten Straucheggeu solche 
Schutzmaassiegclu sein würden). 
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Die G r ö 8 a e der Versicherungs-Um- 
f a 8 8 a n g des versicherbaren Besitzes, welche wir 
für Preassen als eine ungenügende bezeichneten, wird 
für Japan freilich noch lauge Jahre hinaas ein nur 
schwer erreichbares Ziel bleiben. In Deaischland, wel- 
ches auf anderen Versicherungsgebieten mit dem Bei- 
spiel des VersicherungszwangeSy wie früher mit dem 
Feuerversicherungs-, so in jüngster Zeit mit dem in 
der Kranken-und üuf all Versicherung geübten Zwange 
vorangegangen ist und im Begriff steht ihn auch in 
Alters- und Invaliditätsversicherung geltend zu machen, 
in Deutschland, welches in der an die Staatsverwaltung 
angelehnten allgemeinen gegenseitig-genossenschaft- 
lichen Organisation des Brand- und Flagelvei^icherungs- 
wesens in Bayern nnd in den alten landschaftlichen 
Feuersocietäten bereits Vorbilder der Versicherung als 
rein gemeinnütziger öffentlicher Veranstaltungen besitzt» 
in Deutschland, in welchem bei den Hagel versicherungs- 
nnd den Bodencreditanstalten bereits ein zahlreiches 
Personal von geübten landwirthschaftlichen Schätzern 
vorhanden ist, könnte sich die vollumfängliche 
Versicherang wohl durch Versicherungszwang erreichen 
lassen. Nur diejenigen Formen des Versicher ungszwan- 
ges sind, wie Thiel sehr wahr bemerkt*) nicht statt- 
haft, welche alle nnd jede Folge selbstverschul- 
deten Elendes aufheben möchten, welche die besseren 
Elemente der Gesellschaft damit belasten, die schlech- 
teren auf voUutändig gleichem Fasse mit ihrer eigenen 

•) H. Thiel. WirthscIiafUicIie Solbstveraatwortlichkeit und Ver- 
sicheruugszwang. SclimoUertf Jalirb. XI. 404. 
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Lebenshaltnng durcbzaschleppen, welche die DOthwen- 
dige Reinigung der ßeaelUchaft/ von den sohleohtestea 
Elementen hindern. Aber wo, wie in der landwirth- 
schaftlichen Yerdioherung, nar nnverschnldetes 
Natnrunglück zur räumlichen nnd zeitlichen 
Yertheilung anf die Geaammtheit der Interessenten 
kommen soll, da haban wir meines Eraohtens ein Gebiet 
berechtigten gesetzlichen Zwanges. In der selbst nach 
anfgehobenem Feuerversichernngszwange gebliebenen 
fast allgemeinen Feuer verdichernngsnahme gegenüber 
der zwerghaften Entwicklung des IlageU und Vieh- 
Versicherungswesens, in welchem ein Zwang niemals 
stattfand, besitzen wir für Deutschland den klaren 
zahlenmässigen Beweis des wohlthätigen erzieh- 
lichen Einflusses, den die in der Gesetzgebung 
zusammengefasste gesellschaftliche Weisheit übt, wenn 
sie allen Individuen, leichtsinnigen nnd vorsichtigen, 
weisen nnd nnweisen gleichmässig das für Alle ihrem 
eigenen Interesse nach als richtig Erkannte im Wege 
gesetzlichen Zwanges auferlegt. In Japan, welches 
gegenwärtig noch unter dem Banne der der Einmischung 
des Staates abholden ökonomischen Lehren des 
Individualismus steht, würde Yersicherung zunächst 
nur eine der Freiwilligkeit überlassene, nnr etwa noch 
durch das obligatorisch gemachte Heischen der Kreditan- 
stalten geförderte Institution werden können. Ich würde 
noch viel eindringlicher als oben geschehen das 
principiell Richtige des Versicherungs- 
zwanges betonen, wenn nicht die praotischea 
Schwierigkeiten der Einführung einer für Japan neuen 
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Institution darch ein bei VersicherungszwaDg z u 
massenhaftes Herandrängen zur Aufnahme in die 
Versichernng, die ersten OrganisatioDssohwierigkeiten» 
ins üngeinessene wüchsen. Jedenfalls sollte aber, um 
später einmal die grö^ssbe Vtirsicheraog.snmfas- 
suog des versicherbaren Besitzes erreichen za köoaea. 
gleich anfangs der Plan nicht auf rein^private» sondern 
auf öffentliche, von den grösseren Selbstverwaltangs- 
körpern geleitete and an sie angelehnte gegenseitig- 
genossenschaftliche Anstalten gerichtet werden« 

Das Ungenügende der bisherigen 
Arten des gewährbaren Versicherungs- 
schutzes ist für Japan besonders klar, Erutever- 
sicherung nur gegen Hagel hätte hier wenig Zweck, 
wo es so äusserst selten hagelt, wenn auch immerhin in 
längeren Zeitläufen vereinzelt grosse Hagelfälle 
vorkommen, von welchen die Japanische Geschichte als 
von einem merkwürdigen Ereignisse spricht. (Vergl. 
oben S. 328) Und Gebäudeversicherung nur gegen 
Feuer würde die ebenso unverschuldeten, plötzlichen und 
ruinösen Zerstörungen durch Sturm, Erdbeben und 
Ueberschwemmungen ausser Acht lassen. (Vergl. obon 
S. 327.) 

Japan hat somit in offenkundig zu Tage liegen- 
den Verhältnissen vielen Anlasi dem Gedanken der 
Sachversicherung gegen die Gesammt- 
gefahr hinsichtlich seiner Gebäude näher zu treten, 
und hinsichtlich seiner Ernte kann es bei etwaiger Ein- 
führung landwirthschaftlicher Versicherung bei blosser 
Nachahmung der bisherigen Vorbilder gar nicht behar- 
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rPTi. Der GnindgedaDbe der Sacbversicbening gegen 
die Oesammtgefahr ist der, dass der Versicbernngsver- 
Irag die versicherte Sache von vornherein gegen alle 
möglichen Gefahran, ohne dass deren Hilu^^lauFz/äh- 
Inng jnristisch erforderlich sei, decke, and dass nun 
vielmehr amgekehrt diejeaigen Gefahren, gegen welche 
die Sache gar nicht, oder nur theil weise, oder nnr bedin* 
gnngsweise versichert sein soll, einssein zu bezeichnen und 
diese P^inschränkungen einzeln anzugeben sind, und 
der grosse Vortbeil davon wäre nicht nur der, dass einige 
grössere häufiger auftretende Gefahren, gegen welche es 
jetzt noch nicht üblich ist Yersicbernng zu nehmen, in 
den Kreis der versicherbaren Gefahren gezogen würden, 
sondern auch der, dass nnn eo ipso gegen die einzelnen 
selteneren Gefahren Versicherangsnnbme statt- 
fände, für welche specialiter eine Yersicherungsanstalt 
^ufzastellen nicht nnr zu umständlich und za theuer, 
sondern sogar unmöglich wäre, da der Optimism*ns eines 
Jeden ihn stets glauben lässt, dass er von einer so selten 
eintretenden Gefahr nichts zu fürchten habe. Unter dem 
Princip der Special Versicherung müssen alljähr- 
lich zahlreiche vom Unglück Betroffene» bloss weil solches 
Unglück ein seltenes ist, ohne Versicherung s- 
hülfe bleiben; unter dem Princip der Sachversiche- 
rung gegen die Geaammtgefahr ist es möglich jedem 
nn verschuldet von Unglück Betroffenen seine Last durch 
Tertheilende Ueberwälzang auf Viele abzunehmen. 

Japan würde mit einer solchen Erweiterung des 
gewährbaren yersicherang.^schtitze3 beispielgebend vor- 
angehen. 



j 
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B. Missemteversicherung in engerem Sinne. 

Neben der Erote Versicherung gegen die acnten 
Grefahren spreche ich von einer Versicherung gegen den 
durch chronisch wirkende elementare Ursachen herbei- 
geführten Misswachs. Ich unrerschied oben drei Grade 
desselben. Bei dem niedersten G-rad sollte der Schaden 
dem Landwirth allein zu tragen bleiben und bei dem 
mittleren und höchsten Erlass der Grundsteuer 
stattfinden. 

An dieser Stelle wäre nun das Verhältniss der jetzt 
schon durch die Missernten- Deckungsfonds gewährbaren 
Grnndsteuerhilfe zu dem befürworteten 
Grundsteuer- Erlass bei Missernten mittleren 
und höchsten Grades zu erörtern. 

Für die jetzigen Misserntendeckungsfonds ist die 
Gewährung der Grundstenerhilfe an den N'achweis der 
durch das elementare Unglück herbeigeführten N o t h 
gebunden. Es erscheint nicht rathsara, den jetzigen 
Misserntendeckungsfonds ihren Character als Noth- 
standskassen zu nehmen uud ihnen die Gewährung von 
Grundsteuer rückerstattung ohne Nachweis der 
Noth bloss bei nachgewiesenem elementarem Unglück ge- 
wissen Characters und gewisser Ausdehnung aufzuerlegen. 
Dieses möchte leicht über ihre Kräfte gehen. Diese Art 
Grundsteuererlass müsste eine neue Extragewährung 
aus der Staatskasse neben der bisherigen Dotation der 
Misserntendeckungsfonds werden. Es würde dies eine der 
wirksamsten Formen der Ermässigung der Grundateaer 
darstellen und nützlicher als bloss eine allgemeine Ver- 
minderung der directen Auflage wirken. 
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Bei dem höchsten Grade des Misswachses würde 
aber der Grundsteuererlass allein nicht genügen. 
Den Schutz gegen ihn denken wir nns daher in das 
Programm der Laudwirthschaftlichen Versicherang, 
nach dem Princip der Versicherung gegen die Gesammt- 
gefahr, ohne Ausstellung von speciellen Missernten- 
Versicherungspolicen aufgenommen. Bei der Missernte 
höchsten Grades bliebe also wie bei der des niedersten 
e i n Theil des Verlustes zu Lasten des Landwirthes, 
e i n Theil würde durch Erlass der Grundsteuer gedeckt 
und der Best durch die gegenseitige Versicherung. 

Zur Vermittel ung des Grundsteuererlasses in den 
bezeichneten Misserntefällen bedarf das Finanz- 
ministerium eines passenden Organes. Die Landwirth- 
schaftliche Versicher ungsgenossenschaft, geleitet und 
beaufsichtigt von öffentlichen Selbstverwaltungskörpern, 
unter Mitwirkung der Provinzpräfecten, erscheint als 
ein solches. Sie wird zwar, ohne Versicherungszwang, 
immer nur einen Theil der Landwirthe zu ihren Mit- 
gliedern zählen und folglich auch nur für diesen Theil 
der Landwirthe Japans die Feststellung der Misaernten 
mittleren und höchsten Grades und die Vermittelung der 
Grundsteuerrückerstattung übernehmen. Da aber jeder 
Landwirth Mitglied der laudwirthschaftlichen Versi- 
cherungsgenossenschaft werden kann, so darf er sich, 
falls er es nach seiner eigenen Wahl nicht geworden, 
auch nicht beklagen, wenn ihm etwaige besondere durch 
diese vermittelte Vortheile entgehen. 

Auf dem Wege dieser Betrachtung sind wir also zu 
einer Art Staatszuschuss zu der Laudwirthschaftlichen 
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Yeniicherotig gelangt. Die wirklich stattgehabten 
Rückeratattangen würden für jedes betr. Jahr von der Ver- 
BicherangsgenoBsenschaft dem Staate angerechnet wer- 
den, um für die Staatafinanzen das Störende s c h w an- 
te end grosser Zuschüsse za vermeiden, würde die 
Versicherungsanstalt die Beträge zuerst Yorschiessen 
und der Staat ihr die letzteren in mehreren Jahresraten 
zurückerstatten, falls dieselben augenblicklich über das 
im Budget präliminirte Maass hinausgehen.— Diese Bück* 
erstattungen von Grundsteuer würden aber nicht in 
der Form des Steuererlasses, sondern in der dea 
Schadenersatzes geschehen, ebenso wie die Grundsteuer- 
nnterstützungen nnd - Darlehen der Misserntendek* 
nngsfonds nicht in der von Grundsteuererlasa oder 
-Standung vor sich gehen. 

Nimmt die Landwirthschaftliche Versicherung die 
Misserntenversiohemng nicht mit in ihr Programm auf , 
so bedarf sie auch des Staatszuschusses nicht Die 
Ergänzung der den Landwirthen gewährten Hilfe ist 
dann natürlich keine so vollständige. 

Wenn wir die oben durchgeführte Parallelisiningf 
Japans und Deutschlands hier weiter fortführen wollten» 
so wäre zunächst einzugestehen, dass Deutschland 
keine Missemtenversicherung besitzt. Die Folgerang 
der Parallele wäre dann aber, dass das für Japan Befür- 
wortete und Begründete auch für Deutschland, oder 
allgemeiner für die Europäischen Volk<wirthschaftea 
anzuempfehlen sei; nnd dass wie für Japan ans dem 
Grundsteuer ertrage dem Misserntendeckungswesen 
i. e. S. Mittel zuzuführen seien» so in Europa die 
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Einkiiöfte aas dem Verkehr, welcher die der Laod- 
wirthschaft ungÜQstige Verschiebung in der Volks- 
wirthschaft bewirkt» die erforderlichen Geldmittel bietea 
sollteo : in Europäischen Ländern müsate auch sa 
Misseniteversicherungsreserven in engerem Sinne ein 
bestimmter verhältnissmässiger Theil der 
landwirthschaf blichen Einfuhrzölle Jahr ans Jahr ein als 
ständige Dotation fliessen, und die Grösse dieser 
Einnahmequelle wäre genügend nm, bei jahrelangem 
Aafsnmmen der Beträge und ihrer Zinsen unter 
Hinzuschlagen der Versicherungsprämien der Land- 
wirthe, den grossen Ersatzforderungen in Misswachs- 
jahren zu begegnen. 

Vorläufig hat Japan bei seiner noch nicht so engen 
Eingliederung in den Weltverkehr des G^treidehandels 
letzteres Mittel noch nicht nöthig. Japan geht aber 
fortschreitend in allen wirthschaftlichen Verhältnissen 
der Europäisirung entgegen. Der Handel, der Geld- 
yerkehr, die Dampf schiff fahrt und ' die Eisenbahnen 
nehmen einen rapiden Aufschwang. Binnen ein oder 
zwei Decennien schon wird es ebenso völlig, wie die 
Europäischen Volkswirthsohaften dei Einwirkung des 
Weltverkehrs und des Welthandels ausgesetzt sein. 
Auch die Eröffnung des Panama-Kanals wird darauf 
einwirken. Die Schwierigkeiten, welche den Euro- 
päischen LandwirthschafteA aus der Einwirkung der 
Verkehrsentwicklnng erwachsen, müssen dann auch 
für die Japanische Land wirthschaft hervortreten, — 
Schwierigkeiten, welche bedeutend abgeschwächt sein 
werden, wenn es dann znm Schutze seiner Landwirth- 
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Bcbaft seinen jetzigen Missemtendeckangsfonds bereits 
die Landwirthschaftliche Versicherung beigesellt haben 
sollte nnter damit verbundener gleichzeitiger Entwicklung 
seiner Spar- und Kreditorganisation. 
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VII. 

Das Vermögen der Misserntendeckungsfonds 

als 

Stützpunkt 

dar 

Neuen Organisationen. 

Die Ken- Spar- nnd Bodencreditanstalten und die 
Landwirthschaftliche Versicherung werden denselben 
Personen, demselben Stande zu Gate kommen, wie die 
Misserntendeckangsfonds : dem der Landwirthe. Es 
kann daher keinem Bedenken unterliegen^ wenn die 
finanziellen Mittel der letzteren Fonds als Stütz- 
punkte der Einführung jener' erstgenannten Ein- 
richtungen eine weitere nützliche Verwendung finden« 
Nicht, dass die Missemtendeckungsfonds für die neuen 
Anstalten irgend welche Mittel „aufwenden'' 
sollen, — damit würden solche ja dem eigentlichen engeren 
Zwecke der Nothstandskasse entzogen — , sondern, dass 
sie den neuen Anstalten das anfänglich zur Einrichtung 
und zum Betriebe nöthige Kapital ,,v o r s c h i e s- 
8en''> unter Auferlegung der Zinszahlung und der 
ratenweisen Bückerstattung an die Fonds. Dieses 
erscheint auch desshalb unbedenklicbi weil es sich bei 
den Ken- Spar- und Bodencreditanstalten um von den 
Provinzen garantirte Institute und bei 
den landwirthschaft liehen Versicherangsanstalten um 
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gegenseitig- genossenschaftliche von denselben communa- 
len Selbst^erwaltnngskörpern geleitete Organisationen 
Von gesetzlich gesicherter, unbeding- 
ter Zahlungsfähigkeit handeln wird. 

Das Vorhandensein bereiter Mittel wird jeden 
der Pro7inzia11andtage leichter zu dem Entschluss der 
Einführung der befürworteten gemeinnützigen Ein- 
richtungen gelangen lassen. Die nöthige gesetzliche 
Erlaubniss zu* solcher Anlage eines gewissen Theiles 
des Vermögens der Misserntendeckungsfonds dürfte 
ihnen ein Znsatz zn dem Misserntendeckungs-Gresetz vom 
15. Juni 1880 gewähren. 
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tcn) , 6 

§. 9. — Schwierigkeit nllcs gleichzeitig einzurichten. Wänacheu»- 

werthe sofortige Ausführung des Ablösungswerkes 7 

§. 10. — Ein ITieil der Vorschläge nach Vorbildern, ein Theil neu 8 

§.11. — Aufgabe des Ministeriums des Innern. Einschlägige Res- 
Bortverhältnisse im Proussischen Ministerium des Innern. 
Ilieil weise M itwirkung des Justizministeriums 9 

§. 12. — Weiterbildungen : Zur Besserung der I^ge der ländlichen 
Pächter, zur Hebung der liandescultur, Förderung der 
Colonliation des Hokkaido und Ucorganisation der Provinz- 
finanzeu 12 



Erster Theil : Systematische Untersuchung. 



§. 13. — Einleitung 14 

Abschnitt A : Besitz und Ernte und ihre 
Gefährdung. 

Erstes Stück : Der Besits des Landmanns und seine 
Gefährdung. 

§.14. — Besitz: Grund und Boden, Gebäude, Vieh, Ernte- und 
Saatvorräthey Acker bau-Geräthschaften; Gefahren : lieber- 
schwcmmungy Feuer, Krdbeben, Vichkranklieiten, Krieg etc. 18 

Zweites Stück : Die Ernte des Landmanns und ihre 
Gefährdung. 

§. 15. — Vorbemerkung. Abhängigkeit der Ernte in Menge und 
Gute : I. Vom Menschen (a. vom Ackerbauer selbst, b. von 
andern Menschen). II. Von der Natur 20 

§. 16. — Zu I» . Mannichfaltigkeit der Arbeiten des Ackerbauers. 

Aufsicht unmöglich 20 

§. 17. — Zu !*> , Schädliche Einwirkung Anderer : Falsche Vor- 
schriften, unrichtige Ei nteversicherung, Versäumnisse in 
Bezug auf Flussregulirung, Dämme, Schutzwälder; Krieg, 
Aufstand 22 

§.18. — Zu II. Einwirkungen der Katur : a. chronische und b. 

acute 22 
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§. 19. — Za 11» . Chronische Unglücksfälle. Völlige Hissernten 
EU weilen im ganzen Land. ,,SchlecUte'' Ernten. Je weniger 
scharf der ungünstige, dimatische Allgemeincharakter eines 
Jahres, desto mehr vermag der Landmann durch zeitig vor- 
bengende Selbstthätigkdt gegen den üblen Erfolg zu leisten. 
— Gruppen schlechter Jahre, wie auch Gruppen von Mittelern- 
ten und Gruppen von guten Jahren. In ,, schlechten'' Jahreu 
meist bessere Ernte bei einigen Früchten 28 

§. 20. — Zu 1 1 ^. Acute unglückliche Naturereignisse. Hülflosigkeit 
des Einzelmenschen. Vorkommende Mitschuld der menseh« 
liehen Genossenschaft) in der der Einzelne lebt. (Ueber- 
schwemmungeuy Insectenschäden, Pflanzenkrankheiteu) 26 

Abschnitt B : Das Wesen der Versicherung. 

$. 21. — Einleitung, lieber die verschiedenen Arten Versichernngs- 

aiistalteu. 

Kciheiif olge der Besprechung : 

Erstes Stück: Vertheilung des Schadens auf Viele nur 
durch jährliche Umlage. 

Zweites Stück : Vertheilung des Schadens auf Viele und 
auf Zeit. 

Drittes Stück : Von der Versicherung resp. vom Schaden- 
ersatz auszuschliessende Schäden oder Scha- 
dentheile 27 

Erstes Stück : Vertheilung des Schadens auf Viele 
nur durch jährliche Umlage. 

§.22. — Jährliche Umlage das einfachste Mittel der gegenseitigen 
Versicherung ; um so vollkommner je grösser die Zahl de 
versicherten Genossen und über ein je grösseres Ijandgebi«* 
sie verbreitet sind. — Erste Forderung für eine landwirth 
schaftliche Versicherung in Japan : Provinzialversicherungs- 
geiiossenschafton mit Einem Kückvei-sicherungsverband für 
das ganze Land 31 

§. 23. — Das alleinige Mittel der jährlichen Umlage uicist, aber nicht 

immer ausreichend 33 

Zweites Stück : Vertheilung des Schadens auf Viele 
und auf Zeit. 

§. 24. — Vertheilung des Schadens auf Viele und auf Zeit bei jähr- 
lichen Umlagen y durch Kcservefonds und Anleihen, ein Mittel 
der Gegenseitigkeitsversicherung 35 
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§. 25. — Zwei Bedingiitifcen für die Anwendung von Anleihen: Be- 
schränkung des AnstritU der Genossen und Beschränkung 
Rnderweitiger Concurrenx 88 

§. 26. *- Vermehrnng der I^cistnngiifähigkeit dnrfh dieses Mittel. — 
Versichemng der Kriegs- nnd Anfstnndszerstömngen ; In- 
sei^nschäden nnd PflHnzcnkrankheiten 40 

§. 27. — Gmnd für die Einbexiehnng einer möglichst grossen Anzahl 

»ngebauter Pflnn7.en in die Versichemng 42 

§. 28. — Gnindfür die Kinbexiehnng aller angebanten Pflauxen in 

die Versicherang 48 

Drittes 8tüok: Von der Versicherung resp. vom 
Schadenersatz auszuschliessende Schäden oder 
Schadentheile. 

Erster Unterabschnitt : Theilersatr. als Vorsichtsmass- 
regel gegen selbstverschuldete Schäden. 

§. 29. — Ein Hanptgrundsatz derVersichemng» dass sie den Versicher- 
ten nicht gegen die Folgen seiner eigenen schnidbaren Fahr- 
lässigkeit oder seines eigenen üblen Willens versichert. — 
Einflnss der Uncontrollirharkeit der landwirthsclmftlichen 
Arbeiten auf die Frage der Versichemng der Schäden aus 
chronisch einwirkenden klimatischen Ursachen, rntemchei- 
dung der völligen Misserute jähre und der Jahre nur schlech- 
ter Ernten 45 

§. 30. — Unterversichcmng nnd Theilersatz zur Sicherung gegen 

üblen Willen nnd Fahrlässigkeit 50 

§. 31. — Verschiedene Arten der Einrichtung von Unterversichening 
und Tlietlersatz. — Unterscheidung von Gefahrenklassen in 
der Bemessung des Theilcrsatzes bei Gebäude- > Vieh- und 
Ernteversichemng 52 

§. 32. — Keine Schwierigkeiten für die Ver\«-altung durch Einrichtung 

des Tlieilersatzes 56 

Zweiter Unterabschnitt : Nur scheinbare Schäden, eine 
Kigentbümlichkeit zu weit ausgedehnter Erntever- 
sicbernng, oder der Eiufluss der Producten preise auf 
die Versicherungsfrage. 

§. 33. -> Vorbemerkung 57 
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§. 3i. — Schlechte Erntejahro nicht immer schlechte Jahre für den 

Landmann. Verwerf angr der Emte-M e n g e n ertrags- 

Versicherung. Unterscheidung von Ernte -Mengen- 

ertrags *• Versicherang und Ernte- Geld ertrags - Versi- 

chernng 58 

§• 86. ^- UntersQclinng über eine Emte-G e 1 d ertrags- Versichcmng. 
— Eventuelle Erfordernisse derselben: a. znverUssige 
Marktpreisstatistik j b. riciitige Feststellung der Marktange- 
hörigkeit jedes versicherten Bauerngutes hinsichtlich der 
verschiedenen Früchte und der verschiedenen Jahreszeiten; 
o. Feststellung der Durchschnittsernte; d. zur Feststellang 
der Verkaufsfähigkeiten jedes Bauerngutes 
aa. stete Feststellung aller thatsächlichen Ernten, 
bb. Feststellung de^ Selbstverbranches inclusive Saatkorn. 
Weitere Gründe gegen eine Emte-G e 1 d ertrags-Versicherung : 
Störungen der Landwirthschaft durch Zeitverluste , erhebliche 
Verwaltnnpskosten, Feetstellbarkeitder Entscliikdigung immer 
erst nach. Verlauf eines Jahres.- Resultat : Ernte -Geld 
ertrags - Versicherung ist ebenfalls nicht empfehlens- 
werth 60 

Dritter Unterabschnitt : Einschränkangen, mit welchen 
die lyM issernte" -Yersicherang in die Ernte-Versi- 
chernug einbezogen werden kann, oder Einäuss der 
Productonpreise, des Selbstverbraochs und der Steu- 
erpflichten auf die Lage des Landmanns in grossen 
Misserntejahren. 

§. 36. — Unterscheidung von drei Graden der Missemte 66 

§. 37. — Bei dem niedersten Grad — ^keine Versicherung empfohlen ... 66 
§.38. — Bei dem mittleren Grad — in Anspruch nähme der Missemten- 

DeckuniBisfonds und Erlass der Grundsteuer das Empfehleiis- 

werthesto 67 

§.39. — Bei dem höchsten Qnid — Stütze des Landmanns auch durch 

Versicherung. Möglichkeit der „Missemten^^-Versichening, 

wenn sie nur entschädigend eintritt 

a. bei klarer klimatischer Ungunst als einziger Ursache; 

b. nur bei Kmten unter % der Durchschnittsernto; 

c. bei Theilersatz; 

d. l>ci Fjutschädigung nur mit festen vorausbestimmten 
Preisen 69 
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Abschnitt C : Die Beziehungen der unglück- 
lichen Naturereignisse und der landvvirth- 
schaftlichen Versicherung zu den Schulden 
des Landmanns und die der letzteren zu 
dem Geldumlaufe. 

Erstes Stück : Von den Schulden des Landmanns. 

§. 40. — Bei fehlender Versicherung gechsfache Besdehnng der Schnl- 
deii za TTnglücksf allen und Noth jähren: 

1. alle Schnldeti höher verzinslich; 

2. ,» y, nnr knrzfrisfcig; 

8. Nachharcredit statt Bankcredity keine Rückzablang in 
kleinen Baten; 

4. Ursprung von Schulden in Nothjahren; 

5. Schulden zur Abwehr gegen die Kinflüsse klimatisch 
' ungünstiger Jahre; 

6. Bewuchern ngsgefahr in N(»th]Ahren 71 

§. 41. — Vorhersage der drohenden Wnchergefahr ans dem Jahr 1879, 

Steigende hypothekarische Verschuldung. Steigende Noth 
der Ijandleut^. J^eispiele. Beträchtliche Höhe des hypo- 
thekarischen Zinsfusses 72 

Zweites Stück : Der Landmann und der Geldumlauf. 

§. 42. — Benachtheil ignng des Landmanns durch den jetzigen Geld- 
umlauf, Ahfliessen des Geldes aus den Provinzen nach der 
HHuptstNdt(Grundsteucr, Anlegung der Missernten-Deckunga- 
fonds zur Hälfte und der Postsparkasscngelder ganz in 
Staatitschnldscheincn resp. in der Staatskasse). — Forderung, 
dass die bedeutenden Fonds einer landwirthschaftlichen 
Versicherung der LandwirthscViaft durch Anlehnung an 
passende provinzielle Geldinstitute erhalten werden... T^ 

Abschnitt D: Die Ergänzung der Lucken 
im Versicherungsschutz. 

§. 43. — Die Ergänzung durch Sparen. Wechsel derjjuton, mit- 
telcren und schlechten Jahre. Je drei ^pamnzahlungM jähre 
des Fiandmanns durchschnittlich auf Ein Sparrückzahlungs- 
jahr. Besoudei'cr VVcrth von Ersparuisseu für den Land- 
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mann. Forderung solcher sicherer Spargelegeuheiten für den 
Landmann y 

1. die ihm heqnem sind, 

2. solcher» die ihn zn regehmässigcm Sparen anhalten, 

8. solcher, die die Spareinlagen in Form des langfristigen, 
ratenweise tilgbaren, niedrig verzinslichen Hypothekar- 
credites der Ijandwirthschaft zum grössten Tfaeil wieder 

zuführen 81 

. 44. — Die Ergänzung durch die bestehenden Missernten-Deckungs- 

fbnds 88 



Zweiter Theil: Vorschläge zur Abhülfe. 



Abschnitt A : Die organische Verbindung 
von Sparkasse, Bodencreditanstalt und 
Versicherungswesen. 

§. 45. — Der Bauer bedarf 1. der Sparkasse, 2. der Versicherung, 3. 
des Bodencredits. — Die Bodencreditanstalt benutzt die bäuer- 
liche Sparthätigkeit und bedarf der landwirthschaftlichen 
Versicherung; das bäuerliche Sparen und die landwirth- 
schaftliche Versicherung bedürfen beide, zu Ansammlung 
und Belassung grosser Fonds in der Provinz, provinzieller 
Geldanstalten. Gemeinsame Benutzung landwirthschaft- 
licher Schätzer durch Bodencreditinstitut und landwirth- 
schaftliche Versicherung. Organischer, sich Wechsel weis 
stützender und nützender Zusammenhang der bäuerlichen 
Spareinrichtnngen, des Bodencreditwesens und der land- 
wirthschaftlichen Versicherung 85 

§. 46. — Unatatthafügkcit irgend eines Kisico's aus der Versicherung 
für Sparkasse oder Bodencreditanstalt. Folgerung und For- 
derung : Eine landwirthschtiftliche Versicherungsanstalt für 
das ganze Reich und je eine Spar- und Bodencreditanstalt 
für jeden Ken, welch letztere als Generalagentur commis- 
sions weise die Geschäfte der Vorsichenmgsanstalt in ihrem 
Kon besorge 86 

§.47. — Obligatorische VerHichening für Hypotlieken-Schuldner der 
Ken- Spar- und Bodencreditanstalt, im Uebrigen freiwillige 
Versicherung ...,.*.. 87 

§. 48. — Gründe für die Kens zur freiwilligen Einrichtung^ Betrei- 
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hnng, B<wifsichrig^inß und GarnntirnnR von Ken- Spar- und 
»idencrcdibinstülten, sobald deren Gründimi? durch Vor- 
arbeiten der Regierung erleichtert worden ist: Allgemeine 
Gründe: 

1. Der al1p;enieino Nntzen, 

2. die Ansdelinnng der Selbstverwaltung; 
Eventuelle besondere Gründe : 

8. Aufrechtcrhaltung eines gCknstlgen provinziellen Geld- 

nmlnnfsy 
4. Erhalt von Ken -Anleihen 89 

Abschnitt B : Die landwirthschaf tliche Ver- 
sicherung, 

§. 49. — Die Gegenstände der landwirthschaf tlich^n Versichening : 
1. das fruchttragende Land nnd die Ackergeräthe, 2. die 
Früchte (Rohprodncte) 8. das Vieh, 4. die Gebäude; zwei 
Gruppen von ansznschliessenden Gegenständen : 1. Haib- 
und Ganzproducte aus landwirthschaftlichcn Rohproducten 
nnd 2, sonstiger beweglicher Besitz de« Landmanns 92 

§. 50. — Die zu versichernden Gegenstände als Eintlieilnngsprincip. 
Nachtheile keines Kintheilungsprincips. Nachtheile der 
Eintheilung nach Gcfahreiu Gegenstand - Versicherung 
gegen Collectiv-Gefahr. Das Ganze: ... „I^and wirthscliaft- 
liche Versicherung,*« die Theile: Emteversichervng, Vieh- 
versicherung, Gebäudo\'ersicherung 91 

§. 51. — Maasstab der Umlagen 98 

§. 52. — Vertheilnng des Schadens auf die verschiedenen Organisa- 
tionsglicder der Genossenschaft: Gesammt^nossensohaft, 
Kengenosseiischaft (Gungenosscnschaft?, Ortsgenossen- 
schaft?) 99 

§. 53. — Anhang : Gerechtigkeit gewisser Rückerstattungen {»oitens 

der Ken oder des Staates 101 

Abschnitt C : Spareinrichtungen. 

Erstes Stück: Die Ken- Spar- und Bodenoredit- 
Anstaiten. 

§. 5i. — Die Deutschen Sparkaüscn, die grösstcn Griindcroditanstal- 
tcu; Ctriuidcrodib zu billi^m Ziiisfuss nnd in kleinen Darle- 
hen; in äa'ohi»en Durchschnitt einer äparkasscuh^vpothek 750 



— 429 — 

Seite. 
Silberyen, Dnrcbschnitt der HypothekendArlehen der reinen 
Grundcredilinstitute dagegen 4,925 Silberyen. Kleine 
Ratenabzahl ungeu. Ueberachnsszaliluugeni die dem Schuld- 
ner zur Verfügung bleiben. Uebersicht über die verschie- 
dene Grösse der Hypotheken der ,, Ersten Oestreichischen 
Sparkasse.*' Ffaudbriefanstalt der I^etztereu .1 105 

§. 55. ^ Die Pfandbriefe. Vortheile für die Sparkasse ans ihrer 

Verbindung mit einer P*fandbriefanstalt 112 

§. 66. — Vorläufig in Japun nur für die Einheit des Ken's, je Eine 
,,Ken*Spar- nud Bodencreditaastalt.'' — Verschiedene Arten 
Commanal-Sparkassen in Preusseu. Stellung dos Preus- 
sischen Oberpräsidenten zu den communalen Sparkassen. 
Eventuelle Uebertragung weiter gehender Pflichten und Be- 
fug^sseanden Kenrei 114 

§. 57. — Eine Ceutral-Pfandbriefanstalt zur Verbindung der einzel- 
nen Pfandbriefanstalten 116 

§.58. — Zwei Hauptseiten der lliätigkeit jeder Sparkasse : 1. Anzie- 
hung und 2. Anlegung der Oelder. Die Spargelder des 
Laudmanns 1. zur Verstärkung seine« Betriobscapitals uiid 
2. als Beservecapital für schlechte Jahre. Demgemäss die 
Anziehung der Gdder auch in zwei Formen durch y^Poet- 
Qemeinde^parkassen*' und ^yBäuerliche Sparvereine.'' 117 

Zweites Stilok : Die Fost-G:eineincle-Sparka88en. 

§• 59. — Die Poet-Gemeinde-Sparkassen ähnlich den von mir in einer 
besonderen Schrift vorgeschlagenen Post-Schul-Sparkassen. 
Post-Gemdude-Sparkasseu in jeder Gemeinde möglich 119 

§. 60. — Ken-Spar- und Bodencredit-Anstalten, wo sie bestehen, mit 
den Post-Gemeinde-Sparkassen ihres Gebietes in Verbindung 
gesetzt} in decentralisirender Fürsorge für den Credit in den 
Provinzen und zur Sicherung des provinciellen Geldumlaufs. 121 

§. 61. — Organisation der Post-Gemeinde-Sparkassen durch das 

Generalpostamt m 121 

Drittes Stilok : Die Bäuerlichen Sparvereine. 

§• 62. •— Zweck der Bäuerlichen Sparvereine dem Landmann zur Er- 
sparung eines Keservecapitals für schlechte Geldertrags jähre 
zu verhelfen.-Beispiele von Sparvereiiien zu bestimmten 
Zwecken 122 

§. 63. — yyGesperrte Sparkassenbücher.'' Art der Beweisführung 

über den Eintritt eines ungünstigen Geldertrags- Jahres...... 123 



J 
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%. ^ puren mit günstigeren Zinsbedingnngen bei regelmassigen 
Beiträgen, mit oniiünstiKeren bei Nichtleistnng der zugesag- 
ten regelmässigen Beiträge« Dadurch Erziehung der Mitglie- 
der eines Sparvereins zu regelmässiger Sparsamkeit 124 

Abschnitt D : Die Befreiung des Bauern aus 
den Händen des Wucherers. 

§. 65. — Kinleitnng: Geschichtliche Beispiele gesetzgeberischer 

Befreiung der Schuldner vom Wucherer 125 

Erstes Stück: Bas Japanische Zinsbesohränkiuigs- 
ge^etz vom 11. Sept. 1877. 

§.66. — Das Japanische Zinsbeschränkungsgesetz vom 11. Sept. 

1877 127 

§. 67. — Unwirksamkeit desselben. Beispiele : Erstens : Ziusfuss 

bei kleinen Geb&nde-Hj^'potheken in Tokjo 128 

§.68. — Zweitens : Zinsfuss bei Darlehen zwischen 5^000 und 10,000 

Yen in Tokyo und Fukaoka 129 

§. €9. — Drittens : Zinsfuss bei Darlehen zwischen 5,000 und 10>000 
Yen in 8 Hanpthandelsplätzen. — Es verhielten sich die Fiüle 
zu 12 % und darunter zu denen über 12 % bei Unterpfand 
von 
Gold, Silber, Staatsschnidscheiiien und Seide wie 100 zu 101 
Waaren, Reis, Getreide und für kaufmännischen 

Personalcredit wie . « • • 100 zu 213 

Boden und Gebäude wie 100 zu 380 131 

§. 70. — Boden und Gebäude im Japanischen Creditwesen am nn* 
günstigsten gestellt wegen Mangel passender Creditinstitute; ' 
langjährige Bewuchern ng des Bauern weit über die erlaubten 

Zinsgrenzen hinaus 133 

§.71. — Elrfordernisse : 1. Die Absetzung der wucherisch über das 
erlaubte Maass zugeschlagenen Zinsen ist dem Bauern zu 
erleichtern; 
2. er ist gleichzeitig mit der Verminderung der Schuld 
ans den Händen seines Gläubigers völlig zu befreien... 134 

Zweites Stück: Die Ablösung der bäuerlichen 
Hypothekensohulden. 

§.72. — Besserung der Lage des Bauernstandes^ ein Hanpttheil der 
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Stein- Hardeiiberg*scfaen Gesetzgrebnng in Prenmen. Zar 
Beieiti^ng der ans der früheren Leibeigenschaft und Krb- 
nnterthäni^keit entspringenden persönlichen Abhängigkeits- 
verhältnisse in Prcnssen AUösnng der betrelTenden auf dem 
Onind and Boden liaftenden liosten. — In Japan liandolt es 
sich nm die Beseitigung der ans der kürzlich eingeführten 
Gcldwirthscliaft entstandenen Verschuldnng des Bauern* 
Standes, welche Verschnldnng durch die in den letzten 
Jahren erfolgte Erhöhung der Kaufkraft des Papiergeldes 
noch drückender geworden ist. Ich befürworte Ablösung der 
bäuerlichen Hypothekenschulden 135 

§. 73. -^ Mittel der Ablösung in Preussen : Rentenbanken und Uen« 

tenbriefe, und ein besonderer Behördenapparat •••• 136 

§. 74. — Behördeiiapparat der Ablösung in Preussen : 

1. kreis^Verinittlangs-Behörden, 

2. Genenü-Commissionen für ganze Provinzen« 

3. Ein OberUndesculturgericht für den Staat. 

4. In jeder Provinz eine Renteubank. 
Eventueller Behördenapparat in Japan : 

1. Gun-Vermittlungsbehöiden; 

2. Generaloommissionen für jeden Ken; 

8. Erweiterte Geueralooramissionen als Bernfangsinstanz, 

eine für jeden Ken. 
4. Besorgung der Ablösangs- Rentenbrief- (Pfandbrief) 
Geschäfte dui-ch die Ken- Spar- und Bodencreditaustalt 

jedes Kens » 137 

§. 75. — Die Pfandbriefe {,, I. Classe ^^) nuter Garantie der Anstalt, 
die Pfiindbriefe II. nnd III. Classe ohne Garantie der An- 
stalt 140 

§.76. — Zusammensetzung und Schaffung dieser Behörden 142 

§. 77. — Vertheilnng und Tragung der Kosten. — Sportel, Stempel- 
nnd Portofreiheit für die Ablösungen. Erfozdejniss einer 
Gesetzgebung über Organisation and Verfahren der Ansein- 

andersetzungs-Behörden 143 

§. 78. — Vortheile der SchuldablÖsung and fintUstang des Bauern- 
standes: Beschaffung reichlicher Capitalion zur Unter- 
stützung der Landwirthschaft ohne nenuenswerthe Belastung 
der Staats- oder Kenkasse; ein bisher umgangeues Gesetz 
wird zur Anerkennung gebracht and so die Würde des 
Gesetzgebers gewahrt. — Vortheile der Schuldner : Ein un- 
gefähr 6 %iger Zinsfuss an Stelle eines 16 %igeu. Begrün- 
dung dieser Schätzung. Verwandlung von kurzfristigem > der 
Gefahr der Bewuchernng ausgesetztem Credit in langfristigen, 
unkündbaren; in kleinen Raten bequem rückzahlbaren Credit 
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ohne solche Gefahr 113 

§. 79. — Schuldalilöauug ohne Ungereclitigkeit ffjSf^n die GUubiieer ... 147 
§. 80. — Veriheihmg der eventuellen Kinlnisaen durch bankerotiirende 
Schuldner bei den Pfandbriefen II. und 111. Claase auf 
beide Parteien, Schnlduer und Gläubiger 149 



Dritter Theil: Andeutungen für die prac- 
tisohe Ausführung. 



. 81. — Ueb^rgicht der Einrichtungen 151 

. 82. — Plan der schrittweisen OrüiMlung 15:2 

83. — Erfürderliche Zeit 156 



ANHANG. 



I. Weiterbildungen 159-212 

Kapitel I. : üurermeklliobe Zwangsversteigerungen 
überschuldeter Baaerngüter und die Colouisatioa 
des Hokkaido. 

§ . 1. — Unvermeidlicbe Z wangsrersteigeningen ^. 161 

§. 2« — Bäuerliche Bevölkerung, ein Bedürf niss des Hokkaido. 
Geordnete staatlich organisirte Einwanderung, Meine frü- 
heren Vorschläge: Aushebung von Ansiedlern, Ansiedler- 
Genossenschaften, Colonisationsbank, Colouisatioosbriefe ... 162 

§. 3. — Ansiedluug der durch Wucherer ruiiürten, banquerott erklär- 
ten Bauern im Hokkaido. Die Ken-Spar- und Bodencredit- 
Anstalten im Hokkaido zugleich Cobnisationsbanken 165 

§.4. — Gewinnung von Domänen für den Staat, von fürstlichem 
Besitz für das Kaiserl. Haus, Grossgrundbesiti für den ho- 
hen Adel und die Capitalisten 166 

§, 5. — Billigerweiden des Colouisatiünscredites durch Einrichtung 
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Japanisch-Deutsches Wörterverzeichniss. 



BaknfOy Feldherrnzclt (aus baku Vorhang und fu Sammelstelle , 
von welcher die Refehle ansj^hen), Bezeichnung der von 1603-1867 
Statt gehabten Militarherrschaf b der Tokugawa-Familie. 

Bikö tshö tniku kin» Spar- nnd Bewahrgeld für Missemten^ 
Misse rntendeckungsfonds, 

Bu, Abtheil ang. 

BuD ken tsna ko, gelehrtes Lexicon, Japan. Uebersetzaug der be- 
rühmten grossen chiuesischen EncyclopAdie Matwanlin's« 

Chiji, bis zu dem Gesetz vom Sept. 1886 betr. die Organisation der 
IVovinzialregiernngen Praefect an der Spitze einer der 3 Haupt- 
städte (F u) ; seit diesem Gesetz Praefect an der Spitze eines F a 
oder Ken. 
Gho, 1. ein Längenmaass, der 36ste Theil Eines Ri, gleich 109.o9i m. 
2. ein Flächenmaass, gleich 99. ^ts^ Ar, daher kurzweg rund gleich 
1 Hectar betrachtet. 

1 Cho-=10 Tan-3,000 Ts üb 0-108,000 jap. Qu. Fuss. 
N.B. Pas Flächen-Cho ist nicht ans dem iJlngen-Cho durch 
Qiwdrirung entwickelt» denn es ist nicht der I296ste Theil des 
Quadrat-Hi, wie es das sein müsste» wenn es zur Seite einen 
Längon-Cho hätte; es ist nur der 1555.' Theil Eines 
Quadrat- Ki. 
8. Strasse mit Häusern, Flecken, 
— cbOy 1. Amt, z. B. Kencho, Provinzialregiernng. 

2. Vorsteher, z. B. G a n c h 0| Vorsteher eines G a n, 

Landrath. 

Choson, verwaltungsmässige Einheit meist mehrerer Flecken niul 

Dörfer, Gemeinde. Kiu Gemeindeordnutig, Chosousei, auf 

Grund des Entwurfes Hm Landrichter A. Mosse's, Naimusho 

Komouy wurde am 23. Apr. 1-888 erlassen. 

Dai, gross; z. B. daijin grosser UntoitLau des Kaisers, Staats- 
miniäler ; d a i j o, höchste Verwaltung. 
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Daijo-daijin» Krater Staatsminister, Reichskauzler, am 26. Pec. 
Dec. 1886 bei Äiidernug der Organisation der höchsten Behörden 
abgeschaffte Würde. 

Daijo-knwan, höchste Staatsbehörde, znerst in der Periode Taihd 
(701-703 n. Chr.) nach Chinesischem Vorbild eingeiiclitet, nach der 
Kestanr ition der Kaisermacht ernenert mit 3 D a i j i n an der Spitze, 
dem Dai jo-dai ji n höchsten Sraatsmi nister, Sa -daijin Staats- 
minis'er znr liinken and U- daijin Staatsminister znr Hechten, 
und den verwaltenden Chefs der liöchsten Behörden, den eigentlichen 
Ministem als Mitgliedern. So' bis 28 Febr. 1880. Damals wurden 
die bisherigen Minister Sangi, Staatsräthe und ans dem Daijo- 
knwan ein StHatsrath, in welchem die verwaltenden Minister nicht 
Mitglieder waren. Dnrch Edict vom October 1882 wurde aber die 
frühere Verfassung des Daijoknwan wieder hergestellt. Bei der 
Änderung der Organisation der höchsten Behörden vom 26. Dec. 1886 
trat an die Stelle des Daijoknwan das Naikaku, das „Cabinct,'^ 
gebildet aus den activen Ministern mit Einem Ministorpräsidenten an 
der Spitze. 

Dai-ku, grosser Kreis. 

Daimiyo, daimio, dem chin. Zeichen nach: grosser Name» Lehns- 
fürsten seit der Zeit der Minamoto-Shog^ne (s. Shog^n). In jener 
Zeit bedeutete m i y 0| obgleich schon damals mit dem chin. Zeichen 
für ,,Namen<' geschrieben, ein Grundstück, welches 13 Koku Reis 
Ertrag gab, dai-miyo einen Besitzer vieler solcher Grundstücke. 

Djochi-i-iD, permanent bevollmächtigter Vertrecer. 

Diiizi-tHÜko, Zeitstudien, jap. Uebersetzung der chin, Encyclopädie 
der LandM-irthschaft und Gärtnerei Cheou cht thong khao, (S. 8, 
288. 292. 293.) 

Dözö, Gebäude mit feuerfesten Lehmwänden> Lehmthüren nnd Lehm- 
fensterläden. 

Fu, Hauptstadt, Bezeichnung für die 3 Hauptstädte Tokyo, Kiyoto und 

Osaka. 
Fu-Ken, Hauptstädte nnd Provinzen zusammen. Fu-Keu-Bank| eine 

Bank znr Besorgtmg der Communalanleihen d'r Hauptstädte, 

Provinzen a. ev. der kleineren communalen Selbstverwaltangs- 

körper. 
FutOD, eine weiche wattirte Decke^ als Bett dienend« 

Gampi , PHanze, aus der G a m p i oder G a m p i s h iy das G a m p i- 
Papier verfertigt \nrd^ Wiokttrönua canescetu MeU», oder Pauerina 
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Oampif 8. n. Z. (S. d. off. Katal. d. Jap. AbthcH. d. Pliiladelphia- 

Ausstellung^ verfssst von Prof. Dr. Q. Wagener. S. 84.) 
GiukOy Bank. 
GisoO) wArtl. Speicher der allgemeinen Menschenliebe, BeiMpeicher 

für Noth. 
6o, ein Hohlmaass, gleich O.iSoi Liter^ bildet den lOOOiten Tketl 

eines K o k u. 

1000 OoBlOOShoBlO TobI Kok nilSO.sgo? Liter. 
— gOT\, ein Landkreis, gleichbedeutend mit Gnn. In Ziisaramen- 

setznngen -g o r i Uutend, wenn selbbtständig stehend : K o r i. 
GllDi ein Ijandkreis. 
GuDcho, Landratli. 
GilO-bu-kawai, Vertretung mehrerer Landkreise zusammen. S. S. 

254 Anm. 
GilD-kuwai, Kreistag (noch nicht bestehend). 
Gun-80D, Kreise und Dörfer, das y>platte Land*' im Qegensatz zur 

Stadt. 

Han, die alten historischen DAiraiate, 1872 durch die administra* ive 
Eintheilung der Ken ersetzt, mit Ausnahme des Liu-Kiu-Han, 
welches erst 1878 in Okinawa-Ken verwandelt wurde. 

Harn, Heide, Oedland, „Wald- und Bergwiesen, grasige Bergabhänge, 
Grasflächen vornehmlich am Pus» höherer Vulkane** (Kein.) 

Hokkaido, Insel zwischen 146^07' und 139^11' oestl. L. von Green- 
wich nnd zwischen 4l°2l' und 45^90' n. Br. als äussersLen Punkti>n 
gelegen. S. anch S. 220. 

Hookiteyo, Gesetzsammlung. 

Uooseikiyoku, Amt für Gesetzentwerfang, legislative Commission. 

I-deD, Kangland, nach Verhältniss des Ranges den hohen Wünlen- 
trägern zur Benutzung gcgeljctie Ländereien. (Das an Stelle von 
Gehalt den Beamten zur Benutzung gegebene Land hiess 
Shoku-de n.) 

Job i 800, Re«ervercis»peicher, 

Joheikiyoku, Amt für Ausgleichung de» Bcisprciscs. 

Joheisbi, 9, »i »i m tt 

JoheisoOy l'rcisausglcichungs-Ucihspcichor. 
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Kaitaknslli, Kolonialamt, bestand vom 15. Aug. 1869 bis Febr. 1882, 
zur Verwaltung und Koloiiimtioii des UukkaidO} neben und ansserball) 
der MinsterialverfHüsung. Von Febr. 1882 bis Jan. 1886 wurde der 
Hokkaido in die Ken- Verfassung einbezogen ; djinn aber das 
Hokkaido-ChO| Hokkaido- Amt, eingesetzt mit grösserer Selbst- 
ständigkeit als die Ken-Cho, mit minderer als das ehemalige 
Kaitakusbi. 

Kfiriipo^ Staatszeitang. 

KeU| Departement, Provinz. Die Zahl der Ken hat in Folge von 
Zusammenlegungen und llicilungen mehrfach geschwankt. 

Keurei, Provinzpräfect, seit Sept. 1886 abgeschaffte Amtsbezeichnnng, 
vdksthümlich aber immer noch gebräuchlich« 

KeDsats-i-in, inspector. 

Ki uaats-Hiki-Kaye-Kosaishosho, Staatsschuldscheine ausgegoben 

zum Zweck der Kiulösung des Papiergeldes« 
Kocho, Schulze« 
Koji, Gährungsmittel zur Bereitung des Sake, ans Reis durch Aussaat 

der Sporen von JEurotium Oryzae AhJbg erhalten. Die Bestimmung 

des Pilzes durch A hl bürg, s. im 16. Heft d. Mitth. d. Deut. Qes. f. 

Nat. u. Völkerk. Ostasiens, S. 252 ff., die Beschreibung der Koji- 

Bereitung durch Korscheit ebendas. S. 240. ff. — Die Uebersetzung 

des Ausdrucks „Koji** mit „W« avari^* Seitens des ,,Ke8ume Stat. 

de PEmp. du Japon I. 113 und 11. 124 ist ungenau und irreleitend. 
Kokn^ ein Hohlmaass, gleich I8O.3907 Liter. Die Bezeichnungen seiner 

Decimaltheile siehe bei G o« 
KokuSO-in^ Komspdcheramt. 
Komon, Begutachter, Kathgeber, höchster den Fremden in Japan 

erreichbarer llteli etwa entsprechend dem Wirkl. Geh. Katli« 
JKoseki, Bevölkerungsregister ; Koseki-Uio, Bevölkern ngsregistcr- 

bnrcaU) am 17. Apr. 1876 dem Ministerium des Innern als K o s e k i- 

K i y o k u, Bev. reg -Amt untergeordnet. 
Ku, Kreis, Bezirk, Bezeichnung der Stadt kreise im Gegensatze zu den 

Landkreisen (Guu). 
Ku-ba-kawai| Vertretung mehrerer Stadtkreise zusammen« S. S, 

. 254« Anm« 
Ku-baD-deu, Mund-thelMandi nach Zahl, Alter und Geschlecht der 

Familienglieder zur Benutzung gegebenes Staatsland. 
K II wai , Versammlung ; Fu-Ken-Kuwai, Provinziallandtage, 

Vertretungen der Stadt- und Landprovinzen« 
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Kawan» l* Amt; daijo-^kawan, Amt der hdchsten Verwaltimg, 8. oben. 
2. Gebäude. 

KttWazoku, wörtl. Blumenxegchlechtery zusammenfassende Be- 
zeichnung (»ei t dem 25. Juli 1869) des höchsten Hof- and LehnsadeLs, 
der ,yEuge'' und der Daimiyo zusammen. 

Kawasoku-Kuwai-Kuwail, Fürstenclub, Besitzer der grössten Jap. 
Bank (der 15. National bank, Adelsbank), einer Adelsschule für 
Knaben, desgl. einer fdr Mädchen y eines Clubhauses u. s. w. 

Meijiy aufgeklärte Verwaltung, von Sr. Maj. dem gegenwärtigen 
Kaiser nach einem alt japanischen Brauche (am 23. Oct. 1868) 
gewählter offizieller Name seil. er Begieruugfszeit; 1888 z. B. wird als 
das 21. Jahr der Periode Meiji bezeichnet. 

Mikaili Apfelsine. 

Minbu Bin In, Reisspeicheramt. 

Mommn-teuno, Kaiserin Mommu, von 697 bis 707 n. Chr. 

— mnra^ l>orf , synonym mit s o n. 

NaimusbOy Ministerium des Innern, seit Nov. 1873 bestehend. 

Nippen, Japan. 

Nippon Ginko, Reichsbank, auf Actien, unter zwei vom Staate er- 
nannten GouYfmeuren, seit Juni 1882. 

Noshorausho, Ministerium für Landwirthschaffc, Gewerbe und Handel, 
seit April 1881. 

Okurasho, Finanzministerium, schon in der ältesten Verfassung des 

Daijokuwan vorhanden. 
Onchi, Land für Obdtbäuroe, Gartenland im Gegensatz zu Reis- und 

Ackerland. 

Hi, 1. ein Längenmaass, gleich 3.9>73 km. 

2. ein Flächenniasss, gleich 15.4a3s qkm. 

1 Qu.-Ri » 1555.> Cho » 15552 Tan -> 167,961,600 jap. Qu. 
Fuss. 
Bini eine Münze, der lOOOste Iheil eines Yen. (Siehe letzteren.) 

1000 Hin -> 100 Sen - 1 Yen. 

Sake, Reis wein. 
Seibiobo, Ernteregister. 
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Sqd, eine Münze, der lOO^te Tlieil eines Yen (Siebe letzteren.) 

— shimbun, — sbimpo, Zeitung. 

Sbizoku, Adlige, Leute der (früheren) Krieger- und Beamtenkaste. 

Sho, ein Hohlmnass, der lOOste Theii eines Koku. 
1 Sho - 1.8Q39 1. 

Sbogun^ vom Kaiser zeitweise ernannter Reichsfeldlierr, Herzog ; bis 
Yoritomo (1186-1200 n. Chr.) nur Befehlshaber des Heeres; von 
Yoritomoi dem Gründer des Feudalsystems, an Usurpat(»ren der dem 
Kaiser gebührenden politisclien Macht überhaupt ; erbliche weltliche 
Herrscher Japans ; von 1186-1233 die Minamoto-Shognne, von 1236-> 
1578 die Ashikaga-Shogune ; von 1603-1867 die Tokugawa-Shogune. 

Shookn, kleiner Kreis. 

Sbooku-cbo, Vorsteher des kleinen Kreises. 

Sbookn-Kuwai, Vertreterversammlung des kleinen Kreises. 

Sboya, eine aus einer kleinen Bohne, der ^yDoliehoa soja^^ oder „Soya 
hi'spida^* unter Zusatz von Oerste, Salz und Wasser bereitete 
Gewürzsauce. (S. Philadelphia Ansstell. Katal. 8. 112). « 

Shikaiy Städte, im Gegensatz zum platten ljand.-Eine Städteordnung 
^yShisei*' auf Grund eines Entwurfes des Hrn. p. p. Mosse wurde 
am 25. Apr. 1888 erlassen. 

Sodai^ Vertreter einer Gesammtheit in irgend einer Beziehung ; z. B. 
einer Gesammtheit von Personen innerhalb einer Gemeindei oder 
einer Gesammtheit von Gemeinden, u. s. w. 

Son, Dorf. 

SoQ-Kuwai^ Vertreter Versammlung der Dorfgemdnde. 

Taih6> Name einer Zeitperiode» von 701 bis 703 n. Chr. dauernd« 
Taihö-Bi6^ dis Sammlung der Verwaltungsgeaetze der Periode 

Taihd. 
Tan^ ein Flächeumaass, gleich 9. 9174 Ar. 

10 Tan»I Cho; lTan»10 Se->S00 Tsu bo-> 10800 jap. 
Qu.-Fuss. 
— tenilO, Kaiser oder Kaiserin. 
To, ein Hohlmaass, der lOte Theil eines Koku. - 

1 T 0-18.039x1. 

Tokngawa, Name des fürstlichen Geschlechtes, welches von 1603-1867 
die weltliche Herrschermacht in Japan usurpirt hatte« 

Tsubo, ein Flächenmaass, der dOOste Theil eines Tan, gleich 8.3»s8 9m. 
1 Tsubo*i36 jap. Qu.-Fus8. 



— 448 — 

Yen. 1. Kin Gnidyen wiegt 25.7» Qran.; Feinbeit 0.«- 
2. Kin Silberyen „ 416 „ ; „ 0.9- 
8. Ein Yen Banknote der Nlppon Ginko ist bei dieser jederzeit 

einlösbar gegen einen Silberyen. 
4. Kin Yen Papier , igt an allen Staatskassen nnd bd allen Zah- 
Inngen als ,,ein Yen<' anznnehmen. Seine Kinldsbarkeit in 
Silber oder Qold ist nicht ausgedrückt. 1876 (lur Zeit grossen 
Kx Portüberschusses) stand der Papierven bis 4% Pnsemium 
gegen Silber jen ; nach der Satsuma-Uebellion, bei gesteigerter 
Papiergeldausgabe und grossem Importüberschnss, trug das 
Papiergeld ein starkes Disagio; in den letzten Jahren unter 
günstigen Kxportrerhältnissen, gemindeiter Papierg^ldmasse 
und nach Intervention der die Bedürfnisse des Geldmarktes 
berücksichtigenden Banknotenausgaben der Nippon Ginko 
hält der Papieryen sich stetig al pari mit dem Silberyen. — Die 
S<;h wankungen des Werthverhältnisses von G.>ld und Silber 
afficiren natürlich auch die Bewerthung des Papieryen. 
1 Silberyeii«a2 Silber-Mulden, früher stets rund gleich 4 Mark 
gerechnet, jetzt in Wirklichkeit nur 3 Mark werih. 
Tezo, Yesso, wörtl. Barbaren, Bezeichnung der Aino's nnd ihres 
Landes; früher daher für den nördlichen damals von Aino's bewohnten 
Tlieil der jap. Hauptinsel, jetzt volksthümlich nur für den Hokkaido 
gebraucht. 
Zakoku, gemischtes GetreidOf zusammenfassende Bezeichnung für 
Bohnen, Buchweizen und 3 Arten Hirse (A w a, Kolbonhirae; H iy e, 
Hahnenfusshirse ; Morokoshi, Mohrenhirse^ in Kurop&ischen 
Zolltarifen Durra oder Dari genannt.) 
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